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EDITORIAL/130: Pfingsten (SB)




Wochendruckausgabe 130 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
27.04.2019

Pfingsten

Rebellion des Schweigens








qqq.jpg Dauerfoto (Editorial der Wochendruckausgabe) - hell !!
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Es begab sich aber, daß das Wetter zu Beginn des Jahres und zum
Aufbruch des Monats Mai eines schönen Abends sein langes, von der
Sonne gespeistes Licht über den Rand des späten Nachmittags warf bis
weit an den Anfang der tiefen Dämmerung der Nacht und weit länger als
die Tage und Stunden zuvor ihr Ende fanden.

Da trafen zwischen Hügeln und grünen Wiesen viele Menschen zusammen,
um gemeinsam den Aufstieg des Mondes und den Anbruch der Nacht zu
erleben.

Als dann die Dämmerung von der Dunkelheit langsam in die Tiefe der
Nacht gezogen wurde, fanden sie sich am Ende zusammengedrängt und
schweigend in nächster Nachbarschaft zueinander wieder und verließen
fast zur selben Zeit beim ersten Sternenglitzern den Platz ihres
Zusammentreffens in unterschiedliche Richtungen.

Hinfort erkannten diese Menschen, wann immer sie im alltäglichen
Gewühl aufeinandertrafen, den jeweils anderen am schalen Abglanz jenes
denkwürdigen Abends und des schweigenden Reichtums unausgesprochener
Worte wieder. (*)

Ihre Schattenblick-Redaktion


(*) siehe Die Bibel, "Das Pfingstwunder", Die Apostelgeschichte
des Lukas 2, 1-13

26. April 2019
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ATOM/212: Strafrecht gegen Bürgersinn - Uranzug-Blockade, eine Notwehr ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

IPPNW (Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkrieges - Ärzte in
sozialer Verantwortung)

Gronau/Schüttorf/Münster/Berlin, 29. April 2019

Anklageschrift wegen Uranzug-Blockade 2017 bei Gronau

- Amtsgericht Steinfurt: Fünf AtomkraftgegnerInnen betroffen

- Anti-Atomkraft-Initiativen fordern Verfahrenseinstellung



Das Amtsgericht Steinfurt hat jetzt fünf AtomkraftgegnerInnen eine
Anklageschrift zugestellt. Dabei wird ihnen in Zusammenhang mit der
Blockade eines Uranzugs zur Urananreicherungsanlage Gronau im Oktober
2017 eine "Störung öffentlicher Betriebe" sowie "Sachbeschädigung"
vorgeworfen. Damals hatte der Uranzug wegen zweier Ankettaktionen rund
17 Stunden zwischen Burgsteinfurt und Gronau stillgestanden.
Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Münsterland fordern die Einstellung
der Verfahren.

In den vergangenen Jahren kam es immer wieder zu Protestaktionen gegen
die Uranzüge von und zur Urananreicherungsanlage Gronau, darunter auch
mehrere Abseil- und Ankettaktionen. Im vorliegenden Fall hatten sich die
AtomkraftgegnerInnen an Betonblöcke gekettet.

Die Urananreicherungsanlage Gronau ist für die Belieferung von ca. 10%
des Weltmarktes mit angereichertem Uran zuständig, u. a. aktuell für die
Rissereaktoren in Belgien und die maroden Alt-Reaktoren nahe der
Kampfzone in der Ukraine, bis 2011 auch für den Fukushima-Betreiber
Tepco. Die Bundesregierung hat die Urananreicherungsanlage jedoch vom
Atomausstieg ausgenommen, sodass ein Weiterbetrieb der Atomanlage über
das Jahr 2022 hinaus zu befürchten ist.

"Im Schnitt alle zwei Wochen fährt ein völlig ungesicherter Uranzug von
und zur Urananreicherungsanlage, ohne dass die Öffentlichkeit jemals
informiert würde. Selbst die örtlichen Feuerwehren sind im Regelfall
nicht informiert. Die Bundesregierung möchte den atomaren Alltag im
westlichen Münsterland so weit wie möglich verschleiern. Die
AktivistInnen haben mit ihrer Aktion diese gefährlichen Atomtransporte
öffentlich sichtbar gemacht. Sie haben auch verdeutlicht, dass es in
Gronau gar keinen Atomausstieg gibt, wenn die zivil und militärisch
brisante Urananreicherung einfach weiterlaufen soll. Eigentlich sollte
die Bevölkerung von der Bundes- und Landesregierung vor den Gefahren der
Atomenergie geschützt werden. Das passiert aber nicht. Wir fordern
deshalb die Einstellung der Verfahren," so Matthias Eickhoff vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.04.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Mai 2019 
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KOHLEALARM/591: Klimakampf und Kohlefront - Dörfer und Hambacher Wald retten ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 30.04.2019

RWE: Bestandsgarantie für Hambacher Wald und Dörfer am Braunkohletagebau
jetzt!

- Dachverband fordert Rücktritt von RWE-Chef Schmitz und Halbierung
der Dividende

- Kundgebung "irRWEge stoppen" vor Grugahalle am 3. Mai um 8.30 Uhr



Köln/Erkelenz. Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre
und die Initiative "Alle Dörfer bleiben!" werfen der RWE AG vor, den
Kohleausstieg zu behindern und eine möglichst hohe Entschädigung für den
Konzern herausholen zu wollen. Es ist möglich, sowohl den Hambacher Wald zu
retten als auch die Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach zu
erhalten. Vor Beginn der Hauptversammlung des Energiekonzerns am 3. Mai in
Essen veranstaltet ein breites Bündnis von Umwelt- und
Menschenrechtsorganisationen unter dem Motto "irRWEge stoppen - für
Klimagerechtigkeit kämpfen!" eine Kundgebung vor der Grugahalle.

"RWE-Chef Rolf Martin Schmitz hat jegliches Vertrauen verloren. Er ist für
den klimafeindlichen Kurs des Konzerns verantwortlich und hat dazu
beigetragen, dass auch die Kohlekommission wirtschaftliche Interessen der
Energiekonzerne über Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit für Betroffen
und Arbeitnehmer*innen stellt ", sagt der Geschäftsführer des Dachverbands,
Markus Dufner. "Deshalb sollte der Aufsichtsrat Schmitz als
Vorstandsvorsitzenden abberufen und durch jemand ersetzen, der glaubhaft an
der Entwicklung von Zukunftsperspektiven im Rheinischen Revier
mitarbeitet." Der Dachverband verlangt von RWE außerdem, die Dividende von
70 Cent je Aktie auf 35 Cent zu kürzen, um die Rückstellungen für die
Beseitigung von Umwelt- und Gesundheitsschäden, die durch die
Kohlewirtschaft verursacht wurden, zu erhöhen.

"Seit die Kohlekommission im Januar 2019 ihre Empfehlungen der Politik
vorgelegt hat, beschleunigt die RWE AG den Abriss von Dörfern an den
Tagebauen Garzweiler und Hambach", so David Dresen aus dem bedrohten Ort
Kuckum und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben!", einer bundesweiten Initiative
von Tagebau-Betroffenen aus allen drei Braunkohlerevieren. "Anstatt die
politische Umsetzung des Kohlekompromisses abzuwarten, schafft RWE Fakten
und vertreibt so weiter tausende Menschen aus ihrer Heimat. Der Konzern
muss nun endlich eine Bestandsgarantie für den Erhalt der Dörfer und den
ökologisch wertvollen Hambacher Wald abgeben."

"Viele Dorfbewohner, die Tag für Tag erleben, wie RWE in ihrer
Nachbarschaft Häuser abreißt und die Vorbereitungen für den Kohleabbau
vorantreibt, empfinden das Vorgehen des Konzerns als Psychoterror, der sie
zum Verlassen ihres Zuhauses zwingen soll", beklagt Dresen.
"RWE-Mitarbeiter bohren direkt neben Wohnhäusern, unter dauerhafter Lärm-,
Licht- und Schmutzbelästigung; sie schlagen für eine Umgehungsstraße, die
möglicherweise nie gebraucht wird, eine breite Schneise durch Wald und
Felder."

"Das Vorgehen von RWE ist absolut nicht sozialverträglich", sagt Dresen.
"Der Konzern verhandelt über den Verkauf von Grundstücken mit jedem
Eigentümer geheim. Dadurch werden Dorfbewohner gegeneinander ausgespielt
und es wird Misstrauen geschürt. Die Entschädigungsangebote von RWE sind
häufig unzureichend und ermöglichen es vielen Bewohnern nicht, adäquaten
Ersatz für ihr altes Grundstück zu erwerben. Landwirte und Tierhalter
erhalten so wenig Flächen, dass sie nicht an der gemeinsamen Umsiedlung
teilnehmen können, ohne ihren Beruf aufzugeben. Besonders ältere Menschen
werden durch eine Zwangsumsiedlung entwurzelt und ihrer gewohnten Umgebung
beraubt. Es gibt Fälle, in denen die Entwurzelung älteren Menschen so
zugesetzt hat, dass sie während oder kurz nach der Zwangsumsiedlung
verstorben sind."

Der Dachverband fordert, dass die von der Kohlekommission empfohlenen und
von der Bundesregierung zugesagten 40 Milliarden Euro Strukturhilfe für die
kommenden 20 Jahre an einen konkreten Abschaltplan für Kohlekraftwerke
geknüpft werden. "Für Kraftwerke, die zum Zeitpunkt der Abschaltung bereits
älter als 25 Jahre sind und wahrscheinlich unwirtschaftlich werden, sollte
RWE nicht noch auf Entschädigungszahlungen auf Kosten der Allgemeinheit
setzen", so Dufner.


KUNDGEBUNG AM 3. MAI AB 8.30 VOR DER GRUGAHALLE IN ESSEN

Unter dem Motto "IrRWEge stoppen - für Klimagerechtigkeit kämpfen!"
(#irRWEgestoppen) veranstaltet der Dachverband mit einem breiten Bündnis
von Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen eine Protestkundgebung mit
Musik und Redebeiträgen vor der Grugahalle. Von dort aus startet ab 10.30
Uhr eine Demonstration von Fridays for Future in die Essener Innenstadt.


GEGENANTRÄGE des Dachverbands der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre:

http://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-40/

und von Alle Dörfer bleiben

https://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-von-alle-doerfer-bleiben/

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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KOHLEALARM/590: Klimakampf und Kohlefront - Stop der Tagebauflutung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 26. April 2019

Stop der Tagebauflutung in Cottbus war seit Wochen vorhersehbar



Cottbus - Mit dem heute [26.04.2019] verkündeten Stop der Flutung des
"Cottbuser Ostsees" sieht sich die GRÜNE LIGA in ihrer Kritik bestätigt.

"Die LEAG hat ein absurdes Schauspiel um ihren Propaganda-See aufgeführt.
Dass diese Flutung nicht lange laufen wird, war schon klar, bevor der Hahn
aufgedreht wurde. Das Wasser der Talsperren wird für den Sommer gebraucht."
fasst René Schuster von der GRÜNEN LIGA zusammen. Der Umweltverband hatte
bereits am 12. April den Auftritt des Ministerpräsidenten Dietmar Woidke
beim Flutungsstart kritisiert.

Schuster weiter: "Der See wird sich letztlich als Fehlplanung zu Lasten
künftiger Generationen herausstellen. Offiziell sucht das Land Brandenburg
nach Wegen, sich an Klimawandel und Wassermangel anzupassen. Mit der
Planung des Cottbuser Tagebausees hat es genau das Gegenteil getan: Der
große und extrem flache See wird durch riesigen Verdunstungsverluste die
Wasserbilanz besonders dann belasten, wenn ohnehin wenig Wasser in der
Spree ist."

Ein kleinerer tieferer See hätte dieses Problem zumindest verringert. Der
Hintergrund der gewählten Seeform ist vermutlich, dass die Flutung den
Tagebaubetreiber pro Hektar weniger kostet, als Kippenflächen nutzbar und
standsicher zu rekultivieren.


Hintergrund:

Pressemitteilung zur Seeflutung vom 12. April 2019:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/413-woidke-eroeffnet-potemkinschen-see

Zusammenfassung der Kritik am Ostsee" und Rückblick auf die durch den
Tagebau Cottbus-Nord verursachten Schäden:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/193-tagebau-cottbus-nord-jahrzehntelange-zerstoerung-hinterlaesst-unkalkulierbare-risiken

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.04.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/4299: Berlin - Weiter Schreiben, Ali Al-Kurdi und Martin Kordic in Lesung und Gespräch, 14.05.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Mai 2019

Lesung und Musik

Ali Al-Kurdi und Martin Kordic im Gespräch mit Annika Reich

Di 14.5., 19:30 Uhr
7 EUR / erm. 4 EUR



Weiter Schreiben - Literarische Begegnungen mit Autor*innen aus
Krisengebieten

»Weiter Schreiben« ermöglicht Autor*innen, die
im Exil leben, ihre Texte im Original und in deutscher Übersetzung zu
veröffentlichen und mit in Deutschland etablierten Autor*innen
zusammenzuarbeiten. Die Autoren Ali Al-Kurdi und Martin Kordic sind
ein solches Tandem. Sie trennt so viel wie sie vereint: eine
Generation, Kriege in ihren Herkunftsländern und das unterschiedliche
Herangehen an ihren Stoff. An diesem Abend lesen sie aus ihren
Texten, diskutieren über einen in Syrien hoch beachteten Roman
Al-Kurdis und erzählen von ihrer Begegnung.

Musikalisch begleitet werden sie von der Mediterranean

Girls Group.

»Weiter Schreiben. Ein Portal für Literatur und Musik aus
Krisengebieten« ist ein Projekt von WIR MACHEN DAS, gefördert durch
den Hauptstadtkulturfonds und das Goethe-Institut, in Zusammenarbeit
mit dem Gunda-Werner-Institut in der Heinrich-Böll-Stiftung und der
Allianz Kulturstiftung.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Mai 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/4298: Berlin - Dichtung aus Slowenien, Lesung und Gespräch mit Bina Stampe Zmavc, 10.05.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Fr., 10.5.19, 19.00 Uhr

Dichtung aus Slowenien

Lesung & Gespräch

Lesung und Gespräch mit Bina Stampe Zmavc Schriftstellerin, Dichterin,
Regisseurin und Übersetzerin, Celje (Slowenien)



Was verbleibt dem Orpheus, wenn die letzte Muse entschwindet? Ist Poesie
wirklich nur des Dichters Stimme, oder ist es die Muse, die ihm die Worte
in den Mund legt?

Bina Stampe Zmavc unterfragt in ihrer Dichtung Ein Lied für Lyra den
wirklichen Kern der Poesie.

Und wenn den wundersamen Cral verlieren des Dichters Hände, wer Orpheus,
wer Eurydike, ob dies Lied - ein Ende fände?

Selbst Orpheus, den die Lyra in den Totenfrost getrieben - tausend Türen
hinter Türen, doch die Musen bald vertrieben

Die Lesung erfolgt zweisprachig (Slowenisch und Deutsch).

Die Veranstaltung entstand in Zusammenarbeit des Slowenischen
Kulturzentrums Berlin mit der Slowenischen Botschaft Berlin und des
slowenischen Verlags Zalozba Pivec.

Eintritt:

frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TAGUNG/2405: Oldenburg - Über Selbstverlust und Welterfahrung in der Moderne, 9.-11.5.2019


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Über Selbstverlust und Welterfahrung in der Moderne

Interdisziplinäre Tagung an der Universität Oldenburg

von Donnerstag, 9. bis Samstag, 11. Mai 2019

Campus Haarentor, Hörsaalzentrum A14, Raum 1-111



Oldenburg. Besessenheit, Trance und Ekstase, aber auch Schizophrenie sind
Zustände, in denen Menschen vorübergehend ihre persönliche Identität
verlieren oder gar überzeugt sind, von einer fremden Macht beherrscht zu
werden. Mit dieser Erfahrung des Selbstverlusts beschäftigt sich eine
interdisziplinäre Tagung an der Universität Oldenburg von Donnerstag, 9.
bis Samstag 11. Mai. Unter dem Titel "Mich zu verlieren / Bin ich da!" -
Über Selbstverlust und Welterfahrung in der Moderne beleuchten insgesamt 18
Referentinnen und Referenten das Thema aus Sicht von Literaturwissenschaft,
Ethnologie, Soziologie und Philosophie. Die Tagung, die vom
Graduiertenkolleg "Selbst-Bildungen" veranstaltet wird, findet im
Senatssitzungssaal der Universität statt (Campus Haarentor, Hörsaalzentrum
A14, Raum 1-111). Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos,
Interessierte werden gebeten, sich bis zum 3. Mai bei
bjoern.bertrams@uol.de anzumelden.

Im Rahmen der Tagung präsentiert der Literaturwissenschaftler Dr. Peter
Braun von der Universität Jena am Donnerstag, 9. Mai, um 20.00 Uhr im
Literaturhaus Wilhelm 13 (Leo-Trepp-Str. 13, 26121 Oldenburg) sein neues
Buch über die Dichterin, Fotografin und Ethnologin Ilse Schneider-Lengyel.
Braun zeichnet auf der Grundlage des erst spät entdeckten Nachlasses ein
Porträt der 1972 verstorbenen Künstlerin und ihres vielschichtigen Werks.
Er spricht mit dem Literaturwissenschaftler Dr. Jan Gerstner von der
Universität Bremen über die bemerkenswerte Frau, die für ihre Umgebung
stets rätselhaft blieb. Der Eintritt für die Veranstaltung, die in
Kooperation mit dem Literaturbüro der Stadt Oldenburg stattfindet, kostet 9
Euro (ermäßigt 7 Euro).

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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TREFF/1368: Stuttgart - Frühlingsfest im Literaturhaus, 14.05.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Dienstag, 14.05.19, 19.30 Uhr

Frühlingsfest im Literaturhaus

Hanns Zischler, Quintett "Dichtungsring"

Fest

Klavier: Lambert Bumiller

Grußwort: Fritz Kuhn



Frühlingsfest im Literaturhaus Dienstag 14.5., 19.30 Uhr

Mit Texten von Marina Zwetajewa, W.H. Auden, Emily Dickinson, Ernst
Jandl, Christian Morgenstern und anderen, Hanns Zischler und das
Quintett des "Dichtungsrings". Am Flügel: Lambert Bumiller, Grußwort:
Oberbürgermeister Fritz Kuhn.

 Boden, Decke, Bühne, Lüftung, Licht und Ton - im Rhythmus der Worte
schwingt die frohe Botschaft bereits mit: Die Saalrenovierung im
Stuttgarter Literaturhaus ist beendet. Es sprießen die Texte und
wachsen die Bücher in den Saal. Zeit für ein Frühlingsfest! Stoßen
Sie mit uns an und freuen Sie sich auf einen Abend mit Hanns
Zischler, dem Dichtungsring-Quintett und Lambert Bumiller am Flügel.
Der vielfach ausgezeichnete Autor und Schauspieler Hanns Zischler hat
mit Größen wie Wim Wenders und Steven Spielberg gedreht, Jean-Luc
Godard nannte ihn gleich den "Gentleman Actor". Für das Stuttgarter
Literaturhaus hat er diesen Abend komponiert und bringt ein
Sprecher*innen-Ensemble mit, von der Schauspielerin Johanna Polley
als "Dichtungsring" getauft. Zusammen mit dem Ensemble wird er nach
seinen Partituren Gedichte von Marina Zwetajewa, W.H. Auden, Emily
Dickinson, Ernst Jandl und Christian Morgenstern chorisch sprechen
und poetische Räume öffnen. Und gemeinsam mit dem Pianisten Lambert
Bumiller am Flügel deklamiert Hanns Zischler im Anschluss das
Melodram "The Raven" von Arthur Bergh (1914), nach dem Gedicht von
Edgar Allen Poe.

Eintritt: Euro 10,- / 8,- / Mitglieder frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSTELLUNG/184: Würzburg - Schätze aus 400 Jahren Universitätsbibliothek, 3.5.-30.6.2019


Julius-Maximilians-Universität Würzburg

Schätze aus 400 Jahren Universitätsbibliothek Würzburg



Anlässlich ihres 400-jährigen Jubiläums öffnet die Universitätsbibliothek
Würzburg ihre Tresortüren und präsentiert in einer einmaligen Ausstellung
die prunkvollsten Schätze aus ihren Sammlungen. Vom 3. Mai bis 30. Juni
2019 können die Besucher in der Zentralbibliothek am Hubland ausgewählte
Spitzenstücke bewundern, darunter einzigartige Handschriften wie das
Kiliansevangeliar und das Fuldaer Evangeliar aus der "Würzburger
Dombibliothek", die zu den bedeutendsten Handschriftenensembles in
Mitteleuropa zählt. Die Jubiläumsausstellung wird im Rahmen des Festakts
am 2. Mai 2019 feierlich eröffnet.

400 Jahre Universitätsbibliothek seien "ein wuchtiges Signal, ein
großartiges Zeichen, ein kulturelles Erbe, aber auch ein Blick in die
Zukunft", so der bayerische Ministerpräsident Dr. Markus Söder in seinem
Grußwort zum Jubiläum. Die Ausstellung "Elfenbein & Ewigkeit" bildet den
Höhepunkt der zahlreichen Veranstaltungen im Jubiläumsjahr. Zu sehen sind
ca. 75 besondere Exponate, in denen sich über zwei Jahrtausende
Mediengeschichte in prächtigen Farben und oft singulären Texten entfalten.
Die Ausstellung verstehe sich als eine "Einladung zu einer
außergewöhnlichen Begegnung mit der kulturellen Vergangenheit
Mainfrankens", erläutert der Leiter der Universitätsbibliothek, Dr.
Hans-Günter Schmidt: "Die Besucher haben die einmalige Gelegenheit, sich die
sonst im Verborgenen gehüteten Schätze, eingebettet in eine besondere,
extra angefertigte Ausstellungsarchitektur aus der Nähe anzuschauen." Der
Besuch der Ausstellung sei "ein Rendezvous mit der Ewigkeit in Buchform".

Der Zauber abendländischer Buchkultur

Seit dem frühesten Mittelalter werden Bücher auf Pergament geschrieben und
in Buchform gebunden. Die spektakulärsten dieser Bücher sind die
Abschriften der vier Evangelien. Insgesamt neun dieser Prunkstücke gibt es
in der Ausstellung zu sehen. Sechs davon tragen mit Elfenbeinplatten
geschmückte Einbände, darunter das "Heilige Buch Frankens" - das berühmte
Kiliansevangeliar, dessen Elfenbeinrelief das Martyrium der
Frankenheiligen zeigt.

Auch vermeintlich einfache Texthandschriften beherbergen verborgene
Schätze, wie die Ausstellung eindringlich vermittelt: Für die irische
Geschichte von herausragender Bedeutung ist eine äußerlich eher schlichte
Abschrift der Paulusbriefe aus dem 8. Jahrhundert, die mit ihrer Fülle an
altirischen Textzeugnissen die Rekonstruktion dieser Sprache erst
ermöglichte. Unter den Exponaten befindet sich auch die älteste
Handschrift, die die Universitätsbibliothek besitzt. Es handelt sich um
einen auf Papyrus geschriebenen Text, eine Abschrift der Hannibal-Biographie
des Spartaners Sosylos; das Fragment ist der weltweit einzig
existierende Textzeuge dieses Werkes.

Einzigartig sind auch die in der Ausstellung gezeigten Beispiele
mittelalterlicher Buchmalerei, etwa ein Festtagslektionar der Malschule
des Klosters Reichenau, deren Werke zum Unesco-Weltdokumentenerbe, dem
"Memory of the World", zählen, oder die Würzburger Dominikanerbibel, in
der 1246 mit dem Maler Hainricus erstmals in Deutschland ein sein Werk
persönlich signierender Künstler greifbar wird. Exotisch und aus späteren
Zeiten präsentiert sich die deutsche Übersetzung des Hortus Malabaricus
von ca. 1730, ein Pflanzenbuch zur neu entdeckten Flora von Südindien, das
der berühmteste Blumenmaler seiner Zeit, Georg Dionysius Ehret,
illustriert hat.

Mitmach-Stationen

Stationen, die zum Mitmachen und selbst Begreifen einladen, sind in die
Ausstellung integriert: An einem mittelalterlichen Schreibpult lassen sich
die Mühen der Schreiber mit Federkiel und Tinte eigenhändig erfahren. Die
Nachbildung eines spätmittelalterlichen Lesepultes, an dem Bücher zur
Diebstahlssicherung angekettet waren, ermöglicht eine Vorstellung von den
frühen Bibliotheksräumen. In einem Virtual-Reality-Game wird eine Episode
aus der Stadtgeschichte zum Aufhänger für eine spannende 3D-Rallye durch
das mittelalterliche Würzburg. Das Virtual-Reality-Game und weitere
digitale Ausstellungskomponenten konnten durch die Unterstützung der
VR-Bank Würzburg und der Raiffeisen-Schulze-Delitzsch-Stiftung Bayerischer
Genossenschaften realisiert werden. Der VR-Bank sei es ein Anliegen, "die
digitale Transformation zu unterstützen und dabei junge Menschen zu
begeistern", so der Vorstandssprecher der VR-Bank Würzburg Rainer
Wiederer: "Mit unserer Förderung haben wir in die Zukunft unserer Region
investiert - zur Bewahrung unserer Kulturschätze und in die Ausbildung
unserer jungen Menschen."

Literarisches Erbe Mainfrankens im digitalen Zeitalter

Die Universitätsbibliothek Würzburg ist "als staatliche Regionalbibliothek
Unterfrankens auch eine Heimstätte unseres literarischen Erbes und unserer
kulturellen Wurzeln", betont die Schirmherrin des Jubiläums,
Landtagspräsidentin a.D. Barbara Stamm. Dieses Erbe aus 400 Jahren
Sammlungsgeschichte verpflichtet. Dass die Universitätsbibliothek Würzburg
aber damit gerade kein Elfenbeinturm ist, zeigt sie mit dieser Ausstellung
hoch über den Dächern Würzburgs. "So wie der Buchdruck im 15. Jahrhundert
die Wissensgesellschaft revolutioniert hat, eröffnet uns heute die
Digitalisierung ungeahnte Chancen. Bücher haben dabei im digitalen
Zeitalter nichts von ihrer Faszination eingebüßt. Hier am Hubland vereinen
sich 400 Jahre Bibliotheksgeschichte und modernste
Forschungseinrichtungen. Als Digitale Bibliothek ist die
Universitätsbibliothek Würzburg auch ein wichtiger Mittler zwischen Buch
und Digitalem." Mit diesen Worten charakterisiert die bayerische
Staatsministerin für Digitales, Judith Gerlach, die Ausstellung, die
klassische und digitale Herangehensweisen auf innovative Art und Weise
kombiniert - eine Ausstellung, die in dieser Form und Fülle wohl lange
nicht mehr zu sehen sein wird.


Informationen zur Ausstellung

Ausstellungszeitraum: 3. Mai bis 30. Juni 2019

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag von 10:00 bis 18:00 Uhr, Samstag
und Sonntag von 11:00 bis 17:00 Uhr, an Feiertagen geschlossen (Führungen
bei Voranmeldung auch an Feiertagen möglich)

Ausstellungsort: Lesesaal Sondersammlungen, 3. Obergeschoss in der
Zentralbibliothek, Am Hubland, 97074 Würzburg

Eintrittspreise: Drei Euro für Erwachsene (ab 14 Jahre),
ermäßigt zwei Euro, Kinder frei; Führung zwei bzw. ein Euro zuzüglich
zum Eintritt

Führungen für Gruppen ab 15 Personen (40 Euro) und Schulklassen
(kostenlos): Buchung telefonisch unter +49 931 31-85943, max.
Teilnehmerzahl pro Führung: 25


Weitere Informationen unter

https://www.bibliothek.uni-wuerzburg.de/400/ausstellung/

Auflistung der Sonderveranstaltungen zur Ausstellung

https://go.uniwue.de/ub400programm

- Informationen zum gesamten Jubiläumsprogramm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/677: Unna - Bücher-Flohmarkt der Bibliothek am 4. Mai 2019


Stadt Unna

Bücher-Flohmarkt der Bibliothek im zib 



Kreisstadt Unna. Am Samstag, 4. Mai 2019, gibt es vor dem zib ab 10
Uhr die Gelegenheit, in den aussortierten Büchern der Bibliothek im
zib zu stöbern und diese für kleines Geld zu erwerben.

Die Bibliothek im zib ist keine Magazin-Bibliothek und ist bestrebt,
ihren Kundinnen und Kunden aktuelle und interessante Literatur zu den
unterschiedlichsten Themen zu bieten. Einige Trends haben sich schon
wieder überholt, andere Bücher sind nicht mehr interessant und wurden
nicht mehr entliehen. Da der Platz in den Regalen sehr begrenzt ist,
suchen alte Schätzchen nun ein neues Zuhause.

Und damit nicht genug. Die Erlöse des Bücherflohmarkts kommen der
Bibliothek für die Anschaffung neuer Medien zugute.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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NAHOST/344: Bahai'i im Jemen droht Hinrichtung - Menschenrechtler fordern Freiheit für Hamed bin Haydara


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Bahai'i im Jemen droht Hinrichtung: Menschenrechtler fordern Freiheit
für Hamed bin Haydara



Die Gesellschaft für bedrohte Völker warnt vor der Hinrichtung von
Hamed bin Haydara im Jemen. Ein Berufungsgericht der Huthi
entscheidet heute über das Todesurteil gegen den Bahai'i, das aus
religiösen Gründen ausgesprochen wurde. Weiteren 25 Mitgliedern
dieser religiösen Minderheit droht im Jemen derzeit das gleiche
Schicksal.

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) warnt vor der Hinrichtung
eines führenden Bahai'i im Jemen. Ein Berufungsgericht der Huthi wird
heute darüber entscheiden, ob das im Januar 2018 verhängte
Todesurteil gegen Hamed bin Haydara aufrechterhalten wird. Der
Angehörige der im Jemen verfolgten religiösen Minderheit war wegen
Apostasie und angeblicher Spionage verurteilt worden. "Hamed bin
Haydara wird nur aus religiösen Gründen verfolgt", erklärt Kamal
Sido, GfbV-Referent für ethnische, religiöse und nationale
Minderheiten. "Die Unterdrückung der Bahai'i schürt die Gewalt im
Jemen und wird eine Versöhnung langfristig erschweren."

Das Urteil gilt als richtungsweisend für das Schicksal von weiteren
25 Bahai'i im Jemen, gegen die die Behörden vergleichbare
Strafverfahren eingeleitet haben. Ihnen wird vorgeworfen, einer
"teuflischen Sekte" anzugehören, die dem Islam feindlich
gegenüberstehe und die Sicherheit des Landes gefährde.

Huthi im Jemen verfolgen die Bahai'i in ihrem Herrschaftsbereich
systematisch - ähnlich wie der Iran, der wichtigste Bündnispartner
der Huthis. Willkürliche Verhaftungen, entwürdigende Verhöre und
Folter bestimmen den Lebensalltag dieser religiösen Minderheit. Auch
Hamed bin Haydara erlebte diese Verfolgung, nachdem er am 3. Dezember
2013 an seinem Arbeitsplatz festgenommen wurde. Im Kofferraum eines
Autos wurde er mit verbundenen Augen und in Handschellen an einen
unbekannten Ort gebracht, wo er mehrere Monate festgehalten,
gefoltert und verhört wurde. Erst ein Jahr später, kurz vor seinem
Gerichtsverfahren, wurde er in ein reguläres Gefängnis gebracht. Das
Todesurteil eines Sondergerichtes vom 2. Januar 2018 beruht
ausschließlich auf religiösen Gründen.

Die Glaubensgemeinschaft der Bahai'i hat weltweit rund sieben
Millionen Angehörige, davon einige tausend im Jemen. Ihre
monotheistische Religion wurde im 19. Jahrhundert von Baha'ullah
gegründet. Bahai'i leben vor allen in Indien, Afrika, Nord- und
Südamerika und dem Iran. Obwohl sie von sich aus ein gutes Verhältnis
zu anderen Religionsgemeinschaften haben, sind sie im Iran und
einigen weiteren islamisch geprägten Ländern Opfer von
Diskriminierung und Verfolgung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. April 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1000: Menschenkette für ein vereintes Korea entlang der Grenze und der ehemaligen Mauer in Berlin (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Menschenkette für ein vereintes Korea entlang der Grenze und 
der ehemaligen Mauer in Berlin

Von Reto Thumiger, 29. April 2019






[image: Blick entlang der Menschenkette - Bild: © Reto Thumiger, Pressenza]

Bild: © Reto Thumiger, Pressenza



500.000 Menschen bildeten am Samstag eine "Menschenkette" entlang der
demilitarisierten Zone, die die Grenze zwischen Nord- und Südkorea
bildet, in der Hoffnung auf Frieden und Wiedervereinigung.

Noch vor einem Jahr befand sich die koreanische Halbinsel in höchster
Kriegsgefahr. Völlig überraschend trafen sich am 27.04.2018 die beiden
Staatschefs aus Nord- und Südkorea in Panmunjeom und verkündeten eine
gemeinsame Erklärung für den Frieden, den Wohlstand und die
Wiedervereinigung der koreanischen Halbinsel unabhängig von den USA,
China, Russland und Japan.

Diesem historischen Ereignis wurde nicht nur in Korea gedacht. Aus
Solidarität mit den innerkoreanischen Friedensbemühungen bildeten über
500 Menschen aus Berlin und der ganzen Welt eine Menschenkette entlang
des ehemaligen Mauerverlaufs in Berlin.

Dabei wurden auf Koreanisch und Englisch folgende Worte skandiert:

"Welt - Frieden

 Frieden - Wiedervereinigung"



Den Abschluss fand die Kundgebung vor dem Pavillon der Einheit am
Potsdamer Platz.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ATTAC/1987: CETA - EuGH macht Weg frei für Konzern-Paralleljustiz


Netzwerk Gerechter Welthandel

Pressemitteilung vom 30. April 2019

 CETA bleibt Gefahr für Umwelt- und Verbraucherschutz, Sozialstandards
und Demokratie

EuGH-Urteil macht Weg frei für Paralleljustiz für Konzerne



Die im Handels- und Investitionsabkommen der EU mit Kanada (CETA)
vorgesehenen Sonderklagerechte für Investoren
(Investor-Staat-Schiedsgerichtsbarkeit) sind mit dem EU-Recht vereinbar.
Zu diesem Ergebnis kommt der Europäische Gerichtshof (EuGH) in seinem
heute veröffentlichten Gutachten.

Das Netzwerk Gerechter Welthandel, dem 56 zivilgesellschaftliche
Organisationen angehören, bedauert diese Entscheidung und betont, dass
Sonderklagerechte für Konzerne nicht kompatibel mit der Demokratie, dem
Klimaschutz sowie Sozial- und Arbeitsrechten sind.

Das Urteil des EuGH macht den Weg frei für eine Paralleljustiz für
Konzerne in Freihandelsabkommen. Kanadische Konzerne können nach
Ratifizierung des Abkommens EU-Staaten auf Entschädigungszahlungen in
Milliardenhöhe verklagen, wenn sie ihre Profite durch Gesetze zum Schutz
der VerbraucherInnen oder der Umwelt gefährdet sehen. Umgekehrt gilt das
auch für europäische Konzerne in Kanada.

"CETA ist und bleibt ein schlechtes Abkommen. Es schränkt den
Handlungsspielraum von Kommunen ein, unterstützt die Privatisierung
öffentlicher Dienstleistungen und gefährdet die öffentliche
Daseinsvorsorge. Es schützt das Vorsorgeprinzip nur unzureichend und
öffnet damit Tür und Tor für die Verwässerung von Umwelt- und
Verbraucherschutzstandards. Das Abkommen genügt nach wie vor nicht den
Ansprüchen an ein nachhaltiges Abkommen, das Umwelt- und Klimaschutz
vorantreibt und Menschenrechte schützt. Stattdessen dient es vor allem
den Interessen großer Konzerne?, stellt Alessa Hartmann von PowerShift
fest.

Roland Süß von Attac ergänzt: "Gemeinsam mit Millionen Menschen in ganz
Europa haben wir gegen CETA demonstriert, allein in Deutschland hat über
eine Million die Europäische Bürgerinitiative gegen TTIP und CETA
unterzeichnet. Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, dass das
Abkommen nicht in Kraft tritt und fordern alle politischen Parteien dazu
auf, eine Ratifizierung in Deutschland zu verhindern."

Die aktuelle europaweite Kampagne "Menschenrechte schützen -
Konzernklagen stoppen!? fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf,
sich aus Handels- und Investitionsabkommen zurückziehen, die
Sonderklagerechte enthalten, und künftig keine solchen Abkommen mehr
abzuschließen. Sie wird von über 200 europäischen Organisationen,
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen getragen; auch das Netzwerk
Gerechter Welthandel ist dabei. Die entsprechende Petition wurde in den
ersten drei Monaten bereits von über 550.000 Menschen europaweit
unterzeichnet.



Hintergrund: CETA ist bereits im September 2017 zu großen Teilen vorläufig
in Kraft getreten. Das Investitionsschutzkapitel muss von den Parlamenten
aller EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden, in Deutschland müssen sowohl
Bundestag als auch Bundesrat zustimmen. Grund dafür, dass der EuGH zu der
Frage entscheiden musste, war der Widerstand der belgischen Region
Wallonien gegen die Unterzeichnung von CETA im Herbst 2016. Wallonien
stimmte dem Abkommen schließlich unter der Bedingung zu, dass der EuGH mit
einer Prüfung beauftragt wurde, ob die Investor-Staat-Schiedsgerichte mit
dem EU-Recht vereinbar sind. Vor diesen Schiedsgerichten könnten kanadische
Investoren Schadensersatzklagen gegen einen EU-Mitgliedstaat einreichen,
wenn dessen Gesetze oder Regulierungen ihre Gewinne schmälern. Die
rechtliche Prüfung des Abkommens ist mit der heutigen Entscheidung des EuGH
noch nicht beendet: Auch das Bundesverfassungsgericht muss noch über eine
Verfassungsbeschwerde zu CETA entscheiden.

Kampagne "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!":

https://stopisds.org/de/

Über das Netzwerk Gerechter Welthandel: Das Netzwerk Gerechter Welthandel
ist im April 2017 aus dem Zusammenschluss des zivilgesellschaftlichen
Bündnisses "TTIP unfairhandelbar" mit dem Trägerkreis der bundesweiten
Großdemonstration "CETA & TTIP stoppen! Für einen gerechten Welthandel!"
entstanden. Weitere Informationen unter: 

www.gerechter-welthandel.org

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6402: Berlin - Studio LCB mit Durs Grünbein, Monika Rinck, poetisch denken, 28.05.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2019

Dienstag, 28. Mai, 19.30 h

Poetisch denken

Studio LCB

Gäste: Durs Grünbein, Monika Rinck

Gesprächspartner: Christian Metz

Moderation: Tobias Lehmkuhl



Unter dem Titel »Poetisch denken« hat der Literaturwissenschaftler
und -kritiker Christian Metz im vergangenen Jahr eine
Bestandsaufnahme der Lyrik der letzten zwanzig Jahre vorgelegt (S.
Fischer). Monika Rinck fungiert in dieser Untersuchung als
Vordichterin und -denkerin einer ganzen Generation. Doch auch in der
Generation der 80er und 90er Jahre stand das Denken hoch im Kurs.
Durs Grünbein, zu dessen Hausheiligen Descartes zählt, hat sich von
Anfang an auch als Essayist mit analytischem Gespür für politische
wie ästhetische Zusammenhänge einen Namen gemacht. Jetzt legen beide,
Rinck und Grünbein, mit »Champagner für die Pferde« (S. Fischer) und
»Aus der Traum (Kartei)« (Suhrkamp) kombinierte Essay- und
Gedichtbände vor, in denen es nicht zuletzt um die Frage der Ränder
und notwendigen Lücken des Denkens geht - ein Abend zum Mitdenken.

In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk.

Sendetermin: Samstag, 29. Juni 2019, 20:05 Uhr.

Sendefrequenzen und Livestream

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1198: Berlin - Alfred-Döblin-Preis 2019, Lese- und Diskussionstag mit den Finalist*innen, 18.05.19


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2019

Samstag, 18. Mai, 10 - 18 h

Alfred-Döblin-Preis 2019

Lese- und Diskussionstag mit den Finalist·innen Mirko Bonné,
Svenja Leiber, Isabella Straub, Kai Wieland, Ulrich Woelk und Iris
Wolff

Es moderieren Natascha Freundel, Cornelia Geißler und Jörg Magenau



An einen der vielseitigsten deutschen Schriftsteller der Moderne
erinnert der 1979 von Günter Grass gestiftete und seither alle zwei
Jahre für ein noch unvollendetes Prosa-Manuskript vergebene
Alfred-Döblin-Preis. Die letzten Preisträger·innen waren 2013 Sasa
Stanisic, 2015 Natascha Wodin und im Mai 2017 María Cecilia Barbetta.
Mehr als 300 Autorinnen und Autoren haben sich in diesem Jahr um den
Preis beworben. Die Manuskripte von Mirko Bonné, Svenja Leiber,
Isabella Straub, Kai Wieland, Ulrich Woelk und Iris Wolff hat die
Jury ausgewählt; am heutigen Samstag stellen die Juror·innen Natascha
Freundel, Cornelia Geißler und Jörg Magenau die Finalist·innen im
Rahmen eines öffentlichen Lese- und Diskussionstags der
Öffentlichkeit vor. Gegen einen Unkostenbeitrag wird ein
Mittagsimbiss gereicht.

Am späten Nachmittag wird der Name des Preisträgers oder der
Preisträgerin auf der LCB-Terrasse bekanntgegeben, die feierliche
Preisverleihung findet am Sonntag, dem 19. Mai um 11.00 Uhr im
Plenarsaal der Akademie der Künste am Pariser Platz statt.

In Zusammenarbeit mit der Akademie der Künste.

Eintritt Lese- und Diskussionstag: 8 EUR / 5 EUR

Eintritt zur Preisverleihung am 19. Mai ist frei.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8625: Und morgen, den 01. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.05.2019 bis zum 02.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8625 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Morgens Wolken, Nieselregen,

verführ'n Jean, die Grünhaut, doch,

sich noch etwas hinzulegen,

und er treibt ins schwarze Loch.
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MELDUNG/059: EU-Lobbyreport - "Konzerne haben zu viel Macht in Europa" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

EU-Lobbyreport: "Konzerne haben zu viel Macht in Europa"

Von LobbyControl, 29. April 2019



Europa unternimmt zu wenig gegen den einseitigen Lobbyeinfluss von
Konzernen. Zu diesem Befund kommt der heute von LobbyControl
veröffentlichte "EU-Lobbyreport". In Sachen Lobbytransparenz ist
Brüssel Berlin und anderen Hauptstädten Europas demnach teilweise weit
voraus. Allerdings fehlen wirksame Regeln, um Konzerneinflüsse über
einseitig besetzte Expertengruppen, unausgewogene Lobbytreffen oder
informelle Kanäle zu begrenzen.

Der EU-Lobbyreport [1] dokumentiert, wie Unternehmen, Anwälte oder
Lobbyagenturen Einfluss auf die Politik nehmen und wie sich die Regeln
zum Umgang mit Lobbyismus in den vergangenen fünf Jahren verändert
haben. Fazit: "Brüssel hat bei der Lobbytransparenz und der Begrenzung
von Interessenkonflikten Fortschritte gemacht. Dennoch: Die Macht der
Konzerne in Europa ist eindeutig zu groß. Teilweise können sie Gesetze
und politische Prozesse regelrecht kapern", sagt Imke Dierßen,
politische Geschäftsführerin von LobbyControl.


Nationale Regierungen als Lobbyvehikel

Eine zentrale Rolle für einseitige Lobbyeinflüsse spielen die
EU-Mitgliedstaaten. Über den intransparenten Rat der EU boxen
nationale Regierungen immer wieder die Interessen ihrer heimischen
Industrien durch. Die Bundesregierung verwässerte oder verzögerte zum
Beispiel wirksame Abgastests oder bessere Regeln beim Kampf gegen
Steuervermeidung und -hinterziehung.

"Europa lässt es zu, dass Konzerne und Reiche ihr Vermögen in
Schattenfinanzplätze verschieben und sich dadurch ihrer
Steuerverantwortung entziehen. Durch Steuervermeidung und -optimierung
entgehen den EU-Ländern jedes Jahr 50 bis 70 Milliarden Euro an
Steuereinnahmen. Das ist fünf bis sechs mal so viel, wie die EU pro
Jahr für Forschung und Bildung ausgibt", sagt Dierßen.


Acht Faktoren für die Macht der Konzerne

Der Lobbyreport benennt acht zentrale Faktoren für die Macht der
Konzerne in Brüssel. Dazu gehören das Anwerben von Politikern als
Lobbyisten, die Abhängigkeit der EU-Bürokratie von
Unternehmensexpertise oder privilegierte Zugänge durch
Exklusiv-Veranstaltungen wie das von Günther Oettinger veranstaltete
"Europa-Forum-Lech".

"Konzerne können zur Durchsetzung ihrer Interessen auf eine
unglaubliche Lobbypower zurückgreifen", sagt die Autorin des Berichts,
Nina Katzemich. "Zwei Drittel der 25.000 Lobbyisten, die mit einem
Jahresbudget von 1,5 Milliarden Euro Gesetze, Politik und öffentliche
Meinung in Europa beeinflussen, vertreten Unternehmensinteressen."

Diese Unausgewogenheit sieht man auch bei der EU-Kommission, die rund
70 Prozent ihrer Lobbytreffen mit Unternehmensvertretern hat, wie eine
aktuelle Auswertung von LobbyControl belegt. "Diese Einseitigkeit ist
problematisch und widerspricht dem Versprechen von
Kommissionspräsident Juncker zu Beginn seiner Amtszeit, für mehr
Ausgewogenheit sorgen zu wollen", so Katzemich.

Auch in anderen Bereichen sieht man das Missverhältnis. So besteht die
Expertengruppe "Emissionen im praktischen Fahrbetrieb - leichte
Nutzfahrzeuge" zu 70 Prozent aus Vertretern der Autoindustrie. Laut
Untersuchungsausschuss des EU-Parlaments zum Dieselskandal hat diese
Gruppe unter anderem dazu beigetragen, ein effektiveres Testverfahren
für den Schadstoffausstoß von Fahrzeugen um Jahre zu verzögern.


Europa könnte ein Schutzschild sein

Imke Dierßen: "Europa könnte ein Schutzschild gegen Konzernmacht sein.
Das haben die Datenschutzgrundverordnung und viele EU-Gesetze wie die
Katalysatorpflicht oder Regeln zur Begrenzung von Schadstoffemissionen
gezeigt, mit denen die Luftqualität langfristig zum Teil erheblich
verbessert werden konnte. Wir brauchen mehr solcher positiven Impulse
von Europa. Mehr Lobbytransparenz und strenge Regeln für Lobbyisten
sind dafür essentiell."

Erstveröffentlicht bei:

https://www.lobbycontrol.de/2019/04/eu-lobbyreport-konzerne-haben-zu-viel-macht-in-europa/


Anmerkung:

[1] http://icm-tracking.meltwater.com/link.php?DynEngagement=true&H=AqX%2Fyxxn%2FCsKfNEzXNs%2BvxKe7ZZW379%2BIapVVCHkcj06tGRioNXHyXtGQBf9m0dRaUAEhq7%2FoPS%2Bg1fIG8ihZhnEFGwxK5KMsTzQEiMtoAx365Fe1HTX7Q%3D%3D&G=0&R=https%3A%2F%2Fwww.lobbycontrol.de%2Fwp-content%2Fuploads%2FEU-Lobbyreport2019.pdf&I=20190429084613.0000014aaca4%40mail6-60-usnbn1&X=MHwxMDQ2NzU4OjVjYzMzMmQ2NmQyYzlhNDdlZTY1NzIzMTs%3D&S=EF4lnSdFnZ9gI-q2j9uEYfgXnfhqCYYA8rgkVxJD3pU


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TREFF/737: Hamburg - Ein Alexander-von-Humboldt-Abend mit Andrea Wulf und Denis Scheck, 28.05.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2019

Dienstag, 28.5.2019, 19.30 Uhr

Ein Alexander-von-Humboldt-Abend

Andrea Wulf stellt ihr Buch »Die Abenteuer des Alexander von
Humboldt« vor

Moderation: Denis Scheck



2019 ist Alexander-von-Humboldt-Jahr, denn am 14. September jährt sich
sein Geburtstag zum 250. Mal. Dass der Naturforscher und
Universalgelehrte Humboldt hierzulande wieder stärker ins Bewusstsein
gerückt ist und seine Bedeutung für unser heutiges Verständnis von
Natur wieder erkannt wurde, dafür hat vor allem die Kulturhistorikerin
und Journalistin Andrea Wulf gesorgt. Ihre 2016 auf Deutsch
erschienene Biografie »Alexander von Humboldt und die Erfindung der
Natur« wurde vielfach ausgezeichnet - unter anderem mit dem
Bayerischen Buchpreis - und hat sowohl Humboldts historische
Leistungen als auch seine Aktualität prägnant herausgestellt.

Ihr neues, wieder bei C. Bertelsmann erschienenes Werk »Die Abenteuer
des Alexander von Humboldt« (Übersetzung: Gabriele Werbeck) ist eine
außergewöhnliche, prachtvoll gestaltete Gemeinschaftsarbeit. Zusammen
mit der Illustratorin Lillian Melcher legt Andrea Wulf eine spannend
zu lesende, vor Einfällen sprühende Graphic Non-Fiction vor, die auf
Humboldts Tagebüchern basiert und seine große Südamerikareise (1799-
1804) umfasst. Was es mit der Besteigung des Chimborazo oder mit
Zitteraalen und Pferden auf sich hat, wie Humboldt gearbeitet hat -
das lässt sich in diesem faszinierenden Buch anschaulicher denn je
nachlesen.

Kulturpartner NDR Kultur, Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/736: Hamburg - Philosophisches Café, Die großen Fragen des 21. Jahrhunderts mit Markus Gabriel, 22.05.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2019

Mittwoch, 22.5.2019, 19.30 Uhr

Philosophisches Café

Die großen Fragen des 21. Jahrhunderts

Zu Gast: Markus Gabriel

Moderation: Barbara Bleisch und Wolfram Eilenberger



Zwanzig Jahre lang moderierte Reinhard Kahl das im Januar 1999
begründete Philosophische Café, das zu einer wahren Institution wurde.
Diese Tradition gilt es, mit den neuen Moderatoren Barbara Bleisch und
Wolfram Eilenberger fortzusetzen und zu beleben.

Gast ihres ersten, dieses Mal gemeinsamen Abends ist der Bonner
Philosoph Markus Gabriel. Wie lauten die entscheidenden Fragen unserer
Zeit? Und welche Antworten vermag die Philosophie auf sie anzubieten?
Im Gespräch mit Markus Gabriel vermessen Barbara Bleisch und Wolfram
Eilenberger den Raum des zeitgenössischen Denkens.

Wie steht es um die Fortschritte in der künstlichen Intelligenz?
Welche Werte tragen unser globales Zusammenleben? Was unterscheidet
Fakten von Fiktionen? Was die Welt von der Umwelt? Zu all diesen
Fragen hat Markus Gabriel, als einer der vielseitigsten und
sichtbarsten Denker unserer Gegenwart, eigenständige und höchst
innovative philosophische Werke vorgelegt. Als Autor von
internationalen Bestsellern wie »Warum es die Welt nicht gibt« sowie
jüngst »Der Sinn des Denkens« (beide Ullstein) ist er wie kein Zweiter
geeignet, zum Auftakt eines neuen Gesprächszyklus aufzuzeigen, wie es
heute noch gelingen kann, die eigene »Zeit in Gedanken zu fassen«.
Große Fragen also, die nach großen Antworten verlangen.

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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KALENDERGESCHICHTEN/101: 05-2019   Der kleine Elefant - eine böse Überraschung ... (SB)



[image: Roland und Nico plantschen im Wasserloch, im Hintergrund schleicht der riesige Löwe - Buntstiftzeichnung © 2019 by Schattenblick] 

Roland, der kleine Elefant, wurde von den Affen zu einer
Elefantenherde gebracht, wo er die Bekanntschaft mit Mama Maja, der
Anführerin und ihrem kleine Baby Nico machte, das ebenso groß war, wie
Roland. Mama Maja erzählte er, woher er kam, doch auf die Frage, warum er so
klein sei, wusste er keine Antwort, Mama Maja aber schon. Sie erklärte
nämlich den anderen Elefanten, dass Roland aus einem Steinland
käme, wo es nicht genug zu essen gibt und Elefanten ohne Essen nicht
groß werden können. Das genügte als Erklärung und so nahmen sie ihn
freundlich in ihre Mitte.

"Hey Ronny, kommst du mit mir zum Wasser?", ungeduldig zappelte Nico,
der Baby-Elefant, vor Roland hin und her. "Komm, plantschen, das ist
toll!"
Roland, der kleine Elefant, der von den großen Elefanten
freundschaftlich Ronny genannt wurde, war verunsichert und schaute
hilfesuchend zu Mama Maja hinüber, die ihn gleich ermunterte: "Geh nur,
Ronny, du bist doch bestimmt schon ziemlich alt und erfahren, du
kannst doch auf das Baby aufpassen, oder?"

"Oh ja, ich bin sehr alt, glaube ich, doch habe ich noch nie zuvor auf
einen Baby-Elefanten Acht gegeben."

"Nun, so schwer ist das nun auch wieder nicht, nun geh schon und habt
Spaß! Wir sind hier ganz in der Nähe, es wird schon nichts passieren."

Nico platzte schon vor Ungeduld. Endlich stratzten die beiden in
Richtung Wasserstelle. Das Elefanten-Baby rannte los, blieb aber am
Ufer stehen, drehte sich zu Roland um und wartete bis auch er das
Wasser erreicht hatte. Sofort tauchte es seinen Rüssel in das frische
Nass, sog etwas Wasser hinein und führte ihn zu seinem Mund, was ihm
allerdings noch nicht so recht gelingen wollte und so platschte viel
Wasser auf die Erde. Roland schmunzelte, er konnte sich noch gut daran
erinnern, wie oft er geflucht hatte, weil sein Rüssel nicht das getan
hatte, was er wollte. "Tja, Nico, trinken will gelernt sein!", lachte
er. Nico fühlte sich verspottet, zog abermals einen kräftigen Schluck
Wasser auf, drehte sich um und spritzte Roland mitten auf den Kopf.
Das ließ der kleine Elefant sich nicht gefallen und rief: "Na warte,
du kleiner Teufel!" Also tauchte auch er seinen Rüssel ins Wasser und im nächsten
Moment regnete es über dem Elefanten-Baby. Immer hastiger sogen sie
Wasser auf und spritzten sich gegenseitig nass. Bald tobten und
tollten sie herum, tapsten sogar in die Wasserstelle hinein, wenn auch
nur ganz nah am Ufer und waren bald patschnass.

"Uff, genug, aufhören", japste Roland, "ich bin ganz aus der Puste,
lass uns eine Pause machen und endlich mal was trinken, ich bin am
Verdursten!"

Plötzlich stieß Nico einen markerschütternden Schrei aus, der so
voller Angst war, dass Roland sich total erschreckte. "Was ist los?",
rief er dem Elefanten-Baby zu, doch er bekam keine Antwort. Nico
schrie erneut und noch lauter. Hastig suchte Roland die Umgebung ab,
um zu erkennen, wovor Nico sich so gefürchtet hat und dann erblickte
er es - und blieb wie gelähmt stehen. Fassungslos starrte er auf den
Löwen, der aber nicht so aussah, wie jene in seiner Heimat. Nein, bei
diesem Löwen handelte es sich um einen Riesenlöwen, um einen
Monsterlöwen.

Langsam näherte sich die gewaltige Raubkatze, setzte zunächst lauernd
eine Pranke vor die andere, beschleunigte dann aber und es sah ganz
danach aus, als wolle sie sprinten und dann auf ihre Beute, das
Elefanten-Baby, springen, um ihm die Kehle durchzubeißen.

Der kleine Elefant war verzweifelt, er hatte keine Ahnung, was er
unternehmen sollte, um Nico zu retten. Alles ging so unglaublich
schnell - und dann bebte die Erde unter seinen Füßen und er fürchtete
schon, ein großer Spalt würde sich unter ihm auftun. Doch das geschah
nicht. Die vielen Elefantenfüße stampften im Trab auf die Wasserstelle
und auf den Löwen zu. Ein Tosen begleitete die anstürmende
Elefantenherde - der Löwe verharrte in seiner Bewegung, fauchte wütend
und sperrte seinen riesigen Rachen auf, sodass seine spitzen Reißzähne
wie weiße scharfe Dolche deutlich zu sehen waren. Davon wenig
beeindruckt setzten die Elefanten ihren Angriff fort. Der Löwe wäre
wohl vor Zorn geplatzt, doch sah er ein, dass er diesmal der
Unterlegene war und auf sein Mittagessen verzichten musste. Er fauchte
noch einmal, drehte sich um und mit erhobenem Löwenmähnenhaupt verließ
er die Wasserstelle.

Die Elefantenherde stoppte ihren Lauf und augenblicklich stand Mama
Maja vor Nico, betastete ihn mit ihrem Rüssel. Nico verkroch sich ohne
ein Wort zu sagen unter ihren Bauch, dort fühlte er sich am
sichersten. Roland, der kleine Elefant, ließ sich auf sein Hinterteil
fallen und blieb einfach sitzen. Er war total durcheinander. Ein
Elefantenbulle näherte sich ihm und meinte: "Na, das war wohl ein
bisschen viel für dich?!"

"Das kann man wohl sagen. Ich habe mich in meinem ganzen Leben noch
nie so gefürchtet. Mir scheint, ich passe nicht in dieses Land, das
ist viel zu gefährlich. Überall lauern Gefahren und ich weiß noch
nicht einmal, dass es welche sind. Ich bin so ahnungslos und
unwissend. Ohne euch oder ohne die Affen wäre ich schon lange
gefressen worden, da bin ich ganz sicher", seufzte Roland.

"Ja, gefährlich ist es hier schon, aber deswegen ist es auch so
wichtig, dass wir aufeinander achten und wenn Gefahr droht, sofort
alle gemeinsam gegen den Angreifer vorgehen. Allein solltest du besser
keinen Schritt im Dschungel wagen."

"Oh, ich bin sicher, dass ich das nicht vergessen werde", versprach
Roland wohl am meisten sich selbst.

Fortsetzung folgt ...



zum 1. Mai 2019
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LESUNG/1857: Hanau - "Der Riese Knurr" am 8. Mai 2019


Stadt Hanau

Von großen Feinschmeckern und kleinen Helden 

Vorlesestunde mit Birgit Jaczkowski im Kulturforum



Birgit Jaczkowski lädt wieder Kinder ab vier Jahren zu einer
kostenlosen Vorlesestunde am Mittwoch, 8. Mai von 16 bis 17 Uhr in
die Kinderbibliothek im Kulturforum ein. Im Bilderbuch "Der Riese
Knurr" von Astrid Henn und Heinz Janisch geht es um drei mutige Mäuse,
die sich mit einem Riesen anfreunden wollen. Im Wald geht der Riese
Knurr mit einem riesigen Rumms und Kawumm um, und alle Tiere haben
Angst vor ihm. Nur drei kleine Mäuse trauen sich, den Riesen
anzusprechen und ihn zu ihrer Geburtstagsparty einzuladen. Und
tatsächlich nimmt der Riese die Einladung an, denn er liebt
Geburtstagstorten. Klar, vor jemandem, der Torten mag, muss man keine
Angst haben. So feiern am Ende alle ein rauschendes Fest. Jeden 1.
Mittwoch im Monat liest Jaczkowski (insofern kein Feiertag ist) im
Kulturforum vor. Fragen zu den Veranstaltungen können gerne über 
E-Mail an stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GEGENWIND/802: Reise nach Afghanistan


Gegenwind Nr. 367, April 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Reise nach Afghanistan:

"Ich hatte selbst große Bedenken"

Interview mit Sigurd Petersen von Reinhard Pohl



Seit Jahren hilft Sigurd Petersen Flüchtlingen in Hamburg. Im
Herbst 2018 gab einer "seiner" Jugendlichen auf und kehrte freiwillig
nach Afghanistan zurück. Sigurd Petersen hat ihn im Februar dort
besucht.



Gegenwind: Du hast jetzt ein paar Tage Urlaub in
Afghanistan gemacht. Das ist relativ ungewöhnlich. Wie kommst Du dazu?

Sigurd Petersen: Von Urlaub kann man natürlich nicht sprechen.
Ich bin deswegen nach Afghanistan geflogen, weil ich dort einen jungen
Afghanen besuchen wollte. Den habe ich hier in Hamburg dreieinhalb
Jahre betreut. Der ist im Oktober freiwillig zurückgekehrt, weil er
hier aufgrund seiner Psyche gescheitert ist. Ich habe den Jungen in
Mazar-i-Sharif besucht, seine Familie, geguckt wie es ihm geht. Ich
habe auch versucht, ihm noch Hilfe vor Ort zu besorgen für eine
Therapie. Es gibt dort in Mazar eine deutsche Organisation, die bietet
Therapieplätze für Rückkehrer an. Das war der Auslöser.

Ich wollte zum anderen natürlich auch mal sehen, wie es tatsächlich in
Afghanistan ist, wie die Situation ist, weil ich hier mit afghanischen
Flüchtlingen zu tun habe. Aus dem Grunde bin ich dann für vier Tage
nach Afghanistan geflogen.

Gegenwind: Ich möchte noch mal einen Schritt zurück
machen. Wie bist Du dazu gekommen, Dich in Hamburg mit Flüchtlingen zu
beschäftigen, Kontakte zu suchen, zu unterstützen?

Sigurd Petersen: Das kam eines Tages im September 2015
urplötzlich über Facebook. Ein Freund hat mich angeschrieben. Am
Hauptbahnhof Hamburg kommen auf einmal so viele Menschen an, und da
bin ich mal hin. Wir waren am Anfang vielleicht eine Handvoll Helfer,
die dann am Bahnhof geholfen haben. So begann meine Initiative für die
Flüchtlingsarbeit. Seitdem bin ich eigentlich jeden Tag beschäftigt.
Auch heute helfe ich noch Flüchtlingen, ich übernehme Vormundschaften.
Ich versuche, meinen Teil dazu beizutragen, dass die Leute hier
vernünftig integriert werden und einen guten Weg finden.

Gegenwind: Hast Du Dich auf Jugendliche ohne Eltern
konzentriert? Oder auch auf ein bestimmtes Herkunftsland?

Sigurd Petersen: Nein. Am Anfang war es so, es kamen ja aus
allen Ländern Leute. Aus Syrien, auch Afghanistan, aus Iran, aus Irak
kamen Flüchtlinge. Das mit den Jugendlichen hat sich insofern ein
bisschen durch Zufall ergeben, weil ich von den Helfern der einzige
war, der ein Auto hatte. Und wenn dort unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge kamen, haben wir sie in die Erstaufnahme in Hamburg
gebracht. Und das haben wir meistens mit dem Auto gemacht, da war ich
derjenige, der gesagt hat: Ich bringe den Jugendlichen dorthin. Das
war der Auslöser. Ansonsten betreue ich auch heute noch eine junge
irakische Familie mit kleinem Kind, es geht also quer durch. Durch
alle Gruppen, durch alle Nationalitäten.

Gegenwind: Wie kommt es, dass Du dafür Zeit hast? Wie
kommt es, dass Du dazu Lust hast?

Sigurd Petersen: Zeit habe ich, weil ich vor ungefähr 10 Jahren
aufgehört habe zu arbeiten. Ich war selbständig und habe mir vor zehn
Jahren gesagt: Ich habe für mich soviel an Geld, dass ich davon leben
kann. Ich hatte dann die Absicht zu reisen, das habe ich auch gemacht.
Ich war oft in Palästina. Dort habe ich auch viele Freunde. Und dann
kam eben dieser Flüchtlingsstrom im September 2015, und das hat mich
dann irgendwie gefesselt. Seitdem hat sich mein Leben sehr stark
verändert. Ich habe sehr viele Freunde gefunden, ich habe sehr viel
Neues erfahren, und ich bin einfach hängen geblieben.

Gegenwind: Arbeitest Du mit anderen zusammen? Gibt es
persönliche Zusammenhänge oder irgend eine Organisation?

Sigurd Petersen: Am Anfang waren wir ein loser Zusammenhalt von
Ehrenamtlichen, die sich getroffen haben am Bahnhof. Da haben sich
dann im Laufe der Zeit einige Gruppen gebildet. Es wurden kleine
Vereine gegründet. Heute bin ich noch mit vielleicht einer Handvoll
Ehrenamtlicher zusammen, mit denen ich auch befreundet bin. Sie
arbeiten in verschiedenen Bereichen der Flüchtlingsarbeit. Ich selbst
mache das absolut ehrenamtlich, ohne dass ich irgendwo organisiert
bin. Aber in Hamburg gibt es ein ziemlich großes Netzwerk, ich arbeite
mit vielen Initiativen zusammen, um bestmögliche Hilfe zu leisten.

Gegenwind: Wie bist zum Entschluss gekommen, nach
Afghanistan zu reisen? Die Bundesregierung warnt ja davor.

Sigurd Petersen: Ja, ich muss auch sagen, ich hatte selbst
große Bedenken. Aber dieser junge Afghane, den ich hier dreieinhalb
Jahre betreute, dem es sehr schlecht gegangen ist, der hier wirklich
krachend gescheitert ist, mit dem man auch aus meiner Sicht sehr
schlecht umgegangen ist seitens der Behörden - das hat mich bewogen zu
sagen, den will ich besuchen und gleichzeitig das Land kennenlernen,
weil ich hier mit vielen Afghanen arbeite und viele Afghanen kennen
gelernt habe, deren Geschichten gehört habe. Trotz aller Bedenken, die
ich von allen Seiten bekommen habe, dorthin zu reisen, habe ich mich
einfach mal getraut.

Ich habe vor Ort noch andere Freunde, die in Mazar-i-Sharif wohnen.
Die haben mir ihre Hilfe angeboten, und dann bin ich einfach mal
losgefahren.

Gegenwind: Man soll sich ja vorher bei der deutschen
Botschaft anmelden. Hast du das gemacht?

Sigurd Petersen: Nein. Ich habe natürlich ein Visum beantragen
müssen bei der afghanischen Botschaft in Berlin. Da habe ich über
einen afghanischen Freund Kontakt zur Visumabteilung bekommen. Die
haben das nur aufgeschrieben, gefragt was ich dort mache, warum ich
dorthin fahre. Aber ansonsten war das problemlos. Ich habe jetzt ein
Visum, das noch bis Ende April gilt, ich werde eventuell im April auch
nochmal nach Afghanistan reisen.

Gegenwind: Und hattest Du Kontakt mit der deutschen
Botschaft in Afghanistan?

Sigurd Petersen: Ich hatte überlegt, aufgrund der Hinweise des
Auswärtigen Amtes, dass man sich in die Kriseninterventionsliste
eintragen sollte, aber das habe ich nicht gemacht. Vielleicht war das
ein wenig leichtsinnig, das mag durchaus sein, aber ich habe mich auf
die Freunde in Afghanistan verlassen, die mir zugesichert haben, dass
sie sich um mich kümmern, mich beschützen und bin einfach losgeflogen.

Gegenwind: Wie war die Ankunft? War es so, wie Du
erwartet hast, oder gab es Überraschungen?

Sigurd Petersen: Am Flughafen in Mazar-i-Sharif gab es schon
eine Überraschung. Als wir aus dem Flugzeug kamen, ich war der einzige
Europäer bis auf zwei Soldaten, und wenn man in die Ankunftshalle
kommt, da wimmelt es förmlich von Soldaten, Polizisten,
Sicherheitskräften. Begrüßt wurde ich anfangs von deutschen Soldaten,
die dort stationiert sind. Die mich erkannt haben als Europäer, als
Deutschen. Sie haben gefragt, ob sie mir helfen können, was ich hier
mache, und so weiter. Der Flughafen war, wie gesagt, voll mit
Sicherheitskräften. Das ganze Flughafengebäude ist abgeschottet, da
kommt also auch kein Außenstehender hin. Da hatte ich das Problem,
dass die Freunde, die mich abholen wollten, die kommen nicht in diese
Ankunftshalle. Ich habe in der Ankunftshalle gewartet auf die Freunde,
es ist fast eine Stunde vergangen, bis die Sicherheitskräfte mich
aufgefordert haben, das Gelände zu verlassen. Ich musste dann 400, 500
Meter über einen Feldweg laufen, da war ein Checkpoint mit
Sicherheitskontrolle, und dahinter durften die afghanischen Leute
stehen. Und da waren gottseidank meine Freunde, die mich dann ins Auto
und sicher in ihr Haus gebracht haben.

Gegenwind: Wie ist die Fahrt durch die Stadt? Die
Bundesregierung stuft ja Mazar-i-Sharif als sicheres Gebiet ein.

Sigurd Petersen: Ja, Mazar-i-Sharif ist ja eine der größeren
Städte, und was die Taliban angeht, auch eine sichere Stadt. Das ist
richtig. Das Problem in Afghanistan in jeder Stadt und für jeden
Europäer ist, dass man dort jederzeit Gefahr läuft, entführt zu
werden. Ich bin eigentlich nur im Auto gewesen, mit ein, zwei, drei
Freunden, und wir sind in die Stadtmitte zur Moschee oder auf das
Gelände der Moschee gefahren. Es war schon komisch, man hat deutlich
gesehen, dass jeder Afghane mich natürlich als Europäer erkannt hat,
mich angeguckt hat, das war schon ein etwas mulmiges Gefühl, zumal
wenn man weiß, dass man auch keine Hilfe erwarten kann von staatlicher
Seite, und auch von keiner anderen Seite. Insofern war ich immer mit
den Freunden zusammen, und hoffte, dass dann alles gut geht.

Gegenwind: Was hat dir denn Dein Jugendlicher erzählt?
Wie ist er aufgenommen worden, als er zurück kehrte? Gilt er in
Afghanistan als Versager?

Sigurd Petersen: Ja. Das große Problem ist erstmal die Familie.
Die hat ja 2015, als er hierher kam, viel Geld für ihn ausgegeben,
dass er nach Europa kommt. Die hatten kein Verständnis dafür, dass er
gescheitert ist, dass er nicht in Deutschland bleiben konnte, dass er
kein Geld verdient hat. Es hat eine Zeitlang gedauert, bis die Familie
ihn erstmal wieder aufgenommen hat. Aber bei den Leuten ist es so, er
wird wieder versuchen, sich auf den Weg zu machen, auch auf Druck der
Familie hin. Die Familie wohnte eigentlich drei Autostunden außerhalb
von Mazar-i-Sharif, Richtung iranischer Grenze. Da waren sie wohl auch
zu Anfang, aber sie mussten weg, weil das jetzt Taliban-Gebiet ist.
Jetzt wohnen sie direkt in Mazar in einem Haus der Familie, von einem
Onkel, glaube ich, weil es dort eben sicherer ist. Er selbst kann
auch, sagte er mir, nur selten auf die Straße gehen, weil seine
Nachbarn schimpfen und ihn beleidigen. Es ist schon eine schwere
Situation für ihn.

Gegenwind: Hast Du Dich auch bei anderen Familien
umgesehen? Wie geht es anderen?

Sigurd Petersen: Ja. Ich war noch in zwei anderen Häusern, bei
zwei anderen Familien. Das sind Familien von Freunden hier aus
Hamburg. Denen geht es ein bisschen besser. Sie haben ein relativ
großes Haus, die Männer haben auch irgendwelche Arbeiten gehabt. Da
schien mir das Leben einigermaßen solide, das war schon etwas besser.
Da waren auch keine Jungen dabei, die schon in Europa waren. Die
Familien waren noch intakt dort vorhanden. Da gab es noch nicht das
Problem, dass jemand weg war und wieder zurückgekommen ist.

Gegenwind: Wie ist sonst die Situation als Besucher?
Kannst Du auch alleine dort weggehen? Oder nur mit Freunden zusammen?
Auch zu Fuß oder nur im Auto?

Sigurd Petersen: Davon wurde mir abgeraten, dass ich alleine
durch die Stadt laufe. Man sah auch in der Innenstadt, und das hat
mich ein bisschen überrascht, selbst in einer relativ großen und
sicheren Stadt so viel Elend und Armut. Jeder hat mir abgeraten, dort
alleine durch die kleinen Gassen und Straßen zu gehen oder im Bereich
der Moschee. Ich bin entweder nur im Auto rumgefahren oder, wenn wir
ausgestiegen sind, waren meistens drei Freunde dabei, die um mich
herum waren, dass da nichts passiert.

Wir haben einmal einen kleinen Ausflug an den Stadtrand gemacht. Da
hatten wir dann sogar einen Afghanen mit einer Kalaschnikov dabei, der
ein Auge darauf geworfen hat, dass nichts passiert.

Gegenwind: Hattest Du Kontakt mit deutschen Soldaten?
Mazar-i-Sharif ist ja der Hauptstationierungsort der Bundeswehr.

Sigurd Petersen: Ja, das war ja mein erster Kontakt, als ich
aus dem Flugzeug kam, in der Ankunftshalle im Flughafengebäude. Da
patrouillieren ja deutsche Soldaten, die mich als Deutschen erkannt
haben, mich angesprochen haben. Sie haben mich gefragt, ob sie helfen
können, was ich hier mache, ob ich Sicherheit habe, ob ich Leute habe,
die mich abholen. Das war mein erster Kontakt, das war sehr positiv.
Sie haben auch gesagt, wenn es irgendein Problem gäbe, könnte ich
jederzeit in das Camp der deutschen Soldaten gehen, das in der Nähe
des Flughafens liegt.

Gegenwind: Hast Du in den Familien erfahren, was für
einen Ruf Deutschland hat, deutsche Soldaten oder Deutschland selbst
als Ziel von Migration?

Sigurd Petersen: Über die Soldaten haben wir nicht gesprochen.
Aber es ist wohl so, dass Deutschland nach wie vor das Ziel ist für
die jungen Leute, die dort nicht mehr leben können. Und wenn Familien
Geld zusammen sammeln, soll das erste Ziel Deutschland sein, wo die
Jugendlichen dann versuchen hinzukommen, um in Sicherheit zu sein und
teilweise auch, um arbeiten zu können, damit sie ihren Familien
finanziell helfen können.

Gegenwind: Hast Du gehört, wie viel Abhängigkeit es von
Überweisungen gibt?

Sigurd Petersen: Ja, das ist ein großes Problem, gerade in der
Familie von dem jungen Afghanen, und das ist symptomatisch für viele
andere. Die haben wirklich ihr letztes Geld zusammengespart. Dieser
Junge, den ich kenne, ist nicht der einzige. Der Papa hat mittlerweile
drei weitere Söhne nach Europa geschickt, hat also sein ganzes Geld
ausgegeben. Zwei Jungs leben in Schweden, ein weiterer lebt in der
Schweiz im Moment. Er hat für vier Söhne viel Geld ausgegeben, also
für Schlepper, dass sie nach Europa gekommen sind. Er erwartet
natürlich auch für seine Familie, dass die Jungs hier zu Geld kommen
und dann auch Geld zurück schicken. Das ist keine Frage.

Gegenwind: Wurde auch über die aktuelle Situation
gesprochen? Es stehen ja eventuell Verhandlungen zwischen Regierung,
Milizen und Taliban an.

Sigurd Petersen: Über Politik haben wir nicht so wahnsinnig
viel gesprochen. Die Situation ist den Leuten dort natürlich bekannt.
Aber ich wollte da nicht so offensiv bohren und nachfragen. Direkt
gezielt ist nicht darüber gesprochen worden. Die Leute haben andere
Sorgen. Die Leute müssen zusehen, dass sie Lebensmittel bekommen für
ihre Familien und einfach jeden Tag überleben. Ich denke, die Politik
ist für die Leute eine Sache, mit der sie sich gar nicht beschäftigen,
weil sie völlig hoffnungslos sind und resigniert haben. Sie kämpfen
jeden Tag ums Überleben.

Gegenwind: Du betreust ja noch andere afghanische
Jugendliche. Vielleicht gibt es dabei auch welche, die mit dem
Gedanken spielen, zurück zu kehren. Wie würdest Du die beraten?

Sigurd Petersen: Ich habe noch eine Menge anderer afghanischer
Jugendlicher, denen ich versuche zu helfen im Moment. Ich habe zwei
aktuelle Vormundschaften. Da ist im Moment nicht die Frage, ob sie
zurück wollen oder zurück können, die wollen alle hier bleiben. Die
würden den Teufel tun, zurück in ihr Land zu gehen. Weil es da
absolut, völlig perspektivlos ist. Die versuchen wirklich, mit allem,
was ihnen möglich ist, hier ihren Weg zu gehen, auch wenn sie einen
negativen Bescheid vom Bundesamt bekommen. Viele versuchen, über die
Drei-plus-zwei-Regelung eine Ausbildung zu machen und dadurch ihren
Aufenthalt zu sichern. Die wollen auf jeden Fall hier in Deutschland
bleiben, denn es gibt absolut keine Perspektive in Afghanistan.

Gegenwind: Hast Du einen Eindruck davon, was die
deutschen Soldaten dort machen, was sie erreichen können? Oder sind
sie dort nur?

Sigurd Petersen: Ich habe mit zwei Soldaten ganz kurz
gesprochen. Sie sitzen da im Flughafen, sichern das Flughafen-Gelände.
Und das ist eigentlich schon das, was sie machen können. Dazu bilden
sie die einheimischen Sicherheitskräfte aus. Aber so groß und im
Detail haben wir nicht darüber geredet. Manche empfanden das wohl auch
so ein bisschen als Abenteuer, hatte ich den Eindruck von jungen
Soldaten, mal rauskommen und was anderes erleben. Aber so große
Gedanken hat sich von denen, mit denen ich gesprochen habe, wohl
keiner gemacht. Es war Abenteuer, es war eine ganz andere Situation.
Sie sind auch entsetzt über die Situation dort im Land, aber sie
machen eben ihren Job.

Gegenwind: Hat sich Deine Sicht auf Afghanistan durch
den Aufenthalt verändert? Oder ist Deine Sicht bestätigt worden?

Sigurd Petersen: Auf jeden Fall bin ich nach den vier Tagen
zurück gekommen und habe gesagt, jeder hat eine Rechtfertigung, aus
dem Land rauszugehen. Ich kann jeden verstehen, der irgend eine
Möglichkeit hat, das Land zu verlassen, dass der das auch macht.
Afghanistan ist ein relativ junges Land, es leben dort sehr viele
Jugendliche, die völlig perspektivlos dort leben, von der Hand in den
Mund, die zusehen, dass sie dort irgendwo für ihre Familie Geld
bekommen, die kaum in die Schule gehen, die Mädchen sitzen nur zu
Hause rum. Das hat sich schon nach meinem Besuch in Mazar verfestigt.
Jeder hat das Recht, sofern er die Möglichkeit hat, aus diesem Land
herauszukommen.

Gegenwind: Vielen Dank!

 * 
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Österreichs Regierung knüpft Sozialhilfe an Deutschkenntnisse

Von Markus Salzmann

30. April 2019



Mit den Stimmen der beiden rechten Regierungsparteien hat das
österreichische Parlament am Donnerstag eine drastische Reform der
sogenannten Mindestsicherung beschlossen. Sie heißt in Zukunft wieder
Sozialhilfe und beinhaltet massive Kürzungen bei den Ärmsten der Armen.

An die Stelle der 2010 eingeführten bedarfsorientierten Mindestsicherung
setzt das neue Gesetz einen maximalen Anspruch auf Sozialhilfe. Ziel der
Kürzungen sind vor allem Ausländer und kinderreiche Familien. Die
Neuregelung erbringt im Grunde keine Einsparungen für die Bundes- und
Landeshaushalte, wie mehrere Experten anmerkten, benachteiligt aber gezielt
bestimmte Gruppen, insbesondere Migranten.

Künftig beträgt der Sozialhilfe-Höchstsatz 885,47 Euro für Alleinstehende
und 1239,66 Euro für Paare. Wer keine ausreichenden Sprachkenntnisse in
Deutsch oder Englisch nachweisen kann, erhält 300 Euro weniger. Den vollen
Betrag erhält nur, wer Niveau B1 in Deutsch oder C1 in Englisch erreicht.
Die Kinderzuschläge sinken mit der Anzahl der Kinder. Für das erste Kind
können 216 Euro bezogen werden, ab dem dritten nur noch 43 Euro.
Alleinerziehende haben grundsätzlich keinen gesetzlichen Anspruch auf
höhere Zahlungen. Allein 70.000 Kinder werden unmittelbar betroffen sein.
Bisher hatten Familien in Wien beispielsweise für jedes Kind 233 Euro
bekommen.

Soziale Organisationen kritisierten das Gesetz heftig und wiesen auf die
dramatischen Auswirkungen für die Schwächsten der Gesellschaft hin. Die
Chefin des SOS-Kinderdorfs Österreich, Irene Szimak, sprach von einer
"Schande für Österreich". In Wien und mehreren anderen österreichischen
Städten hatten zuletzt hunderte Menschen gegen das neue Gesetz
demonstriert.

Schon im letzten Jahr hatten über 100.000 gegen das neue Arbeitsgesetz der
Regierung protestiert [1], dessen Kernpunkt die Einführung einer
Arbeitsdauer von maximal zwölf Stunden pro Tag und einer Wochenarbeitszeit
von bis zu 60 Stunden ist. Zuvor hatte die Regelarbeitszeit in Österreich
bei acht Stunden pro Tag und 40 Stunden pro Woche gelegen.

Mit der Neuregelung der Sozialhilfe werden laut der Regierungskoalition aus
Volkspartei (ÖVP) und Freiheitlicher Partei (FPÖ) "integrationspolitische
und fremdenpolizeiliche Ziele" verfolgt. Für Drittstaatsangehörige sowie 
EU-Bürger ist eine fünfjährige Wartefrist vorgesehen, bevor sie Leistungen
beziehen können. Nach dem Beschluss im Nationalrat soll das Gesetz bereits
zum 1. Juni in Kraft treten. Die Bundesländer haben dann bis Ende des
Jahres Zeit für ihre konkreten Ausführungsgesetze. Darüber hinaus können
die Länder selbst konkrete Sanktionen bei "Missbrauch" oder
"Arbeitsunwilligkeit" festlegen und damit den Satz für die Betroffenen noch
weiter senken.

Ein weiteres Ziel der Rückkehr zur Sozialhilfe ist auch die Senkung des
allgemeinen Lohngefüges. Die Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck,
Journalismus, Papier (GPA-djp) erklärte dazu: "Die Bundesregierung bringt
mit der neuen Sozialhilfe im Auftrag der Wirtschaft die Löhne und Gehälter
unter Druck. Sie spekuliert damit, dass Beschäftigte zu schlechteren
Bedingungen arbeiten, wenn ihre Angst vor der Arbeitslosigkeit größer ist."

Um jeden Widerstand gegen die sozialen Angriffe zu unterbinden, schränkt
die Regierung demokratische Rechte immer weiter ein. Mit dem sogenannten
"digitalen Vermummungsverbot" will sie ab 2020 Nutzer von
Nachrichtenseiten, Foren und sozialen Medien zwingen, ihre Adressen,
Klarnamen und Telefonnummern beim jeweiligen Anbieter zu hinterlegen. Die
Betreiber der Plattformen sind dann verpflichtet, diese Daten bei Verlangen
jederzeit an die Behörden herauszugeben. Laut netzpolitik.org kann
"die mit dem Vollzug beauftragte Behörde KommAustria Strafen von bis zu
500.000 Euro und im Wiederholungsfall einer Million Euro" gegen Dienste
verhängen, die der Registrierungspflicht nicht nachkommen.

Das Gesetz richtet sich nicht, wie die Regierung vorgibt, gegen
"Hassverbrechen". Vielmehr sollen Polizei und Geheimdienste, deren
Zusammenarbeit und Befugnisse unter der jetzigen Regierung bereits gestärkt
wurden, uneingeschränkten Zugriff auf Daten von Nutzern erhalten, die
politisch unliebsam sind. Gerade die drastische Verschärfung von Asyl- und
Ausländerrecht sowie der Sozialabbau werden in Kommentaren und sozialen
Medien von Tausenden Menschen auf das Schärfste verurteilt. Sie sollen nun
mit dem Gesetz eingeschüchtert und kriminalisiert werden. Polizei,
Geheimdienst und Militär stehen unter der Kontrolle von Ministern der
rechtsradikalen FPÖ.

Dabei steht außer Frage, dass sich die neuen Befugnisse der Staatsorgane
nicht gegen rechte Brandstifter richtet, die meist selbst aus den Reihen
der FPÖ oder ihr nahestehender Organisationen kommen.

So hatte während der Osterfeiertage Christian Schilcher, der 
FPÖ-Vize-Bürgermeister von Braunau, in einer Parteizeitung ein Gedicht mit dem Titel
"Die Stadtratte. Nagetier mit Kanalisationshintergrund" veröffentlicht.
Darin werden Migranten in abstoßender, rassistischer Manier mit Ratten
verglichen. Unter anderem heißt es darin: "So, wie wir hier unten leben,
müssen and're Ratten eben, die als Gäst' oder Migranten, auch die, die wir
noch gar nicht kannten, die Art zu leben mit uns teilen! Oder rasch von
dannen eilen!"

Braunau ist der Geburtsort von Adolf Hitler und das Blatt wurde am 20.
April, an Hitlers Geburtstag, dort verteilt.

Nachdem es zu heftigen Protesten gekommen war, musste Schilcher zwar
zurücktreten, doch in der FPÖ werden rassistische und nationalistische
Positionen immer aggressiver vertreten. Wenige Tage nach der Verteilung des
"Rattengedichtes" attackierte die FPÖ den bekannten ORF-Moderator Armin
Wolf und forderte seine Entlassung aus dem öffentlichen Rundfunk.

Wolf hatte den Spitzenkandidaten der FPÖ bei der Europawahl, Harald
Vilimsky, in der Nachrichtensendung ZIB2 mit dem "Rattengedicht" und
ähnlichen "Einzelfällen" in der FPÖ konfrontiert. Dabei zeigte er einen
aktuellen Cartoon der FPÖ-Jugend und eine anti-semitische Zeichnung aus dem
berüchtigten Nazi-Blatt Der Stürmer, die offensichtliche Parallelen
aufwiesen. Vilimsky drohte daraufhin Wolf im Live-Gespräch, dass dies
"Folgen" haben werde.

Während die rechte Politik der Regierung in der Bevölkerung auf massive
Ablehnung stößt, rücken die Parteien enger zusammen. So ist bei den
Sozialdemokraten (SPÖ) die Diskussion über eine weitrechende Zusammenarbeit
mit der FPÖ wieder voll entbrannt. Bereits 2017 hatte die Partei die
Weichen für eine Koalition mit der FPÖ gestellt. Der damalige Bundeskanzler
und SPÖ-Chef Christian Kern hatte "den lange erwarteten Tabubruch"
angekündigt, dass eine Koalition mit der ausländerfeindlichen und 
anti-islamischen FPÖ nicht mehr prinzipiell ausgeschlossen sei.

Derzeit regiert die SPÖ im Burgenland und in der Stadt Linz gemeinsam mit
der FPÖ. Der Spitzenkandidat der SPÖ für die Europawahl, Andreas Schieder,
hat sich zwar aus wahltaktischen Gründen gegen Bündnisse mit der FPÖ
ausgesprochen, doch der burgenländische Landeschef Hans-Peter Doskozil und
der Linzer SPÖ-Bürgermeister Klaus Luger erklärten sofort, dass sie an
ihrer Zusammenarbeit mit der rechtsradikalen Partei festhalten werden und
dass ein Nein zu solchen Bündnissen keinesfalls "Parteilinie" sei.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/04/aust-j04.html
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Wahlen in Spanien: 

Stimmenzuwachs für Sozialdemokraten, faschistische Vox zieht ins Parlament
ein

Von Alex Lantier

30. April 2019



Als am späten Sonntagabend die Stimmen der Parlamentswahl in Spanien
ausgezählt wurden, kam die Sozialistische Arbeiterpartei Spaniens (PSOE),
die einen Pro-Austeritäts-Kurs vertritt, mit 123 Sitzen auf den ersten
Platz. Gleichzeitig zog jedoch mit der faschistischen Partei Vox zum ersten
Mal seit 1978 und dem Ende des faschistischen Regimes von Generalissimo
Francisco Franco eine rechtsextreme Partei ins spanische Parlament ein.

Damit herrschen im Parlament, ähnlich wie 2015 und 2016, unklare
Mehrheitsverhältnisse. Diese Entwicklung besiegelt das Ende des
Zweiparteiensystems der Post-Franco-Zeit aus der PSOE und der rechten
Partido Popular (PP). Keine Partei verfügt über mindestens 176 Sitze, die
sie für eine Regierungsmehrheit im 350-köpfigen spanischen Parlament
bräuchte. Auf die PSOE mit 123 Sitzen folgen die rechte PP, die Ciudadanos
und Vox mit jeweils 66, 57 und 24 Sitzen. Unidas Podemos errang 42 Sitze.

Die hohe Wahlbeteiligung von 75,7 Prozent ist gegenüber der letzten Wahl um
neun Prozentpunkte gestiegen und war damit die höchste seit 1982. Die PP
und Podemos mussten schwere Einbrüche hinnehmen: Die PP verlor mehr als die
Hälfte ihrer 137 Sitze, die sie in der Wahl 2016 gewonnen hatte. Podemos
verlor mehr als ein Drittel seiner 71 Sitze.

PSOE-Ministerpräsident Pedro Sanchez hielt am Sonntagabend eine kurze
Siegesrede vor der Parteizentrale, in der er das Wahlergebnis als Triumph
über "das Spanien der Vergangenheit" bezeichnete. Sein Publikum skandierte
die antifaschistische Parole aus dem Spanischen Bürgerkrieg "No pasaran"
("Sie werden nicht durchkommen"). Die PSOE hatte im Wahlkampf immer wieder
gewarnt, ein Sieg des Bündnisses aus PP, Ciudadanos und Vox, das der
PP-Vorsitzende Pablo Casado vorgeschlagen hatte, würde zu einer
rechtsextremen Regierung in Spanien führen. Sanchez' Büro wiederholte immer
wieder die Parole: "Zusammen werden sie regieren."

Scheinbar geht die hohe Wahlbeteiligung zumindest teilweise darauf zurück,
dass eine beträchtliche Zahl von Wählern der PSOE ihre Stimme gab, um eine
Machtübernahme der extremen Rechten zu verhindern. In Katalonien, wo die PP
im Oktober 2017 mit Unterstützung der PSOE das Unabhängigkeitsreferendum
mit brutaler Gewalt unterdrückt hat, hielten Wähler PP-Funktionäre von der
Stimmabgabe ab und sagten ihnen, sie seien nicht willkommen.

Allerdings sind die schärfsten Warnungen angebracht. Letzten Endes kann die
Wahl der PSOE oder irgendeiner Koalition aus prokapitalistischen Parteien
den Aufstieg der extremen Rechten nicht verhindern. Ebenso wenig wird sie
die sozialen Angriffe auf die Arbeiterklasse in Spanien verhindern. Was
Sozialkürzungen und Militarismus angeht, so hat die PSOE jahrzehntelang den
Austeritätskurs der Europäischen Union umgesetzt und Kriege in Afghanistan
und im Rest der Welt geführt.

Die reaktionäre Politik der Sozialdemokraten wird den Aufstieg der extremen
Rechten in Spanien ebenso wenig verhindern wie im Rest Europas. In Spanien
hat er sich unter der Herrschaft der PSOE ungehindert fortgesetzt. In
Frankreich hat die Parti Socialiste (PS) die Neofaschisten nach den
Terroranschlägen von Paris 2015 in den Elysee-Palast eingeladen und ihre
Rolle in der französischen Politik zur Normalität gemacht. In Deutschland
sitzen sozialdemokratische Funktionäre in einer Koalitionsregierung, deren
Minister Neonazi-Demonstrationen in Chemnitz unterstützt haben, bei denen
ein jüdisches Restaurant überfallen wurde.

Auch in Spanien hat die Politik der Sozialdemokraten den Einfluss der
extremen Rechten nicht verringert, sondern gestärkt. Sanchez' Regierung
hat, mit Unterstützung von Podemos, Austeritätsbudgets durchgesetzt,
gleichzeitig Milliarden Euro für das Militär ausgegeben und war
verantwortlich für den Schauprozess gegen die katalanischen
Nationalistenführer. Sie wurden wegen Rebellion angeklagt, weil sie das
Unabhängigkeitsreferendum im Oktober 2017 organisiert hatten. Sanchez und
andere PSOE-Funktionäre unterstützten die Entscheidung des 
PP-Ministerpräsidenten Mariano Rajoy, während des Referendums die Polizei mit
brutaler Gewalt gegen friedliche Wähler vorgehen zu lassen.

Unter der PSOE und ihrer unablässigen Propagierung von Militarismus und
Nationalismus sowie ihrer anhaltenden Verfolgung von katalanischen
Nationalisten, die als politische Gefangene gehalten werden, hat die
herrschende Klasse eine reaktionäre politische Atmosphäre geschaffen, die
Vox stärkt und ihr die politische Initiative abtritt. Obwohl Vox nur 24
Sitze hat, geben sie in der offiziellen spanischen Politik zunehmend den
Ton vor.

Nach der Bekanntgabe der Wahlergebnisse hielten Vox-Funktionäre eine kurze
aufgeheizte Versammlung ab, bei der sie nationalistische Parolen
skandierten und den ehemaligen katalanischen Regionalpräsidenten Carles
Puigdemont attackierten, der das Unabhängigkeitsreferendum organisiert
hatte. Sie riefen immer wieder: "Ins Gefängnis mit Puigdemont!"

Die nächste Regierung wird ihre Angriffe auf die Arbeiterklasse verschärfen
und einen Nährboden für den weiteren Aufstieg der extremen Rechten
schaffen, egal mit welchen politischen Kräften die PSOE letztlich
zusammenarbeitet. Der einzige Weg vorwärts im Kampf gegen Vox und ähnliche
rechtsextreme Parteien in ganz Europa ist die Mobilisierung der
Arbeiterklasse in ganz Europa in einem politischen Kampf gegen den
Kapitalismus, einschließlich der künftigen spanischen Regierung.

Eine Koalition aus PP, Ciudadanos und Vox hat deutlich weniger als die für
eine Regierungsbildung notwendigen 176 Stimmen. Damit verbleiben noch die
Möglichkeiten einer Koalition aus PSOE und Ciudadanos oder aus PSOE,
Podemos und den katalanischen Nationalisten. Die rechte Ciudadanos hat die
PSOE mehrfach als Verräter beschimpft, weil sie mit den katalanischen
Nationalisten verhandelt hat und ihr Vorsitzender, Alberto Rivera, schloss
am Sonntagabend eine Regierungskoalition mit der PSOE aus: "Die schlechte
Nachricht ist, dass Sanchez und [Podemos-Generalsekretär Pablo] Iglesias
eine Regierung bilden werden."

Sanchez wurde von der Menge um ihn herum ausgebuht, als er erklärte, er
erwäge weiterhin eine Koalitionsregierung mit den offen rechten Ciudadanos:
"Wir werden uns nicht wie sie verhalten. Sie errichten Sperrgürtel, um
Beziehungen zur PSOE zu verhindern. ... Wir werden auf der Grundlage
unserer linken Ideen und unserer progressiven Haltung auf alle Kräfte
zugehen, die im Rahmen der Verfassung agieren."

Sollten die Ciudadanos Sanchez' Annäherungsversuche weiterhin zurückweisen,
wird sich Sanchez wohl wieder auf die Unterstützung der katalanischen
Nationalisten im Parlament verlassen müssen, um eine Regierung zu bilden -
während er gleichzeitig Prozesse gegen katalanische Nationalisten wegen des
fingierten Vorwurfs der Rebellion führt. Die katalanisch-nationalistischen
Parteien Esquerra Republicana de Catalunya (ERC) und Junts per Catalunya
erhielten 15 bzw. sieben Sitze, die baskische Partido Nacionalista Vasco
(PNV) erhielt sechs Sitze. Zusammen sind sie im spanischen Parlament stark
genug, um einer Koalition aus PSOE und Podemos eine knappe Mehrheit zu
verschaffen.

Ein solches Ergebnis würde jedoch einem von Sanchez' vorgeblichen
Hauptgründen für die Ausschreibung von Neuwahlen widersprechen: die
Stabilisierung seiner Regierung. Die Neuwahlen wurden im Februar von der
PSOE-Minderheitsregierung angesetzt, die für ihre Parlamentsmehrheit von
der Unterstützung durch Podemos und die katalanischen Nationalisten
abhängig war. Sanchez' Regierung scheiterte, als die katalanischen
nationalistischen Parteien wegen des reaktionären Schauprozesses gegen ihre
führenden Mitglieder Sanchez' Haushaltsplan ablehnten. Falls sich Sanchez
wieder auf die gleichen Kräfte verlässt, könnte seine Regierung ziemlich
wahrscheinlich wieder zusammenbrechen.

Was Podemos angeht, so hat die Wahl die Reste der Fassade zerstört, mit der
sie sich als Partei für radikale Veränderungen inszeniert hat. Stattdessen
hat ihr Generalsekretär Pablo Iglesias am Sonntagabend nach der Wahl
deutlich gemacht, dass er sich darauf konzentrieren wird, eine
funktionierende Parlamentsmehrheit für die PSOE zu organisieren - die
bevorzugte Regierungspartei der spanischen Bourgeoisie in der
Post-Franco-Epoche.

Iglesias erklärte: "Wir hätten gern bessere Ergebnisse gehabt, aber sie
reichen für das, was wir tun wollen. Die progressiven Kräfte sind zusammen
stärker als der rechte Block, und wie die Wahlergebnisse in Katalonien und
dem Baskenland zeigen, ist Spanien unmissverständlich ein plurinationales
Land." Weiter erklärte Iglesias, er habe Sanchez zu Gesprächen mit
katalanischen und baskischen Nationalisten gedrängt: "Ich habe einen Dialog
vorgeschlagen, und bisher befinden wir uns noch im Anfangsstadium von
Gesprächen."
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Das Vaterland der Anarchie?

Anarchismus und Nationalismus in Spanien zu Beginn des 20. Jahrhunderts

von Martin Baxmeyer



Das Drama um die katalanische Unabhängigkeit - Tragödie oder
Komödie, je nach Geschmack und Perspektive - geht in seinen nächsten
Akt. Bei Drucklegung dieses Artikels war noch nicht klar, ob es dem
unappetitlichen Rechtsbündnis aus konservativer Volkspartei Partido
Popular, der rechtsliberalen Ciudadanos und der rechtextremen Partei
Vox gelungen ist, Ministerpräsident Pedro Sánchez (PSOE) zu Neuwahlen
zu zwingen. Die durchaus eindrucksvollen Demonstrationen in Madrid und
(vor allem) in Barcelona vor und während des Prozesses gegen zwölf
führende katalanische Separatisten haben allerdings verdeutlicht, dass
man in Spanien mit nationalistischen Ressentiments - egal ob
katalanisch oder zentralspanisch - noch immer ebenso mühe- wie
skrupellos Politik machen kann.


Die Rolle der anarchistischen Organisationen hat dabei viele
Beobachterinnen und Beobachter, die mit den Verhältnissen auf der
Iberischen Halbinsel schlecht vertraut sind, überrascht: Wie kann es
sein, dass die in Madrid ansässige anarchistische
Wissenschaftsstiftung Fundación de Estudios Libertarios Anselmo
Lorenzo (FAL) ['Stiftung für Anarchismusstudien Anselmo Lorenzo']
Bücher mit solch amüsanten Titeln wie "No le deseo un estado a nadie"
['Ich wünsche niemandem einen Staat'] veröffentlicht, ganz so, als
handele es sich bei einem Staat um eine ansteckende Krankheit, während
auf separatistischen Großdemos in Barcelona schwarze und schwarz-rote
Fahnen neben katalanischen Nationalfahnen zu sehen waren?

Ist die anarchistische Bewegung Spaniens etwa nicht
anti-nationalistisch? Oder könnte es sein, dass das Verhältnis von
Nationalismus und Anarchismus (keineswegs nur) in Spanien komplexer,
widerspruchsvoller und konfliktreicher ist, als es viele hierzulande
anzunehmen bereit sind? Der sogenannte National-Anarchismus ist für
die meisten anarchistischen Genossinnen und Genossen noch immer ein
Widerspruch in sich. Tatsächlich hat aber die affirmative Vereinigung
von Anarchismus und Nationalismus in Spanien eine lange und durchaus
lebendige Tradition.

Dieser Artikel soll einen naturgemäß unvollständigen Überblick über
die verschiedenen nationalanarchistischen Strömungen und Personen und
ihren Einfluss auf die anarchistische Bewegung zu Beginn des 20.
Jahrhunderts bis zum Ende des Spanischen Bürgerkriegs (1936-1939)
bieten. Es wird sich dabei zeigen, dass interessanterweise sowohl
separatistische als auch zentralspanische Nationalismen innerhalb der
anarchistischen Bewegung nachzuweisen sind.


Nationalanarchismus: Ideologische Grundlagen

Denn nationalistische Ideen und Utopien waren nicht bloß von Außen,
als 'ideologischer Fremdkörper', in das kulturelle Spektrum der
Anarchisten eingedrungen. Sie hatten dort seit dem Ende des 19.
Jahrhunderts bereits eine feste Heimstatt. "[...] der nationalistische
Anarchismus ist keine neue Erfindung", schrieb 1905 der katalanische
Anarchist Salvador Gibert in einem Kommentar für die einflussreiche
anarchistische Kulturzeitschrift La Revista Blanca ['Die weiße
Zeitschrift'], "Es hat ihn immer gegeben. Allerdings ohne klare
Konturen, ohne präzises Denkgebäude". Der entschiedenen Ablehnung von
Nation und Nationalismus stand in Spanien früh die Position zunächst
noch minoritärer Gruppen und Intellektueller innerhalb der
anarchistischen Bewegung gegenüber, die eine strikte Trennung von
Nationalismus und Anarchismus nicht guthießen oder ihren politischen
Nutzen bezweifelten. Berufen konnten sie sich nicht zuletzt auf einige
Klassiker der anarchistischen Theoriebildung, in denen neben einer
grundsätzlichen Verurteilung des lügenhaften, bürgerlichen
Nationalismus oft (implizit wie explizit) die Möglichkeit eines
alternativen, emanzipatorischen Nationalgefühls angedeutet wurde.
Michail Bakunin etwa, der 1869 versucht hatte, in einer Reihe von
Briefen an die Internationale Arbeiterassoziation von Locle und La
Chaux-de-Fonds sein Verständnis von Nationalismus und Patriotismus zu
erläutern, definierte letzteren zwar einerseits (in seiner
"natürlichen" Erscheinungsform) als primitive, im Grunde tierische
Regung des Menschen, die die Herrschenden sich im Laufe der Geschichte
zunutze gemacht hätten. Er kam aber andererseits nicht umhin,
zuzugestehen: "In der Tat ist der Patriotismus ein ganz natürliches
Gefühl, wenn er erzeugt ist durch das wirkliche solidarische Leben
einer Gemeinschaft [...]." Darüber hinaus etablierte Bakunin mit
seinem Insistieren, die Anhänglichkeit an das eigene Territorium und
die Kultur der eigenen Gemeinschaft sei im Grunde ein Überbleibsel aus
vorzivilisierten Zeiten, diese als eine Art 'Naturgesetz', gegen das
anzugehen wenig sinnvoll sei: "Man darf [...] nicht glauben, dass ich
der Gewohnheit, von der sich die Gesellschaft und die Menschheit
beherrschen lassen, den Krieg erklären will. Auch hier muß man [...]
schicksalsbestimmend einem Naturgesetz gehorchen, und es wäre
unsinnig, sich gegen die Naturgesetze zu empören". Stattdessen müsse
das Ziel der Arbeiterbewegung sein, das urwüchsige, patriotische
Empfinden der Menschen zu "läutern", um es einem produktiven, oder,
wie Bakunin sich ausdrückt, "guten" - Nutzen zuzuführen. Dass man es
gänzlich auslöschen könne, hielt Bakunin für unmöglich.

Auch Pjotr Kropotkin verwandte Mitte der 20er Jahre des
20. Jahrhunderts den Begriff Nation gelegentlich durchaus positiv, als
Synonym für ein weitgehend interessengleiches, funktionierendes
Sozialgefüge. Der sentimentale Essentialismus der Anarchistinnen und
Anarchisten, ihre Überzeugung also, dass es vor allem die Regung des
Herzens sei, die alle Menschen verbinde, vertrug sich durchaus mit
einer Legitimation des Patriotismus als eines Gefühls, einer Liebe zum
Land der Geburt, ganz so, wie es der einflussreiche katalanische
Anarchosyndikalist und spätere Arbeitsminister Joan Peiró 1938
formulierte: "Man fühlt es oder man fühlt es nicht. Und wir
Anarchisten haben es immer gefühlt. [...]. Die Liebe zum Vaterland,
dem Land, das uns zur Welt kommen sah, verträgt sich gut mit den
Prinzipien des Internationalismus." Und Anselmo Lorenzo schließlich,
der 'Großvater des Spanischen Anarchismus', hatte schon zu Beginn des
20. Jahrhunderts eine idyllische, literarische Ausgestaltung seiner
postrevolutionären Gesellschaftsutopie nicht zufällig unter dem Titel
"Mi patria" ['Mein Vaterland'] veröffentlicht.


Katalanischer Nationalanarchismus: Die Gruppe Progrés
Autonomista

Eine neue Dynamik erlangten philonationalistische Strömungen innerhalb
der anarchistischen Bewegung Spaniens mit dem Erstarken der
sogenannten peripheren Nationalismen - peripher nicht etwa, weil sie
von geringerem Interesse gewesen wären, sondern weil ihre Territorien
am Rande, der Peripherie, der Iberischen Halbinsel lagen (und liegen):
im Baskenland, in Galizien und in Katalonien.

Um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert gab es in Barcelona
anarchistische Gruppen, die den katalanischen Nationalismus nach der
Krise von 1898 mit dem Verlust der letzten spanischen Kolonien in
Übersee als Möglichkeit sahen, den Zentralstaat weiter zu schwächen
und durch eine mögliche Ablösung Kataloniens von Spanien letztlich
ihrem Traum von einer grenzenlos föderierten Menschheit näher zu
kommen. Ihrer Erwartung nach würde sich aus einer anarchistischen
Unterstützung des katalanischen Nationalismus eine Stärkung des
Regionalismus ergeben, die mit anarchistischen Vorstellungen durchaus
kompatibel sei: Bedeutete dieser doch nichts anderes als die Umsetzung
der alten föderalistischen Ideen Proudhons. Ein Bündnis mit dem
Katalanismus würde also, so die Argumentation, den Zentralstaat
schädigen, anarchistische Organisationsprinzipien stärken und damit in
letzter Konsequenz der Verwirklichung der universalistischen Utopie
der Anarchistinnen und Anarchisten zuarbeiten. Die paradoxe Formel,
die dieser Argumentation zugrunde lag, lautete: Nationalismus =
Regionalismus = Universalismus. Die Gruppe Progrés Autonomista
['Autonomistischer Fortschritt'], die für sich 1905 in Anspruch nahm,
erstmals den Nationalanarchismus auf eine ideologische und
organisatorische Basis gestellt zu haben, berief sich, streng
bakunistisch, auf die "patria natural" ['das natürliche Vaterland'],
aus der die "patria universal" ['das universale Vaterland'] erwachsen
werde. Gleichzeitig wollte die Gruppe freilich nicht mit bürgerlichen
Katalanisten verwechselt werden: "Die Gefahr, mit ihnen verwechselt zu
werden, hat uns National-Anarchisten zur Gründung unserer
Gruppe Progrés Autonomista bewegt, die heute in Barcelona einzigartig
ist [...]. Wir nehmen das Prinzip der regionalen Autonomie zur
Grundlage, um die vollständige Unabhängigkeit des Individuums zu
erreichen. Unserer Gruppe gehören alle an, die die Liebe zum
natürlichen Vaterland noch nicht vergessen haben und gleichzeitig die
Geburt eines universalen Vaterlandes anstreben, das sich aus der
Gesamtheit ebensolcher autonomer Regionen auf der ganzen Welt
zusammensetzen wird."

Die Redaktion von La Revista Blanca, in der das Manifest von Progrés
Autonomista erstmals erschien, nutzte zwar die Gelegenheit, um sich
vom katalanistischen Anarchismus zu distanzieren, ohne sich allerdings
zu einer regelrechten Verdammung desselben aufzuwerfen. Stattdessen
berief sie sich - durchaus zu recht - auf das basisdemokratische
Diskussionsverständnis ihrer Zeitschrift und behandelte den
Nationalanarchismus eher als Verirrung denn als Verrat an
anarchistischen Ideen: "In einigen unserer vorherigen Nummern haben
wir dem nationalistischen Anarchismus, wie er in Barcelona aufgekommen
ist, einigen Raum gewährt.

Nun haben wir den folgenden Artikel erhalten [...] Dies gibt uns die
Möglichkeit, zu verdeutlichen, dass sämtliche anarchistischen
Strömungen, wenn sie ehrlich empfunden sind, in unseren Spalten ihren
Platz finden können." Die Diskussion über Katalanismus, Nationalismus
und Anarchismus hielt in der Revista Blanca bis in die dreißiger Jahre
hinein an. Auch literarisch hinterließ sie Spuren. In einem Drama des
anarchistisches Theatermannes Felip Cortiella mit dem Titel "La brava
joventut" ['Die wilde Jugend'] beispielsweise sieht eine der Figuren,
Miret, den (katalanischen) Nationalismus als durchaus mit dem
Anarchismus vereinbar an: In einem Streitgespräch erwidert er auf die
Frage seines Gesprächspartners Gómez:"[Gómez:] ¿Und wie, bitte schön,
bei ihrer Anhänglichkeit an die regionale Sprache [Katalanisch, Anm.
MB], können sie sich weiter Internationalist und Parteigänger des
universalen Vaterlandes nennen? Miret: Es ist keineswegs so, dass der
Internationalismus die Nationen ausschließt oder negiert. Im
Gegenteil, er akzeptiert sie und erkennt sie alle an".


Zentralspanischer Nationalanarchismus: Salvador Cánovas
Cervantes, La Tierra und Solidaridad Obrera während des
Bürgerkriegs

Waren Organisation wie Progrés Autonomista innerhalb des spanischen
Anarchismus zunächst sicherlich eine Randerscheinung, so verschoben
sich die ideologischen Hegemonie(n) mit dem Ausbruch des Bürgerkriegs
1936 massiv zugunsten des libertären Philonationalismus. Man kann
jedoch nicht im eigentlichen Sinne sagen, dass die Hegemonien
verändert wurden, selbst wenn sich einzelne Akteure benennen lassen,
die an dieser Veränderung Anteil hatten. Die Hegemonien veränderten
sich ebenso sehr, wie sie verändert wurden. Die komplexe Situation des
Bürgerkriegs schuf aus einer Reihe von miteinander zusammenhängenden
und sich gegenseitig bedingenden Gründen neue Notwendigkeiten und
Empfänglichkeiten für eine nationalistische Spanienutopie und ließ
Positionen, die innerhalb der libertären Bewegung schon früher
vertreten worden waren, wieder hervortreten. Sie mussten nicht neu
erfunden werden. Nicht Einzelpersonen veränderten die ideologischen
Hegemonie(n), sondern veränderte Hegemonie(n) ermöglichten es
Einzelpersonen, innerhalb der anarchistischen Bewegung an Einfluss zu
gewinnen und nun ihrerseits in ihrer literarischen oder
publizistischen Praxis den Wandel der nationalistischen Hegemonie(n)
zu beschleunigen. Ein Beispiel hierfür ist Salvador Cánovas Cervantes.
Als examinierter Jurist hatte Cánovas sein journalistisches Handwerk
bei der mauristischen Zeitung La Tribuna erlernt, die er jedoch bald
verließ, um sich der liberalen Partei anzuschließen. 1916 zog er als
deren Abgeordneter ins Parlament ein. Nach einer Phase politischer
Radikalisierung finanzierte und leitete Cánovas Cervantes ab 1930 die
Zeitschrift La Tierra ['Die Erde'], in der sich anarchistische
Schriftsteller wie Eduardo de Guzmán und José García Pradas die
publizistischen Sporen verdienten.

Auch der eminent produktive und einflussreiche anarchistische
Bürgerkriegsdichter Antonio Agraz veröffentlichte dort 1931 unter dem
Pseudonym Gerineldo regelmäßig Gedichte. La Tierra wurde zum
wichtigsten, wiewohl (noch) minoritären Forum des Nationalanarchismus
in Spanien. Eines Nationalanarchismus mit ungut hörbarem rassistischen
Zungenschlag, übrigens. "Salvador Cánovas Cervantes", schreibt der
Historiker Xosé Manoel Nuñez Seixas "war davon überzeugt [...] dass
nur die libertäre Ideologie wahrhaft der spanischen Rasse entspreche
und dass die CNT als einzige Organisation den urtümlichen
revolutionären Geist des spanischen Volkes repräsentiere".

In der Pravda vom 3. Februar 1937 wurde die (freilich immer streng
antikommunistische) La Tierra sogar als "faschistisch" diffamiert.
1933 kam es zum Bruch mit der CNT: Cánovas Cervantes war, gemeinsam
mit praktisch der gesamten Redaktion von La Tierra, für die
Kleinstpartei Partido Social Ibérico (PSI) ['Iberische Sozialistische
Partei'] in Sevilla zu parlamentarischen Wahlen angetreten. Er
versuchte zwar, sich in seiner Zeitung zu rechtfertigen, aber ohne
Erfolg.

Im Sommer 1936 dann, unmittelbar nach dem Ausbruch des Spanischen
Bürgerkriegs, wurde ausgerechnet Cánovas Cervantes, der Ausgestoßene
und Verfehmte, plötzlich leitender Redakteur der
anarchosyndikalistischen Tageszeitung Solidaridad Obrera
['Arbeitersolidarität'], und damit des wohl einflussreichsten Forums
für jeden politischen Meinungsbildungsprozess innerhalb der
anarchistischen Bewegung. Hier veröffentlichte er von November 1936
bis Februar 1937 eine Serie von historisch-politischen Artikeln, die
noch während des Bürgerkriegs als Buch herausgebracht wurden und in
denen er wesentliche Aspekte seiner neonationalistischen Theorie
aktualisierte.

Der letzte dieser Artikel liest sich fast wie eine Zusammenfassung von
Cánovas Cervantes' nationalanarchistischer Weltsicht, nun freilich
ausschließlich bezogen auf den nationalen Ruhm Zentralspaniens und mit
deutlich anti-katalanistischen Untertönen. Den fortschreitenden
Niedergang Spaniens und das Scheitern der herrschenden Eliten erklärt
Cánovas wesentlich damit, dass diese den Kontakt zur "Natur der
Nation" verloren hätten: "Die herrschenden Klassen Spaniens waren
völlig denaturiert." Die Bourgeoisie, die sich 1936 den putschenden
Militärs und der sie unterstützenden Kirche angeschlossen habe, sei
dieselbe, die schon 1808 das Land an die französischen Invasoren
verkauft habe: "1808 verkaufte die Bourgeoisie Spanien an Napoleon.
Die heutige Bourgeoisie, Abkömmling dieser Bastarde, kriecherischen
Absolutisten und Büttel Fernandos VII., die sich nun zu Faschisten
gemausert haben, hat ein weiteres Mal die spanische Scholle öffentlich
versteigert." Konsequenterweise spricht Cánovas Cervantes der
faschistischen Bewegung jegliche nationalistische Gesinnung ab. Gegen
diese Unspanier und vendepatrias ['Vaterlandsverräter'] steht für ihn
das pueblo ['Volk'] als einzig legitimer Träger des nationalen Erbes:
"Die Revolution in Spanien bedeutet Wucht, machtvolles Aufschießen der
Rasse, das Erwachen der Iberischen Gemeinschaft, deren Zivilisation
ein weiteres Mal der Sache der Menschheit wertvolle Dienste leisten
wird. Die Revolution ist das Werk der Natur, und gegen die Natur kann
keine menschliche Kraft der Erde kämpfen."

Die welthistorische Aufgabe, die das spanische pueblo, das seine
ungebrochene Lebensfähigkeit im Akt der Revolution beweist, zu
bewältigen habe - seine "misión civilizadora" ['zivilisatorische
Mission'], wie es wörtlich heißt - leitet Cánovas Cervantes ein
weiteres Mal aus der spanischen Geschichte ab. Vorbild und zugleich
legitimierende Referenz ist die Conquista, also die [Rück]Eroberung
Spaniens von den Muslimen im Mittelalter. Noch überraschender, wird
auch die blutige Eroberung Lateinamerikas zu einer wahren Großtat
freiheitlichen Spaniertums umgedeutet. Sogar die faschistische
Forderung nach einem "nuevo imperio" ['Neuen Imperium'] wird,
anarchistisch gewendet, als positive Zukunftsvision übernommen: "Ein
Volk, das solch heroische Leistungen vollbracht hat wie das unsrige,
das sich ins Buch der Geschichte mit der Entdeckung und Kolonisation
Amerikas eingeschrieben hat, wo es 20 große zukünftige Nationen
zurücklies, wo die iberische Kultur aufs schönste blüht, als
Faustpfand für die Zukunft der Menschheit, muss eine der urtümlichsten
Revolutionen aller Zeiten zu Ende führen, die nach allen vier
Himmelsrichtungen das Siegel wahren Spaniertums tragen und sich
angewidert von allem Fremden abwenden wird. [...] In der Zukunft
werden wir gemeinsam mit unseren amerikanischen Brüdern ein neues
Imperium aufbauen, dessen Geist niemand mehr zu fürchten haben wird.
Die Iberische Zivilisation, um die sich die große iberoamerikanische
Gemeinschaft scharen wird, wird zur großen Beschützerin aller freien
Völker werden und zur Verteidigerin sämtlicher Errungenschaften der
Menschheit."

Man hat Zweifel, ob ein Propagandist Francisco Francos es "schöner"
hätte formulieren können. Es sei noch einmal ins Gedächtnis gerufen:
Dieser und ähnliche Texte erschienen in der meistgelesen und
einflussreichsten anarchistischen Zeitung Spaniens! Cánovas Cervantes'
nationalanarchistische Positionen, die Anfang der dreißiger Jahre noch
relativ isoliert geblieben waren, waren mit dem Beginn des
Bürgerkriegs innerhalb des kulturellen Spektrums der Anarchistinnen
und Anarchisten offenbar akzeptabel geworden. Sie waren gewissermaßen
ideologischer Mainstream.


Kritik am Nationalanarchismus: Alexander Schapiro

Es überrascht angesichts solcher Umstände wenig, dass der schärfste
Kritiker des Nationalanarchismus, wie er sich während des Bürgerkriegs
in der Solidaridad Obrera manifestierte, nicht aus Spanien kam:
Alexander Schapiro, ein russisch-stämmiger Anarchosyndikalist, war
führendes Mitglied der Internationalen Arbeiter-Assoziation (IAA) und
lebte während des Spanischen Bürgerkriegs im französischen Exil. 1937
veröffentlichte er dort einen Artikel mit dem Titel:
"Nationalanarchismus?" in Reaktion auf ein unsigniertes Editorial der
Solidaridad Obrera, das gut von Salvador Cánovas Cervantes gewesen
sein könnte. Inhaltlich entspricht es im Wesentlichen den weiter oben
bereits zitierten Positionen. Es ist allerdings unwahrscheinlich, dass
die spanischen Genossinnen und Genossen sich Schapiros harte und
wortgewaltige, aber fundierte Kritik zu Herzen genommen hätten: Die
für die Sichtung der Auslandspresse zuständigen Stellen der nationalen
Spitze der CNT in Madrid archivierten Schapiros Artikel in einer
Kladde mit der Aufschrift: "Schmähreden gegen unsere Bewegung". Der
junge Anarchismusforscher Danny Evans, ein aufsteigender Stern am
Himmel der internationalen Anarchismusforschung, hat ihn dort
(wieder)entdeckt, vom Französischen ins Englische übertragen und
online zugänglich gemacht. Es lohnt, aus Schapiros Text umfassender zu
zitieren. Nachdem er den Inhalt und die ideologische Grundorientierung
des Nationalanarchismus korrekt skizziert hat, fällt er klare Urteile:
"Rassismus ist der niedrigste Aspekt des Faschismus: Kann es sein,
dass er zur Basis der neuen Hauspolitik der CNT geworden ist? [...]
Einerseits rassistisch zu argumentieren und andererseits alles
'Fremde' zu schmähen sind zwei simultane und komplementäre Phänomene,
die eine, um ein Geringes zu sagen, anti-revolutionäre Gesinnung
offenbaren. Wo die 'Soli' [Solidaridad Obrera, Anm. MB] aber endgültig
den Kurs verliert, ist, wenn sie erklärt, Spanien solle zum 'Frieden
und Fortschritt in Europa' beitragen. [...] Die Haltung der Spanischen
Genossen, wie sie sich im Editorial der 'Soli' offenbart, legt nahe,
dass die soziale Revolution durch eine nationale Revolution ersetzt
werden soll, die nichts weiter sein kann als eine formale politische
Geste, revolutionär nur noch dem Namen nach. [...] Hütet euch vor dem
Chauvinismus! Er ist lebendig in jedem Menschen und jeder Bewegung,
die es nicht geschafft hat, sich von den Folgen einer
jahrhundertelangen systematischen und methodischen Vergiftung zu
befreien. [...] Das Sprachrohr der CNT erweist sich seiner Aufgabe als
unwürdig. Seine Stimme ist zu einem schrillen Falsetto geworden. Es
sollte mit Ohrenstöpseln ausgeliefert werden." Es entgeht Schapiro
dabei keineswegs, dass die lärmende, rassistische Verherrlichung alles
Spanischen bei gleichzeitiger Schmähung alles 'Fremden' vor allem ein
Versuch der Redaktion der 'Soli' war, die spanischen Kommunisten zu
delegitimieren, deren Gesinnung als 'unspanischer Import' dargestellt
werden sollte. Kühl kontert Schapiro, dass es in Spanien
jahrzehntelang auch über den Anarchosyndikalismus geheißen habe, er
sei in einem "Bierfass" über die Pyrenäen gekommen (weil ihn in erster
Linie deutsche Arbeiter mitgebracht hätten). Es half nichts: Seine
Kritik verhallte weitgehend ungehört.


Schlussbetrachtung

Es mag schwer vorstellbar sein, aber beide Positionen - katalanischer
und zentralspanischer Nationalanarchismus - sind in Spanien
gegenwärtig geblieben. Mal in kaum verändert radikaler Form, mal eher
in einer latenten Gegenwärtigkeit, so dass man den libertären
Internationalismus zwar auf der Zunge, die Liebe zur heimatlichen
Region oder Nation aber im Herzen trägt. Das Verhältnis von
Anarchismus und Nationalismus verdeutlich auf anschauliche Weise, dass
das laute Bekenntnis zu einer politischen Weltsicht für sich genommen
nur selten genügt, um andere, stille, zum Teil weit ältere und tiefere
kulturelle Prägungen aus dem geistigen Organismus zu schütteln. Aber
auch der Glaube der spanischen Anarchisten, dass es genüge, auf den
blutigen Hügel des europäischen Nationalismus einfach eine schwarze
Fahne zu stecken, hat sich als falsch erwiesen.

Die 'libertäre Nation', die die Nationalanarchisten propagierten,
unterschied sich, was ihre Mythen, Symbole und Erzählungen, ihre
grundsätzliche Strukturierung und ihre repressiven Züge angeht, kaum
von jener, auf die die autoritäre und faschistische Rechte des Landes
sich berief. Eine ernsthafte Auseinandersetzung mit der
nationalanarchistischen Tradition hat in der anarchistischen Bewegung
Spaniens gleichwohl bis heute nicht stattgefunden.

All dies sollten ausländische Betrachterinnen und Betrachter
gegenwärtig halten, wenn wieder einmal schwarze oder schwarz-rote
Fahnen auf nationalistischen Demonstrationen zu sehen sind.
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MELDUNG/994: Globale Digitalkultur - WDR COSMO startet neuen Podcast "COSMO TECH", ab 30.4.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. April
2019

Globale Digitalkultur: WDR COSMO startet neuen Podcast "COSMO
TECH"



Wie sieht die Zukunft von Facebook nach seinem skandalträchtigsten
Jahr aus? Ist Künstliche Intelligenz wirklich "intelligent" und damit
gefährlich? Werden Flugtaxis tatsächlich Verkehrsprobleme lösen
können? Der neue Tech-Podcast von COSMO, dem jungen europäischen
Kulturradio des WDR, stellt sich aktuellen Fragen aus den Bereichen
Technologie und Digitalisierung - von Datenschutz und Hackerangriffen
über KI und Filterblasen bis hin zu Virtual Reality und Netzpolitik.
Ab dem 30. April schildern die renommierten ARD-Digital-Experten
Dennis Horn und Jörg Schieb alle zwei Wochen dienstags in COSMO TECH
ihre eigene Sicht auf die Themen - kontrovers und informativ:
www.cosmoradio.de.

Der Tech-Podcast arbeitet digitale Themen gründlich auf und wechselt
immer wieder die Perspektive. Unterstützung gibt es dabei unter
anderem von Korrespondenten aus dem weltweiten Netz der ARD. In der
ersten Ausgabe (abrufbar ab 30.4.) geht es um die Internet-Nutzung im
globalen Kontext. Ein Blick nach Nairobi zeigt, wie extrem gut das
Mobilfunknetz in afrikanischen Ländern funktioniert. Mit Kollegen aus
dem ARD-Studio Moskau geht COSMO TECH der Idee nach, das russische
Internet vom Rest der Welt abzukoppeln. Und Eindrücke aus Shanghai
zeigen, wie das Netz in China gefühlt aus nur einer App besteht:
WeChat.

"Es gibt viele hervorragende Tech-Podcasts, aber uns fehlte dabei
schon immer das große Radiohandwerk: nicht einfach eine Stunde im
Studio sitzen zu bleiben, sondern als Reporter raus in die Welt zu
gehen und Themen der digitalen Welt mit journalistischem Anspruch,
aber auch hörwertig umzusetzen", sagt Dennis Horn, der sich im WDR
seit 2001 mit der Tech-Welt beschäftigt und regelmäßig u.a. im ARD
Morgenmagazin zu sehen und im WDR Hörfunk zu hören ist.

"Besonders interessant finde ich die gesellschaftlichen Einflüsse und
Veränderungen durch Digitalisierung. Was müssen wir tun, was sollten
wir besser ändern - oder lassen? Zu den Themen der digitalen Welt
haben wir oft unterschiedliche Meinungen: wie gemacht für die Debatte
im Podcast. Deshalb gehen wir in COSMO TECH über die reine Diskussion
hinaus. Wir arbeiten mit Erklärstücken, O-Tönen und Gästen, beleuchten
unterschiedliche Aspekte und das Für und Wider", sagt Jörg Schieb, der
schon Mitte der seit fast 25 Jahren als Netzkenner in der Aktuellen
Stunde im WDR Fernsehen zu sehen und im WDR-Hörfunk zu hören ist. Horn
und Schieb schreiben auch im wdr.de-Blog Digitalistan.

COSMO TECH gibt es auf www.cosmoradio.de. Der Podcast lässt sich
darüber hinaus über die bekannten Podcast-Apps abonnieren.
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MELDUNG/993: Erster bayernweiter Schülermedientag am 3. Mai 2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Fakten gegen Fakes

Erster landesweiter Schülermedientag am 3. Mai



Am Tag der Internationalen Pressefreiheit, Freitag, 3. Mai 2019,
findet der erste bayernweite Schülermedientag statt, der von der
Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungsarbeit gemeinsam mit
zahlreichen Medienpartnern wie dem Bayerischen Rundfunk, der
Süddeutschen Zeitung, dem Verband Bayerischer Zeitungsverleger und der
Landeszentrale für neue Medien durchgeführt wird. Er steht unter dem
Motto: "Fakten gegen Fakes - Wie glaubwürdig sind unsere Medien?"

Etwa 200 Medienprofis aus Zeitungshäusern, Fernseh- und
Radiostationen, aber auch aus Universitäten und dem
medienpädagogischen Bereich gehen an diesem Tag an etwa 200
weiterführende bayerische Schulen, um dort mit Schülerinnen und
Schülern über Fake News im Netz und die Funktion der Medien im
politischen Prozess zu sprechen. Der BR beteiligt sich mit etwa 50
Journalistinnen und Journalisten. Mehr als 400 Schulen hatten sich für
eine Teilnahme am Schülermedientag beworben.


Analoger Dialog über digitale Themen

Beim Schülermedientag treten Medienexpertinnen und -experten mit
Schülerinnen und Schülern in einen analogen Dialog über digitale
Themen, denn im direkten Austausch vor Ort ergibt sich nicht nur die
Möglichkeit nachzufragen, sondern auch zu diskutieren, voneinander zu
lernen und Missverständnisse über mediale Berichterstattung u. a. auch
in den digitalen und sozialen Medien auszuräumen. Durch den Austausch
mit den Medienexperten sollen Jugendliche dazu ermuntert werden,
kritisch zu sein, Inhalte zu hinterfragen und Ansprüche an eine
objektive Berichterstattung zu stellen.

Die Idee eines Schülermedientages entstand während einer gemeinsamen
inhaltlichen Zusammenarbeit der Bayerischen Landeszentrale für
politische Bildungsarbeit mit der Süddeutschen Zeitung sowie dem
Bayerischen Rundfunk und lehnt sich auch an das Konzept des
Lehrermedientages des Verbands der bayerischen Zeitungsverleger an.

Auch etliche andere Medienpartner brachten bereits bei ihnen
bestehende mediale Bildungsformate in den Schülermedientag mit ein und
erklärten sich bereit, den Schülermedientag quasi ehrenamtlich zu
gestalten.


Auftaktveranstaltung am Donnerstag, 2. Mai im Münchner
Funkhaus

Eingeleitet wird der Schülermedientag durch eine Auftaktveranstaltung
mit geladenen Gästen im Funkhaus des Bayerischen Rundfunks am
Donnerstag, 2. Mai 2019. Expertinnen und Experten aus Wissenschaft,
Medienwelt und Politik beleuchten die Thematik des Schülermedientags
und diskutieren über das Verhältnis von Politik und Presse, u. a. bei
einem Podiumsgespräch mit Prof. Dr. Michael Piazolo, Bayerischer
Staatsminister für Unterricht und Kultus, Christian Nitsche,
Chefredakteur des Bayerischen Rundfunks, und Lisa Schnell, Ressort
Bayern der Süddeutschen Zeitung. Das Gespräch wird moderiert von
Birgit Kappel (BR).

Weitere Informationen unter:

http://www.blz.bayern.de/meldung/erster-landesweiter-schuelermedientag-2019.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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MELDUNG/992: 25 Jahre deutschsprachige Ausgabe der kubanischen "Granma Internacional" (Verlag 8. Mai)


Verlag 8. Mai GmbH - Pressemitteilung vom 29. April 2019

25 Jahre deutschsprachige Ausgabe der kubanischen "Granma
Internacional"



Da es auch im deutschsprachigen Raum Nachfrage nach aktuellen Berichten
und Analysen aus original kubanischer Sicht gibt, erschien im Mai 1994
die erste deutsche Ausgabe der "Granma Internacional". Sie ist ein
monatlich erscheinender Ableger der kubanischen Tageszeitung
"Granma" und ist wie diese offizielles Organ der Kommunistischen Partei
Kubas. Auf 16 Seiten liefert sie ausgewählte Beiträge aus dem
kubanischen Original. Darunter finden sich neben Berichten zu Politik
und Kultur des Landes auch offizielle Erklärungen, wichtige Reden
führender Mitglieder von Partei und Regierung im Wortlaut sowie Analysen
zu wichtigen Themen Kubas und Lateinamerikas.

Die Redaktion sitzt in Kubas Hauptstadt Havanna, Druck und Vertrieb der
deutschsprachigen Ausgabe für Deutschland, Österreich und die Schweiz
betreut der Verlag 8. Mai (Berlin), in dem die Tageszeitung"junge Welt"
und das Kulturmagazin "Melodie & Rhythmus" erscheinen. »Die Redaktion
schickt aus Havanna die fertig layouteten Seiten, wir organisieren alles
andere. So können die Leserinnen und Leser bereits kurz nach
Redaktionsschluss die aktuelle Ausgabe in den Händen halten«, erklärt
Projekt- und Vertriebsleiter Jonas Pohle die deutsch-kubanische
Zusammenarbeit.

Die Tageszeitung "Granma" startete bereits ein Jahr nach ihrer Gründung
(1965) mit einer internationalen Version in Englisch. Es folgten
Ausgaben in Spanisch, Französisch und Portugiesisch. Seit 1991 firmieren
sie unter dem Namen "Granma Internacional". Seit April 1994, also vor 25
Jahren, kam eine gedruckte deutschsprachige Ausgabe hinzu - die sich
wachsender Beliebtheit erfreut: die verkaufte Auflage konnte in den
letzten zwei Jahren deutlich gesteigert werden.

Am 3. Mai feiert der Verlag 8. Mai das Jubiläum in der "jW"-Ladengalerie
am Verlagssitz in Berlin. »Gefeiert wird mit aktuellen Fotografien aus
Kuba von Roberto Chile, lateinamerikanischer Musik von Nicolás Miquea,
Cuba Libre und Mojito. Zudem wird es eine Liveschaltung zur Redaktion
nach Havanna geben, und auf einem Podium diskutieren Vertreter von
Soligruppen die Lage in Lateinamerika«, informiert
Verlagsgeschäftsführer Dietmar Koschmieder.

 * 

Quelle:

Verlag 8. Mai GmbH

Torstraße 6, 10119 Berlin

Tel.: 030/53 63 55-49, Fax: 030/53 63 55-44

E-Mail: verlag@jungewelt.de

Internet: https://www.jungewelt.de/verlag/



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1235: Deutschlandfunk Kultur - Die gescheiterten Erfindungen von Leonardo da Vinci, 2.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bruchlandungen und Getriebeschaden

Die gescheiterten Erfindungen von Leonardo da Vinci

Von Matthias Eckoldt

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 2. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



80 Erfindungen gehen auf den großen Florentiner zurück, sagt die
Nachwelt. Besonders der italienische Faschismus inszeniert Leonardo da
Vinci als Universalgenie. Im Auftrag Mussolinis entstehen in Anlehnung
an die Skizzen von Leonardo Modellbauten, die nahelegen sollen, dass
er Hubschrauber, U-Boot, Maschinengewehr, Druckerpresse,
Abraummaschinen und viele andere Segnungen des Industriezeitalters
bereits im 15. Jahrhundert erdacht hat. Merkwürdig, wie dankbar die
Legenden nach dem Ende des Faschismus von aller Welt weitergeführt und
sogar noch vermehrt werden. Denn jenseits des Geniekults verdient
Leonardo das Attribut Erfinder wohl kaum. Nicht ein einziger Prototyp
entsteht zu seinen Lebzeiten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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MUSIK/2878: Deutschlandfunk - Violinkonzert von Robert Schumann, 2.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vom Bann befreit

Das Violinkonzert von Robert Schumann in frühen Einspielungen

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 2. Mai 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Kein Werk aus dem späten Schaffen von Robert Schumann ist so
kontrovers beurteilt worden wie das Violinkonzert von 1853. Nicht
wenige sahen in ihm den letzten größeren Kompositionsversuch eines
geistig Verwirrten. Yehudi Menuhin dagegen betrachtete es als das
"historisch fehlende Glied in der Violin-Literatur", als "Brücke
zwischen den Konzerten von Beethoven und Brahms". Erst 1937 erlebte
das Werk mit dem Solisten Georg Kulenkampff in einer von Paul
Hindemith anonym bearbeiteten Fassung eine zweifelhafte Uraufführung
in Berlin, die zudem von den Nationalsozialisten zu Propagandazwecken
missbraucht wurde. Noch im selben Jahr wiederum präsentierte Yehudi
Menuhin das Konzert in den USA erstmals in der originalen Version.
Doch es sollte noch lange dauern, bis sich Schumanns Violinkonzert auf
dem Podium etablieren konnte. Heute gehört es zum Standard-Repertoire.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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Internet: http://www.deutschlandradio.de
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ERNÄHRUNG/1477: Individuelle Ernährung zeigt Nutzen bei Spitalpatienten (idw)


Universität Basel - 26.04.2019

Individuelle Ernährung zeigt Nutzen bei Spitalpatienten



Durch eine individualisierte Ernährung nehmen Spitalpatienten nicht nur
mehr Proteine und Kalorien zu sich, sondern es verbessern sich auch die
klinischen Ergebnisse der Behandlung. Das zeigt eine Studie von
Forschenden der Universität Basel und des Kantonsspitals Aarau in der
Fachzeitschrift «The Lancet».

Wer wegen einer Erkrankung nicht mehr richtig essen und trinken kann,
läuft Gefahr, zu wenig Proteine und Energie zu sich zu nehmen. In den
medizinischen Abteilungen von Spitälern ist von diesem Phänomen über ein
Drittel der stationären Patienten und Patientinnen betroffen.

Durch eine Mangelernährung verschlechtert sich nicht nur die
Lebensqualität der hospitalisierten Patienten, sondern sie wirkt sich auch
negativ auf den Krankheitsverlauf aus, steigert das Risiko für
Komplikationen und erhöht die Sterberate.

Besteht die Gefahr für Ernährungsdefizite, empfehlen Richtlinien eine
individuell angepasste Ernährung während des Spitalaufenthalts, um die
Versorgung mit Proteinen und Kalorien sicherzustellen. Mögliche Massnahmen
reichen von einem Ernährungsplan über die Nährstoffzufuhr mittels Sonde
bis zu einer intravenösen Ernährung.

Erste kontrollierte Studie

Da bisher aussagekräftige Studien fehlen, war unklar, ob sich ein
individuelles Ernährungsmanagement bei kranken Patienten tatsächlich
positiv auswirkt, zumal auch eine Ernährungsunterstützung unerwünschte
Nebenwirkungen haben kann.

In einer klinischen Studie mit über 2000 Patientinnen und Patienten in
acht Schweizer Spitälern haben Forschende den Nutzen einer solchen
Ernährungsunterstützung nun erstmals in einer randomisierten,
kontrollierten Studie überprüft.

Dazu wurden medizinische Patientinnen und Patienten, bei denen ein
Ernährungsrisiko bestand, zufällig in zwei Gruppen eingeteilt. Die eine
Gruppe erhielt während ihres Spitalaufenthalts die herkömmlichen Gerichte
aus der Spitalküche. Für die Patienten der zweiten Gruppe stellten
Ernährungsberaterinnen ergänzend einen individuellen Ernährungsplan
zusammen.

Individuelle Ernährung zeigt Nutzen

Nach 30 Tagen zeigte sich: Durch eine individualisierte Ernährung wurde
nicht nur die Versorgung mit Energie und Proteinen besser erreicht,
sondern die Behandlungsergebnisse verbesserten sich generell. So traten im
Vergleich weniger schwere Komplikationen auf, und die Sterblichkeit ging
zurück. Statistisch liess sich bei einer von 25 behandelten Personen eine
schwere Komplikation und bei 37 behandelten Personen ein Todesfall
verhindern.

«Unsere Ergebnisse zeigen, dass Mangelernährung ein modifizierbarer
Risikofaktor ist und die Therapie einen positiven Einfluss auf den
Krankheitsverlauf hat», sagt Studienleiter Prof. Dr. Philipp Schütz,
SNF-Förderungsprofessor an der Universität Basel und Chefarzt der Inneren und
Notfallmedizin am Kantonsspital Aarau. «Diese Studie ist für die
Behandlung von polymorbiden Spitalpatienten von grosser Relevanz und
dürfte die Bedeutung der Ernährungstherapie bei Risikopatienten stärken.»

Die Effort-Studie (Effect of early nutritional support on frailty,
functional outcomes and recovery of malnourished medical inpatients trial)
wurde vom Schweizerischen Nationalfonds und dem Forschungsfonds des
Kantonsspitals Aarau unterstützt.


Originalpublikation:

Philipp Schuetz, Rebecca Fehr, Valerie Baechli, Martina Geiser, Manuela
Deiss, Filomena Gomes, Alexander Kutz, Pascal Tribolet, Thomas Bregenzer,
Nina Braun, Claus Hoess, Vojtech Pavlicek, Sarah Schmid, Stefan Bilz,
Sarah Sigrist, Michael Brändle, Carmen Benz, Christoph Henzen, Silvia
Mattmann, Robert Thomann, Claudia Brand, Jonas Rutishauser, Drahomir
Aujesky, Nicolas Rodondi, Jacques Donzé, Zeno Stanga, Beat Mueller
Individualized nutritional support in medical inpatients at nutritional
risk: a randomized clinical trial

The Lancet (2018), doi: 10.1016/S0140-6736(18)32776-4

https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(18)32776-4/fulltext


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 26.04.2019
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FORSCHUNG/4033: Informationen in die Zelle bringen (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 25.04.2019

Informationen in die Zelle bringen



Forschende des Paul Scherrer Instituts PSI haben einen wichtigen Teil
eines Signalweges aufgeklärt, der Informationen durch die Zellmembran in
das Innere einer Zelle überträgt. Dieser Signalweg ist für alle Säugetiere
von großer Bedeutung, da er an verschiedenen wichtigen Lebensprozessen wie
der Regulation des Herzschlags beteiligt ist. Drei Proteine übermitteln
dabei die Informationen in das Zellinnere. Volodymyr Korkhov, Biochemiker
am PSI, und seinem Team gelang es, eine Momentaufnahme des dritten
Proteins, der sogenannten Adenylylzyklase, zu machen und ihre Struktur mit
nahezu atomarer Auflösung zu bestimmen. Ihre Ergebnisse veröffentlichen
die Forscher nun in der Zeitschrift Science.

Das Zellinnere aller lebenden Zellen wird durch Membranen von der
Außenwelt getrennt. Diese Membranen halten die Zellen insgesamt intakt und
schützen sie vor negativen Einflüssen. Sie wirken aber auch als Barriere
für Vitalstoffe und Informationen. Aus diesem Grund enthalten
Zellmembranen Mechanismen, die einen gezielten Zugang gewünschter
Substanzen ermöglichen oder Informationen externer Signale in die Zelle
übertragen.

Ein wichtiger Signalweg bei Säugetieren besteht aus drei Komponenten:
Erstens einem Rezeptor, der das Signal erkennt und dadurch aktiviert wird.
Zweitens einem sogenannten G-Protein, das an den aktivierten Rezeptor
bindet und das Signal an ein oder mehrere Effektorproteine weiterleitet.
In diesem Fall ist der Effektor die Adenylylzyklase, die dritte Komponente
der Signalkette. Dieses Protein wird durch eine Untereinheit des
G-Proteins aktiviert und produziert in einer biochemischen Reaktion einen
sekundären Botenstoff, das sogenannte zyklische AMP (cAMP).

cAMP löst verschiedene Reaktionen in der Zelle aus, zum Beispiel erhöht es
die Durchlässigkeit der Membran für Kalzium in Herzzellen, was zu einer
Steigerung der Herzschlagfrequenz führt.

Forschende des Paul Scherrer Instituts PSI in Villigen haben nun mithilfe
der Elektronenmikroskopie eine spezielle Art dieser Adenylylzyklasen
abgebildet und das bislang detailreichste Bild von dieser Art
Membranprotein erhalten.

Hilfreiche Selbsthemmung

«Um zu verstehen, wie Signalwege in der Zelle funktionieren, ist es
zunächst notwendig zu wissen, wie die beteiligten Komponenten im Detail
aussehen», sagt Volodymyr Korkhov, Leiter der Forschungsgruppe Mechanismen
der Signaltransduktion im Bereich Biologie und Chemie am PSI und
Assistenzprofessor am Institut für Biochemie der ETH Zürich. «Unsere
Arbeit ist ein wichtiger Beitrag zur Aufklärung der genauen Funktion der
Adenylylzyklase in der cAMP-Signalkette.»

«Überraschenderweise haben wir durch die Bestimmung der Struktur der
Adenylylzyklase, die an die Alpha-Untereinheit des G-Proteins gebunden
ist, entdeckt, dass das Protein in der Lage zu sein scheint, sich selbst
zu hemmen», sagt Biochemiker Korkhov. Ein Teil des Proteins ist für diese
Selbsthemmung verantwortlich. Dieser Teil blockiert das aktive Zentrum des
Enzyms und verhindert die Überproduktion von cAMP.

Die neue Erkenntnis zur Molekularstruktur der Adenylylzyklase liefert ein
viel besseres Verständnis davon, wie externe Signale zur kontrollierten
Produktion des wichtigen sekundären Botenstoffs cAMP führen. Die
Konzentration von cAMP in Zellen spielt eine wichtige Rolle bei der
Entstehung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen, bestimmten Tumoren oder
Typ-2-Diabetes. «In Zukunft könnten es unsere neuen Erkenntnisse
ermöglichen, Medikamente zu identifizieren, die die Adenylylzyklase hemmen
oder aktivieren - je nachdem, ob Überproduktion oder ein Mangel an cAMP
für eine Krankheit verantwortlich ist», erklärt Korkhov.

Mikroskopie bei tiefen Temperaturen

Ihre Ergebnisse erzielten die Forscher mithilfe der
Kryoelektronenmikroskopie (Kryo-EM). Diese Form der
Transmissionselektronenmikroskopie verwendet Temperaturen unter -150 Grad
Celsius. Die zu untersuchende Probe wird in flüssigem Ethan
schockgefroren, wodurch die natürliche Struktur der Probe erhalten bleibt.
Diese Methode wird zunehmend für die Untersuchung biologischer Strukturen
eingesetzt und wurde 2017 mit dem Nobelpreis ausgezeichnet. «Es ist
spannend, einen tiefen Einblick in die Struktur der Adenylylzyklase zu
bekommen», sagt Chao Qi, Doktorand im Labor von Korkhov und Erstautor der
Studie. «Die Struktur dieses Proteins war seit seiner Entdeckung
jahrzehntelang schwer fassbar, und ich bin froh, dass ich diese Struktur
mit Kryo-EM während meiner Doktorarbeit aufklären konnte.»

Die von den PSI-Forschern in ihren Untersuchungen erzielte Auflösung
betrug 3,4 Ångström. Ein Ångström entspricht einem Zehnmillionstel eines
Millimeters. Isolierte Atome haben einen Radius von 0,3 bis 3 Ångström.
Die Forscher veröffentlichen ihre Ergebnisse nun in der wissenschaftlichen
Zeitschrift Science.

Text: Paul Scherrer Institut/Sebastian Jutzi


Originalpublikation:

The structure of a membrane adenylyl cyclase bound to an activated
stimulatory G protein

Chao Qi, Simona Sorrentino, Ohad Medalia, Volodymyr M. Korkhov

Science 26.04.2019

DOI: http://dx.doi.org/10.1126/science.aav0778

Weitere Informationen finden Sie unter

http://psi.ch/node/27974 - Darstellung der Mitteilung auf der Webseite des PSI und Bildmaterial

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution695
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STUDIE/542: Auch ultrakurze Therapie vor Operationen hilft Bluttransfusionen zu vermeiden (idw)


UniversitätsSpital Zürich - 26.04.2019

Auch ultrakurze Therapie vor Operationen hilft Bluttransfusionen zu vermeiden



Bluttransfusionen sind belastend und ein zusätzliches Risiko für
Patienten. Eine gross angelegte Studie unter der Leitung von Prof. Donat
R. Spahn, Direktor des Instituts für Anästhesiologie am Universitätsspital
Zürich, zeigt nun, dass Patienten auch noch von kurz vor einer Operation
angewandten Massnahmen profitieren, die Bluttransfusionen reduzieren.

Bluttransfusionen können lebensrettend sein. Fremdes Blut bedeutet für die
Patienten jedoch auch bei optimierter Verträglichkeit eine Belastung und
birgt deshalb immer die Gefahr von Komplikationen wie Herzinfarkt,
Schlaganfall, Organversagen oder Infektionen. Mit gezieltem «Patient Blood
Management» reduzieren Ärztinnen und Ärzte deshalb seit einigen Jahren die
Gabe von Fremdblut. Schonende Operationstechniken und die Aufbereitung und
Rücktransfusion von während der Operation verlorenen Blutes sind dabei
wichtige Massnahmen. Zudem wird bereits einige Wochen vor einer geplanten
Operation die Blutsituation des Patienten analysiert und eine oft
unerkannte Blutarmut mit Medikamenten behandelt, welche die Blutbildung
stimulieren. Blutarmut ist einer der grössten Risikofaktoren für
Bluttransfusionen während oder nach Operationen. Dieses Massnahmenpaket
führte dazu, dass in Kliniken, die mit dem «Patient Blood Management»
arbeiten, in den letzten Jahren massiv weniger Bluttransfusionen und
Blutprodukte nötig waren, und in der Folge die Komplikations- und
Sterblichkeitsrate der Patienten deutlich sank.

Kurzfristige Therapie zeigt vergleichbar positive Effekte

In einer gross angelegten, randomisierten Doppelblindstudie zeigten
Forscherinnen und Forscher nun, dass Patienten auch noch von einer
kurzfristigen Therapie zur Verbesserung ihrer Blutwerte profitieren. In
der Studie wurden 1006 Patientinnen und Patienten vor einer geplanten
Herzoperation erfasst. Bei 505 von ihnen war vorab eine Blutarmut (Anämie)
und/oder ein Eisenmangel festgestellt worden. Die Hälfte der
Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer wurde mit einer
Kombinationstherapie aus intravenöser Eisengabe, subkutan verabreichtem
Vitamin B12 und Erythropoietin alpha sowie oral eingenommener Folsäure
behandelt. Dies in der Regel nur einen Tag vor der Operation oder am
Freitag der Vorwoche, wenn der Eingriff für Montag geplant war.

Sämtliche Patientinnen und Patienten, die diese Therapie erhalten haben,
zeigten deutlich bessere Hämoglobin- und Reticulozytenwerte als die
Kontrollgruppe. Die Zahl der bei der Operation und in den sieben
Folgetagen nötigen Bluttransfusionen sank in der behandelten Gruppe nahezu
auf null.

Weniger Transfusionen bedeuten weniger Risiko

Prof. Donat R. Spahn, Direktor des Instituts für Anästhesiologie am
Universitätsspital Zürich und Leiter der Studie, sieht in den Ergebnissen
der Studie einen grossen Fortschritt für eine gefährdete Patientengruppe:
«Jede Bluttransfusion weniger bedeutet ein Sinken der Belastung und des
Risikos für die Patientinnen und Patienten. Unsere Studie bestätigt, dass
wir auch mit einer kurzfristigen präoperativen Behandlung die Blutwerte
der Patienten noch massiv verbessern können. Damit vergrössert sich die
Zahl der Patientinnen und Patienten, die von Patient Blood Management
profitieren.» Der Spezialist für Patient Blood Management weist aber auch
auf weitere positive Effekte hin: «Weniger Blutprodukte bedeuten auch
weniger Kosten. Den sparsamen und sorgfältigen Umgang mit Blutprodukten
schulden wir zudem auch den Spenderinnen und Spendern.»


Originalpublikation:

Donat R. Spahn, Felix Schoenrath, Gabriela H Spahn, Burkhardt Seifert,
Philipp Stein, Oliver M Theusinger, Alexander Kaserer, Inga Hegemann, Axel
Hofmann, Francesco Maisano, Volkmar Falk. 

Effect of ultra-short-term
treatment of patients with iron deficiency or anaemia undergoing cardiac
surgery: a prospective randomized trial. 

The Lancet.

DOI: 10.1016/S0140-6736(18)32555-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1839
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MELDUNG/987: Unterwegs mit der rollenden Physiotherapiepraxis (idw)


Hochschule Fresenius - 26.04.2019

Unterwegs mit der rollenden Physiotherapiepraxis



Erfan Barogh hatte nach seinem Fachabitur im Bereich Wirtschaft und
Verwaltung eigentlich eine klassische Karriere im Büro vor Augen. Dann zog
es ihn in die Gesundheitsbranche. Nach entsprechender Ausbildung arbeitete
er zwei Jahre als Rettungsassistent. Ihn interessierte aber zunehmend der
weitere Weg von Patienten, im Krankenhaus, in der Reha. Deshalb studierte
er Physiotherapie an der Hochschule Fresenius in Idstein. Mit dem
Abschluss in der Tasche kam ihm eine zündende Idee und er wurde zum
Gründer: Mit seinem "physiotruck" bringt der 30-Jährige eine gut
ausgestattete Physiotherapiepraxis zum Klienten. Das Angebot kommt gut an.




[image: Foto: © www.physiotruck.de]

Das Innere des Physiotrucks kann sich sehen lassen.

Foto: © www.physiotruck.de



In seinem umgebauten Rettungswagen hat Barogh alles dabei, was er für die
Behandlung braucht: Eine Liege, Matten, Öle, Tapebänder, Wärme- und
Kältepackungen, einen Rotlichtstrahler - und über Musik- und Lichtanlage
kann er sogar individuellen Kundenwünschen Rechnung tragen. Das Design ist
modern, der Blick fällt auf den Laminatfußboden und die weißen Schränke.
Zum Angebot gehören neben den klassischen Maßnahmen der Physio- und
Massagetherapie auch Wärme- und Kältetherapie, Kinesiologie-Taping sowie
ein Personal Training, das Tipps und Tricks für den täglichen Sport und
eine gesunde Ernährung verrät.

"Ich möchte die Lebensqualität meiner Klienten steigern", sagt Barogh, der
den physiotruck gemeinsam mit seiner Freundin Tamara Hanssen betreibt. Sie
ist zuständig für das Marketing, hat die Webseite (www.physiotruck.de)
gestaltet, kümmert sich um den Auftritt des kleinen Unternehmens in den
sozialen Medien. "Zurzeit buchen mich vor allem Unternehmen, die etwas für
die Gesundheit ihrer Mitarbeiter tun möchten. Die Menschen freuen sich,
wenn sie für eine gewisse Zeit dem Büroalltag entfliehen können, ohne
dabei einen eigenen Aufwand zu haben. Die Leute haben ja immer weniger
Zeit für sich und darunter leidet an erster Stelle die Gesundheit. Das ist
unser großes Plus - wir bringen die Physiopraxis zu ihnen", so Barogh. Er
könne so hoffentlich auch seinen Beitrag zur Senkung der Krankenstände in
den Betrieben leisten und im Gegenzug die Arbeitsfähigkeit steigern
beziehungsweise für neue Motivation sorgen, "weil sich die Mitarbeiter von
ihrem Arbeitgeber auf diese Weise wertgeschätzt fühlen." Ein zweites
Standbein ist der Auftritt bei größeren Veranstaltungen - wie zum Beispiel
dem World Fitness Day in Frankfurt -, Messen, bei Workshops oder
Sportturnieren.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258
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DEMENZ/434: Forschung - Verbesserung der Versorgung von Menschen mit Demenz in Wohngemeinschaften (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 26.04.2019

Verbesserung der Versorgung von Menschen mit Demenz in Wohngemeinschaften



Eine umfassende Versorgung von Menschen mit Demenz und kognitiven
Beeinträchtigungen in alternativen Wohnmodellen fördert das
Forschungsprojekt DemWG, das ambulant betreute Wohngemeinschaften in
Bayern, Berlin, Bremen und Hamburg einbezieht. Am Universitätsklinikum
Erlangen leiten das neue Projekt Prof. Dr. Elmar Gräßel und PD Dr. Carolin
Donath vom Zentrum für Medizinische Versorgungsforschung in der
Psychiatrischen und Psychotherapeutischen Klinik (Direktor: Prof. Dr.
Johannes Kornhuber). DemWG startet im April 2019.

Ziel des bundesweiten Projekts ist es neben dem Vorbeugen von Stürzen und
Krankenhauseinweisungen auch, die Lebensqualität von Menschen mit Demenz
und kognitiven Beeinträchtigungen zu verbessern. Wenn diese in ihrer
vertrauten häuslichen Umgebung nicht mehr angemessen versorgt werden
können, sind ambulant betreute Wohngemeinschaften eine gute Alternative
zum Pflegeheim. Das familiär ausgerichtete Wohnkonzept solcher speziellen
WGs schafft für sie das Gefühl eines Zuhauses, während gleichzeitig eine
Betreuung durch professionelles Pflegepersonal gewährleistet ist. Das
innovative Forschungsprojekt DemWG untersucht die Frage, ob sich das
Risiko für Krankenhauseinweisungen in diesem alternativen Wohnmodell durch
ein mehrgliedriges Förderprogramm nachweisbar minimieren lässt. Das
Konzept umfasst neben der gezielten Schulung der aktiv mitarbeitenden
Personen in den Wohngemeinschaften auch das stärkere Einbeziehen der
zuständigen Haus- und Fachärztinnen und -ärzte. Ergänzend enthält es ein
spezielles Training zur Verbesserung der motorischen und kognitiven
Fähigkeiten der WG-Bewohnerinnen und -Bewohner. Das gemeinsame Projekt
DemWG der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) und der
Universität Bremen wird über den Innovationsfonds für Versorgungsforschung
des Gemeinsamen Bundesausschusses mit rund 1,4 Millionen Euro gefördert.

Das Team von Prof. Dr. Gräßel erforscht seit Jahren erfolgreich die
Wirksamkeit der psychosozialen MAKS®-Intervention bei Menschen mit Demenz
und kognitiven Beeinträchtigungen in Pflegeheimen und in der Tagespflege.
Die Ergebnisse zu den Aktivierungstherapien belegen bei den Betroffenen
eine Stabilisierung ihrer kognitiven und alltagspraktischen Fähigkeiten,
die Verbesserung sozialer Verhaltensweisen sowie eine Verminderung von
neuropsychiatrischen Symptomen wie Aggressionen, Unruhezuständen und
Schlafstörungen. Dank des neuen Projekts DemWG können auch die
Bewohnerinnen und Bewohner von ambulant betreuten Wohngemeinschaften an
den Vorteilen des Förderkonzepts teilhaben. Dazu wird das Programm für die
spezielle Anwendung in den WGs modifiziert und in Kleingruppen umgesetzt.
Die motorischen und kognitiven Übungen sind so angelegt, dass sie die
Menschen mit Demenz und kognitiven Beeinträchtigungen positiv anregen und
sie weder unter- noch überfordern. Bereits erprobte Übungen zur
Sturzprophylaxe ergänzen das Konzept.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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HERZ/1168: Grenzenlose Herzforschung (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 26.04.2019

Grenzenlose Herzforschung



Europäische Herzforscher wollen gemeinsam dringende Probleme der
Herz-Kreislauf-Medizin lösen. Das Deutsche Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung
(DZHK) und die British Heart Foundation (BHF) fördern deshalb im Rahmen
eines deutsch-britischen Kooperationsprogramms zwei gemeinsame Projekte
mit je 2,5 Millionen Euro. Zukünftig soll das Programm auch die
Niederländische Herzstiftung mit einbinden.

Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind fast überall auf der Welt Todesursache
Nummer eins. Umso wichtiger, dass die Forscher Grenzen überwinden und ihre
Kräfte bündeln. Konkret tun sie das nun in zwei deutsch-britischen
Projekten:

Wie Gene das Herzinfarktrisiko beeinflussen

Von München über Lübeck bis nach Oxford, Cambridge und Leicester spannt
sich das Netzwerk zum Thema "Genetic discovery-based targeting of the
vascular interface in atherosclerosis". Das Forscherteam wird auf
deutscher Seite von Prof. Jeanette Erdmann von der Universität zu Lübeck
koordiniert. Prof. Hugh Watkins von der University of Oxford übernimmt die
Rolle des Koordinators auf britischer Seite.

Gene bestimmen die Eigenschaften von Blutgefäßen. Bei manchen Menschen
sind diese Gene verändert, sodass es eher zu Ablagerungen an den
Blutgefäßwänden kommt. Damit erhöht sich das Risiko für einen Herzinfarkt.
Die Forscher wollen herausfinden, welche Gene hierfür verantwortlich sind
und nach welchem Mechanismus sie arbeiten. Auf deutscher Seite stehen
dafür die genetischen Daten von tausenden von betroffenen Personen, sowie
Tier- und Stammzellmodelle zur Verfügung. Die britischen Kollegen verfügen
unter anderem über große Sammlungen von Gefäßmuskelzellen von Patienten
und eine Reihe von Methoden, um die Funktion der Gene zu untersuchen.

Herzzellen ihr Geheimnis entlocken

Das Forscherteam zum Thema "Spatially resolved cellular and molecular
drivers of cardiac remodeling in healthy and failing human hearts" wird
auf deutscher Seite von Prof. Norbert Hübner vom Max-Delbrück-Centrum für
Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft geleitet, britische
Koordinatorin ist Dr. Michela Noseda, Imperial College London.

Ein Herz besteht aus Milliarden von Zellen, die perfekt zusammenarbeiten
müssen. Bei der Herzschwäche verändern sich diese Zellen. Das Team will
mit neuen Spitzentechnologien tausende Einzelzellen analysieren und so
herausfinden, wie verschiedene Teile des gesunden Herzens zusammengesetzt
sind und welche Veränderungen bei kranken Herzen auftreten. Die Forscher
wollen auch untersuchen, wie sich die Einzelzellen in einem Zellverbund
verhalten und wie sie auf biophysikalische Reize reagieren. Mit Hilfe von
Computersimulationen soll ein Zellatlas des Herzens entstehen, der ganz
neue Einblicke in die Anatomie und Physiologie ermöglicht. Die
Erkenntnisse sollen auch dazu dienen, mit künstlichen Herzzellen
Erkrankungen als Textsysteme im Labor zu modellieren.

Projekt 1: "Genetic discovery-based targeting of the vascular interface in
atherosclerosis"

Projekt 2: "Spatially resolved cellular and molecular drivers of cardiac
remodeling in healthy and failing"

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-luebeck.de/universitaet/universitaet.html

https://www.mdc-berlin.de/de

https://www.dzhk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1758
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HERZ/1167: Herzzellen ihre Geheimnisse entlocken (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 26.04.2019

Herzzellen ihre Geheimnisse entlocken



Ein Herz scheint reine Physik zu sein: Klappen öffnen und schließen sich,
das Blut fließt in Strömen, elektrische Impulse steuern den Herzschlag.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eines deutsch-britischen
Kooperationsprojektes betrachten das Herz auf eine andere Weise: Sie
wollen es in seine kleinsten Bestandteile - die Zellen - zerlegen und
diesen ihre Geheimnisse entlocken. So wollen sie verstehen, was das Herz
schwach und krank macht. Koordiniert wird das Forschungsprojekt auf
deutscher Seite am Max-Delbrück-Centrum in Berlin.

Im Zentrum stehen zwei Formen der Herzschwäche: die dilatative
Kardiomyopathie (DCM) und die hypertrophe Kardiomyopathie (HCM). Bei
beiden kann das Herz schlechter pumpen, die Gründe sind jedoch
verschieden. Bei der DCM ist die linke Herzkammer ausgedehnt wie ein mit
Wasser gefüllter Luftballon. Die HCM hingegen kennzeichnet, dass sich die
Wände der Herzkammer verdicken. Die Forscher wissen, dass bei beiden
Prozessen die Herzmuskelzellen verändert und dass auch Bindegewebszellen
beteiligt sind.

"Was sich auf molekularer Ebene genau abspielt, verstehen wir noch nicht
genug", sagt Projektleiter Prof. Norbert Hübner vom Max-Delbrück-Centrum
für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft (MDC). Das
Forscherteam will deshalb tausende Einzelzellen aus verschiedenen
Bereichen des Herzens mit modernsten Methoden analysieren um zum Beispiel
herauszubekommen, aus welchen Genen und Proteinen sie bestehen.

Aus dem direkten Vergleich von Zellen aus gesunden und kranken Herzen
versprechen sich die Forscher wegweisende Erkenntnisse. "Darauf aufbauend
könnten vielleicht neue Therapien für Herzschwäche entwickelt werden oder
Methoden, die dafür sorgen, dass Herzschwäche gar nicht erst entsteht",
hofft Hübner. Derzeit gibt es keine ursächliche Behandlung und somit auch
keine Heilung. 200.000 Herzschwäche-Patienten kommen jährlich ins
Krankenhaus, die schwersten Fälle müssen auf eine Transplantation hoffen.

Auch wenn Einzelzell-Analysen spannende Erkenntnisse versprechen, kann man
Zellen letztlich nur im Verbund korrekt beschreiben, denn sie sind
vielfältigsten Einflüssen aus ihrer Umgebung ausgesetzt. Dazu zählen der
Druck in den Herzkammern aber auch Wechselwirkungen mit anderen Zellarten,
Botenstoffe, Immunprozesse. "Sogar bei gesunden Herzzellen gleicht keine
Zelle der anderen", weiß Hübner. Die Lokalisierung der Zellen im Raum und
die Modellierung von Zellverbünden am Computer gehören deshalb mit zur
Forschungsstrategie.

Die deutschen und britischen Teams ergänzen sich im Projekt mit wertvollen
Forschungsressourcen. Die britischen Projektpartner stellen menschliche
Herzproben von gesunden und erkrankten Spendern zur Verfügung. Das Team
von Thomas Eschenhagen in Hamburg weiß, wie man Herzgewebe im Labor
züchtet. Damit lassen sich Herzerkrankungen modellieren und Tests von
pharmakologischen Wirkstoffen durchführen, welche den Weg für neue
Medikamente ebnen können.

Gefördert wird das Projekt mit dem Titel "Spatially resolved cellular and
molecular drivers of cardiac remodeling in healthy and failing? vom
Deutschen Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung, DZHK, und von der British
Heart Foundation mit insgesamt 2,5 Millionen Euro für drei Jahre.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://dzhk.de/aktuelles/news/artikel/grenzenlose-herzforschung/

https://www.mdc-berlin.de/de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1758
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HERZ/1166: Neuer Goldstandard bei der Behandlung der Aortenklappenstenose (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 26.04.2019

Neuer Goldstandard bei der Behandlung der Aortenklappenstenose



Große Studien, die in den letzten Wochen erschienen sind, bescheinigen dem
minimalinvasiven, kathetergestützten Aortenklappenersatz eine deutliche
Überlegenheit gegenüber dem chirurgischen Verfahren. Die Deutsche
Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e. V. (DGK)
spricht sich während Ihrer Jahrestagung für eine Anpassung der Leitlinien
und der regulatorischen Vorschriften zum Aortenklappenersatz aus.

Mannheim, 26. April 2019 - "Es haben sich in den letzten Wochen
dramatische Änderungen der Datenlage ergeben. Ein alter Goldstandard gerät
ins Wanken und wird durch eine neue Therapie ersetzt", stellt Prof. Helge
Möllmann, stellvertretender Sprecher der Arbeitsgruppe Interventionelle
Kardiologie (AGIK) der DGK, fest. Er bezieht sich dabei auf die im März in
den USA erschienene PARTNER 3-Studie. Tausend Patienten waren in die
Studie eingeschlossen, die den kathetergestützten Aortenklappenersatz
(TAVI) mit der chirurgischen Implantation neuer Aortenklappen (AKE)
verglich. Bei dem interventionellen TAVI-Verfahren wird eine
Klappenprothese per Katheter über die Leistenarterie der Patienten direkt
ins Herz eingebracht und entfaltet. Eine Operation am offenen Brustkorb
ist damit nicht mehr nötig, wodurch der Eingriff für die Patienten
deutlich schonender verläuft.

Bahnbrechende Daten sprechen für die TAVI

"Es gibt keine Studie, die das chirurgische Verfahren jemals an einer so
großen Patientengruppe untersucht hat, wie PARTNER 3", so Prof. Möllmann
während der Pressekonferenz am Donnerstag. Die Studie zeigte eine
statistisch deutliche Überlegenheit der TAVI-Methode gegenüber dem
chirurgischen Verfahren: Nach zwölf Monaten waren 15,1% der chirurgisch
behandelten Patienten verstorben, erlitten einen Schlaganfall oder mussten
wegen Komplikationen erneut stationär in einem Krankenhaus behandelt
werden. Bei der TAVI waren es lediglich 8,5% der Patienten. Wurden
ausschließlich die Punkte Tod und behindernder Schlaganfall betrachtet,
konnten durch die TAVI-Prozedur rund zwei Drittel der Ereignisse reduziert
werden. "Die Risikoreduktionen, die PARTNER 3 zeigt, sind so ausgeprägt,
dass Kritikern der Methode jeder Wind aus den Segeln genommen ist", sagt
Prof. Möllmann. "So eindeutige Daten gibt es nicht noch einmal."

Gute Haltbarkeit der TAVI-Prothesen ist nachgewiesen

Lediglich die Haltbarkeit der bei einer TAVI eingesetzten Prothesen wird
immer wieder infrage gestellt. Es fehlten die Langzeitdaten, monieren
Kritiker. Prof. Möllmann: "Für die wenigsten chirurgischen
Aortenklappenprothesen gibt es echte Langzeitdaten. Die Prothesen werden
weiterentwickelt und die Berechnungen zur Haltbarkeit aus alten Studien
extrapoliert. Darüber hinaus liegen uns Daten vor, die zeigen, dass es in
den ersten 7 Jahren nach der Implantation keine Anzeichen für
Degenerationen bei den TAVI-Klappen gibt. Im Gegenteil: kürzlich
publizierte Daten weisen zumindest für die ersten 6 Jahre statistisch
deutlich signifikante Vorteile für die TAVI-Klappen aus."

Neue Regelungen des Gemeinsamen Bundesausschusses und der Krankenkassen dringend notwendig

Die Experten der DGK sehen nun die unbedingte Notwendigkeit, die
Behandlungsleitlinien dieser Datenlage zügig anzupassen, da eine
therapieverändernde neue Evidenz durch die Daten entstanden ist. Prof. Dr.
Karl-Heinz Kuck sagte während der Pressekonferenz: "Zuvor werden wir schon
zeitnah mit der Erstellung eines Positionspapieres beginnen, in das wir
unsere herzchirurgischen Kollegen gern einbinden möchten. Eindeutig ist es
an der Zeit, TAVI zum Goldstandard in der Therapie der
Aortenklappenstenose zu erklären und die regulatorischen Voraussetzungen
seitens des Gemeinsamen Bundesausschusses und der Krankenkassen an die
dramatisch veränderte Datenlage anzupassen."

Besonders gestärkt werden müsse, so die Experten, die gleichberechtigte
Herangehensweise im Heartteam. "Alle Patienten müssen gemeinsam
hinsichtlich der optimalen Behandlungsmöglichkeit von Kardiologen und
Chirurgen begutachtet werden, auch die, die initial an die chirurgischen
Kollegen überwiesen wurden", fordert Prof. Möllmann. "Die optimale
Therapie wird, das zeigen uns die Daten, in den allermeisten Fällen die
TAVI sein."


Weitere Informationen finden Sie unter


http://www.dgk.org/presse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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FORSCHUNG/1334: Projektstart - Silvestrol, ein neuer natürlicher Wirkstoff gegen gefährliche Viren (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 26.04.2019

Projektstart: Silvestrol, ein neuer natürlicher Wirkstoff gegen gefährliche Viren



Basierend auf dem Naturstoff Silvestrol wollen Forscherinnen und Forscher
ein neues Medikament gegen gefährliche Viruserkrankungen entwickeln.
Frühere Studien hatten Hinweise ergeben, dass die aus einer asiatischen
Mahagonipflanze stammende Substanz gegen Hepatitis E, Ebola und das
Zika-Virus helfen könnte. Gefördert vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) loten die Wissenschaftler im Projekt "Silvir"
Synthesewege für verschiedene Silvestrol-Varianten aus und testen die
Wirksamkeit der Substanzen am Beispiel des Hepatitis-E-Virus. Es startet
im Mai 2019 und läuft für drei Jahre. Die Fördersumme beträgt rund 1,2
Millionen Euro.

Prof. Dr. Eike Steinmann, Leiter der Abteilung für Medizinische und
Molekulare Virologie an der Ruhr-Universität Bochum, koordiniert das
Forschungsvorhaben, an dem auch die Leibniz-Universität Hannover mit Prof.
Dr. Andreas Kirschning und das Friedrich-Loeffler-Institut in Greifswald
mit Prof. Dr. Martin Groschup und Dr. Martin Eiden beteiligt sind.

"Antivirale Medikamente existieren derzeit nur für eine limitierte Anzahl
an Viruserkrankungen", sagt Eike Steinmann. Es gebe allerdings viele
weitere RNA-Viruserreger, die das Potenzial hätten, Pandemien auszulösen,
und für die derzeit keine wirksamen Medikamente auf dem Markt seien.
Allein am Hepatitis-E-Virus, das akute Leberentzündungen auslöst,
erkranken jährlich schätzungsweise 20 Millionen Menschen - knapp 70.000
mit Todesfolge.

Wirkstoff aus Mahagonigewächsen

Rund 400 verschiedene Arten von Mahagonipflanzen bilden den Wirkstoff
Silvestrol, der im Fokus des Projekts Silvir - kurz für "Development of
the natural compound silvestrol as antiviral drug candidate for hepatitis
E virus and emerging RNA viruses" - steht. Auf die Substanz waren die
Bochumer Forscher während ihrer Arbeiten im BMBF-Vorgängerprojekt
"Ginaico" gestoßen.

In dem neuen Forschungsvorhaben wird das Team zunächst ein Laborprotokoll
für die Extraktion von Silvestrol aus Pflanzenblättern entwickeln. Den
Naturstoff wollen die Wissenschaftler dann schrittweise modifizieren, etwa
bestimmte funktionelle Gruppen entfernen oder gegen andere austauschen, um
so Wirkstoffvarianten zu erzeugen. Anschließend wollen sie deren
Wirksamkeit gegen das Hepatitis-E-Virus testen und die jeweiligen
Wirkmechanismen aufklären. Für die zwei vielversprechendsten Kandidaten
sollen in Tierversuchsstudien die optimale Dosis und das optimale
Verabreichungsschema bestimmt werden.

Tests gegen weitere Viruserreger geplant

Neben den detaillierten Studien mit Hepatitis-E-Erregern wollen die
Forscher testen, ob Silvestrol und seine Varianten auch gegen exotische
Viren wirken, die infolge des Klimawandels und zunehmender Globalisierung
nach Zentraleuropa eingeschleppt werden können.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://news.rub.de/wissenschaft/2019-03-18-medizin-big-data-gegen-hepatitis

https://news.rub.de/presseinformationen/wissenschaft/2018-07-27-virologie-wirkstoff-weckt-hoffnung-auf-heilung-von-hepatitis-e

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 26.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWALT/278: Zum Tod eines Patienten am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (Flüchtlingsrat Hamburg)


Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Presseerklärung vom 29.04.2019 zum gewaltsamen Tod eines Patienten am
UKE



Wir, der Flüchtlingsrat Hamburg, sind entsetzt und empört über den
gewaltsamen Tod des kamerunischen Studenten Tonou-Mbobda nach seiner
menschenunwürdiger Misshandlung durch Sicherheitskräfte am UKE (siehe
taz-Artikel vom 25. und 29.4.19 sowie Offener Brief der Black Community und
anderer Organisationen an das UKE). Solche Vorfälle sind nicht nur für
Schwarze Menschen, sondern für uns alle untragbar und die Zustände, die
dazu geführt haben, müssen sofort aufgeklärt und beendet werden!

- Wie kann es angehen, dass ein Krankenhaus eine private Sicherheitsfirma,
deren Mitarbeiter*innen nicht fachlich ausgebildet sind und die
bekanntermaßen oft rassistische Einstellungen haben, damit beauftragt,
Patient*innen mit Gewalt zu fixieren?

- Wie kann es angehen, dass vom Krankenhauspersonal niemand gegen den
gewalttätigen Übergriff einschreitet und Patient*innen selbst die Polizei
verständigen müssen?

- Wie kann es angehen, dass sich Zeug*innen Einschüchterungsversuchen
ausgesetzt sehen, wenn sie sich für ihre Mitmenschen und für Gerechtigkeit
einsetzen?

Der Flüchtlingsrat Hamburg schließt sich den Forderungen der Black
Community und weiterer Schwarzer und afrikanischer Organisationen an:

- Wir fordern eine umfassende, öffentliche und zeitnahe Stellungnahme des
UKE zu dem gewalttätigen und letztlich tödlichen Übergriff sowie eine
umfassende rechtsmedizinische Aufklärung der Todesursachen.

- Wir fordern eine sofortige Suspendierung der gewalttätigen
"Sicherheitskräfte" und interne wie gerichtliche Ermittlungen gegen sie.

- Wir fordern, dass auch die an der tödlichen Körperverletzung beteiligten
Ärzt*innen und Pfleger*innen zur Verantwortung gezogen werden, sowie
politischen Verantwortliche.

- Wir fordern ein Ende jeder entmenschlichenden und menschenverachtenden
Praxis gegenüber allen Menschen und Patient*innen im UKE.

- Wir fordern die Polizei und Justiz auf, das Verbrechen vollständig und
umfänglich aufzuklären. Insbesondere rassistische Motive müssen dringend
untersucht werden.

Zeug*innen, die im offenen Bereich der Psychiatrie des UKE auf
unterschiedlichen Stationen untergebracht sind, berichteten, dass sie von
der Polizei als Zeug*innen nicht ernst genommen worden sind Jeder Versuch
die Wahrheit kundzutun, wurde im Krankenhaus selbst mit
Einschüchterungsversuchen und Androhungen von Verweisen aus der Klinik oder
Verabreichung von beruhigenden Medikamenten beantwortet.

- Wir fordern ein Ende der Stigmatisierung und Erniedrigung psychisch
erkrankter und traumatisierter Menschen.

- Wir fordern eine psychologische Versorgung und die Aufarbeitung der
traumatischen Erlebnisse der Augenzeugen sowie ein Ende der Repressionen
und Einschüchterungen gegen sie.

Flüchtlingsrat Hamburg, 29.04.2019

 * 

OFFENER BRIEF AN DAS UNIVERSITÄTS-KLINIKUM EPPENDORF

Patient T.-M. ist nach den Angriffen von Sicherheitsbeamten der UKE
gestorben!

Oloruntoyin Manly-Spain


Am 21.04.2019 kam es im UKE zu einem gewalttätigen Übergriff
durch drei Security-Kräfte gegen den Patienten T.-M. aus Kamerun, in
dessen Rahmen ihm auch gegen seinen Willen eine Spritze injiziert
worden ist.

Der Betroffene musste im Anschluss eine Stunde lang reanimiert
werden, es kam zwischenzeitlich zum Herzstillstand, und er lag seit
der Reanimation in einem künstlichen Koma und ist am heutigen
Freitag nach Feststellung des Hirntodes verstorben.

Der ursächliche Vorfall trug sich am Vormittag des 21.04.2019 in der
Psychiatrie (Gebäude W37) des UKE zu. Am Morgen wollte er nach
freiwilligem Aufsuchen der psychiatrischen Tagesklinik die ihm
verordneten Medikamente nicht einnehmen und begab sich (laut
behandelnder Ärztin) aus dem Gebäude heraus.

Laut Augenzeugen saß er dann draußen auf einer Bank und
entspannte sich. Er hatte kein aggressives Verhalten gezeigt, als ihn
die Sicherheitsdienst-Mitarbeiter anpackten und zu Boden warfen.
Weiter berichten sie, dass er mit Knien traktiert und getreten wurde,
bis er das Bewusstsein verlor und dann noch eine Spritze verabreicht
bekam. Außerdem wurde er am Boden fixiert und gewürgt. Er
beklagte sich keine Luft zu bekommen.

Patient_innen hatten aufgrund der Schwere der Tat und der
Bedrohungslage die Polizei verständigt, auch das LKA erschien vor
Ort. Das Gebäude wurde kurzfristig abgesperrt. Ein Arzt versuchte für
ca. 20 Min direkt vor dem Gebäude erfolglos ihn wiederzubeleben,
bevor Herr T.-M. in einem Krankenwagen - in dem die Reanimation
fortgesetzt wurde - in die Notfall-Intensivstation des UKE verbracht
wurde.

Die drei "Sicherheitskräfte" liefen den ganzen Tag über weiter frei
durch das Gebäude, wodurch sich Patient_innen bedroht fühlten.
Diese Tat hätte jede_n von uns als Schwarze Menschen treffen
können, denn solche Situationen finden viel zu oft statt und spiegeln
die rassistische und menschenverachtende Wahrnehmung gegenüber
Schwarzen Menschen als "aggressiv", "gewalttätig" und somit
generell verdächtig wider, denen unabhängig von äußeren
Umständen oder persönlichen Situationen eher mit tödlicher Gewalt
als mit Mitgefühl begegnet wird.

Wir fordern ein Ende der rassistischen Praktiken des UKE und der
entsprechenden Straflosigkeit für die Täter*innen. Strukturelle Gewalt
gegen Schwarze Menschen widerspricht den grundlegenden Werten
und dem Respekt unserer Grund-und Menschenrechte.

Diese Gewalt findet auch im UKE statt: Wir erinnern an Bruder Achidi
John, der im Dezember 2001 durch eine medizinische Maßnahme am UKE zu Tode
kam*. Hierbei wurde ihm gewaltsam ein Brechmittel durch
eine Sonde eingeflößt. Bis heute wurde keine verantwortliche Person
dafür zur Rechenschaft gezogen.

Über dies findet im UKE die rassistische Altersfeststellungspraxis
statt, die minderjährige Geflüchtete unter Generalverdacht stellt und
häufig zur Verweigerung ihrer besonderen Schutzrechte führt.

Herr T.-M. wandte sich freiwillig an den offenen Bereich der
Psychiatrie-Klinik und hätte dementsprechend auch jederzeit die Klinik
wieder verlassen können. Es ist erlaubt und normal, dass Patienten
auf dem Gelände ausgehen.

Neben den verfassungsmäßigen Rechten auf Selbstbestimmung und
körperliche Unversehrtheit, welche u. a. eben auch die "Freie
Wahlentscheidung zur Behandlung einer Krankheit" beinhalten,
besteht auch die höchstrichterliche Rechtsprechung, dass eine
Zwangsbehandlung gegen den ausdrücklichen Willen des
Betreffenden als letztes Mittel grundsätzlich nur mit einem
richterlichen Beschluss möglich ist. Eine Zwangsbehandlung, die
derartig gewaltvoll ist, ist davon allerdings keineswegs gedeckt!
Die beteiligten Ärzt_innen wussten direkt nach der Tat von der
Lebensgefahr und den geringen Überlebenschancen des Herrn T.-M.
Sie stellten dennoch bewusst keine Mühen an, die Familie zu
kontaktieren, da sich aus ihrer Sicht die "Situation erstmal beruhigen
sollte". Erst durch das Engagement der Black Community wurden
Familien-Angehörige benachrichtigt, die seitdem auch permanent vor
Ort sind.

Ein derart gleichgültiges Verhalten gegenüber einem Patienten und
seinen Angehörigen kann nur als menschenverachtend eingeordnet
werden.

Wir fragen uns und die Verantwortlichen am UKE:

- Wie kann es sein, dass derart gewaltbereite Sicherheitskräfte, die
von Patient*innen als "grundsätzlich eskalativ" beschrieben werden,
in einer so hochsensiblen Umgebung nach Belieben Gewalt ausüben
können?

- Wie kann es sein, dass am helllichten Tage, psychisch belastete
Menschen Opfer und Zeug*innen einer derartigen Straftat werden?

- Wie kann es sein, dass die Patient*innen selbst auch noch die Polizei
verständigen müssen, weil sich das verantwortliche
Krankenhauspersonal nach Einschätzung der Zeug*innen "komplizenhaft"
verhält?

- Wie kann es sein, dass sich Zeug*innen Repression und
Einschüchterungsversuchen ausgesetzt sehen, wenn sie sich für ihre
Mitmenschen und für Gerechtigkeit einsetzen?

Die Umstände und Verantwortlichkeiten, die zum Tod von

Herrn T.-M. geführt haben, müssen rückhaltlos aufgeklärt

werden:

• Wir fordern eine umfassende, öffentliche und zeitnahe
Stellungnahme des UKE zu dem gewalttätigen und letztlich tödlichen
Übergriff sowie eine umfassende rechtsmedizinische Aufklärung der
Todesursachen.

• Wir fordern eine sofortige Suspendierung der gewalttätigen
"Sicherheitskräfte"und interne wie gerichtliche Ermittlungen gegen sie

• Wir fordern, dass auch die an der tödlichen Körperverletzung
beteiligten Ärzt*innen und Pfleger*innen zur Verantwortung gezogen
werden, sowie politischen Verntwortliche.

• Wir fordern ein Ende jeder entmenschlichenden und

menschenverachtenden Praxis gegenüber allen Menschen und

Patient*innen im UKE.

• Wir fordern die Polizei und Justiz auf, das Verbrechen vollständig
und umfänglich aufzuklären. Insbesondere rassistische Motive müssen
dringend untersucht werden.

Zeug*innen, die im offenen Bereich der Psychiatrie des UKE auf
unterschiedlichen Stationen untergebracht sind, berichteten, dass sie
von der Polizei als Zeug_innen nicht ernst genommen worden sind.
Jeder Versuch die Wahrheit kundzutun, wurde im Krankenhaus selbst
mit Einschüchterungsversuchen und Androhungen von Verweisen aus
der Klinik oder Verabreichung von beruhigenden Medikamenten
beantwortet.

• Wir fordern ein Ende der Stigmatisierung und Erniedrigung psychisch
erkrankter und traumatisierter Menschen.

• Wir fordern eine psychologische Versorgung und die Aufarbeitung
der traumatischen Erlebnisse der Augenzeugen sowie ein Ende der
Repressionen und Einschüchterungen gegen sie.

Derzeit arbeiten Vertreterinnen der Black Community am weiteren
Vorgehen.

Wir fordern auch die Medien, die breitere Gesellschaft und
Öffentlichkeit auf, sich zu solidarisieren. Dieser Vorfall darf weder
verschwiegen, noch sollen Unwahrheiten oder ein stigmatisierendes
Bild über den Toten verbreitet werden. Wir verurteilen die Tat aufs
Schärfste und fordern Respekt und Gerechtigkeit für Herrn T.-M.
Fragt im UKE nach und fordert Gerechtigkeit!

Touch ONE - Touch ALL!

Unterzeichnet:

- Black Community in Hamburg

- Black Community in Deutschland

Mitunterzeichnet:

- Africa United Sports Club e. V.

- Afrika Unite! Study Collective

- ARRiVATi

- Ta Set Neferu

- Initiative in Gedenken an Oury Jalloh

- ISD(Initiative Schwarze Menschen)Hamburg

- Lampedusa in Hamburg

- CECAM e.V.

- AStO

- Sipua Consulting

- Black History Month, Hamburg

- African Home

- Black Media Group

- Tschobe für Freedom

- ASUIHA

- Alafia, Afrika Festival

- African Communities Organisers

- Arca Bildungszentrum e.V.

- Akonda Eine-Welt-Cafe

- Asmara Refugees Support

- AICC-Afro International Culture Center

- Taiyo Sports Center

- TopAfric

- AGNA e.V.

- African Heritage

- ARMH e.V.

- FemcamH e.V.

- Lessen e.V.


* Die zweite Hälfte des Satzes wurde von der Redaktion Schattenblick
umformuliert.

Link zum unveränderten Originaltext des offenen Briefs: 

http://africaunited-sports.de/offener-brief-an-das-universitaets-klinikum-eppendorf/

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Büroöffnungszeiten:

Mo. 10.30 - 14.30, Di. 17.00 - 19.00, Do. 15.00 - 19.00

Telefon (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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MELDUNG/082: Forschungsprojekt - Patientensicherheit durch bessere Kommunikation (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 26.04.2019

Forschungsprojekt Jacobs University Bremen: Patientensicherheit durch bessere Kommunikation



Mehr Patientensicherheit durch bessere Kommunikation in der
Frauenheilkunde und Geburtshilfe - neues Forschungsprojekt unter Leitung
der Jacobs University Bremen.

Fehler mit schweren Folgeschäden können auch in der Frauenheilkunde und
Geburtshilfe auftreten. Häufig ist eine unzureichende Kommunikation
zwischen den Beteiligten die Ursache. Ein Forschungsprojekt mit fünf
Partnerinstitutionen und Jacobs University als Konsortialführung mit Dr.
Sonia Lippke, Professorin für Gesundheitspsychologie und
Verhaltensmedizin, will dies ändern - und zu mehr Patientensicherheit
beitragen.

Bis zu 72 Prozent der frühkindlichen Todesfälle bzw. Behinderungen könnten
laut Studien vermieden werden, wenn alle Beteiligten effektiver
kommunizieren würden. Insbesondere bei chronisch erkrankten Müttern kann
eine unsichere Kommunikation zum Tod während oder nach der Geburt führen.
Auch Patientenzufriedenheit und Arbeitszufriedenheit hängt mit sicherer
Kommunikation zwischen Patienten und Krankenhauspersonal bzw. innerhalb
der Behandlungsteams zusammen und stellt damit eine wichtige Voraussetzung
für die Behandlungserfolge sowie die Qualitätssicherung dar.

"Digital SACCIA", so der Kurz-Name des Projekts, hat sich zum Ziel
gesetzt, die Häufigkeit von vermeidbaren unerwünschten Ereignissen in der
Frauenheilkunde und Geburtshilfe zu verringern und die
Patientenzufriedenheit zu steigern. Die englische Abkürzung "SACCIA" steht
für Suffizienz (Sufficiency), Richtigkeit (Accuracy), Klarheit (Clarity),
Kontextbezug (Contextualization) und zwischenmenschliche Anpassung
(Interpersonal Adaption) - fünf Begriffe, die ein sicheres
Kommunikationskonzept beschreiben und von Prof. Annegret Hannawa
entwickelt wurde. Das klinische Personal sowie die werdende Mutter und
ihre Begleitpersonen werden in persönlichen Trainings in diesen
Kompetenzen geschult. Die Wissenschaftler entwickeln zudem eine App, die
alle Beteiligten in ihrer Kommunikation miteinander und somit bei der
Bewältigung von Schwierigkeiten im Klinikalltag unterstützt.
Das Projekt wird für drei Jahre mit rund 1,9 Millionen Euro durch den
Innovationsfond unter dem Förderkennzeichen 01VSF18023 gefördert. Neben
der Jacobs University sind das Universitätsklinikum Frankfurt, das
Universitätsklinikum Ulm, das Aktionsbündnis Patientensicherheit sowie die
Techniker Krankenkasse an dem Vorhaben beteiligt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution698

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH - 26.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1441: Bildgebungsgerät für die Schlaganfall-Intensivstation (idw)


Technische Universität Hamburg - 26.04.2019

TUHH und UKE entwickeln Bildgebungsgerät für die Schlaganfall-Intensivstation

Studie erscheint in Nature Communications



Mit 17 Millionen Fällen pro Jahr weltweit ist der Schlaganfall die
zweithäufigste Todesursache. Die häufigste ist dabei eine
Durchblutungsstörung im Gehirn. Daher ist die Bestimmung der
Hirndurchblutung eine wichtige Aufgabe bei der Diagnose von
Gefäßerkrankungen wie Verschlüssen und intrazerebralen Blutungen. Auch
nach erfolgreicher Diagnose besteht ein hohes Risiko eines erneuten
Schlaganfalls oder einer Nachblutung, so dass die Patienten in den Tagen
nach der Behandlung eine intensive Betreuung benötigen.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Technischen Universität
Hamburg (TUHH) und des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) haben
ein neues, diagnostisches tomographisches Bildgebungssystem entwickelt,
das den Zugang zu einer Gehirndurchblutung in kurzen Abständen ermöglicht
und somit schnell auf einen möglichen Schlaganfall hinweist. Die Studie
"Human-sized Magnetic Particle Imaging for Brain Applications" erscheint
am 26. April 2019 im renommierten Fachmagazin Nature Communications.

Neurovaskuläre Erkrankungen wie ischämischer Schlaganfall, intrakranielle
Blutungen (ICH) und traumatische Hirnverletzungen (TBI) gehören zu den
schwerwiegendsten Erkrankungen, die eine sofortige medizinische Versorgung
und eine sorgfältige Überwachung nach der Behandlung erfordern. "Da etwa
zwei Millionen Neuronen jede Minute nach einem akuten Schlaganfall
sterben, ist die Zeit ein sehr kritischer Faktor für eine erfolgreiche
Behandlung. Die Anforderungen an jede diagnostische Bildgebungstechnik
sind dabei sehr hoch", sagt Studienleiter Dr. Matthias Gräser vom
Brücken-Institut für Biomedizinische Bildgebung der TUHH und des UKE. "Die Methode
muss daher schnell, leicht zugänglich und benutzerfreundlich sein". Das
nun entwickelte diagnostische tomographische Bildgebungssystem (Magnetic
Particle Imaging - kurz MPI) ermöglicht die Abbildung der quantitativen
Gehirndurchblutung in kurzen Abständen.

Im Gegensatz zu konventionellen Bildgebungssystemen kann das System in
ungeschirmten Umgebungen wie auf der Intensivstation eingesetzt werden.
"Die Kombination von geringen technischen Anforderungen bei kleinem
Bauraum und hervorragendem Bildkontrast ermöglichen es durch diese
Technologie eine Lücke in der Versorgung von Schlaganfallpatienten zu
schließen", sagt Prof. Dr. Tobias Knopp, Leiter des Instituts für
Biomedizinische Bildgebung der TUHH. Hierdurch ermöglicht MPI die
Überwachung von Schlaganfällen auf der Intensivstation.

Das Magnetic Particle Imaging - kurz MPI-System ist auf Gehirnanwendungen
zugeschnitten und hat eine Bohrungsgröße von 19 bis 25 cm, die einen
menschlichen Kopf aufnehmen kann. Die technischen Anforderungen wurden so
gering wie möglich gehalten und erfüllen gleichzeitig bereits die
Anforderungen an Sensitivität für ein Überwachungsgerät für zerebrale
Erkrankungen. Der Scanner ermöglicht eine geringe Stellfläche auf der
Intensivstation, was notwendig ist, wenn bereits mehrere lebenserhaltende
und überwachende Geräte eingesetzt werden. Das System kann direkt am
Krankenbett innerhalb der Schlaganfall- oder Intensivstation montiert
werden und ermöglicht die regelmäßige Überwachung des neurovaskulären
Status. Basierend auf quantitativen Perfusionskarten und objektiven
Kriterien werden zeitaufwändige und riskante Computertomographie(CT)- und
Magnetresonanztomographie (MRT)-Aufnahmen sowie der Aufwand für den
Patiententransport vermieden, was das Risiko für den Patienten und die
Arbeitsbelastung für das medizinische Personal reduziert.

Aktuell werden in der Klinik hauptsächlich CT und MRT Aufnahmen zur
Messung der Gehirnperfusion durchgeführt. Beide Systeme benötigen
aufwendig geschirmte Räume, bei der CT aufgrund der radioaktiven
Strahlung, bei der MRT aufgrund der starken Magnetfelder. Zwar bieten
beide Systeme hervorragende Bilder, für eine permanente Überwachung
eigenen sie sich jedoch durch diese Beschränkungen nicht. Hierdurch
entsteht eine Versorgungslücke für Schlaganfallpatienten, die nur durch
enormen Aufwand des medizinischen Personals in Form von
Lähmungskontrollen, motorischen Tests und okularen Reaktionstests
geschlossen werden kann. Aufgrund der räumlichen Trennung zwischen
Intensivstation und Radiologie erfolgt die Bildgebung des Gehirns derzeit
nur in einem 24 Stunden Intervall oder wenn eine Verschlechterung des
Patientenstatus beobachtet wird. Wird der Patient aus Sicherheitsgründen
in ein künstliches Koma versetzt und muss beatmet werden, ist der
Transport ein komplexer und riskanter Prozess.

Magnetic Particle Imaging hat das Potenzial diese Versorgungslücke wirksam
zu schließen. Die Technologie wurde 2005 von Gleich und Weizenecker in
Hamburg an den Philips Forschungslaboratorien entwickelt. 2016 erhielten
sie den europäischen Erfinderpreis. Die Technologie basiert auf
Eisenoxid-Nanopartikeln, die als Pharmazeutikum in die Blutlaufbahn gespritzt
werden. Der Körper baut diese Eisenpartikel in der Leber ab und integriert
sie in den Eisenhaushalt des Körpers was sie gut verträglich macht. Die
Nanopartikel werden von außen durch mehrere Magnetfelder angeregt und
beeinflusst. In diesen Magnetfeldern reagieren die Partikel wie kleine
Elementarmagnete und richten sich entlang des Feldes aus. Durch optimierte
Empfangssysteme lässt sich dieser Ausrichtungsprozess messen. Aus dem
Messdaten kann dann nach einem Rekonstruktionsschritt nicht nur die
Konzentration und der Ort der Partikel in einem Bild dargestellt werden,
sondern auch Prozesse auf molekularer Ebene wie Temperatur,
Bindungszustand oder Viskosität. Innerhalb einer präklinischen Umgebung
konnte MPI bereits zeigen, dass es eine hohe zeitliche Auflösung (mit mehr
als 46 Volumina pro Sekunde), eine gute räumliche Auflösung unter einem
Millimeter und eine Nachweisgrenze von etwa 5ng Eisen besitzt.

Größte Herausforderung für die MPI Bildgebung ist der Nachweis, dass die
Methode auch am Menschen anwendbar ist. Diesem Ziel sind das UKE und die
TUHH mit der Entwicklung des Systems einen deutlichen Schritt näher
gekommen. Das in Hamburg erfundene und auf menschliche Maßstäbe skalierte
Verfahren beweist die hervorragende Vernetzung der Technischen Universität
und des Uniklinikums am Standort Hamburg.


Titel: Human-sized Magnetic Particle Imaging for Brain Applications

Autoren: M. Graeser, F. Thieben, P. Szwargulski, F. Werner, N. Gdaniec, M.
Boberg , F. Griese, M. Möddel, P. Ludewig, D. van de Ven,O. M. Weber, O.
Woywode, B. Gleich, T. Knopp

DOI: 10.1038/s41467-019-09704-x

Journal: Nature Communications

PDF: http://www.nature.com/ncomms

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution107
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Hamburg - 26.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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AKTION/997: Herborn - Familien-Allergie-Forum am 01. und 02.06.2019


Familien-Allergie-Forum in Herborn - 26. April 2019

Arbeitsgemeinschaft Allergiekrankes Kind - Hilfen für Kinder mit Asthma, Ekzem oder Heuschnupfen (AAK) e.V.

Familien-Allergie-Forum in Herborn



Herborn - Krankheiten durch Klimawandel und Umweltbelastungen? Dieses
aktuelle Thema wird beim zweiten Kinder-Allergie-Forum der
Arbeitsgemeinschaft Allergiekrankes Kind (AAK) in Herborn in
mehrfacher Hinsicht Bedeutung erlangen.

Am 1. und 2. Juni 2019 geht es in Herborn um "Allergien im Kindes- und
Jugendalter beeinflussen die Lebensqualität der ganzen Familie - was
wurde verloren und was gibt es zu gewinnen?".

Die Aktion knüpft an den ersten Kindertag der AAK, die eine bundesweit
agierende Elterninitiative mit Sitz im mittelhessischen Herborn ist,
im Februar an und richtet sich an Eltern wie an betroffene Kinder
gleichermaßen.

Der Diplom-Psychologe und Psychotherapeut Oliver Gießler-Fichtner
moderiert die Veranstaltung. Unter anderem geht es dabei um
persönliche Fragen im Zusammenhang mit Allergien, den Einfluss
chronischer Erkrankungen auf das Familienleben, um Tipps, woher
Familien Mut und Kraft für den Alltag bekommen und um das gegenseitige
Verständnis. Dabei werden die Erfahrungen der Teilnehmer ebenso
aufgenommen wie die im nachfolgenden zweiten Gesprächskreis
erarbeiteten Anregungen.

Der Vorsitzende der AAK, Professor Dr. Hans Schweisfurth, greift ein
Thema auf, das aktueller kaum sein könnte: "Krankheit durch
Klimawandel und Umweltbelastungen wie Feinstaub, NOx, Mikroplastik".
Neue Möglichkeiten der Hilfen z.B. bei der Bewältigung der
Neurodermitis werden vorstellt. Weiterhin werden AAK-Projekte, wie
z.B. die AAK-Kinderhomepage, die AAK-Regionalarbeit, das Vorhaben
"Außerhäusliche Verköstigung" in den Fokus gerückt. Die kommunale
AAK-Arbeit, Chancen, Möglichkeiten und Zusammenhänge sowie frühe
Hilfen stehen zudem auf dem Programm.

Den Abschluss des Familien-Allergie-Forums bildet am Sonntag, 2. Juni,
das Thema "Regionalarbeit und die Vernetzung vor Ort zur Unterstützung
für mehr Lebensqualität von 'allergieerfahrenen Menschen'". Dies führt
zu wertvollen Kommunikationsprozessen in der Kommune/Selbsthilfe.

Der Eintritt ist an beiden Tagen frei.

Aktiv gestalten wir für die Kinder, die an der Aktion am ersten
Juni-Wochenende teilnehmen, ein Extra-Programm für einen individuellen
"Kindertag". Wir entdecken Herborn, Kinder schreiben mit der
Liedermacherin NETTE weitere Strophen des im Februar präsentierten
Liedes "Ich will ich sein", welches aufgenommen und vorgestellt werden
kann.

Kinder können ihre Hobbys präsentieren - oder was sie schon immer mal
sagen wollten - oder auch malen und basteln unter Begleitung!

Die AAK will über die Homepage www.kinder-aak.de Kindern den Zugang zu
Informationen über Allergien ermöglichen. Mit Hinweisen und Tipps für
die offene, selbstbewusste Wertschätzung gilt es, die existentielle
kindliche Kraft in ihrer Entwicklung zu stärken. Die Inhalte der
Internetseite sollen weiterentwickelt werden, gemeinsam mit den
Kindern.

Ziel ist es, grundlegende Schadenseinflüsse auf den kindlichen
Organismus zu verdeutlichen und Abhilfe zu schaffen. Dabei spielen
auch unterstützende familiäre und gesellschaftliche Systeme, welche
Hilfen es gibt und der Weg dahin eine Rolle.

 * 

Über die AAK: Die Arbeitsgemeinschaft Allergiekrankes Kind - Hilfen
für Kinder mit Asthma, Ekzem oder Heuschupfen (AAK) e.V. - steht für
regionale und überregionale Austauschmöglichkeiten durch
Kinder-Allergie-Foren, Betroffenenkontakte und Informationssammlungen,
persönlich und im Internet. Sie tritt für die Rechte der Kinder im
gesundheits-umwelt-politischen Bereich ein. Selbsthilfe gibt
Betroffenen die Möglichkeit zu einem wertvollen krankheitsrelevanten
Erfahrungsaustausch und breiter unabhängiger Information.

Die Erfahrungen unterschiedlicher Krankheitsverläufe, Alltagsfragen
und -tipps sowie unabhängige Informationen tragen erfahrungsgemäß zu
einer positiveren Bewältigung des täglichen Lebens bei.

 * 

Quelle:

Arbeitsgemeinschaft Allergiekrankes Kind - Hilfen für Kinder mit

Asthma, Ekzem oder Heuschnupfen (AAK) e.V.

Pressemitteilung vom 26. April 2019

Bundesverband - Geschäftsstelle

Augustastr. 20, I. Etage, 35745 Herborn

Telefon: 02772 9287-0, Fax 02772 9287-9

E-Mail: koordination@aak.de

Internet: www.aak.de, www.kinder-aak.de, https://forum.aak.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2192: Wertheim - "No Nosense Band" spielt am 5. Mai 2019


Stadt Wertheim

"No Nosense Band" spielt am 5. Mai

Jazz-Frühschoppen auf der Burg



Wertheim. Die Reihe "Jazz-Frühschoppen auf der Burg" wird am Sonntag,
5. Mai, fortgesetzt. Zu Gast ist die mehrfach erprobte und beliebte
"No Nonsense Band". Sie spielt von 11 bis 14 Uhr Swing und Jazz im
Stil der 20er Jahre.

In einer außergewöhnlichen Besetzung mit Gesang bietet die Band mit
Swing-Klassikern und Jazz im Chicago- und New Orleans-Stil einen
Ohrenschmaus. Viele neue Arrangements bekannter und unbekannter Titel
der 20er und 30er Jahre laden zum Mitwippen, Tanzen und Träumen ein.
Der Eintritt beträgt fünf Euro. Bei frühlingshaften Temperaturen wird
auf der Burgterrasse, bei schlechter Witterung im Löwensteiner Bau
gespielt.

Beim nächsten Jazzfrühschoppen am 2. Juni interpretieren "Inswingtief"
aus Würzburg Gypsy Jazz, Bossa Novas, Tangos und Musettewalzer. In
Eigenkompositionen verschmelzen diese Klänge mit europäischer
Folklore.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2191: Mönchengladbach - "Very Hot Stuff Bigband" am 4. Mai 2019


Stadt Mönchengladbach

Forum Kultur: Very Hot Stuff Bigband im Carl-Orff-Saal

Konzert mit Sängerin Karo Fruhner und weiteren Gästen am Samstag, 4.
Mai, 20 Uhr



Die "Very Hot Stuff Bigband" der VHS gehört seit vielen Jahren zur
Mönchengladbacher Jazzszene. Unter der Leitung von Stan Bezusek haben
die rund 20 Musikerinnen und Musiker in den vergangenen Monaten wieder
intensiv an einem neuen Programm mit Swing, Jazz, Soul Funk und 
Latin-Stücken gefeilt. Am Samstag, den 4. Mai um 20 Uhr (Einlass: 
19:30 Uhr) präsentiert die Band das Ergebnis Carl-Orff-Saal an der 
Lüpertzender Straße 83 beim Forum Kultur der Volkshochschule.

Mit dabei sind auch diesmal namhafte Gastmusiker: Sängerin Karo
Fruhner, die sich nicht nur als Vokaldozentin und Popchor-Leiterin der
städtischen Musikschule einen Namen gemacht hat, spannt den
musikalischen Bogen von Ella Fitzgeralds Paradestück "Night and Day"
und Arthur Hamiltons "Cry me a River" über Aretha Franklins "Respect"
bis zu Norah Jones Hit "Don't Know Why" oder Adels berühmten Nummern
"Hello" und "Skyfall". Dominik Lang, dem Mönchengladbach Publikum vor
allem als Schlagwerker der Niederrheinischen Sinfoniker bekannt, sitzt
beim Bigband-Konzert am Schlagzeug. Und schließlich sorgt der Kölner
Perkussionist Augusto Stahlke (u.a. Papa Verde, Chango Leon) für eine
gehörige Portion südamerikanisches Temperament, das vor allem bei
Latin- und Afro-Stücken wie "Blue Bossa", "Jive Samba" oder "A Night
in Tunesia" voll zum Tragen kommt.

Der Eintritt kostet 10 Euro. Kartenvorbestellungen sind bei der
VHS-Geschäftsstelle unter der Rufnummer 02161/ 25 6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9052: Aus aller Welt - 30.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Demonstranten fordern unabhängige Ermittlungen gegen Babis

Der geplante Wechsel an der Spitze des Justizministeriums treibt
Tschechiens Bürger auf die Straße. Zehntausende Menschen
demonstrierten am Montagabend in der Prager Innenstadt gegen die
Nominierung von Marie Benesová zur Ressortchefin. Die Teilnehmer der
von der Nichtregierungsorganisation Million Moments for Democracy
organisierten Protestkundgebung schwenkten tschechische und
EU-Flaggen und forderten eine unabhängige Justiz und eine ehrliche
Regierung. Es wird befürchtet, daß Ministerpräsident Andrej Babis
durch die Ernennung von Benesová die Justiz unter Kontrolle bekommt
und sich einem Prozeß entzieht, nachdem die Polizei vorgeschlagen
hat, den Premier wegen Subventionsbetrug anzuklagen. Die frühere
Generalstaatsanwältin und gegenwärtige Beraterin von Staatspräsident
Milos Zeman ist ein ehemaliges Mitglied der sozialdemokratischen
Partei CSSD, welche zusammen mit Babis' populistischer Bewegung ANO
eine Minderheitsregierung bildet. Ihr Vorgänger Jan Knezinek war kurz
nach Bekanntwerden des drohenden Strafverfahrens gegen den
Regierungschef überraschend zurückgetreten.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9052: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Polizei fahndet nach bewaffnetem Räuber

Nach einem bewaffneten Überfall im Berliner Stadtteil Friedenau
fahndet die Polizei weiter nach dem Räuber. Ein Unbekannter war am
Montagabend mit einer Schußwaffe in einem Laden erschienen und hatte 
den Verkäufer zur Herausgabe der Einnahmen sowie der Briefmarken 
aufgefordert. Anschließend flüchtete der Räuber mit seiner Beute.
Der 20jährige Angestellte blieb unverletzt.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9049: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Fehlkalkulationen könnten Gorch Fock zum Verhängnis werden

Seit nunmehr drei Jahren arbeitet die Eslfether Werft daran, das
Segelschulschiff Gorch Fock wieder hochseetauglich zu machen. Die
Kosten für die Sanierung der Dreimastbark sind währenddessen von zehn
auf sage und schreibe 135 Millionen Euro gestiegen. Nun droht
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen damit, daß
traditionsreiche Schulschiff der Marine bei weiteren
Kostensteigerungen auszumustern. Den Steuerzahlern sei schon viel
zugemutet worden, sagte die CDU-Politikerin dem Redaktionsnetzwerk
Deutschland am Montagabend. Die Staatsanwaltschaft Osnabrück
ermittelt wegen Betruges zu Lasten der Marine.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9051: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett stimmt Rentenerhöhung zu

Die gut 20 Millionen Ruheständler in Deutschland werden zum 1. Juli
2019 höhere Renten erhalten. Das Bundeskabinett beschloß am Mittwoch,
daß die Bezüge im Westen um 3,18 Prozent und in Ostdeutschland um
3,91 zulegen sollen. Arbeits- und Sozialminister Hubertus Heil (SPD)
sprach von einer äußerst erfreulichen Entwicklung. Von der
Rentenerhöhung profitiert auch das Finanzministerium. Durch die
Maßnahme steigt die Zahl der Betroffenen, die steuerpflichtig sind.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9050: Tragisches und Kurioses - 30.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Geländewagen durchbrach Kaufhausfassade

Im Hamburger Stadtteil Poppenbüttel ist ein Autofahrer am Dienstag
mit seinem Geländewagen in ein Kaufhaus gefahren. Das Fahrzeug
durchbrach die geschlossenen, gläsernen Eingangstüren des
Alstertal-Einkaufszentrums, raste durch die Handtaschenabteilung und
blieb schließlich 25 Meter weiter über einem Lichthof hängen. Der
85jährige Fahrer wurde dabei leicht verletzt. Die Ursache für den
Unfall war unklar.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8135: Aus Forschung und Technik - 30.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Stromausfall auf der Internationalen Raumstation

Der für den 1. Mai geplante Versorgungsflug einer Dragon-Kapsel steht
auf der Kippe. Auf der Internationalen Raumstation ISS gibt es nach
Angaben der NASA Probleme mit der Stomversorgung. Demnach sind zwei
der acht elektrischen Verteilersysteme der Orbitalstation
ausgefallen. Die bisherige Fehlersuche war nicht erfolgreich. Von der
eingeschränkten Energieversorgung sind unter anderem die 
Ku-Band-Antennen der ISS für das amerikanische Kursverfolgungs- und
Datenrelaissatellitensystem (TDRSS), eines der Lagekontrollgyroskope,
die für die Lageorientierung des gesamten Komplexes zuständig sind,
und der Multifunktionsroboterarm Canadarm2, der auch zum Einfangen
der Dragon-Kapsel benutzt wird, betroffen. Eine unmittelbare Gefahr
für die sechsköpfige ISS-Crew bestehe aber nicht, teilte die NASA
mit.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8148: Aus aller Welt - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Israel schränkt Fischerei vor dem Gazastreifen bis auf weiteres ein

Milizionäre des Islamischen Dschihad im Gazastreifen haben nach
israelischen Erkenntnissen erneut eine Rakete abgeschossen.
Angesichts dieses und ähnlicher Vorfälle in der Vergangenheit hat die
israelische Regierung die für Palästinenser zugelassene Fischereizone
vor der Küste des Gazastreifens von 15 auf 6 Seemeilen eingeengt.
Damit sollen die Lebensbedingungen der rund zwei Millionen Bewohner
des Gazastreifens bis auf weiteres erschwert werden. Vor rund einem
Monat war die Fischereizone ausgeweitet worden, um eine weitere
Verschlechterung der humanitären Situation der Enklave zu stoppen.
Israel und Ägypten handhaben die Festlegung der Fischereizone für die
Palästinenser als politisches Druckmittel. In der Vergangenheit
durften diese jeweils in einem zwischen drei und neun Seemeilen
festgelegten Seegebiet auf Fischfang ausfahren.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8107: Medizin und Gesundheitswesen - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Das Stillen von Säuglingen senkt Fettleibigkeitsrisiko

Viele Studien haben es auf den Tisch gebracht: Die Kinder von heute
sind dick. Dabei könnte dem leicht entgegengewirkt werden. So fordert
die Weltgesundheitsorganisation WHO, daß Säuglinge in den ersten
sechs Monaten ihres Lebens ausschließlich gestillt werden. Zwei
Studien waren laut dpa zu den Ergebnis gekommen, daß Kinder, die
niemals oder nur unregelmäßig gestillt wurden, ein deutlich erhöhtes
Risiko aufwiesen, noch im Kindesalter übergewichtig zu werden.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8136: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesnetzagentur schaltet Radio Ijsbeer ab

Der Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur hat das aus Heinsberg
bei Köln auf UKW sendende Radio Ijsbeer stillgelegt. Der
Piratensender hatte den Funkverkehr des Flughafens Amsterdam-Schipohl
gestört. Außerdem war der Sender ohne die notwendige
Frequenzzuteilung und Genehmigung der Landesanstalt für Medien NRW
betrieben worden. Damit verstieß er gegen die europäischen
Bestimmungen für Sendefunkanlagen, teilt die Bundesnetzagentur am
Montag mit. Gegen die Betreiber von Radio Ijsbeer wurde ein
Ordnungswidrigkeitenverfahren eröffnet. Es droht ein Bußgeld bis zu
500.000 Euro. Außerdem sind Gebühren für die Stillegung des Senders
fällig.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8059: Sprache, Kunst und Medium - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Für die Wiedererrichtung des Nationalmuseums in Rio fehlt das Geld

Nachdem ein Feuer Rio de Janeros Nationalmuseum der Bundesuniversität
Anfang September 2018 fast völlig zerstört hatte, wandte sich deren
Direktor Alexander Kellner jetzt mit einem Spendenaufruf praktisch an
den Rest der Welt.

"Wir in Brasilien sind nicht in der Lage, das Museum allein wieder
aufzubauen", sagte der renommierte Saurierforscher, der erst gut acht
Monate im Amt war, als es zu der Katastrophe kam. Von dem ehemaligen
Kaiserpalast steht praktisch nur noch die Außenfassade. Die
ausgestellte Sammlung wurde fast vollständig zerstört. Das Museum soll
aber wieder aufgebaut werden.

Der gebürtige Lichtensteiner ist der Meinung, daß von brasilianischer
Seite kaum Unterstützung zu erwarten sei. Die bisher zur Verfügung
gestellten Mittel seien bescheiden. Am großzügigsten soll sich
Deutschland gezeigt haben. Aus Berlin wurde eine Soforthilfe von bis
zu einer Million Euro zugesagt.

30. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8126: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Kleine Gruppe von Militärs in Venezuela plant Putsch

In Venezuela will Washingtons Handlanger Juan Guaidó das Militär zum
Putsch gegen die sozialistische Regierung von Präsident Nicolás
Maduro anstiften. Anscheinend ist es Guaidó gelungen, einige Soldaten
auf seine Seite zu ziehen.

Guaidó zeigt sich in einem über Twitter verbreitete Video im Kreis
von rund 70 Uniformierten auf dem Luftwaffenstützpunkt La Carlota bei
Caracas. Bei ihm befand sich der Oppositionspolitiker Leopoldo López,
der seit 2014 unter Hausarrest steht. Letzterer war im Zusammenhang
mit den damaligen Oppositionsprotesten, die mehr als 40 Menschen das
Leben kosteten, wegen Anstachelung zur Gewalt zunächst zu über 13
Jahren Haft verurteilt worden. Guaidó hat für Mittwoch erneut zu
einer Massendemonstration gegen die Regierung aufgerufen. Diesmal
soll Maduro wirklich gestürzt werden.

Informationsminister Jorge Rodríguez meldete, eine kleine Gruppe
militärischer Verräter plane einen Putsch. Sie würden ausgeschaltet.
Diosdado Cabello, der Vorsitzende der Verfassungsgebenden
Versammlung, berichtete, der Opposition sei es nicht gelungen, die
Luftwaffenbasis unter ihre Kontrolle zu bringen.
Verteidigungsminister Vladimir Padrino versicherte über Twitter, das
Militär stehe hinter Maduro. Die Streitkräfte verteidigten die
Verfassung und die legitimen Autoritäten. In allen Kasernen herrsche
Normalität. Die Kommandeure hätten die Befehlsgewalt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8140: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Außenminister Maas trifft sich mit Jair Bolsonaro

Bundesaußenminister Heiko Maas ist für vier Tage nach Südamerika
geflogen, wo er Brasilien, Kolumbien und Mexiko besucht. In Brasilien
wird Maas als erster Regierungsvertreter eines EU-Landes mit dem
rechtspopulistischen, militaristischen, frauen-, schwarzen- und
homosexuellenfeindlichen Präsidenten Jair Bolsonaro und dessen
Außenminister Ernesto Araujo sprechen. Zentrale Themen sollen
Menschenrechte und Klimaschutz in Brasilien sein, teilte das
Auswärtige Amt in Berlin mit. Laut Maas wird er bei Bolsonaro auch
die Themen Minderheiten und Homosexuelle ansprechen. In Salvador da
Bahia sagte der SPD-Politiker am Montag bei der Gründung eines
deutsch-lateinamerikanischen Netzwerks für Frauenrechte, die Welt
entwickle sich zur Zeit gefährlich zu Populismus und Nationalismus
zurück. Über Jahrzehnte erkämpfte Errungenschaften würden nicht mehr
diskutiert, sondern teilweise in Frage gestellt. Dem will Maas eine
Allianz von Multilateralisten entgegenstellen. Dafür sucht er
Verbündete. In Brasilien will er sich vergewissern, ob eine
gemeinsame Wertebasis für so eine Partnerschaft besteht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8109: Tragisches und Kurioses - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Indonesien Hauptstadt platzt aus allen Nähten

Am Rande der gestrigen Präsidentschafts- und Parlamentswahlen
erneuerte der wiedergewählte Präsident Joko Widodo sein Vorhaben, die
Hauptstadt zu verlegen.

Nach Aussage von Planungsminister Bambang Brodjonegoro sei noch keine
Entscheidung gefallen, die Regierung neige aber dazu, im Osten des aus
rund 17.000 bewohnten Inseln bestehenden Landes die Pläne zu
realisieren. Eine Verlegung könne bis zu zehn Jahren dauern, wie die
Deutsche Welle berichtete.

Die dichte Besiedlung mit etwa 30 Mio. Menschen im Ballungsraum rund
um die gegenwärtige Hauptstadt Jakarta führe ständig zu schweren
Verkehrsüberlastungen, so Minister Brodjonegoro. Diese kosteten das
Land jährlich umgerechnet rund 6,3 Mrd. Euro. Wegen der tiefen Lage
kommt es in Jakarta zudem häufig zu schweren Überschwemmungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8137: Arbeit, Soziales und Familie - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



DGB-Chef Hoffmann zum Nutzen von Gewerkschaften

Wenige Stunden vor seiner Rede auf der zentralen DGB-Veranstaltung
zum 1. Mai in Leipzig ist der Bundesvorsitzende Reiner Hoffmann auf
einige Fragen des Deutschlandfunks zur Stellung der Gewerkschaften in
Deutschland eingegangen. Hoffmann räumte ein, daß diese über die
Jahre deutlich an Mitgliedern verloren haben. Auf der anderen Seite
stellen die Gewerkschaften immer wieder klar, daß Tarifverträge so
etwas wie ein öffentliches Gut sind. Sie bescheren den
Gewerkschaftsmitgliedern nicht nur höhere Löhne, sondern die
Arbeitgeber zahlen höhere Löhne, die die Gewerkschaften
tarifvertraglich aushandeln, allen Beschäftigten. Er, so Hoffmann,
könne sich hier gut vorstellen, daß man einen Bonus für
Gewerkschaftsmitglieder durchsetzt, weil sie es letztendlich sind,
die dafür sorgen, daß Menschen, die unter tarifvertraglichen
Bedingungen arbeiten, 20, 25 Prozent mehr Lohn bekommen, 30 Tage
Urlaub und deutlich kürzere Wochenarbeitszeiten haben. Die
Gewerkschaften haben aber auch das Problem, daß sich zu viele
Arbeitgeber ihrer sozialen Verantwortung entziehen. Nur noch gut 52,
54 Prozent der Beschäftigten in Deutschland fielen unter den Schutz
von Tarifverträgen, erklärte der DGB-Vorsitzende. Hier müsse man
dringend nachsteuern, damit die Tarifbindung erhöht werde. Es seien
insbesondere die Arbeitgeber gefragt, daß sie endlich
Arbeitgeberverbänden beitreten, oder daß man die Praxis der
Arbeitgebermitgliedschaften ohne Tarifbindung korrigiere, damit
wieder mehr Menschen unter den Schutz von Tarifverträgen fielen. Laut
Hoffmann würde das nicht zwangsläufig die Mitgliederscharen in die
Gewerkschaftshäuser treiben, aber es wäre auf jeden Fall ein
wichtiger Beitrag, den sozialen Zusammenhalt im Land deutlich zu
erhöhen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8118: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Biologisch abbaubare Plastiktüten keine Alternative

Der Kampf gegen den Plastikmüll ist im vollen Gange. Die Entwicklung
von biologisch abbaubaren Plastiktüten schien hier einen wichtigen
Schritt darzustellen. Das war offenbar ein Irrtum. Eine Studie von
Imogen Napper und Richard Thompson von der Universität Plymouth hat
dpa zufolge gezeigt, daß solche Plastiktüten auch drei Jahre im Boden
oder im Meerwasser noch so stabil sein können, daß sie mit mehr als
zwei Kilogramm Inhalt belastet nicht reißen. Der Grund: Die in diesen
Kunststoffen enthaltenen Zusätze zur schnelleren Zersetzung haben den
Nachteil, daß dabei Mikroplastik entsteht, das kaum mehr weiter
abgebaut wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8125: Märkte und Finanzen - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Großauftrag aus dem Irak für Siemens

Der Elektrokonzern Siemens hat aus dem kriegszerstörten Irak Aufträge
im Umfang von rund 700 Millionen Euro bekommen. Der Siemens-Chef Joe
Kaeser und der irakische Energieminister Luay Al-Khateeb sowie der
irakische Ministerpräsident Abdel Mahdi und Bundeskanzlerin Angela
Merkel hatten sich zur Unterzeichnung einer Umsetzungsvereinbarung
für Wiederaufbauarbeiten im irakischen Energiesektor getroffen. Der
Irak hat einen vierstufigen Fahrplan erstellt, der Aufträge über rund
12,5 Milliarden Euro vorsieht. Davon dürfte Siemens einen Gutteil
abbekommen, so der Premier. Die ersten Vereinbarungen sehen laut
Siemens den Bau eines Gaskraftwerks und die Modernisierung Dutzender
Gasturbinen sowie die Errichtung von Umspannstationen und Aufstellung
von Transformatoren vor. Siemens engagiert sich im Irak zudem in der
Berufsausbildung und beim Aufbau von Schulen und Kliniken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8141: Aus Forschung und Technik - 30.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Rußland plant schnellere Raketen-Flugzeiten

Während die USA daran arbeiten, endlich wieder aus eigener Kraft
Astronauten in den Weltraum zu bringen, sind Rußlands Ambitionen
etwas weniger bescheiden. Wie dpa meldete, hat das russische
Raumfahrtunternehmen RKK Energija ein Flugmuster entwickelt, durch
das Raumschiffe für ihren Weg zur Internationalen Raumstation ISS nur
noch zwei Stunden - und nicht wie bisher sechs Stunden - benötigen.
Erst kürzlich war ein Versorgungsraumschiff in einer Rekordzeit von
etwas mehr als drei Stunden zur ISS geflogen. Durch das in Rußland
entwickelte Flugmuster soll für den Flug zur Raumstation nur noch
eine Erdumkreisung notwendig sein. Das wäre nicht der einzige
Vorteil: So bräuchten Raumfahrer deutlich weniger Zeit im Raumschiff
verbringen, Materialien und wissenschaftliche Experimente könnten
deutlich schneller transportiert werden, und es wären deutlich
schnellere Rettungsaktionen möglich. Außerdem sind schnellere
Flugzeiten von Raketen auch bei weiten Flügen ins All mehr als
hilfreich.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1630: Ausgestorben oder nicht? Auf den Spuren des größten Schwimmkäfers der Welt (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 29.04.2019

Ausgestorben oder nicht? Auf den Spuren des größten Schwimmkäfers
der Welt



Der größte bekannte Schwimmkäfer, Megadytes ducalis Sharp, 1882, misst
fast 48 Millimeter Körperlänge und gilt als eines der seltensten Insekten
der Welt. Bisher galt er als ausgestorben, doch Wissenschaftler der
Zoologischen Staatssammlung München (SNSB-ZSM) und der Universität
Sorbonne, Paris haben in den Insektensammlungen des Muséum National
d'Histoire Naturelle in Paris Hinweise entdeckt, mit denen lebende
Exemplare in der Natur aufgespürt werden könnten. Die Arbeit wurde in der
internationalen Fachzeitschrift Zootaxa publiziert.




[image: Bild: © M. Balke, SNSB-Zoologische Staatssammlung München]

Männchen von Megadytes ducalis, seitliche Ansicht.

Bild: © M. Balke, SNSB-Zoologische Staatssammlung München



Von dem größten Schwimmkäfer der Welt, Megadytes ducalis Sharp, 1882,
kannte man bisher nur das Typusexemplar, welches sich im Museum of Natural
History in London befindet und von dem man lediglich wusste, dass es
irgendwann um 1880 in Brasilien gesammelt wurde - Gerüchten zufolge in
einem mit Wasser gefüllten Kanu im Amazonasgebiet. Die Art wird heute in
den Listen des IUCN als ausgestorbene bzw. verschollene Tierart geführt.

Völlig unerwartet haben deutsche und französische Wissenschaftler in
bisher unbearbeiteten Teilen der Pariser zoologischen Sammlungen nun
weitere 10 Exemplare des Schwimmkäfers entdeckt. Den Forschern gelang es,
die über 100 Jahre alten, historischen Ortsbezeichnungen der konservierten
Käfer in heutige Standortdaten zu übersetzen. Diese weisen auf Santo
Antônio da Barra (heutiger Name Condeúba) im südlichen Teil von Bahia,
Brasilien, hin. Vermutlich ist die Art in den feuchteren Teilen der
brasilianischen Savanne oder Cerrado verbreitet. Dadurch sind jetzt
gezielte Expeditionen planbar, um diesen Riesenschwimmkäfer lebend
wiederzuentdecken.




[image: Bild: © M. Balke, SNSB-Zoologische Staatssammlung München]

Weibchen von Megadytes ducalis. Das Foto zeigt das bisher größte
bekannt gewordene Exemplar (mit 47,4 mm Körperlänge) der Art.

Bild: © M. Balke, SNSB-Zoologische Staatssammlung München



Nach Europa gebracht wurden die historischen Exemplare von dem
französischen Entomologen und Naturforscher Pierre-Émile Gounelle
(1850-1914), der von 1884 bis 1914 sieben selbstfinanzierte
wissenschaftliche Expeditionen in den Osten und Nordosten Brasiliens
unternahm. Dort sammelte er viele Insekten, Spinnen und Pflanzen, die
später im Muséum National d'Histoire Naturelle in die Sammlungen
aufgenommen wurden.

Lars Hendrich und Michael Balke von der Zoologischen Staatssammlung
München: "Es wird nun zum ersten Mal für unsere brasilianischen Kollegen
möglich sein gezielt nach dieser Art zu suchen. Diese Entdeckung
unterstreicht einmal mehr den Wert von historisch gewachsenen
naturkundlichen Sammlungen für die globale Biodiversitätsforschung und den
Artenschutz."


Originalpublikation:

Hendrich, L., Manuel, M. & M. Balke (2019):

The return of the Duke - first locality data for Megadytes ducalis Sharp,
1882, the largest diving beetle of the world, with notes on related
species (Cole-optera: Dytiscidae).

Zootaxa 4586 (3): 517-535.

https://doi.org/10.11646/zootaxa.4586.3.8

Weitere Informationen unter:

http://www.zsm.mwn.de

- Zoologische Staatssammlung München

http://www.snsb.de

- Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1697
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns, 29.04.2019
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WETTER/264: Wetterextreme im Sommer 2018 waren verbunden durch stockende Riesenwellen im Jetstream (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 29.04.2019

Wetterextreme im Sommer 2018 waren verbunden durch stockende Riesenwellen
im Jetstream



Rekordhitze und Dürren in Nordamerika und Westeuropa, Starkregen und
Überschwemmungen in Südosteuropa und Japan - der Sommer 2018 war geprägt
durch eine Reihe von extremen Wetterereignissen auf der Nordhalbkugel, die
nahezu gleichzeitig im Juni und Juli auftraten. Diese Ereignisse hatten
etwas gemeinsam, wie ein internationales Team von Klimaforschern nun in
einer neuen Studie herausgefunden hat: Die Wetterextreme waren verbunden
durch ein besonderes Wellenmuster in einer großen Luftströmung, dem
Jetstream, der die Erde umrundet.

Die Wellen des Windbands blieben längere Zeit stehen, statt weiter zu
wandern - dadurch hielten in den betroffenen Regionen die
Wetterbedingungen länger an und wurden zu Wetterextremen. Das gleiche
Muster zeigte sich auch bei den europäischen Hitzewellen in den Jahren
2015, 2006 und 2003, die zu den extremsten jemals aufgezeichneten gehören.
In den letzten Jahren beobachteten die Wissenschaftler eine deutliche
Zunahme dieser Muster.

Der Jetstream ist ein starker Wind, der sich in etwa 10 Kilometern Höhe
bewegt und große Wettersysteme von West nach Ost transportiert. Diese
Luftströmung kann große Schlängelungen entwickeln, sogenannte Rossby-Wellen,
und diese können manchmal über Wochen an einer Stelle verharren.
Dann kann aus ein paar warmen sonnigen Tagen eine Hitzewellen oder Dürren
entstehen, und aus ein paar regnerischen Tagen können Fluten werden.
"Unsere Studie zeigt, dass die spezifischen Orte und der Zeitpunkt der
Wetterextreme im Sommer 2018 nicht zufällig waren, sondern direkt mit dem
Entstehen eines sich wiederholenden Musters im Jetstream verbunden waren,
der sich über die gesamte Nordhalbkugel erstreckt", sagt Leitautor Kai
Kornhuber von der Universität Oxford und dem Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung (PIK).

Die brisanten Windmuster waren auch in früheren Sommern mit
Wetterextremen vorhanden

"Wir sehen einen starken Zusammenhang zwischen dem Windmuster und den
anhaltenden Hitzeextremen in Westeuropa, Nordamerika und der Region um das
Kaspische Meer. Das beobachtete Muster war auch in früheren Jahren mit
extremen Wetterereignissen wie den Hitzewellen in Europa im Sommer 2015,
2006 und 2003 präsent. Darüber hinaus haben Häufigkeit und Dauer in den
letzten zwei Jahrzehnten zugenommen. "In den zwei Jahrzehnten vor 1999 gab
es keine Sommer, in denen wir dieses Muster der stockenden Wellen über
eine Dauer von zwei Wochen oder noch länger hatten, aber seitdem haben wir
bereits sieben solcher Sommer erlebt", sagt Ko-Autor Dim Coumou von der
Vrije Universiteit Amsterdam und dem PIK.

Es ist zu erwarten, dass das beobachtete Wellenmuster durch den
Klimawandel und die menschgemachte globale Erwärmung in Zukunft häufiger
auftreten wird. Dafür gibt es physikalischen Ursachen: Landmassen neigen
dazu, sich schneller zu erwärmen als Meeresgebiete. Das wiederum führt zu
einem größeren Temperaturunterschied zwischen Landmassen und Ozean. "Das
Entstehen des Wellenmusters könnte durch diesen erhöhten
Temperaturkontrast zwischen Landmassen und Ozean begünstigt werden. Ein
weiterer relevanter Faktor könnte sein, dass der Nordatlantik kühler ist,
als er sein müsste, wahrscheinlich als Folge der Verlangsamung der
Atlantischen Meridionalen Umwälzzirkulation, besser bekannt als Golfstrom.
Dies bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen", sagt Stefan Rahmstorf,
Leiter der Abteilung Erdsystemanalyse am PIK.

Risiko von sehr extremen Hitzewellen in Nordamerika und Europa

Die Studie macht außerdem deutlich, dass das gleichzeitige Auftreten von
extremen Wetterereignissen die Risiken für die Menschen und insbesondere
für die globale Nahrungsmittelproduktion erhöht, da sich in den
betroffenen Regionen wichtige Kornkammern befinden und die Mehrheit der
Menschen auf der nördlichen Erdhalbkugel lebt.

"Diese anhaltenden Hitzewellen, die durch stagnierende Wellenmuster
entstehen, kommen auf den bereits beobachteten allgemeinen
Temperaturanstieg durch die globale Erwärmung noch obendrauf hinzu. Das
erhöht das Risiko besonders extremer Hitzewellen, vor allem in Regionen
wie Nordamerika und Europa", ergänzt Scott Osprey vom britischen National
Centre for Atmospheric Science an der Universität Oxford.

Das nun dingfest gemachte Muster bietet eine Möglichkeit, die Vorhersage
zukünftiger extremer Wetterereignisse für die gefährdeten Regionen auf der
Nordhalbkugel zu verbessern. "Es ist ungeheuer wichtig", so Kornhuber,
"diese stagnierenden Wellenmuster bei der Erforschungen von Wetterextremen
zukünftig zu berücksichtigen."

Originalpublikation:
Kai Kornhuber, Scott Osprey, Dim Coumou, Stefan Petri, Vladimir
Petoukhov, Stefan Rahmstorf, Lesley Gray (2019):

Extreme weather events in early summer 2018 connected by a recurrent
hemispheric wave-7 pattern.

Environmental Research Letters, Volume 14, Number 5. 

[DOI: 10.1088/1748-9326/ab13bf]

Weblink zum Artikel:

https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/ab13bf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution406
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WETTER/263: Deutschlandwetter im April 2019 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 29.04.2019

Deutschlandwetter im April 2019

Klimawandel live: 13 zu warme Monate in Folge - neuer Rekord seit
1881



Offenbach, 29. April 2019 - Auch der April 2019 ist in Deutschland
verglichen mit dem vieljährigen Durchschnitt zu warm ausgefallen.
Prof. Dr. Gerhard Adrian, Präsident des Deutschen Wetterdienstes: "Wir
können jetzt den Klimawandel live erleben. Der April 2019 ist
hierzulande der 13. zu warme Monat in Folge. Das hat es in Deutschland
seit 1881 noch nie gegeben." Im April dominierte in Mitteleuropa meist
Hochdruckeinfluss. Überwiegend gelangten dabei mit östlicher oder
südlicher Strömung warme kontinentale Luftmassen nach Deutschland, die
die Temperatur auf ein frühlingshaftes, teils auch schon
frühsommerliches Niveau steigen ließen. Insgesamt verlief der April
nicht nur zu mild, sondern auch sehr sonnig und niederschlagsarm. Das
meldet der nationale Wetterdienst nach ersten Auswertungen der
Ergebnisse seiner rund 2 000 Messstationen.

Oft frühsommerlich warm, nur kurzzeitig winterlich

Mit 9,6 Grad Celsius (°C) lag im April der Temperaturdurchschnitt um
2,2 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Gegenüber der wärmeren Vergleichsperiode 1981 bis 2010
betrug die positive Abweichung 1,3 Grad. Im April dominierte lange das
Skandinavien-Hoch "Katharina": Zur Monatsmitte bescherte es
Deutschland vielerorts Maxima nur knapp über dem Gefrierpunkt, über
Ostern bis zur Mitte der letzten Dekade dagegen frühsommerliche Werte.
Hierbei wurde in Kitzingen, südöstlich von Würzburg, sowie in
München-Stadt am 25. mit jeweils 28,1 °C die bundesweit höchste
Temperatur gemessen. Außerdem traten in Waghäusel-Kirrlach, südöstlich
von Speyer, Worms am Rhein sowie Kahl am Main, nordwestlich von
Aschaffenburg, insgesamt bereits sechs Sommertage auf. Den
deutschlandweit tiefsten Wert registrierte Carlsfeld im westlichen
Erzgebirge am 12. mit -7,4 °C.

Der April war ein sehr trockener Monat - besonders im Osten

Der April erreichte mit rund 30 Liter pro Quadratmeter (l/m²) nur 53
Prozent seines Solls von 58 l/m². Bundesweit traten sehr
unterschiedliche Niederschlagssummen auf. So kamen in der Fränkischen
Alb, dem Passauer Land, der Leipziger Tieflandbucht, der Prignitz
sowie der Mecklenburgischen Seenplatte bis zum 25. örtlich nur rund 1
l/m² zustande. Zu Monatsbeginn und im zweiten Drittel sorgte
kurzzeitig typisches Aprilwetter mit Niederschlägen, die teils als
Schnee fielen, zeitweise bis ins Flachland für winterliche
Verhältnisse. Eine Kaltfront aus Südwesten brachte am 24. stürmische,
vereinzelt sogar orkanartige Böen: In Würzburg maß der DWD 105 km/h.
Die bundesweit größte Tagessumme mit 47,0 l/m² fiel am 26. in Haag in
Oberbayern, östlich von München. Insgesamt wurde im Schwarzwald mit
gebietsweise um die 95 l/m² der meiste Niederschlag gemessen.

April 2019 unter den fünf sonnenscheinreichsten seit Messbeginn
1951

Der April lag mit etwa 220 Stunden deutlich über seinem Soll von 154
Stunden und gehörte damit zu den fünf sonnigsten seit Messbeginn 1951.
Am meisten schien die Sonne in Mecklenburg-Vorpommern mit bis zu 310
Stunden. Im Allgäu und im äußersten Südwesten blieb sie dagegen
örtlich unter 140 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im April 2019

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Im April 2019 war
Schleswig-Holstein mit knapp 9,0 °C (6,6 °C) das kälteste Bundesland.
Die Niederschlagsumme betrug rund 20 l/m² (49 l/m²) und die Sonne
schien nahezu 250 Stunden (164 Stunden). Für Hamburg berechneten die
Klimaexperten 10,2 °C (7,5 °C), abgerundet 20 l/m² (50 l/m²) und über
245 Stunden (156 Stunden) Sonnenschein.

Niedersachsen und Bremen: Für Niedersachsen notierten die
Meteorologen 9,8 °C (7,5 °C), beinahe 30 l/m² (52 l/m²) und gut 240
Sonnenstunden (151 Stunden). Bremen zählte im bundesweiten Vergleich
mit 10,4 °C (7,6 °C) zu den warmen Bundesländern. Der Niederschlag
akkumulierte sich auf etwa 35 l/m² (48 l/m²) und die Sonne schien
annähernd 245 Stunden (155 Stunden). Die aktuelle Trockenheit zeigte
bereits ihre Schattenseite: Dichter Rauch stieg am 22. über einem
Moorgebiet in Goldenstedt, südwestlich von Bremen in den Himmel.

Mecklenburg-Vorpommern: Die DWD-Experten ermittelten für
Mecklenburg-Vorpommern eine Durchschnittstemperatur von 9,3 °C (6,7
°C). Außerdem war es mit aufgerundet 15 l/m² (42 l/m²) eine trockene
und mit über 265 Stunden (167 Stunden) die zweitsonnenscheinreichste
Region Deutschlands. Auf Rügen und in Vorpommern zeigte sich die Sonne
mit bis zu 310 Stunden am längsten. Der insgesamt geringste
Niederschlag fiel an der Mecklenburgischen Seeplatte mit gebietsweise
nur 3 l/m². Starke Luftdruckgegensätze führten am 22. in Vorpommern
aufgrund der trockenen Böden zu staubsturmartige Verhältnisse;
tonnenweise Sand wurde hierbei von den Felder auf Straßen und Wiesen
geweht.

Brandenburg und Berlin: Brandenburg war im April mit 10,6 °C
(7,8 °C) das zweitwärmste und mit weniger als 15 l/m² (41 l/m²) das
zweitniederschlagsärmste Bundesland. In der Prignitz fielen insgesamt
gebietsweise nur 3 l/m². Ebenfalls war es mit beinahe 270 Stunden (163
Stunden) das zweitsonnenscheinreichste Gebiet Deutschlands. Die
Hauptstadt präsentierte sich mit 11,4 °C (8,4 °C) als die wärmste und
mit 23 Prozent ihres Niederschalgssolls von 40 l/m², dies sind rund 10
l/m², als die niederschlagärmste Region. Außerdem zählte Berlin mit
fast 265 Stunden (161 Stunden) zu den sonnenscheinreichsten
Bundesländern.

Sachsen-Anhalt: Sachsen-Anhalt erreichte durchschnittlich 10,0
°C (7,8 °C), aufgerundet 25 l/m² (43 l/m²) und gut 250 Sonnenstunden
(152 Stunden).

Sachsen: Für Sachsen verbuchten die DWD-Meteorologen im April
9,8 °C (7,3 °C), knapp 25 l/m² (57 l/m²) und rund 255 Sonnenstunden
(150 Stunden). Bundesweit am tiefsten sank die Temperatur am 12. in
Carlsfeld im westlichen Erzgebirge auf -7,4 °C.

Thüringen: Im April war Thüringen mit 9,1 °C (6,8 °C) eine der
kühlsten Regionen im Bundesgebiet. Der Niederschlag akkumulierte sich
auf beinahe 30 l/m² (58 l/m²) und die Sonne schien fast 230 Stunden
(147 Stunden). Aufgrund der schweren Waldbränden an der
Bleichlochtalsperre und in Plaue, südöstlich von Gotha, hatten die
Feuerwehren tagelang mit Flammen und Glutnestern zu kämpfen.

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen verzeichnete im April
2018 eine Mitteltemperatur von 10,3 °C (7,9 °C), eine
Niederschlagsmenge von knapp 30 l/m² (62 l/m²) und eine
Sonnenscheindauer von nahezu 215 Stunden (148 Stunden).

Hessen: Im April verzeichnete man in Hessen durchschnittliche
9,8 °C (7,5 °C), annähernd 35 l/m² (59 l/m²) und fast 215
Sonnenstunden (152 Stunden). In der Nacht zum 14. brachten kräftige
Schauer in Beerfelden im Odenwald 8 cm Schnee.

Rheinland-Pfalz: Rheinland-Pfalz meldete eine
Durchschnittstemperatur von 9,7 °C (7,8 °C). Mit abgerundet 45 l/m²
(57 l/m²) war es ein vergleichsweise niederschlagsreiches sowie mit
knapp 190 Stunden (151 Stunden) ein sonnenscheinarmes Bundesland. Im
April verzeichnete Worms am Rhein bereits sechs Sommertage.

Saarland: Im April 2019 erreichte das Saarland eine Temperatur
von 9,4 °C (8,2 °C). Beim Niederschlag erreichte es als einziges
Gebiet seinen Klimawert von 64 l/m² mit beinahe 65 l/m² fast genau.
Deshalb war es mit Abstand das niederschlagsreichste Gebiet
Deutschlands. Außerdem war das Saarland mit nahezu 170 Stunden (155
Stunden) das sonnenscheinärmste Bundesland.

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg präsentierte sich im April
mit rund 9,0 °C (7,4 °C) als die zweitkühlste, mit rund 50 l/m² (78
l/m²) als die zweitniederschlagsreichste und mit aufgerundet 180
Stunden (151 Stunden) als die zweitsonnenscheinärmste Region im
Bundesgebiet. Der bundesweit meiste Niederschlag fiel im Schwarzwald
mit gebietsweise um die 95 l/m². Außerdem zeigte sich die Sonne in
dieser Region mit unter 190 Stunden am geringsten. Für
Waghäusel-Kirrlach, südöstlich von Speyer notierten die Klimaexperten
bereits sechs Sommertage.

Bayern: Bayern kam auf 9,5 °C (7,0 °C), über 35 l/m² (70 l/m²)
und annähernd 215 Sonnenstunden (154 Stunden). Im Allgäu zeigte sich
die Sonne mit unter 140 Stunden am wenigsten. Am 4. meldete
Sigmarszell-Zeisertsweiler am Bodensee um 15 Uhr 0,9 °C, Regensburg an
der Donau hingegen 20,7 °C. Haag in Oberbayern, östlich von München
verzeichnete am 26. mit 47,0 l/m² die bundesweit größte Tagessumme
beim Niederschlag. Die deutschlandweit höchste Temperatur
registrierten Kitzingen, südöstlich von Würzburg und München-Stadt am
25. mit jeweils 28,1 °C. Kahl am Main, nordwestlich von Aschaffenburg,
hatte sechs Sommertage.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.
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Grafischer Überblick aufeinanderfolgender zu warmer und zu kalter
Monate in Deutschland seit 1881

13 Monate in Folge zu warm
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ASTRO/400: Neues Zentrum für Plasma-Astrophysik nimmt seine Arbeit auf (idw)


Max-Planck-Institut für Plasmaphysik - 29.04.2019

IPP startet neues Zentrum für Plasma-Astrophysik

Munich Center for Plasma Astrophysics / in Kooperation mit
Exzellenzcluster ORIGINS



Das Helmholtz-Exzellenznetzwerk "Munich Center for Plasma Astrophysics"
unter Leitung von Professor Frank Jenko vom Max-Planck-Institut für
Plasmaphysik (IPP) in Garching bei München nimmt am 1. Mai seine Arbeit
auf. Von der Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszentren wird es
mit rund einer Million Euro gefördert. Hauptziel ist es, mit
Untersuchungen zur Plasma-Astrophysik zu dem Exzellenzcluster ORIGINS
beizutragen.

Die Entwicklung des Universums - vom Urknall bis zur Entstehung des Lebens
- zu verstehen, ist eine der größten wissenschaftlichen Herausforderungen.
Ihr widmet sich das Exzellenzcluster ORIGINS, einer der erfolgreichen
Bewerber in der mittlerweile dritten Förderrunde der von Bund und Ländern
ins Leben gerufenen "Exzellenzinitiative" für die Forschung. Neben den
beiden Münchner Universitäten sind an ORIGINS die Max-Planck-Institute für
Astrophysik, Biochemie, Extraterrestrische Physik, Physik und Plasmaphysik
sowie weitere Einrichtungen in München und Garching beteiligt.

Bereits die wissenschaftlichen Vorarbeiten für die Bewerbung des IPP für
ORIGINS wurden von der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren,
der das IPP als assoziiertes Institut angeschlossen ist, mit über 350.000
Euro unterstützt. Mit dem Helmholtz-Exzellenznetzwerk "Munich Center for
Plasma Astrophysics" treten diese Arbeiten ab Mai 2019 in eine neue Phase:
Mit rund einer Million Euro fördert die Helmholtz-Gemeinschaft die
Einrichtung und Arbeit einer Wissenschaftlergruppe im IPP, die auf den
bisherigen Vorarbeiten aufbauend zu ORIGINS beitragen wird.

Schwarze Löcher und kosmische Beschleuniger - überall Plasma
"Unter den von ORIGINS behandelten Fragen ist vor allem die Erforschung
turbulenter Strömungen und energiereicher Teilchen in astrophysikalischen
Plasmen für das IPP interessant", sagt IPP-Wissenschaftler Professor Dr.
Frank Jenko, der das Helmholtz-Exzellenznetzwerk leitet. Denn obwohl die
Schwerkraft in der Astrophysik eine zentrale Rolle spielt, ist sie nicht
allein verantwortlich für Dynamik und Selbstorganisation im Universum. Ein
Großteil der Energie steckt in Magnetfeldern oder kosmischer Strahlung;
der überwiegende Teil des sichtbaren Alls besteht aus turbulentem Plasma.
Plasmaturbulenz ist zum Beispiel der Schlüssel zum Verständnis der
leuchtenden Plasmascheiben um supermassive Schwarze Löcher, deren eines
kürzlich im Sternsystem M87 erstmals sichtbar gemacht wurde. Plasmen
stecken auch hinter den gewaltigen Geschwindigkeiten der kosmischen
Teilchenstrahlung - mit milliardenfach höheren Energien als mit den
größten irdischen Beschleunigern erreichbar. "Solche Themen fallen in das
faszinierende Gebiet der Plasma-Astrophysik", sagt Frank Jenko: "Ähnliche
Vorgänge spielen auch in den Fusionsexperimenten des IPP eine wichtige
Rolle, ebenso wie Prozesse der Selbstorganisation fernab vom
thermodynamischen Gleichgewicht, die im Weltraum wie in Laborplasmen
allgegenwärtig sind."

Zur Vorhersage des Verhaltens lässt sich das komplexe System Plasma durch
nichtlineare Grundgleichungen beschreiben, zu deren Lösung meist
aufwändige Computersimulationen nötig sind. Das auf diesem Gebiet weltweit
führende IPP wird seine Expertise in ORIGINS einbringen und in enger
Kooperation mit der Astrophysik nutzbar machen. So sollten sich zahlreiche
Brücken zwischen Fusionsexperimenten und astrophysikalischen Beobachtungen
schlagen lassen, erwartet Frank Jenko: "Denn die grundlegenden
plasmaphysikalischen Prozesse genügen stets denselben Gleichungen, egal ob
sie im Labor oder in der Natur ablaufen".


Hintergrund

Das IPP erforscht Hochtemperatur-Plasmen in Experiment und Theorie mit dem
Ziel, die physikalischen Grundlagen für ein Fusionskraftwerk zu
erarbeiten. Ähnlich wie die Sonne soll ein solches Kraftwerk aus der
Verschmelzung von Atomkernen Energie gewinnen. Brennstoff ist ein
ultradünnes, extrem heißes Wasserstoffplasma. Das Plasma muss so gut in
Magnetfeldern eingeschlossen werden, dass es nahezu berührungsfrei im
Inneren einer Vakuumkammer schwebt.

Weitere Informationen unter:

https://www.ipp.mpg.de/de/aktuelles/presse/pi/2019/03_19

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution49
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ASTRO/399: Überrest einer Nova - Beobachtung mit Göttinger Beteiligung bestätigt alte chinesische Messung (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 29.04.2019

Überrest einer Nova: Beobachtung mit Göttinger Beteiligung bestätigt alte
chinesische Messung



Ein europäisches Forscherteam unter Beteiligung der Universität Göttingen
hat zum ersten Mal die Überreste einer sogenannten Nova in einem
galaktischen Kugelsternhaufen entdeckt. Bei einer Nova explodiert
Wasserstoff an der Oberfläche eines Sterns, wodurch der Stern für einige
Tage viel heller wird. Die Überreste bilden einen leuchtenden Nebel nahe
des Zentrums des Kugelsternhaufens Messier 22, der nun mithilfe moderner
Instrumente gefunden wurde. Die Ergebnisse werden in der Fachzeitschrift
Astronomy & Astrophysics erscheinen.




[image: Bild: © ESA/Hubble and NASA, F. Göttgens (IAG)]

Nahe des Zentrums des Kugelsternhaufens Messier 22 entdeckte das
Wissenschaftlerteam Überreste einer sogenannten Nova.

Bild: © ESA/Hubble and NASA, F. Göttgens (IAG)



(pug) "Die Position und Helligkeit des Überrests passen zu einem Eintrag
aus dem Jahr 48 vor Christus in einer antiken Sammlung von Beobachtungen
chinesischer Astronomen", sagt Erstautor Fabian Göttgens vom Institut für
Astrophysik der Universität Göttingen. Er ist Doktorand in der
Arbeitsgruppe Stellare Astrophysik von Prof. Dreizler. "Die haben an
derselben Stelle vermutlich die ursprüngliche Nova gesehen." Damit
bestätigen die modernen Messungen eine der ältesten Beobachtungen eines
Ereignisses außerhalb des Sonnensystems.

Kugelsternhaufen sind große, kugelförmige Ansammlungen von mehreren
Hunderttausenden sehr alter Sterne, die gemeinsam um ihre Heimatgalaxie
kreisen. Um unsere Galaxie, die Milchstraße, kreisen etwa 150
Kugelsternhaufen. Messier 22 ist einer dieser Sternhaufen, er liegt im
Sternbild Schütze in Richtung des Zentrums der Milchstraße. Er wurde
zusammen mit zwei Dutzend anderen Kugelsternhaufen mit dem Instrument MUSE
am Very Large Telescope der ESO in Chile beobachtet. Das MUSE-Instrument
wurde unter Beteiligung des Instituts für Astrophysik, das dafür mit
Mitteln aus der Projektförderung des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung gefördert wurde, gebaut. Es fertigt nicht nur Bilder an, sondern
es teilt das Sternenlicht gleichzeitig nach Farben auf, sodass es die
Helligkeit von Sternen in Abhängigkeit von der Farbe misst. Damit eignet
es sich besonders gut, um Nebel zu finden, die häufig nur in einer
bestimmten Farbe - in der Regel rot - leuchten.

Die nun entdeckten Überreste der Nova bilden einen rot leuchtenden Nebel
aus Wasserstoffgas und anderen Gasen, der einen Durchmesser von etwa dem
8000-fachen Abstand zwischen Erde und Sonne hat. Trotz dieser Größe ist
der Nebel mit einer Masse von etwa 30 Erdmassen relativ leicht, da das Gas
durch die Explosion auseinandergetrieben und verteilt wurde.


Originalpublikation:

Fabian Göttgens et al.

Discovery of an old nova remnant in the Galactic globular cluster M 22.

Astronomy & Astrophysics (2019). 

Preprint: https://arxiv.org/abs/1904.11515 

Doi: https://doi.org/10.1051/0004-6361/201935221

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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MELDUNG/824: Hamburger Preis für Theoretische Physik geht an Quantenforscher (idw)


Joachim Herz Stiftung - 29.04.2019

Hamburger Preis für Theoretische Physik geht an Quantenforscher



Der Hamburger Preis für Theoretische Physik wird in diesem Jahr an den
Österreicher Matthias Troyer verliehen. Troyer ist Professor an der ETH
Zürich und zugleich in der Quanten-Forschung des Softwareherstellers
Microsoft tätig. Den Preis erhält er für seine Beiträge zur Entwicklung
der sogenannten Quanten Monte Carlo-Algorithmen. Mit ihnen lässt sich auf
Grundlage von Zufallszahlen vorhersagen, wie sich kleinste Teilchen in
quantenmechanischen Vielteilchensystemen wie Atomen oder Molekülen
gegenseitig beeinflussen.

Troyer leistet damit wesentliche Beiträge in der Grundlagenforschung und
zur Weiterentwicklung von Quantencomputern oder auch supraleitenden
Materialien. Er ist einer der wenigen international führenden
Spitzenforscher auf diesem Gebiet. Die Joachim Herz Stiftung verleiht den
Preis gemeinsam mit dem Wolfgang-Pauli-Centre (WPC) der Universität
Hamburg und dem Deutschen Elektronen-Synchrotron DESY sowie dem
Exzellenzcluster "CUI: Advanced Imaging of Matter" der Universität
Hamburg.

Der Hamburger Preis für Theoretische Physik ist mit insgesamt 137.036 Euro
- eine Anspielung auf die Sommerfeldsche Feinstrukturkonstante -
ausgestattet. Er ist damit einer der höchstdotierten deutschen
Wissenschaftspreise für Physik. Troyer ist der zehnte Träger des
Physikpreises, der anlässlich eines Symposiums am 13. November 2019 im
Hamburger Planetarium verliehen werden wird.

"Mit Professor Troyer zeichnen wir einen Wissenschaftler aus, dessen
Arbeit verschiedene Gebiete der Physik und Computerwissenschaft verbindet.
Durch seine aktuelle Forschung im Bereich der Quantencomputer ist er mit
Universitäten und Unternehmen in den USA und weltweit vernetzt. Und er hat
eine Open Source Plattform gegründet, um sein Wissen zu teilen. Auch
diesen Beitrag zu gemeinsamer Forschungsarbeit wollen wir mit der
Preisvergabe an Professor Troyer würdigen", sagte Dr. Nina Lemmens,
Mitglied des Vorstands der Joachim Herz Stiftung.

IMPULSE FÜR SPITZENFORSCHUNG IN HAMBURG

Mit dem Preis ist nicht nur ein Preisgeld verbunden, sondern auch
Forschungsaufenthalte in Hamburg, bei denen Troyer Vorträge halten und
intensiv mit Doktoranden, Postdocs und Kollegen arbeiten wird. "Es freut
uns sehr, dass die Themen des Preisträgers erneut ein so spannendes und
aktuelles Forschungsgebiet abdecken, das auch am Wolfgang-Pauli-Centre und
generell in Hamburg immer stärker in den Fokus rückt. Dadurch werden
Professor Troyers Aufenthalte in Hamburg weit über die Arbeitsgruppen im
Bereich der Theoretischen Physik ausstrahlen. Beispielsweise haben auch
unsere Kollegen am neuen XFEL großes Interesse daran, mit ihm
zusammenzuarbeiten", sagte Professor Volker Schomerus, Juryvorsitzender
für die Preisvergabe, leitender Wissenschaftler am DESY und Sprecher des
Wolfgang-Pauli-Centre. Das 2013 gegründete Institut bündelt die
Forschungsaktivitäten in der theoretischen Physik, darunter auch die
Arbeiten der beiden aktuellen Exzellenz-Cluster "Advanced Imaging of
Matter" und "Quantum Universe", die Bestandteil der Hamburger
Exzellenzinitiative sind. Damit fällt im Jahr des 100jährigen Jubiläums
der Universität Hamburg und ihrer Bewerbung als Exzellenz-Universität ein
besonderes Schlaglicht auf die Theoretische Physik in der Hansestadt.

"Ich fühle mich sehr geehrt, dass die Jury meine Arbeit für die
Auszeichnung durch den Hamburger Preis für Theoretische Physik ausgewählt
hat. Auf den persönlichen Austausch mit meinen Kolleginnen und Kollegen am
DESY und an der Universität Hamburg, in der Physik, aber auch angrenzenden
Instituten wie der Informatik, freue ich mich sehr", so Troyer.

ÜBER MATTHIAS TROYER

Troyer hat Physik an der Universität Linz und der ETH Zürich studiert und
wurde dort 1994 promoviert. Als Post-Doktorand war er als Fellow der Japan
Society for the Promotion of Science an der Universität Tokio und ab 1998
Dozent an der ETH Zürich. Seit 2005 ist er ordentlicher Professor für
Computational Physics am Institut für Theoretische Physik der ETH Zürich.
Zudem ist er seit 2017 Principal Researcher bei Microsoft Quantum Research
in den USA. Troyer ist seit 2010 Fellow der American Physical Society und
seit 2014 Trustee des Aspen Center for Physics. 2016 wurde er mit dem
Aneesur-Rahman-Preis ausgezeichnet.

ÜBER DIE ARBEIT VON MATTHIAS TROYER: QUANTENCOMPUTER ZUR SIMULATION VON
QUANTENSYSTEMEN

Mit Computersimulationen kann das Verhalten verschiedenster Systeme
untersucht werden: zum Beispiel wie sich physikalische Systeme verhalten,
Krankheiten ausbreiten oder Verkehrsflüsse im öffentlichen Nahverkehr
erfolgen. Von Monte Carlo-Simulationen spricht man, wenn eine solche
Simulation auf Zufallszahlen beruht.

Computersimulationen werden auch verwendet, um Systeme zu untersuchen, die
von den Eigenschaften kleinster Teilchen, den Quantenteilchen abhängen. Um
diese sogenannten Quanten-Vielteilchensysteme zu verstehen, muss das
besondere Verhalten der einzelnen Quanten berücksichtigt werden. Denn
Quanten haben besondere Eigenschaften: Sie können sich an verschiedenen
Orten gleichzeitig befinden und hängen dabei vom Zustand aller anderen
Quanten ab. Um den Zustand von Quanten-Vielteilchensysteme zu bestimmen,
müssen Physiker auf äußerst leistungsfähige Computer zurückgreifen. Das
erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen Physik und Informatik.

Troyer arbeitet an dieser Schnittstelle zwischen Computerwissenschaften
und Theoretischer Physik. Er entwickelte neue Computeralgorithmen, mit
denen er das Verhalten vieler stark wechselwirkender Quantensysteme
verstehen konnte. Er hat unter anderem an Quantenmagneten, superfluiden
Kristallen, atomaren Gasen und exotischen Materialien wie Graphen
geforscht. Die Untersuchung von Quanten-Vielteilchensystemen führte ihn
zur Arbeit mit Quantencomputern, von denen sich die Forschung eine
deutlich höhere Rechenleistung als bei herkömmlichen Computern verspricht.

Statt mit den bisher üblichen Bits arbeitet ein Quantencomputer mit
Quantenbits, kurz Qubits, die zu Rechenkapazitäten führen, die im Ergebnis
am ehesten mit denen massiv paralleler Computer verglichen werden können.
Seit Jahren versuchen sowohl Unternehmen als auch Wissenschaftler immer
bessere Quantencomputer zu bauen. Mit Quantencomputern sollen auf der
einen Seite zum Beispiel Verkehrsaufkommen schneller berechnet und
optimiert oder bildgebende Verfahren in der Medizin verbessert werden. Auf
der anderen Seite sollen sie auch die Grundlagenforschung im Bereich der
kleinsten Teilchen voranbringen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1630: Anorganische Perowskit-Absorber für den Einsatz in Dünnschicht-Solarzellen (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 29.04.2019

Anorganische Perowskit-Absorber für den Einsatz in Dünnschicht-Solarzellen



Einem Team am Helmholtz-Zentrum Berlin ist es gelungen, durch
Ko-Verdampfung anorganische Perowskit-Dünnschichten bei moderaten
Temperaturen herzustellen - ein Nachtempern bei hohen Temperaturen
entfällt. Dadurch lassen sich Dünnschichtsolarzellen aus diesem Material
deutlich leichter herstellen. Anorganische Perowskite sind im Gegensatz zu
den hybriden metallorganischen Perowskiten thermisch stabiler. Die Arbeit
ist im Fachjournal Advanced Energy Materials veröffentlicht.

Weltweit forschen Teams mit Hochdruck an der Entwicklung von
Perowskit-Solarzellen. Dabei liegt der Schwerpunkt auf so genannten
metallorganischen Hybrid-Perowskiten, deren Kristallstruktur sich sowohl
aus anorganischen Elementen wie Blei und Iod als auch aus einem
organischen Molekül zusammensetzt.

Vollständig anorganische Perowskit-Halbleiter wie CsPbI3 besitzen die
gleiche kristalline Architektur wie hybride Perowskite, beinhalten aber
statt eines organischen Moleküls ein Alkali-Metall wie Cäsium. Dadurch
sind sie deutlich stabiler als Hybrid-Perowskite, erfordern aber
üblicherweise einen Herstellungs-Schritt bei sehr hoher Temperatur von
mehreren Hunderten Grad Celsius. Aus diesem Grund lassen sich anorganische
Perowskit-Halbleiter bisher nur schwer in Dünnschicht-Solarzellen
integrieren, die hohe Temperaturen nicht vertragen. Nun ist es einem Team
um Dr. Thomas Unold gelungen, anorganische Perowskit-Halbleiter bei
moderaten Temperaturen herzustellen, sodass sie künftig auch in
verschiedenen Dünnschicht-Zellen genutzt werden könnten.

Dafür entwarfen die Physiker ein innovatives Experiment, mit dem sie viele
Materialkombinationen innerhalb einer einzigen Probe synthetisieren und
analysieren konnten. Durch Ko-Verdampfung von Cäsiumiodid und Bleiiodid
stellten sie dünne Schichten aus CsPbI3 her, wobei sie systematisch die
Überschüsse der Elemente in der Atmosphäre variierten. Die
Substrat-Temperatur lag dabei unter 60 Grad Celsius.

"Durch einen solchen kombinatorischen Forschungsansatz können optimale
Herstellungsparameter für neue Materialsysteme viel schneller gefunden
werden als in der herkömmlichen Herangehensweise, bei der für 100
Zusammensetzungen typischerweise 100 Proben hergestellt werden müssen",
erklärt Unold. Durch sorgfältige Analysen während der Synthese und der
anschließenden Messungen der optoelektronischen Eigenschaften konnten sie
ermitteln, wie sich die Zusammensetzung der Dünnschicht auf die
Materialeigenschaften auswirkt.

Ihre Messungen zeigen, dass sowohl die strukturellen wie auch wichtige
optoelektronische Materialeigenschaften empfindlich vom Verhältnis
zwischen Cäsium und Blei abhängen. So ermöglicht ein Cäsium-Überschuss
eine stabile Perowskit-Phase mit guter Beweglichkeit und Lebensdauer der
Ladungsträger.

In Zusammenarbeit mit der Nachwuchsgruppe von Prof. Steve Albrecht am HZB
wurden mithilfe dieser optimierten CsPbI3-Schichten Perowskit-Solarzellen
mit einem Wirkungsgrad von mehr als 12 % und einer Stabilität von mehr als
1200 Stunden demonstriert. "Wir haben gezeigt, dass sich auch anorganische
Perowskit-Absorber für den Einsatz in Dünnschicht-Solarzellen eignen
könnten, wenn man sie entsprechend herstellen kann. Wir gehen gegenwärtig
davon aus, dass sich solche Bauelemente noch sehr stark optimieren
lassen", sagt Unold.


Published in Advanced Energy Materials (2019):

"Low temperature synthesis of stable CsPbI3 perovskite layers for solar
cells obtained by high throughput experimentation"; Pascal Becker, José A.
Márquez, Justus Just, Amran Al-Ashouri, Charles Hages, Hannes Hempel,
Marko Jošt, Steve Albrecht, Ronald Frahm and Thomas Unold.

Originalpublikation:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1002/aenm.201900555


Weitere Informationen unter:

http://www.helmholtz-berlin.de/pubbin/news_seite?nid=20447;sprache=de;seitenid=982

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / FAKTEN





POLITIK/012: 1. Mai - Menschenrechtsinstitut empfiehlt Erhöhung der Ausgleichsabgabe (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 30. April 2019

1. Mai - Menschenrechtsinstitut empfiehlt Erhöhung der Ausgleichsabgabe
für mehr Beschäftigung von Menschen mit schweren Behinderungen



Berlin. Anlässlich des Tags der Arbeit empfiehlt das Deutsche Institut
für Menschenrechte Politik und Unternehmen, die Anstrengungen in
Richtung eines inklusiven Arbeitsmarktes zu verstärken. "Die rechtlichen
Rahmenbedingungen für einen inklusiven Arbeitsmarkt müssen
weiterentwickelt werden, dazu gehört auch eine Nachsteuerung der Anreiz-
und Regulierungsstrukturen einschließlich der Erhöhung der
Ausgleichsabgabe", erklärt Valentin Aichele, Leiter der
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts
für Menschenrechte. "Wir hoffen, dass ein solches Signal der Politik an
die Unternehmen das Thema inklusiver Arbeitsmarkt insgesamt voranbringt",
so Aichele weiter. Der Politikansatz "Freiwilligkeit" habe die
erforderliche Gleichstellung im Arbeitsleben bisher nicht gebracht.

Menschen mit Behinderungen sind auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland immer
noch stark unterrepräsentiert und überdurchschnittlich von
Arbeitslosigkeit betroffen. Die seit Jahren geltende Mindestvorgabe für
Unternehmen, wenigstens fünf Prozent ihrer Arbeitsplätze an
schwerbehinderte Menschen zu vergeben, wird nur zu unzureichend erfüllt.
Viele Unternehmen beschäftigen gar keine schwerbehinderte Person.


Hintergrund:

Private und öffentliche Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich
monatlich mindestens 20 Arbeitsplätzen müssen mindestens fünf Prozent
ihrer Arbeitsplätze mit Menschen mit schwerer Behinderung besetzen.
Erreichen die Arbeitgeber die Quote zur Beschäftigungsverpflichtung
nicht, müssen sie jährlich eine Ausgleichsabgabe an das Integrationsamt
abführen.


Weitere Informationen

Wer Inklusion will, sucht Wege. Zehn Jahre UN-Behindertenrechtskonvention
in Deutschland. Berlin: Deutsches Institut für Menschenrechte, 2019.

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/wer-inklusion-will-sucht-wege/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. April 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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KINO/436: Rhein-Sieg-Kreis - "Die Mitte der Nacht ist der Anfang vom Tag" am 8. Mai 2019


Rhein-Sieg-Kreis

Die Mitte der Nacht ist der Anfang vom Tag

Depression: Film zeigt täglichen Kampf der Betroffenen - Ziel ist
Aufklärung und Hilfe



Rhein-Sieg-Kreis (an) - "Die Mitte der Nacht ist der Anfang vom Tag"
heißt ein Dokumentarfilm von Dr. Axel Schmidt. Der Facharzt für
Psychiatrie/Psychotherapie und Dokumentarfilmer medizinischer Themen
hat zwei an Depression erkrankte Frauen und eine betroffene Familie
über ein Jahr lang auf ihrem ganz eigenen Weg durch und aus der
Erkrankung begleitet.

Das Bündnis gegen Depression Bonn/Rhein-Sieg zeigt den Film in
Kooperation mit der AOK Rheinland/Hamburg am Mittwoch, 8. Mai 2019 um
19 Uhr in der Rhein-Klinik in Bad Honnef, Luisenstraße 3. Der Eintritt
ist frei. Da es aber nur eine begrenzte Platzzahl gibt, sollten
Interessierte frühzeitig vor Ort sein.

Aus Angst vor Stigmatisierung und Ablehnung verschweigen viele
Betroffene ihre Situation. Weil darunter nicht nur sie selbst, sondern
auch ihre Angehörigen leiden, plädiert das bundesweite Bündnis gegen
Depression für einen offenen Umgang mit dem Thema. "Die Mitte der
Nacht ist der Anfang vom Tag" will aufklären, helfen und dazu
beitragen.

Allen Betroffenen im Film ist gemeinsam, dass sie im Rahmen ihrer
individuellen Möglichkeiten versuchen, die Erkrankung zu bewältigen
und dabei Hürden und Umwegen begegnen, aber auch neue Erkenntnisse
über sich selbst gewinnen. Im Film kommen Menschen zu Wort, die die
Zuschauerinnen und Zuschauer an ihrer persönlichen Suche nach einem
Weg mit der Erkrankung umzugehen, teilhaben lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1790: EuGH-Urteil zu CETA - Schlechte Nachricht für Umwelt und Verbraucher


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. April 2019

EuGH-Urteil zu CETA: Schlechte Nachricht für Umwelt und Verbraucher



Zum Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zur Vereinbarkeit der
Investor-Staat-Schiedsgerichte in CETA mit Unionsrecht, erklärt
Katharina Dröge, Sprecherin für Handelspolitik:

Der EuGH hätte heute die Chance gehabt, Klageprivilegien für Konzerne
ein für alle Mal zu beenden. Es ist eine schlechte Nachricht für
Umwelt, Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Steuerzahlerinnen
und -zahler, dass diese Chance verpasst wurde.

Denn die Investor-Staat-Schiedsgerichte sind einseitig auf den Schutz
von Investoren ausgerichtet. Die Abwägung mit dem Schutz der
Menschenrechte, Umweltschutz oder Sozialstandards erfolgt nur
unzureichend. Zudem stellen Schiedsgerichte einen Sonderrechtsweg für
Konzerne dar, der Staaten und gesellschaftlichen Akteuren verbaut ist.

Viele Staaten mussten auf diese Weise schon Milliardenzahlungen an
Großkonzerne berappen. Und auch die Bundesregierung erlebt die fatalen
Folgen von Schiedsverfahren gerade am eigenen Leibe, wird sie doch in
einem absurden Verfahren von Vattenfall auf mehrere Milliarden
Schadensersatz wegen des Atomausstiegs verklagt.

Auch nach dem EuGH-Urteil ist deshalb für uns Grüne klar: Wir lehnen
Klageprivilegien für Konzerne ab. Und auch die Bundesregierung sollte
sich unabhängig von der Entscheidung des EuGH dafür einsetzen,
Schiedsgerichte aus allen Handels- und Investitionsschutzverträgen der
EU zu streichen und den Klageprivilegien für Konzerne ein Ende zu
bereiten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/964: Abrüstung - Bundesregierung geht in falsche Richtung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. April 2019

Abrüstung: Bundesregierung geht in falsche Richtung



Zum Jahresabrüstungsbericht der Bundesregierung erklärt Katja Keul,
Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Die Bundesregierung täuscht sich, wenn sie sagt, die aktuelle
sicherheitspolitische Lage würde dem Einsatz für die Ächtung von
Atomwaffen entgegenstehen. Im Gegenteil, gerade deswegen ist Abrüstung
langfristig die einzige Lösung. Deswegen fordern wir die
Bundesregierung auf, den Verbotsvertrag zu unterzeichnen.

Natürlich ist ein weltweites Atomwaffenverbot nicht von heute auf
morgen möglich, dazu braucht es weiterhin den politischen Willen und
die Bereitschaft, sich mit den Beteiligten an einen Tisch zu setzen
und in ernstgemeinten Dialog zu treten.

Deutschland spielt hierbei durchaus eine wichtige Rolle und seine
Politik kann Vorbildcharakter haben. Wo sind denn die Initiativen der
Bundesregierung für den Abzug der Atomwaffen in Deutschland und
anderen europäischen Ländern stationiert Atomwaffen? Durch ihr Zögern
und Zaudern verspielt sie alle Möglichkeiten auf Einfluss und trägt
zudem auch zur Schwächung des Nichtverbreitungsvertrages bei.

Im Koalitionsvertrag haben Union und SPD groß angekündigt, sich um
eine Ächtung von autonomen Waffen zu bemühen. Bislang ist dazu jedoch
nicht mehr herausgekommen als eine politische Erklärung.

Die Bundesregierung muss sich an ihren eigenen Aussagen messen lassen.
Die Erhöhung des Verteidigungsetats ist jedenfalls kein
"pragmatischer" Schritt zur Abrüstung. Will man sich glaubwürdig für
atomare Abrüstung einsetzen, ist es kontraproduktiv, im
konventionellen Bereich aufzurüsten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/964: Nur Verhandlungen dienen dem Frieden auf dem westlichen Balkan


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. April 2019

Nur Verhandlungen dienen dem Frieden auf dem westlichen Balkan

Gerede über Gebietstausch schadet der Stabilität in der Region -
Verhältnis normalisieren



Unter Vermittlung von Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem
französischen Staatspräsidenten Emmanuel Macron haben Serbien und
Kosovo angekündigt, wieder zu Verhandlungen über die Normalisierung
ihrer Beziehungen zurückkehren. Dazu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Mit der gestrigen Westbalkan-Konferenz wurde erreicht, dass Serbien
und Kosovo sich wieder auf konkrete Verhandlungen über ein rechtlich
verbindliches Abkommen zur Normalisierung ihrer Beziehungen
konzentrieren. Diese Verhandlungen liegen infolge der unnötigen
Diskussion über einen Gebietstausch seit Monaten völlig brach. Es
muss jetzt endlich wieder über konkrete Themen wie den serbischen
Gemeindeverband, die Energieversorgung des Kosovo, den Schutz
kultureller Güter, die Anerkennung von Abschlüssen, die Rechte von
Vertriebenen, aber auch über den Sitz des Kosovo in internationalen
Organisationen - einschließlich der Generalversammlung der Vereinten
Nationen - verhandelt werden.

Deshalb ist es wichtig, dass die Staats- und Regierungschefs des
westlichen Balkans betont haben, eine Vereinbarung zwischen Serbien
und Kosovo müsse 'zur Stabilität der Region beitragen'. Das heißt:
Vertrauen zwischen Serben und Kosovaren sowie Stabilität in der
Region können nur über rechtlich verbindliche Vereinbarungen zur
Normalisierung der Beziehungen erreicht werden, nicht aber durch
Gerede über Gebietstausch.

Deshalb ist es gut, dass es bereits am 1. Juli in Paris ein
Folgetreffen gibt, um den Dialog über eine Normalisierung des
Verhältnisses zwischen Serbien und Kosovo zu vertiefen. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird darauf achten und erforderlichenfalls
auch darauf dringen, dass die EU, die für die Verhandlungen zuständig
ist, den Prozess mit konkreten Verhandlungstexten vorantreibt und
nicht - wie bisher - nur moderiert. Für einen Erfolg der
Verhandlungen ist es wichtig, dass Kosovo die gegen Serbien und
Bosnien-Herzegowina verhängten Zölle wieder abschafft.

Alle Teilnehmer haben sich während des Gipfeltreffens zu den
zentralen europäischen Werten bekannt. Jetzt kommt es darauf an,
parlamentarische Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und
Korruptionsbekämpfung nicht nur auf dem Papier in Berlin, sondern vor
Ort in die Tat umzusetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1982: Mehr Kaufkraft für die Rentnerinnen und Rentner in unserem Land


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. April 2019

Mehr Kaufkraft für die Rentnerinnen und Rentner in unserem
Land

Auch 2019 erfolgt wieder eine Rentenanpassung über der Inflationsrate



Das Bundeskabinett hat am heutigen Dienstag die Anpassung der Renten
in den alten Bundesländern um 3,18 Prozent und in den neuen
Bundesländern um 3,91 Prozent und damit erneut über der
Inflationsrate beschlossen. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und
sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Eine gute Nachricht für die Rentnerinnen und Rentner: Auch in diesem
Jahr steigen die Renten dank der soliden Politik der von Angela
Merkel geführten Bundesregierung spürbar. Zum 1. Juli werden die
Renten im Westen um fast 3,2 Prozent und im Osten sogar um mehr als
3,9 Prozent erhöht. Die Rentenangleichung in Ostdeutschland schreitet
ebenfalls weiter wie geplant voran.

Wieder zeigt sich, dass die Rentenversicherung auf einer sehr soliden
Basis steht und auch die Menschen im Rentenbezug von der guten
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik von CDU und CSU profitieren.
Auch weil die Zahl der Beitragszahler weiter zugenommen hat, können
die Renten in diesem Jahr deutlich steigen. Eine gute Nachricht ist
es auch, dass das Rentenniveau mit künftig 48,16 Prozent gegenüber
dem Vorjahr sogar leicht ansteigen wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2821: Tourismusstandort Deutschland weiter stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. April 2019

Tourismusstandort Deutschland weiter stärken

Nationale Tourismusstrategie auf den Weg gebracht



Das Bundeskabinett hat heute die Eckpunkte der nationalen
Tourismusstrategie beschlossen. Dazu erklärt der tourismuspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Paul Lehrieder:

"Mit dem heutigen Kabinettsbeschluss hat die Bundesregierung die
strategischen Ziele und die Handlungsfelder der im Koalitionsvertrag
vereinbarten nationalen Tourismusstrategie festgelegt. Damit sollen
die Rahmenbedingungen für die Branche verbessert und das Potenzial
noch stärker ausgeschöpft werden. Bei der Erarbeitung des jetzt
anstehenden Aktionsplans der Bundesregierung mit konkreten Maßnahmen
der einzelnen Bundesressorts werden wir uns dafür einsetzen, dass die
Belange der Branche in allen Politikbereichen noch besser
berücksichtigt werden.

Der CDU/CSU-Bundestagfraktion ist besonders wichtig, dass der
Tourismus auch jenseits der Metropolen gestärkt wird und damit zur
Entwicklung der ländlichen Räume weiterhin beiträgt. Auch wollen wir
die Digitalisierung voranbringen, den nachhaltigen Tourismus stärken
und wirkungsvolle Maßnahmen gegen den Fachkräftemangel ergreifen. Wie
all dies gelingen kann, werden wir am kommenden Montag mit Vertretern
aus Politik und Tourismuswirtschaft diskutieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1863: Endlich die Rahmenbedingungen für gute Arbeit schaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. April 2019

Endlich die Rahmenbedingungen für gute Arbeit schaffen



"Nach wie vor ist der Niedriglohnsektor in Deutschland fest etabliert.
Gute Arbeit ist hingegen zu wenig vorhanden. Millionen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beziehen Niedriglöhne. Rund eine
Million Beschäftigte müssen mit ergänzenden Hartz-IV-Leistungen
aufstocken und immer mehr gehen mehreren Jobs nach, um finanziell über
die Runden zu kommen. Mitte 2018 sind es 3.414.085 gewesen. Im Jahr
2004 waren es noch 1.857.898. Die Bundesregierung darf dies nicht
länger ignorieren. Der Niedriglohnsektor muss endlich wirkungsvoll
bekämpft werden. Die Niedriglohnstrategie muss ein Ende haben",
erklärt Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, zum aktuellen Arbeitsmarktbericht der
Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann weiter:

"Die Bundesregierung muss dringend die Rahmenbedingungen für gute
Arbeit schaffen, von der man leben kann. Dazu ist der Mindestlohn auf
12 Euro zu erhöhen, Leiharbeit muss verboten werden und sachgrundlose
Befristungen dürfen nicht länger möglich sein. Die
Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen muss zudem
erleichtert werden, denn zu sozialer Gerechtigkeit gehören gute
Löhne."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 30. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1864: Carles Puigdemont muss kandidieren dürfen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. April 2019

Carles Puigdemont muss kandidieren dürfen



"Die Untersagung der Kandidatur von Carles Puigdemont und zwei seiner
Mitstreiter zur EU-Wahl ist eine Beschneidung der politischen
Grundrechte und stellt einen wiederholten Eingriff auf demokratische
Grundstrukturen in Spanien dar", erklärt Zaklin Nastic,
menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick
auf die Entscheidung durch den Zentralen Wahlausschuss Spaniens.
Nastic weiter:

"Der Zentrale Wahlausschuss ist das oberste Organ der Wahlverwaltung
Spaniens und setzt sich u.a. aus fünf richterlichen Mitgliedern
zusammen, die dem Obersten Gerichtshof angehören. Eben dem Gerichtshof
in Madrid, an dem seit vier Monaten zwölf katalanischen Politiker und
Aktivisten der Prozess gemacht wird. Es drängt sich der Verdacht auf,
dass die politische Unabhängigkeitsbewegung der Katalanen vom Obersten
Gerichtshof juristisch geahndet wird, um somit das Katalonien-Problem
mittels repressiver Maßnahmen zu beenden und den
Unabhängigkeitsbefürwortern ihre Stimmen in Europa zu berauben. Dabei
werden hier nicht nur die politischen Rechte von drei bestimmten
Kandidaten beschnitten, sondern das Recht der katalanischen und der
spanischen Bevölkerung, Carles Puigdemont und seine Listenkandidaten
zu wählen.

Die Bundesregierung muss sich in der EU für ein Ende dieser Angriffe
auf demokratische Grundrechte europäischer Bürger einsetzen und mit
Nachdruck deutlich machen, dass die Stimme Europas für die Wahrung von
Menschenrechten nur Gültigkeit haben kann, wenn sie zunächst bei sich
selbst die höchsten Demokratiestandards verteidigt."

 * 
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AUSSEN/1863: Fall Demirci belegt politische Verfolgung in der Türkei


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. April 2019

Fall Demirci belegt politische Verfolgung in der Türkei



"Ich hoffe, dass beim heutigen Prozesstag gegen den Kölner
Sozialarbeiter Adil Demirci das Ausreiseverbot aufgehoben wird und er
nach mehr als einem Jahr endlich die Türkei verlassen kann. Der Fall
Demirci zeigt, dass politische Verfolgung in der Türkei weiter an der
Tagesordnung ist und es jeden treffen kann", sagt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die
Außenpolitikerin weiter:

"Angesichts dieser Justizwillkür, die sich auch in weiter laufenden
Prozessen gegen Mesale Tolu, Peter Steudtner und andere Angeklagte
zeigt, muss das Auswärtige Amt endlich eine Reisewarnung für die
Türkei erlassen. Die Freilassung einiger politischer Gefangener darf
nicht darüber hinwegtäuschen, dass nach wie vor Deutsche in
politischer Geiselhaft gehalten werden - von türkischen Staatsbürgern
ganz zu schweigen.

Mit der Erdogan-Führung kann es keine Normalisierung geben. Die
Bundesregierung muss endlich ihrem im Koalitionsvertrag formulierten
Anspruch einer restriktiven Rüstungsexportpolitik nachkommen und
Rüstungsexporte in die Türkei beenden. Solange der Rechtsstaat in der
Türkei nicht wiederhergestellt und die Politjustiz beendet wird,
dürfen keine Finanzhilfen nach Ankara fließen, und die militärische
Kooperation muss beendet werden."

 * 
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EUROPA/1710: Zu den aktuellen EuroStat-Zahlen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Zu den aktuellen EuroStat-Zahlen



Die europäische Statistikbehörde veröffentlicht Zahlen zur
Arbeitslosigkeit in der EU und zu der Entwicklung des
Bruttoinlandproduktes in der Eurozone. Bernd Riexinger, Vorsitzender
der Partei DIE LINKE dazu:

Die Zahlen zeigen sehr deutlich, dass wir weit entfernt sind von einem
gerechten und vor allem auch sozialen Europa. Während einige Regionen
weiter von der EU profitieren, leiden die Menschen in anderen unter
Spardiktat, Investitionsstau und dem Abbau des Sozialstaates.

Wir fordern deshalb ein 500 Milliarden Investitionsprogramm für ein
soziales und gerechtes Europa! Dabei muss der Schwerpunkt auf Bildung,
der öffentlichen Infrastruktur inklusive den ÖPNV, sozialem
Wohnungsbau und einer lokal orientierten Energiewende liegen.

Seit Jahren werden Griechenland, Italien und Spanien dazu gezwungen,
ihre Sozialausgaben zu senken, obwohl diese Logik offensichtlich weder
der Wirtschaft noch dem Staatshaushalt irgendetwas Gutes tut.
Stattdessen sehen wir Regionen in denen 20 und sogar 30 Prozent der
Bevölkerung erwerbslos sind.

Ein ganz ähnliches Bild zeigt sich übrigens in Deutschland. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Instituts für Landes- und
Stadtentwicklungsforschung haben in dieser Woche sehr detailliert
dargestellt, wie ungleich Wohlstand in diesem Land verteilt ist und
wie Sparzwänge Armut als strukturelles Problem verfestigen.

Als Rechtfertigung für diese rücksichtslose Sparpolitik werden
sinkende Wirtschaftszahlen genannt. Doch erstens sind gerade diese
Sparpolitiken ein Grund für die schlechten wirtschaftlichen Zahlen.
Portugal ist ein gutes Beispiel dafür, dass die Abkehr von dem
Spardiktat der EU der gesamten Gesellschaft dienen kann.

Und zweitens verkennt diese Rechtfertigung völlig, was die Aufgabe der
EU sein muss. Sie ist nicht der Wirtschaft verpflichtet, sondern den
Menschen, die hier leben. Deshalb fordern wir neben dem
Investitionsprogramm endlich eine Umkehr der Austeritätspolitik:
Wenn die Kennzahlen der Mitgliedstaaten bei Tarifbindung,
Erwerbslosigkeit, prekärer Beschäftigung fallen, müssen die Staaten
verpflichtet werden, Maßnahmen für Investitionen und gute Arbeit zu
ergreifen.

 * 
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EUROPA/1709: CETA - Paralleljustiz für Konzerne ist eine politische Frage


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. April 2019

CETA - Paralleljustiz für Konzerne ist eine politische Frage



"Ich bedaure, dass der Europäische Gerichtshof die Regeln in CETA zur
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Investoren und
Staaten für mit dem EU-Recht vereinbar erklärt hat. Wichtiger als die
juristische Frage ist jedoch die politische: Wollen wir
Sonderklagerechte für ausländische Investoren? Die vielfältigen
europaweiten Proteste, die Stellungnahmen vieler Verbände sowie die
millionenfach unterschriebene selbstorganisierte Europäische
Bürgerinitiative gegen TTIP und CETA sprechen eine eindeutige Sprache.
Im Übrigen gibt es keinerlei Begründung für diese Sonderklagerechte
zwischen entwickelten Rechtsstaaten, ebenso wenig wie für die
Besserstellung ausländischer gegenüber inländischen Investoren",
kommentiert Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE, das heute veröffentlichte Gutachten des Europäischen
Gerichtshofs zu CETA. Ernst weiter:

"Handelsabkommen müssen dazu genutzt werden, weltweit hohe Arbeits-,
Umwelt- und Verbraucherschutzstandards zu etablieren. Denn Handel muss
zuallererst den betroffenen Menschen zugutekommen, nicht den
Konzernen. CETA ist wie all die anderen derzeit verhandelten
Freihandelsabkommen kein Schritt in Richtung fairer Handel - CETA
steht für die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen, für Druck
auf die bäuerliche Landwirtschaft, für Lobbyismus von Großkonzernen
und das Risiko exorbitant hoher Schadensersatzzahlungen im Rahmen von
Investor-Staat-Klagen. Die noch ausstehende Ratifizierung von CETA in
Bundestag und Bundesrat wird Gelegenheit sein, unsere Kritik erneut
zum Ausdruck zu bringen. Wir würden uns freuen, wenn auch Grüne und
Sozialdemokraten ihren ursprünglichen Widerstand aufrechterhalten."

 * 
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EUROPA/1708: Schirdewan zu EuGH - Investitionsschutz Ceta


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Schirdewan zu EuGH: Investitionsschutz Ceta



Das EuGH hat heute geurteilt, dass die im Rahmen des CETA-Abkommens
geplanten Investitionsschutz-Schiedsstellen EU-rechtlich möglich sind.
Dazu sagt Martin Schirdewan, Spitzenkandidat der Partei DIE LINKE zur
Europawahl:

"Sondergerichtsbarkeit für Konzerne bedeuten einen Angriff auf unsere
Demokratie. Wenn geltendes EU Recht eine Paralleljustiz für Konzerne
zulässt, dann muss der Rechtsrahmen geändert werden. Demokratie,
soziale Rechte und Umweltschutz dürfen Profitinteressen nicht geopfert
werden."

 * 
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MEDIEN/157: Katja Kipping zum Tag der Pressefreiheit


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Zum Tag der Pressefreiheit 



Der 3. Mai ist Tag der Pressefreiheit. Katja Kipping Vorsitzende der
Partei DIE LINKE dazu:

Der 3. Mai, der Tag der Pressefreiheit. Dieser Tag soll würdigen, dass
es sich bei der Pressefreiheit um einen Grundpfeiler der Demokratie
handelt. Unabhängige und vielseitige Medien sind schließlich das
Lebenselixier der Demokratie. Leider ist auch der diesjährige Tag der
Pressefreiheit kein Grund zum Feiern, denn die Pressefreiheit ist
vielerorts unter starkem Beschuss.

So fehlt immer noch ein umfassender Schutz für Whistleblower. Die
drohende Auslieferung von Julian Assange an die USA ist ein Beispiel
dafür, wie Menschen eingeschüchtert werden sollen, die Transparenz
über Missstände oder Kriegsverbrechen herstellen. Bei seiner
Auslieferung in die USA geht es um mehr als seine Person: Es wäre eine
Warnung an alle, die diese Transparenz herstellen wollen und damit
auch ein schwerer Schlag gegen die freie Presse.

Um ein weiteres Beispiel zu nennen: Mehr als hundert Journalistinnen
und Journalisten sitzen in der Türkei in Haft, wenigsten 35 von ihnen
explizit für ihre Tätigkeit. Andere werden ohne Anklage festgehalten
und damit auch ohne die Chance sich zu verteidigen. Erdogan erzeugt so
ein Klima der Angst, dass Pressearbeit fast unmöglich macht.

Dass Deutschland und auch Europa Despoten wie Erdogan als
Verhandlungs- und Vertragspartner wertschätzt, während er in der
Türkei Journalistinnen und Journalisten dafür verfolgt, dass sie Ihrer
Arbeit nachgehen, ist beschämend.

Anstatt sich endlich mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass die
Inhaftieren frei gelassen werden, dass die Anklagen gegen kritische
Journalistinnen und Journalisten fallengelassen werden und die
Verfolgung und Einschüchterungen endlich aufhören werden Erdogan und
sein Regime hofiert. Schlimmer noch, unter dem Begriff der Anti-Terror-
Arbeit, einer fadenscheinigen Lüge mit der in der Türkei missliebige
Presse unterdrückt wird, liefert EuroPol sogar noch die Daten, die zur
Verfolgung von missliebiger Kritikerinnen und Kritiker gebraucht
werden.

Wir fordern deshalb endlich die militärische Kooperationen und die
Weitergabe von Daten an das Regime Erdogan zu beenden.

 * 
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RECHT/564: Bernd Riexinger zur Frist bei der Klimaklage


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Bernd Riexinger zur Frist Klimaklage



Die Bundesregierung hat für Ihre Reaktion auf die Klage gegen ihre
Klimapolitik eine zweite Fristverlängerung um 3 Monate beantragt. Dazu
sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Die Bundesregierung muss in dieser Sache nicht nur drei Ministerien
koordinieren, sondern hat auch den Apparat von drei Ministerien zur
Verfügung. Wenn sie es nicht hinbekommt, auf eine Klage halbwegs
zeitnah zu reagieren, dann trägt das Züge einer
Verschleppungsstrategie. Die 'mangelnde Umsetzungsabsicht', die die
Kläger der Bundesregierung in Bezug auf die Klimaschutzziele
vorwerfen, könnte man kaum besser illustrieren."

 * 
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RECHT/563: Bundesverkehrsminister Scheuer behindert Helfer im Mittelmeer


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 29. April 2019

Scheuer behindert Helfer im Mittelmeer



Das Schiff Mare Liberum wird nach einer Weisung des
Bundesverkehrsministeriums an die Berufsgenossenschaft Verkehr am
Auslaufen gehindert. Dazu sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei
DIE LINKE:

"Die Mare Liberum ist ein Beobachtungsschiff, kein Rettungsschiff.
Hier die Maßstäbe für Frachter anzuwenden ist offensichtlich
willkürlich und dient nur dem Ziel, die Arbeit der Ehrenamtlichen zu
behindern. Damit soll ein Zeuge der europäischen Grenzpolitik zum
Schwiegen gebracht werden. Damit macht sich Bundesverkehrsminister
Scheuer nicht nur verbal, sondern auch ganz praktisch zum Handlanger
der menschenverachtenden Abschreckungspolitik der EU."

Die Freiwilligen der Mare Liberum machen Menschenrechtsbeobachtungen
in der Ägäis, um Aufmerksamkeit auf die gefährliche Fluchtroute
zwischen der Türkei und Griechenland zu lenken und staatliche Stellen
zur Einhaltung geltenden Rechts zu animieren.

 * 
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BUNDESTAG/8343: Heute im Bundestag Nr. 481 - 30.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 481

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. April 2019, Redaktionsschluss: 14.15 Uhr

1. Bundesregierung gegen Vergesellschaftung

2. Keine Zuwendungen für Wolfsbeobachtung

3. AfD fragt nach Bildungs- und Teilhabepaket

4. Risse durch Wölfe und Wolfshybride

5. Invasive gebietsfremde Tierarten



1. Bundesregierung gegen Vergesellschaftung

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen
bestimmter Anbieter ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht das
richtige Mittel, "bestehende Engpässe auf den Wohnungsmärkten
abzubauen und auf eine Dämpfung des im Wesentlichen
knappheitsbedingten Mietenanstiegs hinzuwirken". Eine
Vergesellschaftung nach Artikel 15 Grundgesetz könne demnach sogar
kontrapunktiv wirken. "Eine solche Maßnahme würde zum einen private
Investoren verunsichern und zum anderen den finanziellen Spielraum von
Kommunen und kommunaler Wohnungsunternehmen für Neubauvorhaben
drastisch reduzieren", heißt es in einer Antwort (19/9595) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8516).

 * 

2. Keine Zuwendungen für Wolfsbeobachtung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bund hat zwischen 2014 und 2019 keine
Zuwendungen für die Beobachtung von Wölfen sowie die Erforschung ihres
Verhaltens an Naturschutzverbände und -organisationen gewährt. Dies
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/9540) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/8869) hervor.

 * 

3. AfD fragt nach Bildungs- und Teilhabepaket

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über das Bildungs-
und Teilhabepaket. In einer Kleinen Anfrage (19/9109) will sie unter
anderem wissen, wie sich die Zahl der Kinder und Jugendlichen von 2011
bis 2018 entwickelt hat, die Leistungen aus dem Bildungs- und
Teilhabepaket in Anspruch genommen haben. Zudem möchte sie erfahren,
wie hoch die Gesamtausgaben von Bund, Ländern und Kommunen für das
Bildungs- und Teilhabepaket waren und wie sich die Kosten auf die
einzelnen Leistungen verteilt haben.

 * 

4. Risse durch Wölfe und Wolfshybride

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen noch keine Zahlen für
2018 zu wolfs- und wolfshybridverursachten Nutztierrissen vor.
Entsprechende Daten würden derzeit bei den Ländern abgefragt, heißt es
in einer Antwort der Bundesregierung (19/9541) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8868).

 * 

5. Invasive gebietsfremde Tierarten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach dem Umgang mit invasiven gebietsfremden
Tierarten erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9606). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
Auskunft über Beobachtungsmaßnahmen auf Grundlage des
Bundesnaturschutzgesetzes.

 * 
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BUNDESTAG/8342: Heute im Bundestag Nr. 480 - 30.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 480

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. April 2019, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Auswirkung von Negativzinsen

2. Bundesregierung prüft Airbus-Darlehen

3. Stromabkommen mit der Schweiz

4. Kosten des Afghanistan-Engagements

5. Beziehungen zu Weißrussland

6. Förderung von LGBTTI-Initiativen



1. Auswirkung von Negativzinsen

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Auswirkungen von Negativzinsen in Form von
Kosten und Erträgen der Fonds der Sozialversicherungen und der
Sonder-, Zweck- und Treuhandvermögen des Bundes stellt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/9359) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8657) dar. Die Bundesregierung weist darauf hin, dass
die Antworten "die im Rahmen der für die Beantwortung von Kleinen
Anfragen geltenden Fristen ermittelbaren Ergebnisse" wiedergäben. "Sie
sind daher insoweit sowohl qualitativ wie quantitativ mit Unsicherheit
behaftet", heißt es in der Antwort.

 * 

2. Bundesregierung prüft Airbus-Darlehen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die industriepolitischen Auswirkungen des von Airbus
verkündeten Produktionsstopps für den A380 scheinen laut
Bundesregierung "beherrschbar". So könne voraussichtlich ein Großteil
der betroffenen Airbus-Mitarbeiter auf andere Produktionslinien
verteilt werden. Dies treffe auch für einen Großteil der betroffenen
Mitarbeiter bei Zulieferern zu, schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/9481) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8665).

Noch unklar ist laut Antwort der künftige Umgang mit dem
Entwicklungsdarlehen in Höhe von 943 Millionen Euro, das Airbus von
der Bundesrepublik für die Entwicklung des A380 erhalten hatte.
Derzeit werde "unter anwaltlicher Einbindung" geprüft, ob etwa eine
Tilgungsverpflichtung des Darlehens auch aus den Verkaufserlösen
anderer Modelle besteht, ob "Airbus für die Entscheidung zur
Produktionseinstellung ein zivilrechtliches Vertretenmüssen trifft",
ob der Bundesrepublik in Folge der Produktionseinstellung
Schadensersatzansprüche zustehen beziehungsweise ob Airbus einen
"Anspruch auf einen Erlass der Restschuld hat".

Den Angaben zufolge bestand zum 31. Dezember 2018 eine Restschuld von
rund 630 Millionen Euro. Der Darlehensbetrag wäre laut Antwort gemäß
Vertrag von 2002 "auf Basis von 500 ausgelieferten A380 vollständig
zurückzuführen gewesen". Tatsächlich seien bis 31. März 2019 235 A380
ausgeliefert worden, bis zur Produktionseinstellung würden noch
weitere 16 Exemplare ausgeliefert, führt die Bundesregierung aus.

Zu der Höhe des Zinssatzes, der Tilgungssumme pro verkauftem A380 und
zur Höhe verschiedener Tranchen zur Teilfinanzierung der
Entwicklungskosten macht die Bundesregierung mit Verweis auf ein
laufendes Verfahren bei der Welthandelsorganisation keine Angaben. Sie
rechne damit, dass sich die Produktionseinstellung auf das Verfahren
"zur Überprüfung der Umsetzung der Entscheidung wegen Subventionen für
Airbus" auswirken werde.

Die Bundesregierung stellt in der Antwort zudem klar, dass der Bund
sich verpflichtet hat, das ERP-Sondervermögen von den Risiken des aus
dem ERP-Sondervermögen als Kapitalanlage geleisteten Darlehen
freizustellen. "Falls das ERP-Sondervermögen in Folge des
Darlehenausfalls einen Liquiditäts- oder Substanzverlust erleiden
würde, wären die Einzelheiten der Kompensation des ERP-Sondervermögens
durch den Bund mit dem Bundeshaushalt noch festzulegen", heißt es in
der Antwort.

 * 

3. Stromabkommen mit der Schweiz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Ein Stromabkommen zwischen der Schweiz und der EU
liegt angesichts der Bedeutung der Schweiz für den Strommarkt in
Europa grundsätzlich im Interesse der Bundesregierung. Aufgrund der
topologischen Gegebenheiten verfüge das Land über "eine größere Anzahl
von Pumpspeicherkraftwerken, die als Flexibilitätsoptionen am Markt
teilnehmen können". Diese Kraftwerke würden damit auch einen Beitrag
zum Ausgleich in den Stunden leisten können, "in denen kein Wind weht
oder keine Sonne scheint", schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/9486) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8682).
Derzeit warte die EU auf eine "klare Aussage" zu einem Rahmenabkommen,
bevor weitere Verhandlungen zum Stromabkommen geführt werden könnten,
heißt es weiter in der Antwort.

 * 

4. Kosten des Afghanistan-Engagements

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Rahmen des politisch-militärisch-zivilen
Engagements in Afghanistan sind dem Bundesministerium der Verteidigung
im Zeitraum 2001 bis 2018 Ausgaben von insgesamt rund 11,9 Milliarden
Euro entstanden, davon 384 Millionen Euro im vergangenen Jahr. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/9466) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/8619) hervor. Für das Auswärtige Amt
beziffert die Bundesregierung die Kosten im gleichen Zeitraum auf 2,01
Milliarden Euro, davon 188 Millionen Euro im Jahr 2018 und für das
Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung auf 2,3
Milliarden Euro, davon 195 Millionen Euro im vergangenen Jahr.

 * 

5. Beziehungen zu Weißrussland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Beziehungen zwischen Deutschland und
Weißrussland erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9492). Die Bundesregierung soll Angaben machen zur Förderung der
deutschen Sprache und der deutschen Minderheit in Weißrussland.
Außerdem fragen die Abgeordneten unter anderem nach der Handelsbilanz
und der Höhe der Direktinvestitionen sowie nach Mitteln zum
Demokratieaufbau und zur Verbesserung der Menschenrechtssituation und
der rechtsstaatlichen Strukturen.

 * 

6. Förderung von LGBTTI-Initiativen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Förderung von LGBTTI- Initiativen (Lesbian,
Gay, Bisxual, Transsexual, Transgender and Intersexual) im Ausland
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9446).
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, welche Projekte und
Veranstaltungen im Themenbereich LGBTTI seit 2009 in welchen Ländern
und in welcher Höhe gefördert wurden. Außerdem fragen die
Abgeordneten, welche deutschen Botschafter, Diplomaten oder andere
Vertreter der Bundesregierung sich in Ausübung ihres Dienstes in
welchen Ländern an einer "Pride Parade" beteiligt haben.

 * 
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BUNDESTAG/8341: Heute im Bundestag Nr. 479 - 30.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 479

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. April 2019, Redaktionsschluss: 13.00 Uhr

1. Krieg gegen Drogen auf den Philippinen

2. Wartezeiten bei Visavergabe in Indien

3. Zusammenarbeit mit der Ukraine

4. Gedenken an Zweiten Weltkrieg

5. Teilnahme an FinTech-Konferenzen

6. Beteiligung an EU-Mission SOPHIA



1. Krieg gegen Drogen auf den Philippinen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der philippinischen Regierung sind im
Rahmen von Anti-Drogen-Einsätzen philippinischer Sicherheitskräfte im
Zeitraum zwischen dem 1. Juli 2016 und dem 31. Januar 2019 insgesamt
170.689 Personen festgenommen und 5.176 Personen getötet worden. Wie
die Bundesregierung in der Antwort (19/9417) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8456) schreibt, weichen die
Schätzungen von Menschenrechtsorganisationen von den offiziellen
Zahlen ab.

"Die Bundesregierung fordert in ihren Gesprächen mit der
philippinischen Regierung konsequent, dass die Bekämpfung von
Drogenkriminalität und Drogenmissbrauch mit rechtsstaatlichen Mitteln
geführt werden muss", heißt es in der Antwort weiter. Die
Bundesregierung habe die Philippinen aufgefordert, alle Tötungen
strafrechtlich zu untersuchen, Täter zur Rechenschaft zu ziehen und
den Schutz der Zivilgesellschaft zu gewährleisten. "In Abstimmung mit
ihren Partnern in der Europäischen Union hat sie die Philippinen zudem
aufgefordert, ihren internationalen Verpflichtungen nachzukommen und
von einer Wiedereinführung der Todesstrafe abzusehen."

 * 

2. Wartezeiten bei Visavergabe in Indien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Jahr 2018 sind an den fünf deutschen
Auslandsvertretungen in Indien insgesamt 200. 652 Visumanträge
gestellt und bearbeitet worden. Wie die Bundesregierung in der Antwort
(19/9439) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8387) schreibt,
seien davon 183.621 Visa erteilt worden. Wegen der kontinuierlich
steigenden Nachfrage, insbesondere nach Visa für Studienaufenthalte
und Erwerbstätigkeit, bestünden trotz der bereits erfolgten Maßnahmen
zur Erhöhung der Kapazitäten derzeit an allen Auslandsvertretungen in
Indien mit Ausnahme des Generalkonsulats in Kalkutta Wartezeiten bei
D-Visa.

 * 

3. Zusammenarbeit mit der Ukraine

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Eine Übersicht über die von der Bundesregierung
geförderten Projekte der zivilgesellschaftlichen Zusammenarbeit mit
der Ukraine ist der Antwort (19/9352) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion zu entnehmen (19/8307). Aufgelistet sind darin sowohl die
Förderung von Organisationen, Mittlern und Stiftungen der Auswärtigen
Kultur- und Bildungspolitik als auch Programme und Maßnahmen aus
Mitteln der Humanitären Hilfe seit 2014. Die von der Bundesregierung
finanzierten Projekte in der Ukraine seien entsprechend ihrer
jeweiligen Zielsetzung geeignet, gesellschaftliches Konfliktpotenzial
zu reduzieren und demokratische Werte zu festigen und unmittelbare
menschliche Not zu lindern. "Mit Blick auf die fortbestehenden
sozialen Notlagen und Spannungen im Zusammenhang mit dem bewaffneten
Konflikt in der Ostukraine sowie allgemein zur Begleitung und
Absicherung des Transformationsprozesses in der Ukraine ist die
Bundesregierung bestrebt, derartige Projekte fortzuführen."

 * 

4. Gedenken an Zweiten Weltkrieg

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Das Gedenken anlässlich des deutschen Überfalls auf
Polen und des Beginns des Zweiten Weltkriegs vor 80 Jahren stellt die
Fraktion Die Linke in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9426).
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, welche
Gedenkveranstaltungen sie im In- und im Ausland plant, welche
internationalen Gedenkveranstaltungen ihr bekannt sind und an welchen
sie teilnimmt.

 * 

5. Teilnahme an FinTech-Konferenzen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Förderung der Finanztechnologie-Branche und
nach FinTech-Festivals erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/9266). Die Bundesregierung soll unter anderem
Angaben machen zur Teilnahme an FinTech-Konferenzen in Asien, Afrika,
Südamerika, Europa sowie in Australien und im pazifischen Raum.

 * 

6. Beteiligung an EU-Mission SOPHIA

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Beteiligung der Bundeswehr an der EU-Operation
EUNAVFOR MED (Operation SOPHIA) stellt die AfD-Fraktion in den
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9445). Die Bundesregierung soll
unter anderem Auskunft geben, inwieweit sich seit Beginn des Mandats
2015 die Sicherheitslage im Einsatzgebiet verbessert hat und welche
Erkenntnisse zu terroristischen Gefahren, Schmugglerrouten,
Fluchtrouten und Schleusernetzwerken die Bundesregierung seither
gewinnen konnte. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, wie viele
Schiffe seit Beginn des Einsatzes durch Schiffe der Bundesmarine
angehalten, durchsucht, beschlagnahmt oder weitergeleitet wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8340: Heute im Bundestag Nr. 478 - 30.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 478

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. April 2019, Redaktionsschluss: 12.28 Uhr

1. Keine Bundesmittel für Fridays for Future

2. Bundesmittel für das Öko-Institut

3. Messbarkeit der Bodenqualität

4. Gefahren von Lithium-Batterien

5. P-Hacking in epidemiologischen Studien



1. Keine Bundesmittel für Fridays for Future

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Von Seiten des Bundes fließen keine Bundesmittel zur
Unterstützung der "Fridays for Future"-Demonstrationen. Dies geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/9330) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/8724) hervor. Demnach unterstütze die
Bundesregierung langfristig die bundeszentrale Arbeit der Kinder- und
Jugendverbände finanziell. Es könne dabei nicht ausgeschlossen werden,
dass geförderte Träger während einzelner Kundgebungen sichtbar werden.
"Ein Rückschluss auf die finanzielle Unterstützung aus Bundesmitteln
kann jedoch auf keinen Fall erfolgen", heißt es in der Antwort.

 * 

2. Bundesmittel für das Öko-Institut

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Eine Auflistung der zwischen 2008 und 2018 aus dem
Bundeshaushalt an das Öko-Institut e.V. geflossenen Bundesmittel für
Projekte stellt die Bundesregierung in einer Antwort (19/9539) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8865) dar. Die FDP-Fraktion
hatte sich darin nach der Zusammenarbeit der Bundesregierung mit dem
Öko-Institut als externer Interessenträger erkundigt.

 * 

3. Messbarkeit der Bodenqualität

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Ein Bodenschutzindikator wird frühstens in die
Weiterentwicklung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 2020
aufgenommen werden. Aktuell reichten die bisher verfügbaren Daten
nicht aus, "um die Veränderungen der Bodenqualität bundesweit zu
messen", schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/9179) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8206). Dazu
werde eine zusätzliche Datenerhebung über Fernerkundung geprüft, führt
die Bundesregierung weiter aus.

 * 

4. Gefahren von Lithium-Batterien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Zu von lithiumhaltigen Batterien ausgelösten Bränden
und dadurch verursachte Schäden liegen der Bundesregierung keine Daten
vor. Dies geht aus einer Antwort (19/9212) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8680) hervor.

 * 

5. P-Hacking in epidemiologischen Studien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht das sogenannte "P-Hacking"
und das damit zusammenhängende "File Drawer Problem" nicht als
grundsätzliche Probleme der Epidemiologie an. Vielmehr handle es sich
um wissenschaftliches Fehlverhalten im Einzelfall, schreibt sie in
einer Antwort (19/9328) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8726). Ein solches Fehlverhalten Einzelner lasse "keine pauschale
Beurteilung oder Abwertung einer seit über hundert Jahre etablierten
Fachdisziplin, wie der Epidemiologie, zu", heißt es weiter. Die
Bundesregierung verweist in der Antwort zudem auf in der Anfrage von
der FDP-Fraktion selbst zitierte Ausarbeitungen. Diese zeigten, "dass
Datenmanipulationen nicht unentdeckt bleiben und beweisen die
Wirksamkeit des Peer-Review-Prozesses".

Die FDP-Fraktion hatte in der Anfrage die beiden Phänomene im
Zusammenhang mit epidemiologischen Studien zu Folgen von
Stickstoffdioxid-Belastung thematisiert. Beim "P-Hacking" handelt es
sich um ein unlauteres Vorgehen, bei dem Forschungsdaten so
manipuliert oder ausgewählt werden, dass die Resultate statistisch
signifikant erscheinen. Das "File Drawer Problem" hängt damit zusammen
und bezieht sich auf die Publikationspraxis wissenschaftlicher
Zeitschriften, nach der Studien mit statistisch signifikanten
Ergebnissen bevorzugt werden.

 * 
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BUNDESTAG/8339: Heute im Bundestag Nr. 477 - 30.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 477

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. April 2019, Redaktionsschluss: 11.50 Uhr

1. Grüne für bessere Arzneimittelversorgung

2. Zehn Diamorphin-Ambulanzen

3. Wettbewerb der Krankenkassen

4. Verteilung der Medizinstudienplätze

5. Zusatznutzen bei Neurologika



1. Grüne für bessere Arzneimittelversorgung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Arzneimittelversorgung muss nach Ansicht der
Grünen-Fraktion bundesweit wohnortnah gewährleistet sein. Patienten
hätten jederzeit und überall einen Anspruch auf Arzneimittel und eine
kompetente Beratung, heißt es in einem Antrag (19/9699) der Fraktion.
Eine flächendeckende Versorgung mit Arzneimitteln durch Apotheken sei
somit unverzichtbar.

Konkret fordern die Grünen unter anderem, die Höhe der
packungsabhängigen Vergütung für die Abgabe eines
verschreibungspflichtigen Medikaments an den Umsatz der abgebenden
Apotheke zu koppeln. So könne einer Konzentration auf wenige große
Versandapotheken entgegengewirkt werden.

Die heilberuflichen Kompetenzen der Apotheker müssten gezielter
honoriert werden. Sie sollten eine stärkere Rolle beim
Medikationsmanagement von Patienten mit chronischen und
Mehrfacherkrankungen bekommen.

Die besonderen Versorgungsbedürfnisse strukturschwacher und sozial
benachteiligter Regionen müssten berücksichtigt werden. Der
Botendienst sollte ausgebaut und gezielt honoriert werden.

 * 

2. Zehn Diamorphin-Ambulanzen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die diamorphingestützte Substitution für schwer
Drogenabhängige wird nach Angaben der Bundesregierung von den
Patienten und behandelnden Personen angenommen. Das Ziel sei eine
zusätzliche therapeutische Option zur Behandlung schwerstkranker
Opioidabhängiger, heißt es in der Antwort (19/9569) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9003) der Grünen-Fraktion.

Mit Einführung der neuen Therapie 2009 gab es den Angaben zufolge in
Deutschland sieben Diamorphin-Ambulanzen, die bis heute in Bonn,
Frankfurt/Main, Hamburg, Hannover, Karlsruhe, Köln und München weiter
bestehen. 2013 kam eine Ambulanz in Berlin hinzu, 2014 in Stuttgart
und 2016 in Düsseldorf. Somit gibt es nun bundesweit zehn solche
Einrichtungen.

 * 

3. Wettbewerb der Krankenkassen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Wettbewerb zwischen den gesetzlichen
Krankenkassen hat sich nach Ansicht der Bundesregierung bewährt. Der
Wettbewerb setze die maßgeblichen Anreize, um die Qualität und
Wirtschaftlichkeit der Versorgung zu verbessern sowie gute Leistungen
und einen guten Service anzubieten, heißt es in der Antwort (19/9577)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/8994) der
AfD-Fraktion.

Mit der Einführung des Risikostrukturausgleichs (RSA) 1994 und dessen
Weiterentwicklung 2009 sei der Wettbewerb zwischen den Krankenkassen
in einen solidarischen Rahmen eingebettet worden, um Anreize für eine
Risikoselektion zu vermeiden.

Der solidarische Wettbewerb habe seither zu erheblichen Anstrengungen
der Kassen geführt, effizienter zu wirtschaften und sorgsam mit
Beitragsgeldern umzugehen. Dies sei ein wesentlicher Grund für die
Beitragsstabilität, von der die Versicherten in den vergangenen Jahren
profitiert hätten.

 * 

4. Verteilung der Medizinstudienplätze

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/9531) mit dem Medizinstudium. Der Anteil der weiblichen
Studienanfänger liege derzeit bei zwei Dritteln. Die
Patientenbeauftragte habe unlängst eine Männerquote bei der Vergabe
der Medizinstudienplätze gefordert. Die Abgeordneten wollen nun
wissen, wie die Bundesregierung zu diesem Vorschlag steht.

 * 

5. Zusatznutzen bei Neurologika

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/9449) mit der Versorgung von Patienten mit Multipler
Sklerose (MS). Menschen mit neurologischen Erkrankungen benötigten
häufig eine lebenslange Therapie. MS sei ein Beispiel für eine
therapeutisch anspruchsvolle neurologische Erkrankung.

Neurologika gehörten jedoch zu den Anwendungsgebieten, die besonders
selten einen Zusatznutzen zugesprochen bekämen. In der Folge erhielten
Patienten keinen Zugang zu vielen innovativen Neurologika.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
wissen, warum Arzneimittel der Neurologie in der frühen
Nutzenbewertung im Vergleich zu anderen Indikationsgebieten besonders
häufig keinen Zusatznutzen zugesprochen bekommen.

 * 
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BUNDESTAG/8338: Heute im Bundestag Nr. 476 - 30.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 476

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. April 2019, Redaktionsschluss: 11.08 Uhr

1. Deutsch-polnisches Prüfungs-Abkommen

2. Nachrüstung von Schornsteinen

3. Inklusion im organisierten Sport

4. Regierung legt Sportbericht vor

5. Kooperation des Ministeriums im Fokus

6. AfD fragt nach Suspendierung von Offizier



1. Deutsch-polnisches Prüfungs-Abkommen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines
Vertragsgesetzes zur Deutsch-Polnischen Vereinbarung über
Umweltprüfungen (19/9509) vorgelegt. Mit dem Entwurf will die
Bundesregierung die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen zur
Ratifizierung der bilateralen Vereinbarung schaffen. Mit dem Abkommen
regeln die beiden Staaten die Zusammenarbeit bei grenzüberschreitenden
Umweltverträglichkeitsprüfungen sowie strategischen Umweltprüfungen.
Das vorliegende Abkommen aktualisiert eine frühere Vereinbarung von
2006.

 * 

2. Nachrüstung von Schornsteinen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/9364) die "Kosten der Nachrüstung von Kaminen und
Schornsteinen". Hintergrund der Anfrage ist ein Änderungsvorschlag des
Bundesrates zu jüngst geänderten Verordnungen zu mittelgroßen sowie
kleinen und mittleren Feuerungsanlagen.

 * 

3. Inklusion im organisierten Sport

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung begrüßt, dass im organisierten
Sport die Inklusion von Menschen mit Behinderungen verstärkt
vorangetrieben wird und durch verstärkte Informationen sowie durch
gute und regelmäßige Berichterstattung und Öffentlichkeitsarbeit für
das Mitmachen und Miteinander geworben wird. So heißt es in der
Antwort der Regierung (19/9133) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8536). Im Rahmen der gezielten Unterstützung der
Verbandsarbeit, die aus öffentlichen und privaten Mitteln
mitfinanziert werde, würden auch Menschen mit Behinderungen, ihre
Interessenverbände, Selbsthilfegruppen und Verbände der freien
Wohlfahrtspflege gezielt angesprochen und für mehr Teilhabe am Sport
motiviert, schreibt die Regierung.

 * 

4. Regierung legt Sportbericht vor

Sport/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) In den Jahren 2014 bis 2017 wurden nach Angaben der
Bundesregierung 1,16 Milliarden Euro an Bundesmitteln für die
unmittelbare und mittelbare Sportförderung bereitgestellt. Das geht
aus dem 14. Sportbericht der Bundesregierung hervor, der als
Unterrichtung (19/9150) vorliegt. Sport habe in Deutschland einen
hohen Stellenwert, schreibt darin die Regierung. "Er stellt einen
zentralen Bestandteil unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens dar",
heißt es in dem Bericht. Dies gelte sowohl für den Spitzensport als
auch den Breitensport. Sport biete Menschen jeglichen Alters sinnvolle
Freizeitangebote. Für einen Großteil der Bevölkerung gehöre aktives
Sporttreiben zu einer gesundheitsbewussten Lebensgestaltung.

Auch der Spitzensport leistet nach Ansicht der Bundesregierung
insgesamt einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Wertedebatte.
Erfolgreiche Sportlerinnen und Sportler hätten insbesondere für Kinder
und Jugendliche oftmals Vorbildfunktion und stünden für
Leistungswillen, Ausdauer, Fairness und Teamgeist. Sportliche Erfolge
bei internationalen Sportgroßveranstaltungen und ein positives
Auftreten der Spitzensportlerinnen und -sportler förderten das Ansehen
Deutschlands. Der Sport sei zudem zu einem bedeutenden
Wirtschaftsfaktor erwachsen, der Umsatz und Wertschöpfung erzeuge und
Arbeitsplätze schaffe. "Dem Sport kommen damit diverse
gesellschaftliche Funktionen zu, die in ihrer Bedeutung kaum hoch
genug eingeschätzt werden können", urteilt die Regierung.

Zu den sportpolitischen Schwerpunkten im Berichtszeitraum 2013 bis
2017 zählt sie unter anderem die Neustrukturierung des Leistungssports
und der Spitzensportförderung, die vom Bundesinnenministerium (BMI)
und dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) auf den Weg gebracht
und in einer dafür eingerichteten Projektstruktur unter Einbeziehung
der Länder und von externen Experten erarbeitet worden sei. Ziel der
Neustrukturierung sei es, den Spitzensport zukünftig erfolgreicher zu
machen, Erfolgspotenziale für Podiumsplätze bei Olympischen,
Paralympischen und Deaflympischen Spielen, Weltmeisterschaften und
World Games zu erkennen und gezielter zu fördern.

In dem Sportbericht wird auch auf das vom ehemaligen
Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU) zusammen mit dem
Aufsichtsrats- und Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Sporthilfe
vorgestellte Projekt "BMI-Sprungbett" verwiesen. Damit sei ein
weiterer Mosaikstein im Gefüge der nachaktiven Athletenförderung
geschaffen worden, heißt es. Der Bund unterstütze damit erstmalig -
neben den vorhandenen Sportförderstellen - unmittelbar die
Athletenförderung. Mit diesem Projekt könnten erfolgreiche
Spitzensportlerinnen und Spitzensportler nach ihrer Karriere eine
finanzielle Unterstützung zur Komplettierung ihrer Ausbildung
erhalten.

Im Berichtszeitraum seien zudem weitergehende strafrechtliche
Regelungen beim Kampf gegen Doping und Spielmanipulation geschaffen
worden. Das Gesetz zur Bekämpfung von Doping im Sport sei am 18.
Dezember 2015 in Kraft getreten, das Gesetz zur Änderung des
Strafgesetzbuches - Strafbarkeit von Sportwettbetrug und der
Manipulation von berufssportlichen Wettbewerben - am 19. April 2017,
heißt es in der Unterrichtung.

Als weitere sportpolitische Schwerpunkte werden die Sicherstellung der
Finanzierung der Nationalen Anti-Doping-Agentur (NADA) und die
Stärkung der Gleichstellung und Inklusion im internationalen Sport
angeführt.

 * 

5. Kooperation des Ministeriums im Fokus

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über eine
Kooperation des Verteidigungsministeriums mit der Hertie School of
Governance. In einer Kleinen Anfrage (19/9088) will sie unter anderem
wissen, wie viele Praktikanten der privaten Universität im Ministerium
bislang beschäftigt wurden, welche Vergütung für das Praktikum gezahlt
wurde und wie viele ehemalige Praktikanten und Absolventen der Hertie
School of Governance eine Festanstellung im Ministerium erhielten.
Zudem möchte die AfD-Fraktion erfahren, ob das Ministerium
vergleichbare Kooperationen auch mit staatlichen Hochschulen
unterhält.

 * 

6. AfD fragt nach Suspendierung von Offizier

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion fordert Auskunft über die
Suspendierung eines Offiziers des Kommandos Spezialkräfte (KSK) der
Bundeswehr, der sich in sozialen Netzwerken verfassungsfeindlich
geäußert haben soll. In einer Kleinen Anfrage (19/9045) will sie unter
anderem wissen, welche konkreten Sachverhalte zur Suspendierung des
Oberstleutnants geführt haben, ob er Kontakt zu verfassungsfeindlichen
Personen oder Organisationen gehabt hat und inwiefern er sich
verfassungsfeindlich geäußert hat. Zudem will sie erfahren, ob der
Militärische Abschirmdienst (MAD) ein Gespräch mit dem Soldaten
geführt hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8337: Heute im Bundestag Nr. 475 - 30.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 475

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. April 2019, Redaktionsschluss: 10.08 Uhr

1. Schienenlärm im Mittelrheintal

2. Digitalisierung von Stellwerken

3. Lärmschutz an der Betuwe-Linie

4. Hardware-Nachrüstungen für Pkw

5. FDP fragt nach Erdgas-Tankstellen

6. Grüne erfragen Kosten für Stuttgart 21



1. Schienenlärm im Mittelrheintal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung ist nach eigener Aussage die
Problematik der Lärmbelastung durch den Schienenverkehr im
Mittelrheintal bewusst. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/9127) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8395) hervor.
Zur Verbesserung der Situation für die Betroffenen seien für
Lärmschutzmaßnahmen im Weltkulturerbe "Oberes Mittelrheintal" seit
1999 durch die Bundesregierung 65 Millionen Euro investiert worden,
heißt es in der Antwort. Im neu erstellten Gesamtkonzept der
Lärmsanierung seien zusätzliche Sanierungsabschnitte im Mittelrheintal
aufgelistet. Bei der Umsetzung der "Machbarkeitsstudie über
zusätzliche Maßnahmen zur Lärmminderung an der Infrastruktur der
Bahnstrecken im Mittelrheintal" seien zusätzliche
Lärmsanierungsmaßnahmen in Höhe von etwa 112 Millionen Euro
vorgesehen.

Mit Blick auf den Bau und die dafür benötigte Wirtschaftlichkeit einer
alternativen Güterzugtrasse heißt es in der Vorlage: "Im Ergebnis der
2015 veröffentlichten Mittelrheinstudie dürfte die Maßnahme - bei
gleichbleibenden Kosten - bei einer Verdopplung der vom Lkw auf die
Schiene verlagerten zusätzlichen Verkehrsmengen gesamtwirtschaftlich
rentabel sein." Akuten Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung
nicht. Dem Bundesverkehrswegeplan 2030 liege die
Verkehrsverflechtungsprognose 2030 zu Grunde, heißt es in der Antwort.
"Die daraus abgeleiteten verkehrlichen Anforderungen werden im
Mittelrheinkorridor derzeit noch erfüllt, da die rechts- und
linksrheinischen Strecken ausreichende Kapazitäten aufweisen, um das
erwartete Wachstum im Schienenverkehr bis 2030 aufnehmen zu können",
schreibt die Regierung.

 * 

2. Digitalisierung von Stellwerken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Information der Deutschen Bahn AG (DB AG) gibt
es in Deutschland insgesamt 2.742 Stellwerke, von denen etwa 720
mechanisch und etwa 310 elektromechanisch betrieben werden. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/9153) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8202) hervor.

In der Antwort schreibt die Regierung weiter, sie unterstütze die
flächendeckende Ausrüstung des Netzes mit dem Europäischen
Zugsicherheitssystem (ETCS) und digitalen Stellwerken (DSTW) im
gesamten Bundesgebiet mit Nachdruck. Dies sei eine wichtige Maßnahme,
um mit Hilfe digitaler Technologie die Bahn moderner, effizienter und
pünktlicher zu machen. Neben der laufenden Ausrüstung des deutschen
Abschnitts des TEN-Korridors Rhein-Alpen (Transeuropäisches Netz)
sowie verschiedener Grenzabschnitte soll der Vorlage zufolge im ersten
Schritt ein sogenanntes Starterpaket umgesetzt werden. Dieses
Starterpaket solle nach aktuellen Planungen die Ausrüstung der S-Bahn
Stuttgart, der Schnellfahrstrecke Köln-Rhein/Main sowie des
TEN-Korridors Scan-Med bis 2030 beinhalten. Vorbehaltlich einer
gesicherten Finanzierung ab 2020 sollen nach Angaben der Regierung im
Rahmen des Starterpakets sowie avisierter Vorserien und Serienprojekte
etwa 200 Altstellwerke bis 2030 durch neue DSTW-Technik abgelöst
werden. Eine flächendeckende Ausrüstung des Schienennetzes mit DSTW
sei bis zum Jahr 2040 möglich, heißt es in der Antwort.

Gefragt nach technischen Lösungen zur kurzzeitigen Umrüstung bei
Stellwerken, um noch vor der Ausrüstung mit DSTW eine Verbesserung zu
erzielen und die Sicherheit zu optimieren, antwortet die Regierung:
Die DB AG habe 2019 mit der Nachrüstung von älteren Stellwerken
begonnen. In mechanischen und elektromechanischen Stellwerken prüfe
der Fahrdienstleiter mit einem Blick auf die Strecke, ob ein Gleis
frei ist. "Eine neu entwickelte Technik wird die Fahrdienstleiter
zukünftig bei der Gleisüberwachung unterstützen", heißt es in der
Antwort. Sollte das Gleis durch einen Zug belegt sein, werde die
Einfahrt eines anderen Zuges durch die Technik blockiert. Die DB AG
habe mit dem Einbau der neuen Technik an den Pilotstandorten Utting in
Bayern sowie Nieukerk in Nordrhein-Westfalen begonnen. Nach
erfolgreichem Testbetrieb sei noch in diesem Jahr die Nachrüstung der
ersten Stellwerke vorgesehen, schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Lärmschutz an der Betuwe-Linie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung informiert in ihrer Antwort
(19/9136) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8655) über den
aktuellen Sachstand der Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben
einer Schienenstrecke ab der niederländischen Grenze über Emmerich bis
nach Oberhausen ("Betuwe-Linie"). Mit Blick auf den Lärmschutz heißt
es in der Antwort: Alle Forderungen nach zusätzlichem Lärmschutz seien
im Zuge der Anhörungsverfahren in die Planfeststellungsverfahren
eingebracht worden. Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) - als
Planfeststellungsbehörde - wäge ab und treffe die Entscheidungen im
Rahmen der entsprechenden Planfeststellungbeschlüsse. Die DB Netz AG
setze alle in den Planfeststellungsbeschlüssen ergehenden Maßgaben um.
"Diese werden mit Bundesmitteln finanziert", schreibt die Regierung.

 * 

4. Hardware-Nachrüstungen für Pkw

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Beim Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) sind nach Angaben
der Bundesregierung vier Anträge auf Genehmigung von
Hardware-Nachrüstungssystemen für Pkw gestellt worden. Die zur
Erteilung einer Genehmigung erforderlichen Unterlagen seien jedoch
bisher noch nicht eingereicht worden, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/8938) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8455). Bei Vorliegen der vollständigen
Antragsunterlagen erteile das KBA innerhalb von zwei Wochen die
Genehmigung, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

5. FDP fragt nach Erdgas-Tankstellen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Infrastruktur für alternative Antriebe in
Mitteldeutschland" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9083). Darin erkundigen sich die Abgeordneten bei der
Bundesregierung unter anderem nach der Zahl der LNG/CNG-Tankstellen
(Erdgas/Flüssiggas) in den Bundesländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen. Gefragt wird auch, wie viele Ladesäulen es in diesen
Bundesländern für das Laden von Pkw und Lkw mit Elektroantrieb gibt.

 * 

6. Grüne erfragen Kosten für Stuttgart 21

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Von welchen Kosten für das Projekt Stuttgart 21 die
Deutsche Bahn AG (DB AG) nach Kenntnis der Bundesregierung aktuell
ausgeht, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/9108) wissen. Gefragt wird auch, wie die Bundesregierung -
auch in ihrer Rolle als Vertreterin des Eigentümers des bundeseigenen
Bahnkonzerns DB AG - die Finanzierung des Projektes sicherstellen
will.

 * 
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ARBEIT/971: Große Koalition nimmt Fachkräftemangel nicht ernst


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. April 2019

VOGEL: Große Koalition nimmt Fachkräftemangel nicht ernst



Zu den Arbeitsmarktzahlen erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Zahlen zeigen erneut den großen Fachkräftebedarf in Deutschland.
Die Große Koalition nimmt dieses Problem allerdings offensichtlich
nicht ernst und gefährdet so unseren Wohlstand. Schon heute wissen
wir, dass das sogenannte Fachkräfteeinwanderungsgesetz nicht
ausreichen wird, um den Fachkräftemangel zu bekämpfen. Es ist bisher
nicht einmal in den Deutschen Bundestag eingebracht. Notwendig wäre
ein echtes Einwanderungsgesetz mit Punktesystem nach dem Vorbild
erfolgreicher Einwanderungsländer. Zudem brauchen wir ein
Gesamtkonzept für einen modernen Arbeitsmarkt. Dazu gehört ein
flexibler Renteneintritt, ein modernes Arbeitszeitgesetz und
Entbürokratisierung. Darüber hinaus muss die Große Koalition den
Ansprüchen von Selbstständigen bei der Altersvorsorge besser gerecht
werden. Hier ist Bundesarbeitsminister Heil gefordert."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1618: Merkel trägt Mitschuld an Macrons Kurswechsel


FDP-Pressemitteilung vom 30. April 2019

BEER: Merkel trägt Mitschuld an Macrons Kurswechsel



Zu den Wirtschaftsplänen des französischen Präsidenten erklärt die
stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende und Spitzenkandidatin der FDP
zur Europawahl Nicola Beer:

"Zwei Jahre hat Emmanuel Macron auf eine Antwort auf seine
Reformideen gewartet. Doch statt einer Reaktion aus dem Kanzleramt,
erhielt er eine Reihe von Vorhaltungen der CDU-Parteivorsitzenden
Annegret Kramp-Karrenbauer. Diese Bundesregierung hat keine
europapolitischen Ambitionen. Keine Ideen. Keine Ziele. Daher hat
Macron sich jetzt selbst eine Antwort gegeben - für Deutschland und
die gesamte EU eine schlechte. Er greift offen unser
Wirtschaftsmodell an. So weit hätte es nicht kommen dürfen. Die
Bundeskanzlerin weiß offensichtlich nicht, was sie will und hält
deshalb still. Damit trägt sie eine Mitschuld an Macrons Kurswechsel.
Angela Merkel muss jetzt Farbe bekennen und erklären, wie sie darauf
reagieren will, dass unser größter und wichtigster Partner in Europa
sich gegen unsere exportorientierte Wirtschaft wendet. Angela Merkel
manövriert uns in eine Sackgasse. Ohne dass eine Strategie erkennbar
wäre. Es ist nachvollziehbar, dass Macron nicht mehr bereit ist, das
dröhnende Schweigen der Großen Koalition hinzunehmen.

Wir Freie Demokraten teilen nicht alle Vorschläge des französischen
Präsidenten: Die Vergemeinschaftung von Schulden lehnen wir ebenso ab
wie eine europäische Arbeitslosenversicherung. Aber wir wollen in
Europa investieren: bei Bildung, Forschung, Infrastruktur und vor
allem Digitalisierung. Paris braucht umgehend eine fundierte Antwort
aus Berlin. Die Kanzlerin sollte eine Regierungserklärung zu ihrer
Wirtschaftspolitik abgeben und dem Bundestag darlegen, wie sie sich
die weitere wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa vorstellt. Denn
mit weiterem Schweigen bedroht Merkel nicht nur Deutschlands
Position, sondern den Zusammenhalt in ganz Europa."

 * 

Quelle:
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MELDUNG/340: "Blue Engineering" - Hochschulperle des Monats April geht nach Berlin (idw)


Stifterverband - 29.04.2019

"Blue Engineering": Hochschulperle des Monats April geht nach Berlin



Welche soziale und ökologische Verantwortung haben Ingenieure? Um
Studierende ingenieurwissenschaftlicher Studiengänge für das Thema
Nachhaltigkeit zu sensibilisieren, haben Mitglieder der Technischen
Universität Berlin das Seminar "Blue Engineering - Ingenieur_innen mit
sozialer und ökologischer Verantwortung" zum Themenspektrum der
Ingenieurethik entwickelt. Der Stifterverband zeichnet dieses innovative
Projekt mit der "Hochschulperle Future Skills" des Monats April aus.

Essen/Berlin, den 29.04.2019. Die "Hochschulperle Future Skills" des
Stifterverbandes geht im April an die Technische Universität Berlin:
Studierende und Beschäftigte der Universität haben das Seminar "Blue
Engineering - Ingenieur_innen mit sozialer und ökologischer
Verantwortung" erarbeitet, das angehende Ingenieure dazu befähigen soll,
sich mit ihrer sozialen und ökologischen Verantwortung
auseinanderzusetzen. In der Lehrveranstaltung haben sie die Möglichkeit,
ihre Rolle in Bezug auf Technik und Gesellschaft mit anderen zu
diskutieren. Auch Studierende der Geistes- und Sozialwissenschaften nehmen
an dem Seminar teil, da ein vertieftes Technikverständnis nicht notwendig
ist. Kern der interaktiven Lehrveranstaltung sind über 150 thematisch und
didaktisch vielfältige, frei zugängliche Lehr- und Lerneinheiten, die nach
Art eines Baukastens aufgebaut sind und sich leicht übertragen lassen.
Inzwischen arbeiten bereits sechs Hochschulen mit dem modularen
Seminar-Konzept, etwa die TU Hamburg-Harburg oder die TU Dresden.

Das Seminar behandelt Fragen aus dem Themenspektrum der Ingenieurethik an
der Schnittstelle von Technik, Gesellschaft und Demokratie und setzt sie
in einen Bezug zum Berufsalltag und Privatleben. So werden etwa
Herausforderungen diskutiert, die im Spannungsfeld von Wirtschaftlichkeit,
Umweltschutz und gesellschaftlicher Verantwortung entstehen. Neben der
wöchentlichen Lehrveranstaltung gestalten die Teilnehmer des "Blue
Engineering"-Seminars auch das Campusleben aktiv mit und organisieren
Workshops, Ringvorlesungen, Ausstellungen, Abendveranstaltungen oder
Exkursionen rund um das Thema Nachhaltigkeit und Demokratie.

"Das Seminar 'Blue Engineering' ermöglicht Studierenden neben dem Erwerb
von Fachwissen einen Blick über den Tellerrand. Sensibilität für die
eigene ökologische und soziale Verantwortung zu entwickeln, gehört zu den
wichtigsten Kompetenzen der Zukunft", so die Jury des Stifterverbandes zur
Entscheidung, die "Hochschulperle Future Skills" im April nach Berlin zu
vergeben. "Besonders überzeugt hat uns der intensive Fokus auf die
Studierenden und die Interdisziplinarität des Projekts, das technische und
gesellschaftliche Fragen gekonnt miteinander verbindet."


Was ist eine Hochschulperle?

Hochschulperlen sind innovative, beispielhafte Projekte, die in einer
Hochschule realisiert werden. Weil sie klein sind, werden sie jenseits der
Hochschulmauern kaum registriert. Weil sie glänzen, können und sollten sie
aber auch andere Hochschulen schmücken. Jeden Monat stellt der
Stifterverband eine Hochschulperle vor. Aus den Monatsperlen wird einmal
im Jahr per Abstimmung die Hochschulperle des Jahres gekürt. 2019 steht
die Hochschulperle unter dem Schwerpunkt Future Skills. Damit sind die
Kompetenzen gemeint, die in den nächsten Jahren vor dem Hintergrund von
Digitalisierung und neuen Arbeitsformen für das Berufsleben und die
gesellschaftliche Teilhabe wichtiger werden.

Weitere Informationen unter:

http://www.blue-engineering.org

http://www.hochschulperle.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 29.04.2019
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AUSSEN/609: Maas und die Menschenrechte (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 30. April 2019

german-foreign-policy.com

Maas und die Menschenrechte



BERLIN/BRASÍLIA/BOGOTÁ - Unter dem Vorwand, "Verbündete
für Menschenrechte" um sich scharen zu wollen, trifft Außenminister Heiko
Maas (SPD) diese Woche die beiden am weitesten rechts stehenden Präsidenten
Südamerikas. Jair Messias Bolsonaro, Maas' Gesprächspartner am heutigen
Dienstag, ist ein erklärter Anhänger der brasilianischen Militärdiktatur;
schon im ersten Monat seiner Amtszeit haben die Polizeimorde im Land massiv
zugenommen. Iván Duque, Präsident Kolumbiens, den Maas anschließend treffen
wird, ist ein Gegner des Friedensvertrags mit den FARC-Rebellen; in dem
Land sind in den vergangenen zweieinhalb Jahren mehr als 300
Regierungsgegner ermordet worden, wobei die Täter zumeist straflos bleiben.
Während das Auswärtige Amt von einem gemeinsamen "Wertefundament" mit
Bolsonaro und Duque spricht, zielt Berlin tatsächlich darauf ab, Verbündete
im Kampf gegen China und Russland zu sammeln sowie seine Stellung in
Lateinamerika gegenüber Washington zu stärken. Zudem ist es um nicht von
Sanktionen bedrohte Absatzmärkte für die deutsche Exportindustrie
bemüht.

Eine neue Lateinamerikainitiative

Die Lateinamerikareise, zu der Außenminister Heiko Maas in der Nacht zu
Montag aufgebrochen ist, bildet laut Auswärtigem Amt den Startpunkt einer
neuen, umfassenden Lateinamerikainitiative der Bundesregierung. Maas
besucht in diesen Tagen neben Brasilien und Mexiko, den zwei mit Abstand
wichtigsten Wirtschaftspartnern der deutschen Industrie südlich der
Vereinigten Staaten, auch Kolumbien, das seit vielen Jahren als Drehscheibe
für Umsturzversuche in Venezuela fungiert. Die neue Lateinamerikainitiative
soll am 28. Mai mit einer Konferenz in Berlin forgesetzt werden; zu ihr
werden Außenminister aus bis zu 30 Staaten aus der gesamten Region
erwartet.

Eine magere Bilanz

Das Bestreben, den deutschen Einfluss in Lateinamerika zu stärken, ist
alles andere als neu; die Bundesregierung hat sich seit der
Jahrtausendwende immer wieder daran versucht, ohne jedoch besondere Erfolge
zu erzielen. Ein Beispiel bieten die Bemühungen Berlins und Brüssels, ein
EU-Freihandelsabkommen mit dem südamerikanischen Staatenbund Mercosur
(Brasilien, Argentinien, Uruguay, Paraguay) zu schließen. Die Verhandlungen
wurden im Jahr 1999 aufgenommen; sie haben bis heute keine Einigung
ergeben. Einen Schwerpunkt hat die Bundesregierung stets auf die
Zusammenarbeit mit Brasilien gelegt, mit dem Deutschland schon seit 2008
eine sogenannte Strategische Partnerschaft unterhält. Deren Ausbau ist
unter anderem von mehreren Bundespräsidenten (Christian Wulff im Mai 2011
[1], Joachim Gauck im Mai 2013 [2]) bei Brasília-Besuchen angekündigt
worden - umsonst: Stand Brasilien auf der Rangliste der deutschen
Handelspartner im Jahr 2010 mit einem Handelsvolumen von fast 20 Milliarden
Euro immerhin auf Platz 21, so rutschte es bis 2017 mit einem auf nur noch
16,5 Milliarden Euro geschrumpften Handelsvolumen auf Platz 29 ab. Mit
Ausnahme Mexikos, das als Drehscheibe für US-Geschäfte Bedeutung besitzt,
ist in den Beziehungen Berlins zu Lateinamerika trotz vieler großspuriger
Ankündigungen nicht viel bewegt worden - ähnlich übrigens wie in den
Beziehungen zu Afrika.

Gegen China

Zu den Motiven, die Maas' aktuelle Reise leiten, zählt eines, das bereits
die vergangenen Berliner Lateinamerikainitiativen prägte: Die
Bundesregierung ist bemüht, Chinas wachsenden Einfluss zurückzudrängen. Der
chinesische Handel mit Lateinamerika ist in den zwölf Jahren von 2002 bis
2014 von einem Wert von lediglich 17 Milliarden US-Dollar auf einen Wert
von 262 Milliarden US-Dollar gestiegen; nur den fallenden Rohstoffpreisen
ist es geschuldet, dass er 2017 mit 257 Milliarden US-Dollar im Wert -
nicht aber beim stofflichen Warenvolumen - knapp unter dem bisherigen
Maximum von 2014 lag. Bereits 2010 löste die Volksrepublik die EU als
zweitwichtigsten Lieferanten Lateinamerikas nach den USA ab. Inzwischen ist
sie der bedeutendste Handelspartner unter anderem Brasiliens, Chiles, Perus
und Uruguays. Auch die chinesischen Investitionen in Lateinamerika nehmen
erheblich zu; chinesische Unternehmen führen - wie auch auf anderen
Kontinenten - diverse gewaltige Infrastrukturvorhaben durch. Mit den sich
stetig intensivierenden Wirtschaftsbeziehungen ist nicht zuletzt ein
wachsender politischer Einfluss Beijings verbunden. Dagegen geht Berlin
seit Jahren vor - bislang vergeblich. Maas nimmt nun einen neuen Anlauf.[3]

Sanktionssichere Absatzmärkte

Hinzu kommen zwei weitere, neue Motive. Zum einen ist der deutsche
Außenminister seit geraumer Zeit bemüht, westliche Staaten jenseits der USA
sowie einige prowestliche Länder zu einem lockeren Bündnis
zusammenzuführen; mit dem Vorhaben, das meist als "Allianz der
Multilateralisten" bezeichnet wird - in demonstrativer Abgrenzung zum
Unilateralismus der Trump-Administration -, positioniert sich Berlin
einerseits gegen Washington, andererseits gegen Beijing und Moskau.[4]
Lateinamerikanische Staaten kommen prinzipiell als Mitstreiter für das noch
recht nebulöse Vorhaben in Betracht. Zum anderen bemüht sich Berlin um neue
Absatzmärkte für die deutsche Exportindustrie. Grund ist nicht nur, dass
die deutsche Wirtschaft aktuell in die Rezession zu rutschen droht. Die
sich zuspitzenden globalen Konflikte schränken den Spielraum deutscher
Unternehmen zusehends ein. So fällt das Iran-Geschäft, das nach der
Unterzeichnung des Atomabkommens große Hoffnungen geweckt hatte, wegen der
US-Sanktionen aus. Weitere US-Sanktionen drohen zukünftig das ohnehin schon
geschädigte deutsche Russland-Geschäft weiter zu reduzieren.[5] Darüber
hinaus ist nicht auszuschließen, dass das für die Bundesrepublik derzeit
existenzielle China-Geschäft perspektivisch unter zunehmenden politischen
Spannungen leidet. Die westlichen Länder fielen dann im Kern auf ihre
Absatzmärkte aus der Zeit des Kalten Kriegs zurück. Lateinamerika spielte
damals für die Bundesrepublik eine wichtige Rolle.

Anhänger der Militärdiktatur

Gegenüber dem Publikum deklariert der Außenminister seine Reise als
Versuch, eine engere Kooperation im Kampf für die Menschenrechte
einzuleiten. Dies will er nun mit den beiden am weitesten rechts stehenden
Regierungen Südamerikas tun. Brasiliens Präsident Jair Messias Bolsonaro
ist ein erklärter Anhänger der ehemaligen brasilianischen Militärdiktatur;
mehr als ein Drittel seiner Kabinettsmitglieder sind Soldaten, die die
Entscheidungen ihres Präsidenten bei Bedarf korrigieren und steuernden
Einfluss in der Regierung haben (german-foreign-policy.com berichtete [6]).
Bereits im ersten Monat von Bolsonaros Amtszeit haben die Polizeimorde vor
allem in Armenvierteln deutlich zugenommen. Einer von Bolsonaros Söhnen
steht im Verdacht, zu Mördern einer linken Oppositionspolitikerin enge
Kontakte unterhalten zu haben (german-foreign-policy.com berichtete [7]).
Bolsonaros rassistische, sexistische, Nichtheterosexuelle diskriminierende
Äußerungen sind Legion. Darüber hinaus sind indigene Minderheiten sowie die
brasilianische Landlosenbewegung von der Politik des Präsidenten akut
bedroht. Erst in der vergangenen Woche protestierten rund 4.000 Indigene in
Brasília gegen zunehmende Angriffe auf sie und auf ihre Rechte.[8]

Morde an Oppositionellen

Dramatisch ist die Menschenrechtslage auch in Kolumbien. Dort sind allein
seit der Unterzeichnung des Friedensvertrages zwischen der Regierung und
den FARC-Rebellen am 24. November 2016 mindestens 128 Mitglieder der
politischen FARC-Nachfolgepartei sowie mindestens 179 soziale Aktivisten
ermordet worden, darunter indigene Aktivisten, Anführer von
Kleinbauernverbänden, Umweltschützer und Gewerkschafter.[9] Laut UN-Angaben
bleiben 87 Prozent der politisch motivierten Morde straflos. Der am 7.
August 2018 in sein Amt eingeführte Präsident Iván Duque ist entschiedener
Gegner des Friedensvertrags; er will ihn in wichtigen Punkten ändern. Gegen
die Änderungspläne, gegen die Straflosigkeit für Morde an Regierungsgegnern
sowie gegen die ausbleibende Entwicklung des Landes setzen sich aktuell vor
allem indigene Organisationen, Afrokolumbianer, Kleinbauern und
Gewerkschaften zur Wehr; auf mehrwöchige Straßenblockaden im Süden des
Landes folgte vergangene Woche ein Generalstreik. Maas trifft in Bogotá
nicht nur mit Duque zusammen, sondern auch mit venezolanischen
Exiloppositionellen, deren Versuch, das Militär des Landes zu einem Putsch
zu bewegen [10], kürzlich gescheitert ist - trotz massiver westlicher, auch
deutscher Unterstützung für den Staatsstreich. Kolumbien ist der zentrale
Stützpunkt venezolanischer Umstürzler neben dem US-Bundesstaat Florida.

"Geteiltes Wertefundament"

Über seinen Besuch in Brasilien und Kolumbien und über seine Zusammenkünfte
mit den Präsidenten beider Länder hat Maas vorab erklärt, er treffe
"Verbündete für Menschenrechte und Multilateralismus": "Wir wollen auf der
Weltbühne zusammen für Demokratie, Menschenrechte und faire Regeln
einstehen. Wir wollen dazu beitragen, dass unser geteiltes Wertefundament
weiter wächst."[11]


Anmerkungen:

[1] S. dazu Herausforderer der USA.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5230/

[2] S. dazu Motor der Industrie

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5937/

[3] Georg Ismar: Die Bundesregierung entdeckt ihr Interesse für
Lateinamerika. tagesspiegel.de 22.04.2019.

[4] S. auch Schulterschluss in Ostasien.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7684/

[5] S. dazu Sanktionskrieg gegen Russland.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7901/

[6] S. dazu "Jetzt auf Brasilien setzen".

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7826/

[7] S. dazu Der Hauptverdächtige und sein Kumpan.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7898/

[8] Ulrike Bickel: Tausende Indigene protestieren in Brasilien gegen
Landraub. amerika21.de 29.04.2019.

[9] Sonja Smolensi: Kolumbien: EU-Abgeordnete fordern von Duque Umsetzung
des Friedensabkommens. amerika21.de 22.04.2019.

[10] S. dazu Aufforderung zum Putsch

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7856/

und "Den Zusammenbruch beschleunigen".

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7870/

[11] Maas in Lateinamerika: Verbündete für Menschenrechte und
Multilateralismus. auswaertiges-amt.de 29.04.2019.
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Quelle:

www.german-foreign-policy.com
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DEMOGRAPHIE/355: Gebildete Gesellschaft, längeres Leben (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 29.04.2019

Gebildete Gesellschaft, längeres Leben



Ein höheres Bildungsniveau innerhalb eines Landes geht mit einer
gesteigerten Lebenserwartung der dortigen Gesamtbevölkerung einher. Dies
belegt nun eine Studie von Demograph/innen der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften.

Die Lebenserwartung hat in den letzten Jahrzehnten weltweit stark
zugenommen. Die Gründe dafür sind vielfältig: Höhere Hygienestandards,
moderne Impfstoffe, bessere medizinische Versorgung und erfolgreiche
Therapien von Infektionskrankheiten sind nur einige davon. Bisher wenig
beachtet ist aber die Frage, inwiefern sich strukturelle Veränderungen in
der Bevölkerung auf die Lebenserwartung ausgewirkt haben.

Ein Forschungsteam rund um Marc Luy vom Institut für Demographie der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW) hat nun untersucht, wie
sich Veränderungen in der Bildungsstruktur auf die Lebenserwartung
auswirken. Die Studie, an der auch Forscher/innen der Sophia-Universität
in Tokio und der Universität La Sapienza in Rom beteiligt waren, wurde im
Fachjournal "Genus - Journal of Population Sciences" veröffentlicht.

Gesamtgesellschaftliche Bildung beeinflusst Lebenserwartung positiv

Für ihre Untersuchung analysierten die Forscher/innen die Entwicklung der
Lebenserwartung in den USA, Dänemark und Italien über einen Zeitraum von
20 Jahren (1990/91 bis 2010/2011). Einbezogen wurden alle Männer und
Frauen ab 30 Jahren, weil man in diesem Alter von einer abgeschlossenen
Ausbildung ausgehen kann. Um die Daten vergleichen zu können, wurden die
Personen, basierend auf einer Klassifizierung der UNESCO, in drei
Ausbildungsgruppen ("primary education", "lower secundary education",
"upper secondary education") unterteilt. Der durch die bessere
medinzinische Versorgung bewirkte Anstieg der Lebenserwartung, wurde von
den Wissenschaftler/innen statistisch isoliert und von den Effekten der
sich verändernden Bildungsstruktur getrennt.

Das Ergebnis: Der Anstieg des gesamtgesellschaftlichen Bildungsniveaus,
der in allen drei Ländern im Untersuchungszeitraum verzeichnet wurde, hat
merklich zur höheren Lebenserwartung beigetragen. So lässt sich in allen
drei untersuchten Ländern etwa ein Fünftel der Erhöhung auf die formal
angestiegene Bildungsstruktur im jeweiligen Land zurückführen: In Italien
zeichnet dieser Effekt des Bildungsgrads für 20 Prozent, in Dänemark für
22 Prozent und in den USA für etwa 18 Prozent des Anstiegs der
Lebenserwartung verantwortlich.

Dementsprechend ist in Italien, wo die Lebenserwartung zwischen 1991 und
2011 durchschnittlich um 5,1 Jahre angestiegen ist, rund ein Jahr dieser
höheren Lebenserwartung auf die verbesserte Bildungsstruktur des Landes
zurückzuführen. Auch in Dänemark (+ 4,2 Jahre zwischen 1991 und 2011) kann
man von einem Anstieg von rund einem Jahr aufgrund der verbesserten
gesamtgesellschaftlichen Bildungsstruktur ausgehen, in den USA (+ 3,8
Jahre im selben Zeitraum) von etwa einem halben Jahr - der Rest ist auf
den Rückgang der Mortalität durch bessere Gesundheitsmaßnahmen
zurückzuführen.

Auch weniger Gebildete profitieren

"Die Lebenserwartung ist ein äußerst komplexes Maß, das von vielen
Faktoren abhängt. Unsere Studie zeigt aber, dass dieses Maß nicht nur die
tatsächliche Sterblichkeit der Bevölkerung widerspiegelt, sondern auch die
gesamtgesellschaftliche Struktur nach dem Bildungsgrad, der sich
seinerseits auf das Sterberisiko jedes einzelnen auswirkt", sagt Marc Luy,
Studien-Erstautor und Demograph an der ÖAW.

Dass die Lebenserwartung beim Individuum mit jedem Jahr in der Ausbildung
graduell ansteigt, sei zwar bereits länger bekannt, erklärt Luy: "Neu und
überraschend ist aber die Erkenntnis, dass sich der durchschnittliche
Bildungsstand eines Landes, also die Zusammensetzung der Bevölkerung nach
Bildungsgruppen, derart stark auf die Lebenserwartung der
Gesamtbevölkerung auswirkt. Somit kann man Bildungspolitik gewissermaßen
auch als Teil der Gesundheitspolitik betrachten."

Die ÖAW-Studie kann daher auch als Grundlage für weitere Untersuchungen
zum Zusammenhang von Bildung und Gesundheit dienen, zum Beispiel zur
Frage, ob sich Informationen über Prävention und Therapien in höher
gebildeten Gesellschaften über alle Bildungsschichten hinweg besser
verbreiten, oder ob es in solchen ein generell stärkeres Bewusstsein für
gesunden Lebensstil gibt.


Originalpublikation:

"The impact of increasing education levels on rising life expectancy: a
decomposition analysis for Italy, Denmark, and the USA",

Marc Luy, Marina Zannella, Christian Wegner-Siegmundt, Yuka Minagawa,
Wolfgang Lutz und Graziella Caselli,

Genus - Journal of Population Sciences, 2019

DOI: https://doi.org/10.1186/s41118-019-0055-0

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=rcCpx5rCAdU

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2169

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Österreichische Akademie der Wissenschaften, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MILITÄR/956: SIPRI-Rüstungszahlen bestätigen das neue Wettrüsten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

SIPRI-Rüstungszahlen bestätigen das neue Wettrüsten

Von Reto Thumiger, 30. April 2019






[image: Blick auf das Podium - Bild: © Reto Thumiger, Pressenza]

IPB-Pressekonferenz über den SIPRI-Rüstungsbericht 2018 in
Berlin

Bild: © Reto Thumiger, Pressenza



Berlin - 30.04.2019. Das Internationale Peace Bureau hat heute in
Berlin die SIPRI [1] Rüstungs-Zahlen 2018 anlässlich einer
Pressekonferenz vorgestellt und kommentiert.

Die vorgelegten Rüstungszahlen sind leider keineswegs überraschend,
deswegen aber nicht weniger skandalös. Die Ausgaben haben einen neuen
Rekordwert seit Beginn der Erfassung der Daten durch SIPRI im Jahr
1988 erreicht, was erneut deutlich macht, dass sich die Welt in einem
Rüstungswettlauf befindet und die globalen Themen nicht angegangen
werden. "Gerade das Militär ist eines der Verursacher von Klimawandel.
Militär zerstört die Umwelt, rettet sie nicht; Militär zerstört
menschliches Leben und schützt es nicht." So kommentiert Lucas Wirl,
der Vertreter von IPB [2] und IALANA [3].


SIPRI Rüstungszahlen bestätigen das neue Wettrüsten

Angetrieben wird die Rüstungsspirale von den großen Wirtschaftsmächten
dieser Welt sowie den NATO-Staaten. Auf die NATO fallen dieses Jahr
53% der Militärausgaben. An der Spitze stehen die USA (36%) gefolgt
von China (14%), Saudi-Arabien und Indien (je 3,7%) sowie Frankreich
(3,5%). Russlands Rüstungsausgaben sinken zum dritten Mal
hintereinander und es rutscht hinter Frankreich auf Platz 6.
Deutschland liegt nach einer Steigerung von 1,8% neu auf Platz 8.


1,6 Billionen Euro für die Rüstung

Alexander Neu MdB DIE LINKEN [4], und Mitglied des
Verteidigungsausschusses, versucht die Zahlen in einen historischen
Kontext zu setzen: "In den 90er Jahren nach dem Ende des kalten
Krieges entstand eine unipolare Welt mit der klaren Dominanz des
Westens. Seit einigen Jahren erleben wir eine Trendwende. Die
unipolare Weltordnung ist zu Ende gegangen und wir befinden uns in
einer Zwischenphase zu einer multipolaren Welt, wo es neue Akteure
neben der USA gibt. Dazu gehört China, hinsichtlich der militärischen
Komponente ebenfalls die russische Föderation und gegebenenfalls die
Europäische Union unter Führung Deutschlands und Frankreichs."

Gemäß Neu sei es noch nicht klar, ob die Europäische Union ein Akteur
im außenpolitischen und Sicherheitsbereich werden kann. Durch die
zunehmende Militarisierung der Union wird aber ganz klar versucht,
eine solche Rolle einzunehmen.


Von 193 Staaten ist Deutschland auf Platz 8 der
Militärausgaben

Michael Müller, Bundesabgeordneter NaturFreunde Deutschlands [5],
weist auf die doppelte Herausforderung hin.

Der Rückfall in ein ausgrenzendes und konfrontatives
Politikverständnis basiert auf der völlig illusorischen Annahme, dass
man in in einer schnell zusammenwachsenden Welt in Zukunft noch in
geschützten grünen Oasen des Friedens und Wohlstandes leben könne.

Gerade das Zusammenwachsen der Welt erfordere eine andere Form der
Partnerschaft und Kooperation. Sehr deutlich werde es am Thema
Klimawandel. Eine Erwärmung um 2° anstatt 1,5° stürzt allein 400
Millionen Menschen in eine Hungerkrise und stellt 80 Millionen vor
einen totalen Wassermangel.


Wir leben am Rande des Friedens

Müller mahnt vor den beiden größten Gefahren, die die Menschheit
angesichts der nuklearen Aufrüstung und des Klimawandels droht. Dies
Neuordnung der Welt ist geprägt einerseits von einer Militarisierung
der Machtpolitik und auf der anderen Seite einer totalen
Vernachlässigung von Zukunftsvorsorge und Krisenprävention.


SIPRI-Rüstungszahlen bestätigen das neue Wettrüsten

"Dies Hochrüstung ist der Versuche etwas Niedergehendes zu retten, das
in der Form nicht zu retten ist. So wie die Welt sein soll, muss man
auf nationaler Ebene vorlegen und deshalb plädieren wir für Abrüstung
statt Aufrüstung!"


Die Rüstung ist unterdessen der zweitgrößte Ressorthaushalt


Bei der jetzigen Verwendung der Gelder könne man schon klar von einem
Missbrauch von Steuergeldern für die Rüstung sprechen. Gemäß Alexander
Neu gibt es bei den verantwortlichen Politikern schon eine Angst vor
einem erneuten Aufleben der Friedensbewegung und einer öffentlichen
Resonanz. "Die Menschen müssen sich bewegen in diesem Land und sich
für eine Umleitung der Mittel zugunsten von sozialen Bereichen und der
Umwelt stark machen", appellierte der Bundesabgeordnete zum Schluss.


Anmerkungen:

[1] https://www.sipri.org/

[2] https://www.ipb.org/

[3] https://www.ialana.de/

[4] https://neu-alexander.de/

[5] https://www.naturfreunde.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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HERRSCHAFT/1821: Arbeit - Lohn und Gewerkschaft rückwärts voran ... (SB)




"Europa. Jetzt aber richtig!" - wer im Aufruf des DGB zu den Kundgebungen am 1. 
Mai einen bedrohlichen Unterton vernimmt, liegt nicht ganz falsch. Schließlich
hebt der Dachverband der deutschen Einheitsgewerkschaften auf einen Staatenbund
ab, der seinen Einflußbereich auch militärisch zu erweitern versucht und in der
Ukraine tatkräftig an einem Umsturz teilhatte, der maßgeblich von der
nationalistischen Rechten vollzogen wurde. Daß dieser Staatenbund nicht bei
seinem Namen Europäische Union benannt wird, sondern mit dem durchgängig
verwendeten Begriff "Europa" zumindest symbolisch die Repräsentanz für den
Kontinent inklusive seiner nicht zur EU gehörigen Staaten beansprucht,
unterstreicht den imperialistischen Anspruch EU-europäischer Deutungsmacht.

Für diese vereinnahmt der DGB über 30 in Europa gelegene Staaten mit über 200
Millionen EinwohnerInnen, zu denen nach Vollzug des Brexit noch 65 Millionen
BritInnen hinzukommen. Der Gewerkschaftsdachverband des Landes, das massiv 
von der sozialen Abwertungspolitik innerhalb der Eurozone und dem großen
Produktivitätsgefälle innerhalb der EU profitiert, gibt sich mit der Devise,
nicht zurück zur Krieg und Feindseligkeit hervorbringenden europäischen
Kleinstaaterei zu wollen, fortschrittlich. Ohne auch nur im Ansatz zu
kritisieren, daß die Befriedung des Binnenraums geostrategische und ökonomische
Expansionsstrategien freigesetzt hat, die als Ausdruck der Hegemonie
"Deutsch-Europas" weit mehr Durchschlagskraft besitzen als die einzelner
Staaten, oder etwa den gigantischen Import von Agrarprodukten in Frage zu
stellen, mit dem die kostengünstige Reproduktion der Arbeitskraft in der EU auf
dem Rücken der LandarbeiterInnen und KleinbäuerInnen des Globalen Südens
gesichert wird, erweist sich der DGB als Sachwalter eines weit auf das
kapitalistische Weltsystem ausgreifenden Monopolkapitals.

Es ist dem neoliberalen Charakter eines Staatenbundes geschuldet, der seine
Akkumulationsdynamik aus vier ökonomisch definierten Grundfreiheiten speist, die
in krassem Gegensatz zur Immobilität von Millionen an den Grenzen der EU
scheiternden Armuts- und Kriegsflüchtlingen stehen, daß die Ausbeutung durch
Arbeit in der Bundesrepublik mit Hilfe von Leih- und Werkverträgen desto mehr um
sich greift, als zur Sanierung krisengeschüttelter Unternehmen vor allem gut
bezahlte Kernbelegschaften ausgedünnt und hochflexibel einzusetzende JobberInnen
an ihre Stelle gesetzt werden. Wo der DGB die EU stark macht, ohne gegen die
Vormachtstellung der großen Unternehmen und Konzerne zu kämpfen, setzt er auf
eine Sozialpartnerschaft, die im Kern Klassenspaltung produziert. So wird
Standortkonkurrenz betrieben, wo internationale Solidarität gefragt wäre, und
unabhängige Gewerkschaften, die zu wilden Streiks aufrufen oder den
transnationalen Streik propagieren, werden bekämpft.

Dabei hätten die DGB-Gewerkschaften allen Grund, vor der eigenen Haustür zu
kehren und Rechenschaft über eine Zukunft der Lohnarbeit abzulegen, in der sie
als Vertretung der ArbeiterInnen immer bedeutungsloser werden. So findet auf
breiter Ebene eine Informalisierung der Arbeit durch den Plattformkapitalismus
statt, bei dem das Internet zwischen Angebot und Kundschaft vermittelt, so daß
die Zuständigkeit und Strukturen traditioneller Branchen wie die der
TaxifahrerInnen wirksam unterlaufen werden. Elektronische
Arbeitsvermittlungsagenturen bedienen sich am Rechner sitzender Clickworker und
rekrutieren sie für Projektaufträge, die ohne jeden gewerkschaftlichen oder
versicherungstechnischen Schutz zu Mindestpreisen verrichtet werden, die sich
aus der plattformvermittelten Konkurrenz jeder gegen jeden ergeben.

Das mit hohem Innovationsdruck im Rahmen staatlicher Industriepolitik
vorangetriebene Konzept Industrie 4.0 hebt zu einer neuen Qualität der
Rationalisierung von Arbeit ab, mit der die Qualifikation von Menschen
verrichteter Lohnarbeit systematisch unterlaufen wird. Wo die Automatisierung
noch nicht weit genug vorangekommen ist, werden erwerbsabhängige
LohnarbeiterInnen unter massiven Leistungsdruck gestellt und sind schon bei
kleinen Fehlleistungen von Kündigung bedroht. Einem die Angestellten mit
informationstechnischen Systemen lückenlos überwachenden und so den Arbeitsdruck
anheizenden Monopolisten wie Amazon wurden in einem fünfjährigen
Arbeitskampf nur kleine Zugeständnisse abgerungen, weil der Schutz der
Investoren in "Deutsch-Europa" weit mehr politische und rechtliche Unterstützung
genießt als der der Lohnabhängigenklasse.

Die am Horizont notgedrungener Begrenzung des Klimawandels aufscheinende Green
Economy verheißt zwar mit der Zauberformel "Wachstum durch Effizienzsteigerung"
die Aufrechterhaltung des herrschenden Akkumulationsregimes, steht aber vor dem
Problem, daß die grünen Technologien aufgrund ihrer weniger verbrauchsintensiven
stofflichen Basis nicht nur einen geringeren Durchsatz von Rohstoffen haben,
sondern auch weniger menschlicher Arbeit bedürfen. Das Paradebeispiel der
Produktion von E-Autos zeigt, daß die Fahrzeuge technisch weniger komplex sind,
während die stofflichen Erfordernisse mit neokolonialistischen Praktiken der
Rohstoffextraktion im Globalen Süden sichergestellt werden. Letzteres ist ein
wesentliches Argument für militärische Interventionen in Afrika, ersteres höhlt
die wertbildende Basis der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft, die Produktion
von Mehrwert, aus.

Vor dem Hintergrund sich anbahnender Krisen unter anderem in der
Staatenkonkurrenz mit den USA und China den weiteren Aufbau eines
imperialistischen Staatenbundes zu propagieren und dabei, wie DGB-Chef Reiner
Hoffmann, zu behaupten, daß die EU Wohlstand gebracht und Frieden gesichert
habe, ist klassische Burgfriedenspolitik im neuen Gewand. Wie der Überfall der
NATO auf Jugoslawien vor 20 Jahren und die wachsende Kriegsgefahr innerhalb
Europas aufgrund der Herausforderung der Russischen Föderation durch die
NATO-Staaten belegt, ist die EU allemal bereit, die Schwierigkeiten mit der
Integration ihrer Mitgliedstaaten durch Aggression nach außen zu kompensieren. 
Gleiches gilt für die klassengesellschaftlich wie unter den 27 Mitgliedstaaten
höchst selektive Reichtumsverteilung - daraus erstehende Sozialkonflikte werden
mit einer mörderischen Flüchtlingsabwehr nach außen projiziert und bleiben im
Innern der sozialchauvinistischen und rassistischen Propaganda der Neuen Rechten
überlassen.

Von den Gewerkschaften wäre zu erwarten, daß ihre Forderungen zumindest
theoretisch auf eine Klassenbasis abheben, die zwar nicht mehr der fordistischen
Arbeiterklasse entspricht, aber in der Diversität spätkapitalistischer und
postindustrieller Arbeitsformen, der millionenfachen Ausgrenzung eines
Surplusproletariats als auch identitätspolitischer Kämpfe, anhand derer
ebenfalls Klassenantagonismen ausgetragen werden, das Gemeinsame von Ausbeutung
und Unterdrückung herausstellt und für neue Formen des Zusammenkämpfens
mobilisiert. Nicht zuletzt wäre die historische Gelegenheit beim Schopf zu
packen, anläßlich der sich schließenden Klammer von Naturverbrauch und
Naturzerstörung über eine Neuformulierung der sozialen Frage etwa im Sinne eines
ökosozialistischen Gesellschaftsmodells nachzudenken. 

Wenn statt dessen die Verabsolutierung des Erhalts der Arbeitsplätze in
fossilistischen Industrien wie der Braunkohleverstromung gepredigt wird, als
gäbe es nicht auch andere Möglichkeiten, den betroffenen Kumpel ein angemessenes
Erwerbsleben zu ermöglichen, dann müssen sich die Gewerkschaften nicht wundern,
wenn sie rapide an gesellschaftlichem Einfluß verlieren. Wenn sich der
Gewerkschaftsdachverband im Zentrum "Deutsch-Europas" am 1. Mai als Fürsprecher
kriegerischer Expansionsstrategien und technologischer
Rationalisierungsoffensiven präsentiert, stellt er sich objektiv nicht nur gegen
die eigene Klassenbasis, sondern vor allem die der EU-Staaten, deren
ArbeiterInnen als Flexibilitätsreserve und verlängerte Werkbank deutscher
Kapitalinteressen fungieren. Damit werden zwar die Karrierechancen der
Gewerkschaftsbürokratie gesichert, aber für die gesellschaftliche Relevanz der
organisierten ArbeiterInnenvertretung ist so nicht einmal ein Blumentopf zu
gewinnen, in dem man zumindest noch ein paar Kräuter für das frugale Mahl der
Hartz-4-Küche ziehen könnte.
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RAUB/1196: Globalisierung - Märktebau und Länderklau ... (SB)




Mit 61 Staaten stellen die EU und die Länder Lateinamerikas und
der Karibik fast ein Drittel der Mitgliedsländer der Vereinten
Nationen. Wir sind über eine Milliarde Frauen und Männer und
erwirtschaften 40 Prozent des Bruttosozialprodukts der Welt. Es ist an
der Zeit, diese Kraft gemeinsam zu nutzen.

Bundesaußenminister Heiko Maas [1]

Wenn der deutsche Außenminister plötzlich sein Herz für die Länder
Lateinamerikas entdeckt und sie mit salbungsvollen Worten umwirbt, hat
diese Wiederentdeckung des Kontinents handfeste ökonomische Gründe.
Daß ihm die jahrzehntelang vernachlässigte Region bei dem Versuch,
verlorengegangenes Terrain zurückzuerobern, freudig entgegenkommt, ist
eher nicht zu erwarten. Obgleich die Auffassung, daß die ehemaligen
Kolonialmächte Europas in der Rüstung imperialistischer Raubzüge
wiederkehrten, heutzutage wenig Verbreitung finden dürfte, hat Heiko
Maas bei seiner viertägigen Reise nach Brasilien, Kolumbien und Mexiko
doch eine unrühmliche Vorgeschichte im Gepäck. Die Liste der
halbherzigen und letztlich gescheiterten politischen
Annäherungsversuche zwischen Deutschland und Lateinamerika ist lang
und kaum geeignet, einen Empfang mit offenen Armen in Aussicht zu
stellen.

Als Bundeskanzler ließ Helmut Kohl 1995 ein Lateinamerikakonzept
erarbeiten. Bei seinem Besuch im September 1996 in Brasilien mußte er
jedoch einräumen, daß deutsche Unternehmen kaum an den umfangreichen
Privatisierungen der 90er Jahre in der Region beteiligt waren, sondern
spanischen, französischen, portugiesischen und US-amerikanischen
Konsortien das Feld überlassen hatten. Zu einem neuen Anlauf kam es
2002, als durch eine deutsch-brasilianische Infrastrukturinitiative
die Investitionen nach Lateinamerika erhöht werden sollten. Dieser
Vorstoß verlief jedoch mehr oder weniger im Sande, denn nach dem
Besuch von Bundeskanzler Gerhard Schröder im Februar 2002 schlief das
Projekt wieder ein. Schröder konzentrierte sich stattdessen
bekanntlich auf Projekte mit Rußland und China. Den jüngsten Anlauf zu
einer Wiederannäherung unternahm Bundeskanzlerin Angela Merkel, die im
August 2015 mit der Hälfte ihres Kabinetts erstmals zu
Regierungskonsultationen nach Brasilia reiste. Aufgrund der
politischen Krise in Brasilien blieb es allerdings bei der einmaligen
Konsultation. [2]

Der Schwerpunkt der deutschen Außenpolitik lag lange Zeit neben den
traditionellen Partnern in Nordamerika eher auf Asien mit seinem
explodierenden Wirtschaftswachstum, aber auch auf dem armen
Nachbarkontinent Afrika und dem Nahen Osten. Künftig soll das
Augenmerk nun verstärkt auf Lateinamerika gerichtet werden. Doch was
könnte Maas anbieten, das seinen neuerlichen Anlauf glaubwürdiger
macht? Er ist seit März 2018 Bundesaußenminister und hat Asien wie
auch Afrika schon mehrfach bereist. Daß erst dreizehn Monate nach
seinem Amtsantritt nun auch die erste große Lateinamerikareise folgt,
zeugt nicht gerade von einer Agenda, auf der dieser Kontinent einen
prominenten Platz innehat.

Wie Maas in einem Gastbeitrag im Berliner Tagesspiegel vor Antritt
seiner Reise ausgeführt hat, bedürfe es angesichts der offenen
Herausforderung einer Weltordnung mit klaren Regeln durch Rußland und
China, des Vormarsches autoritärer Modelle und der Gefährdung des
Welthandels durch Protektionismus starker Partner. Für Lateinamerika,
die Karibik und Europa stehe viel auf dem Spiel. In einer Welt, in der
das Recht des Stärkeren die Stärke des Rechts ersetze, könne man nur
verlieren: "Wir sind keine militärischen Supermächte. Wir können und
wollen anderen nicht unsere Regeln diktieren. Wenn wir mitreden
wollen, wenn wir verhindern wollen, dass andere über unsere Köpfe
hinweg entscheiden, dann müssen wir enger zusammenrücken."

Als verfolge deutsche Regierungspolitik nicht dieselben Interessen,
andere Staaten und Weltregionen zu dominieren, beschwört der
Außenminister einen Pakt vorgeblicher Opfer zur Rettung gefährdeter
Werte: "Zwischen uns liegt der Atlantik. Aber wir teilen ähnliche
Werte und Interessen, wir sind kulturell eng verbunden. Wir leben in
den demokratischsten Regionen der Welt. Wir glauben an internationale
Regeln, die für Rechtssicherheit sorgen und zu Wirtschaftswachstum und
Wohlstand beitragen. Wir glauben an internationale Zusammenarbeit,
weil unsere Länder von Austausch und Offenheit profitieren. Daran,
dass wir zusammen stärker sind als jede und jeder von uns es alleine
sein kann. Kurz gesagt: Unsere Länder sind natürliche Verbündete." Man
dürfe nicht zum Kollateralschaden des Handelsstreits zwischen den USA
und China werden, sondern setze auf fairen Handel, der Sozial- und
Umweltstandards achtet und die Rechte von Arbeitnehmern wahrt. So sei
es in den Handelsabkommen mit Chile, Mexiko, den Multiparteienabkommen
mit Peru, Kolumbien und Ecuador sowie der Region Zentralamerika
geschehen.

Zudem wirbt Maas für eine "digitale Revolution", in der künftig nicht
nur die Wahl "zwischen einer US-amerikanischen und einer chinesischen
Techno-Sphäre" bleibe, die eigene Gestaltungsansprüche zunichte mache.
Auch bekenne man sich zu einer Stärkung von Frauenrechten, da es ohne
Gleichstellung keine echte Demokratie gebe. Und nicht zuletzt verweist
der Außenminister auf Alexander von Humboldt, dessen Traum von einer
Weltregierung nicht als Utopie verlorengehen dürfe. Startschuß der
Initiative, die Kräfte gemeinsam zu nutzen, werde eine Konferenz am
28. Mai in Berlin sein, zu der er seine lateinamerikanischen und
karibischen Kolleginnen und Kollegen eingeladen habe: "Gemeinsam
wollen wir diskutieren und unsere Partnerschaft gemeinsam neu
vermessen."

Daß Heiko Maas vor allem die Menschenrechte im Sinne habe, stellen
hiesige Experten und Wirtschaftsvertreter offen in Frage. Auch wenn er
so argumentiere, sei das wahrscheinlich nicht die politische Priorität
der Reise, meint Thomas W. O'Donnell von der Hertie School of
Governance. Entscheidend sei der wachsende wirtschaftliche und
politische Einfluß Chinas in der Region, das sich zu einem Produzenten
hochwertiger Industriegüter entwickle. Damit mache es deutschen
Herstellern Konkurrenz, die traditionell auf den Export solcher
Erzeugnisse spezialisiert sind. Reinhold Festge, Vorsitzender der
Lateinamerika-Initiative der Deutschen Wirtschaft, verweist darauf,
daß trotz der in vielen Punkten desaströsen Politik Brasiliens die
Perspektiven vom Markt her gesehen gut seien. Rund 4000 deutsche
Unternehmen sind in Lateinamerika vertreten, mehr als 1000 allein in
der Metropole Sao Paulo. Die deutsche Wirtschaft gehört zu den
Unterstützern von Präsident Bolsonaro. "Die Zusammenarbeit zwischen
der Regierung und den Unternehmern läuft sehr gut und effizient", so
André Clark, CEO von Siemens in Brasilien. Und Jan Woischnik, Leiter
des brasilianischen Auslandsbüros der Konrad-Adenauer-Stiftung,
empfiehlt sogar "einen fairen und konstruktiven Umgang" mit der
Bolsonaro-Administration. Denn Brasilien sei als viertgrößte
Demokratie und neuntgrößte Volkswirtschaft ein außerordentlich
wichtiger Partner für Deutschland.

Pflegt Heiko Maas folglich einen fairen und konstruktiven Umgang mit
Jair Bolsonaro, der selbst nach den Kriterien des deutschen
Geheimdienstes ein Rechtsextremist im Regierungsamt ist? Das
Repressionsregime des brasilianischen Präsidenten tritt all das mit
Füßen, was der deutsche Außenminister an Menschenrechten im Munde
führt. Maas zog sich mit einem Spagat aus der Affäre, indem er zuerst
in der Küstenmetropole Salvador da Bahia Station machte, wo er ein
Netzwerk für Frauenrechte gründete, und tags darauf in Brasilia mit
Bolsonaro zusammentraf - als erster Regierungsvertreter eines
EU-Landes. Zuvor waren Benjamin Netanjahu und Donald Trump, die der
zutiefst reaktionäre Verherrlicher der Militärdiktatur als seine
Vorbilder verehrt, die prominentesten Gäste des neuen Staatschefs
gewesen.

Ein Drittel aller Tötungsdelikte weltweit wird in Lateinamerika
verübt, das lediglich acht Prozent der Weltbevölkerung aufweist.
Bolsonaro stachelt den ohnehin stets präsenten patriarchalen und
rassistischen Haß der weißen Männer gegen Frauen und jegliche
Minderheiten an, so daß die Mordrate während seines Regimes weiter
steigen wird. Hat Heiko Maas etwas durcheinandergebracht, wenn er im
deutschen Vorsitz des UN-Sicherheitsrats für Frauenrechte wirbt und
doch diesem Mann die Hand schüttelt? "Wir wollen auf der Weltbühne
zusammen für Demokratie, Menschenrechte und faire Regeln einstehen.
Wir wollen dazu beitragen, dass unser geteiltes Wertefundament weiter
wächst", so der deutsche Außenminister. Ist Bolsonaro einer jener
Verbündeten, mit dem Maas den "Rollback von Populisten und Autoritären
aufhalten" will? [3]

Nächste Station seiner Reise ist Kolumbien, wo sich Maas für "Frieden
und Stabilität" einsetzen will. Neben Gesprächen mit Staatschef Iván
Duque und Außenminister Carlos Holmes Trujillo steht auch der Besuch
eines Camps zur Reintegration ehemaliger FARC-Kämpfer auf dem
Programm. Wird sich der deutsche Außenminister dabei zu der
anhaltenden Gewalt gegen frühere Guerilleros und deren Angehörige
äußern, wo doch nach UN-Angaben seit Unterzeichnung des
Friedensvertrages Ende 2016 mindestens 129 FARC-Mitglieder ermordet
worden sind? Fest steht indessen, daß Maas in Bogotá auch mit
Oppositionsvertretern aus Venezuela zusammentreffen wird. Ein Besuch
in Caracas und Gespräche mit der Regierung von Präsident Nicolás
Maduro sind nicht vorgesehen. Offenbar beherrscht der deutsche
Außenminister das seltene Kunststück, als Vermittler zum Frieden
beizutragen, ohne mit beiden Konfliktparteien zu sprechen. [4]

Der lateinamerikanische Markt ist für die deutsche Wirtschaft
jedenfalls interessant, rechnet der Deutsche Industrie- und
Handelskammertag doch für 2019 mit einem Exportwachstum hiesiger
Unternehmen von über fünf Prozent. Das deutsche Exportvolumen nach
Lateinamerika könnte sich von 35,5 Mrd. auf 38 Mrd. Euro erhöhen, die
Beschäftigtenzahl in den deutschen Tochtergesellschaften von 575.000
auf knapp 600.000 steigen. Daß die Raten nicht noch viel höher
ausfallen, führt man in Berlin vor allem auf China zurück, welches das
abnehmende Interesse der USA und das stagnierende Engagement der
Europäer in den vergangenen Jahrzehnten für eine Expansion auf dem
Kontinent genutzt hat. Chinesische Unternehmen und Kreditinstitute
gehören zu den wichtigsten Financiers großer Infrastruktur- und
Energieprojekte in der Region. Seit 2002 hat China an mindestens 150
Großprojekten in der Region Interesse bekundet, bei etwa der Hälfte
haben die Bauarbeiten bereits begonnen. Neun Länder aus Lateinamerika
und der Karibik haben sich der chinesischen Infrastrukturinitiative
Neue Seidenstraße angeschlossen, darunter Ecuador und Chile. Bei dem
großen Seidenstraßengipfel in Peking in der vergangenen Woche
unterzeichnete auch Peru eine Absichtserklärung zur Teilnahme an dem
milliardenschweren Projekt, Argentinien bekundete Interesse. [5]

Obgleich der Zug also längst abgefahren ist, hetzt die Bundesregierung
hinterher, um verlorenen Boden gutzumachen. Was in der Vergangenheit
als trockenes Zubrot deutscher Expansionsgelüste eher verschmäht
wurde, soll nun als Notnagel herhalten. Angesichts massiver
Verwerfungen der sicher geglaubten Einbettung in eine Weltordnung
grenzenloser Durchsetzung der eigenen volkswirtschaftlichen Stärke
dient sich Berlin den Ländern Lateinamerikas als kleinerer Räuber an,
auf daß man einen Rettungspakt gegen die größten Räuber schließe.
Einen Präsidenten wie Bolsonaro, der das eigene Land samt allen
Ressourcen zur hemmungslosen Ausplünderung durch die nationalen
Wirtschaftseliten freigegeben hat und dabei über Leichen geht, dürfte
allenfalls goutieren, was deutsche Unternehmen an ihm schätzen. Die
von ihm zutiefst verachteten Menschenrechte müssen indessen kein
Hinderungsgrund sein, sich mit Heiko Maas augenzwinkernd darüber zu
verständigen, was Feigenblätter von substantiellen Schnittmengen
beiderseitiger Wirtschaftsinteressen unterscheidet.


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/politik/fuer-uns-steht-viel-auf-dem-spiel-heiko-maas-plaediert-fuer-eine-neue-transatlantische-allianz/24265758.html

[2] www.dw.com/de/zeigt-lateinamerika-maas-die-kalte-schulter/a-48537104

[3] www.waz.de/politik/maas-beginnt-lateinamerika-reise-in-brasilien-id217049765.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/353842.lateinamerika-reise-händeschütteln-mit-bolsonaro.html

[5] www.zeit.de/politik/ausland/2019-04/heiko-maas-brasilien-nationalismus-populismus-jair-bolsonaro-bundesaussenminister
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STANDPUNKT/859: Neuer Putschversuch in Venezuela (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
30. April 2019

Neuer Putschversuch in Venezuela

DKP ruft zur Solidarität mit der Bolivarischen Revolution auf



In Venezuela versucht eine Gruppe abtrünniger Soldaten mit dem
Putschisten Juan Guaidó und dem aus dem Hausarrest entkommen
Oppositionspolitiker Leopoldo López den Militärflughafen La Carlota in
Caracas einzunehmen. Guaidó hat zum Staatsstreich aufgerufen.

Nach Angaben des venezolanischen Verteidigungsministers Vladimir Padrino
López stehen die Nationalen Bolivarischen Streitkräfte aber "standfest
bei der Verteidigung der Nationalen Verfassung und ihrer legitimen
Staatsmacht".

Die DKP verurteilt diesen erneuten Angriff auf die rechtmäßige Regierung
Venezuelas und auf die Bolivarische Revolution. Patrik Köbele,
Vorsitzender der DKP, sagt: "Ausgerechnet den 1. Mai, den Kampftag der
Arbeiterklasse, will der US-Imperialismus, mit seiner Marionette Guaidó
für den Putsch in Venezuela nutzen. Das wäre aus ihrer Sicht die
tiefstmögliche Demütigung des Volkes in Venezuela, das nun seit Monaten
den Putschisten und deren Freunden in den USA, der EU und Deutschland
trotzt. Wir rufen alle auf, die sich dem Diktat der USA, der
herrschenden Klassen der imperialistischen Länder nicht beugen wollen,
ihre Solidarität mit Venezuela, gegen die Putschisten auf die Straße zu
tragen."

Essen, 30. April 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Mai 2019 
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NAHOST/1663: Syrien - Kriegswaffe Öl, Mittel und Zweck ... (SB)


Syrien - Kriegswaffe Öl, Mittel und Zweck ...



Am 26. April ging im einstigen Astana, der Hauptstadt Kasachstans, die
zu Ehren des scheidenden langjährigen Präsidenten Nursultan Nasarbajew
vor kurzem offiziell in Nursultan umbenannt wurde, die jüngste Runde
der Friedensverhandlungen für Syrien ergebnislos zu Ende. Seit Januar
2017 läuft unter der Schirmherrschaft Rußlands, der Türkei und des
Irans der sogenannte "Astana-Prozeß", mittels dessen Regierung und
Opposition Syriens nach Wegen zur Beilegung des Krieges suchen, der
seit 2011 mehrere hunderttausend Menschen das Leben gekostet und 11
Millionen - die Hälfte der Bevölkerung - zu Flüchtlingen im Ausland
oder im eigenen Land gemacht hat. Im Mittelpunkt dieses Prozesses
steht die Bildung eines 150köpfigen Komitees, das eine neue Verfassung
für Syrien ausarbeiten soll, um sie später in Form eines Plebiszits
dem Volk zur Abstimmung vorlegen zu können.

Der Grund für das Scheitern der jüngsten Verhandlungsrunde soll ein
Streit über die personelle Zusammensetzung des verfassungsgebenden
Rats gewesen sein. Nach dem Fahrplan, den Rußland allen Beteiligten
vor zwei Jahren vorgelegt hat, sollen Damaskus und die Rebellen
jeweils 50 Vertreter in den Rat entsenden. Die restlichen 50 Plätze
sollen an Persönlichkeiten der verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen wie Glaubensgemeinschaften, Ethnien, Stämme, Gewerkschaften
und Berufsverbände vergeben werden. Über die Vergabe von 44 Plätzen
sollen sich Regierung und Opposition bisher geeinigt haben, doch
angeblich wollte erstere die letzten sechs mit Personen besetzen, die
dem "Regime" um Präsident Baschar Al Assad wohlgesonnen sind oder
nahestehen. Das sah die Opposition nicht ein, weswegen die Diskussion
ohne den gewünschten Abschluß diesen Teils des Friedensprozesses zu
Ende ging. Nach dem islamischen Fastenmonat Ramadan, der in diesem
Jahr vom 6. Mai bis zum 4. Juni dauert, wollen sich alle Beteiligten
wieder in Genf treffen, um die Besetzung des neuen Verfassungrats doch
noch "über die Ziellinie" zu schieben, so der russische
Chefunterhändler Alexander Lawrentjew gegenüber Al Jazeera. Bis dahin
kann noch einiges passieren.

Seit Anfang April herrscht in den von Damaskus kontrollierten
Zweidritteln Syriens ein gravierender Treibstoffmangel. Vor zwei
Wochen mußte die Regierung deshalb mit der Rationierung von Benzin und
Heizöl beginnen. Vor den meisten Tankstellen stehen kilometerlange
Autoschlangen. Ursache der Treibstoffkrise sind die
Wirtschaftssanktionen der USA, mittels derer Washington nach dem
Scheitern des vom Ausland finanzierten und ausgerüsteten Aufstands
sunnitischer Dschihadisten, doch noch einen "Regimewechsel" in
Damaskus erzwingen will. Wirkung zeigen jedoch nicht nur die
Wirtschaftssanktionen gegen Syrien, sondern zusätzlich die gegen den
Iran, welche die Administration von Donald Trump nach dem einseitigen
Austritt aus dem Atomabkommen mit Teheran 2018 wieder in Kraft treten
ließ. Erklärtes Ziel Washingtons ist es, die Ölexporte des Irans "auf
Null" zu senken - entweder um die "Mullahs" in Teheran zur Abdankung
zu zwingen oder das iranische Volk zum Aufstand zu veranlassen oder um
einen Krieg mit der Islamischen Republik zu provozieren.

So oder so leiden die heimgesuchten Menschen im bürgerkriegszerstörten
Syrien derzeit am schwersten unter der Sanktionspolitik der USA. Auf
Druck Washingtons wird iranischen Öltankern von den ägyptischen
Behörden nicht gestattet, den Suezkanal zu passieren. Wegen des
illegalen US-Militärstützpunkts bei Al Tanf, der am Länderdreieck
Syrien-Jordanien-Irak sowie nahe der wichtigsten Straßenverbindung
zwischen Bagdad und Damaskus liegt, ist ein Öltransport auf dem
Landweg vom Iran nach Syrien zu sehr mit der Gefahr eines
amerikanischen Angriffs verbunden, als daß man guten Gewissens eine
solche Unternehmung veranlassen könnte. Am schwersten wiegt jedoch,
daß der syrische Staat aufgrund der US-Militärpräsenz in der östlichen
Wüstenregion zwischen dem Euphrat und der irakischen Grenze von den
eigenen Öl- und Gasreserven abgeschnitten ist. Die Besatzung dieses
strategisch wichtigen Gebiets halten die Amerikaner nach der
gelungenen Zerstörung des Kalifats der "Terrormiliz" Islamischer Staat
(IS) mit Hilfe der kurdisch dominierten Syrischen Demokratischen
Kräfte (SDF) aufrecht. Doch dagegen regt sich Protest. Seit Tagen
demonstriert die arabische Bevölkerungsmehrheit gegen die Verwaltung
durch die SDF aus dem syrischen Norden.

Über Wege zur schnellstmöglichen Behebung der schwere Ölknappheit
denkt man bei der Regierung in Damaskus intensiv nach. Am 26. April
meldete die Onlinezeitung Middle East Eye, syrische Staatsvertreter
verhandelten bereits heimlich mit der Al-Kaida-nahen Hayat Tahrir Al
Sham (HTS), die einst Al-Nusra-Front hieß und seit einigen Monaten
faktisch die Kontrolle über das gesamte nordwestliche Gouvernement
Idlib ausübt, ob diese gegen größere Bargeldsummen nicht bereit wäre,
ungehindert Öllastwagen aus der Türkei in Richtung Süden passieren zu
lassen. Seit Tagen kommt es an der demilitarisierten Grenze zu Idlib
immer wieder zu schweren Kämpfen. Rußland wirft der Türkei vor, trotz
der Vereinbarung vom vergangenen September, die mit der Verhängung
einer Feuerpause in der Region einherging, die Rebellengruppen in
Idlib weder zum Abzug noch zur Niederlegung ihrer Waffen bewegt zu
haben.

Wegen der chaotischen Lage in Idlib denken führende russische und
syrische Politiker über eine Offensive zur Rückeroberung der letzten
Rebellenhochburg in Syrien laut nach. Um die Zivilbevölkerung in Idlib
zu verschonen, hat man vergangenes Jahr in letzter Minute doch noch
von einem solchen Gewaltakt abgesehen. Beim Besuch in Peking wollte am
27. April Rußlands Präsident Wladimir Putin eine Bodenoffensive in
Idlib nicht mehr ausschließen, behielt sich aber Gespräche darüber mit
dem türkischen Amtskollegen Recep Tayyip Erdogan vor. Möglicherweise
dienen die Angriffe, welche die russische Luftwaffe gegen Ziele in
Idlib vor kurzem wieder aufgenommen hat, dem baldigen Auftakt einer
solchen Offensive. Die einzige sonstige Alternative wäre, die Syrische
Arabische Armee (SAA) könnte mit Hilfe der schiitischen
Hisb-Allah-Miliz und iranischer Militärberater versuchen, die
ostsyrischen Ölfelder den USA und den SDF zu entreißen. Über diese
Option hatte der syrische Verteidigungsminister General Ali Ayub am
18. März nach einem Treffen in Damaskus mit dem Stabschef der
irakischen Armee, General Othman Al Ghanmi, und dem damaligen Chef der
iranischen Revolutionsgarde, Generalmajor Mohammad Ali Dschafari,
öffentlich gesprochen. Ein solches Wagnis wäre, bedenkt man die
Luftüberlegenheit der US-Streitkräfte im Nahen Osten, nur mit Hilfe
Rußlands durchführbar. Derzeit sieht es aber nicht danach aus, als
wollte Moskau wegen Syrien einen heißen Konflikt mit Washington
riskieren.

30. April 2019
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LEISTUNGEN/633: Studie - Kommunen hängen Private bei Daseinsvorsorge ab. Wien internationales Vorbild (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Studie: Kommunen hängen Private bei Daseinsvorsorge ab - Wien 
internationales Vorbild

Vom Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien [1], 25.04.2019



Wien ist Weltmeister bei Daseinsvorsorge und fährt gut damit - zu
diesem Schluss kommen die Autoren einer Studie zu "Rekommunalisierung
in Europa - Fakten, Motive, Beispiele" [2], die vom Büro für
Daseinsvorsorge und Kommunalwirtschaft in Zusammenarbeit mit der
Österreichischen Gesellschaft für Politikberatung und
Politikentwicklung (ÖGPP) erstellt wurde.

Während andere Städte in den 1990er Jahren kommunale Dienstleistungen
wie Gemeindewohnungen, Energieversorgung, Müllabfuhr oder Wasser
privatisiert haben, hat sich Wien aus sozialen und
volkswirtschaftlichen Gründen dagegen entschieden. Dem Beispiel folgen
jetzt immer mehr europäische Kommunen und verzichten auf
Privatisierungen und bringen privatisierte Dienstleistungen wieder in
Eigenregie und in besserer Qualität und günstiger als Private.

"Die Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge haben in Wien eine
große Tradition. Sie sind in hohem Ausmaß für die beste Lebensqualität
und die Leistbarkeit des Lebens in unserer Stadt mitverantwortlich",
hat Bürgermeister Michael Ludwig am heutigen 25. April bei der
Präsentation der Studie betont. "Deswegen haben wir die
Privatisierungsmode nicht mitgemacht, sondern unsere Leistungen stetig
verbessert und, allen voran den gemeinnützigen Wiener Wohnbau, sogar
ausgebaut."

Kommunale Ausgaben haben positive Auswirkungen auf die lokale
Wertschöpfung, rechnen die Studien-AutorInnen vor: Die Ausgaben aller
Gemeinden Österreichs für die Daseinsvorsorge erzeugen einen
Gesamteffekt von ca. 39 Mrd. Euro, jene Wiens einen
Wertschöpfungseffekt von alleine 18 Mrd. Euro. Die Ausgaben der
Gemeinden führen zu einem arbeitsmarktpolitischen Gesamteffekt von
460.000 Vollzeitäquivalenten, allein Wiens Ausgaben zu 250.000
Arbeitsplätzen.

In den letzten 20 Jahren hat sich ein deutlicher Gegentrend zum
Privatisierungsboom der 1980er und 1990er Jahre entwickelt. Seit der
Jahrtausendwende folgen immer mehr europäische Gemeinden und Städte
dem Vorbild Wien und entscheiden sich gegen Privatisierungen oder
re-kommunalisieren Dienstleistungen. Prominenteste Beispiele für
Städte, die Dienstleistungen wieder selbst anbieten sind Hamburg, die
mit der "Hamburg Energie" einen neuen öffentlichen Energieanbieter
gestartet hat, Berlin und Paris, die ihre Wasserversorgung von
Privaten zurückgeholt haben sowie London, das sein U-Bahn-Netz zurück
in öffentliches Eigentum geholt hat.

Europaweit zählten die Studien-AutorInnen mehr als 700
Rekommunalisierungen in 20 Ländern: 297 Rekommunalisierungen im
Energiesektor, 166 bei der Wasserversorgung und 26 bei der
Abfall-Entsorgung. Gründe für die Rücknahme von Privatisierungen sind
laut Studie besonders häufig Qualitätsmängel der privaten Anbieter,
steigende Preise, schlechtere Arbeitsverhältnisse. Durch
Rückabwicklungen von Privatisierungen gewinnen Kommunen
Gestaltungsmöglichkeiten bei Preisen und der Qualität der angebotenen
Dienstleistungen, so die Studien-AutorInnen. Davon profitieren nicht
zuletzt die StadtbewohnerInnen.

In der EU gibt es laut Studie nach wie vor Druck auf die Gemeinden hin
zu Liberalisierung und Privatisierung, der sich in eingeschränkten
finanziellen Spielräumen der Gemeinden niederschlägt. Hier will Wien
auf EU-Ebene mit der Unterstützung von BürgerInnen-Initiativen wie
"Housing for all" [3] für den Schutz des sozialen und öffentlichen
Wohnbaus dagegenhalten.

"Die Studie bestätigt, dass Wien auf dem richtigen Weg ist und nicht
zufällig Vorbild für andere Kommunen", sagte Bürgermeister Ludwig.
"Wien wird die aktuelle europapolitische Aufmerksamkeit im Zuge der
EU-Wahlen dafür nutzen, sich noch stärker dafür einzusetzen, dass die
Kommunen in Europa selbst entscheiden können, wie und durch wen ihre
Leistungen angeboten werden", sagte Ludwig.

Wien sieht sich, gerade beim Thema öffentlicher Wohnbau, als
Vorreiterin im europäischen Diskurs. Hier nannte Ludwig die Ende 2018
stattgefundene und international beachtete Konferenz "Social Housing
for All", die Wiens Bedeutung in Europa zeige. Ebenso das Engagement
der Stadt bei Eurocities [4] für die Ermöglichung langfristiger,
öffentlicher Investitionen trotz Maastricht-Auflagen.

In Österreich will Wien die Debatte zum Thema "Wo ist private
Initiative gefordert und zu unterstützen und welche Bereich sind für
marktwirtschaftliche Konzepte nicht oder wenig geeignet"
versachlichen, so Bürgermeister Ludwig. Auch dafür sei die Studie eine
gute Basis.


Erstveröffentlicht bei:

https://www.wien.gv.at/presse/2019/04/25/studie-kommunen-haengen-private-bei-daseinsvorsorge-ab-wien-internationales-vorbild


Anmerkungen:

[1] https://www.wien.gv.at/presse/

[2] http://www.politikberatung.or.at/fileadmin/studien/oeffentliche_dienstleistungen/Rekommu_online.pdf

[3] https://www.housingforall.eu/de/wohnen-muss-bezahlbar-sein-fuer-alle/ 

[4] http://www.eurocities.eu/eurocities/home/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/443: Hamburg - Europa neu starten? mit Fabio De Masi, 02.05.2018


Europa neu starten?

Für die Mehrheit nicht für Konzerne

Diskussion mit Fabio De Masi

am Donnerstag, 2. Mai um 19 Uhr

Bürgerhaus Eidelstedt, Alte Elbgaustr. 12



Im Mai sind Europawahlen. Die EU der Konzerne ist ein Krisenherd:
Steuer-Leaks, der Brexit, der Euro, die Gelbwesten-Proteste ... Europa muss
sich neu erfinden! Aber wie?

Über die Zukunft der EU diskutiert mit Euch Fabio De Masi,
Bundestagsabgeordneter aus Hamburg und stellvertretender Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE im Bundestag sowie bis 2017 Abgeordneter des
Europäischen Parlaments.

Donnerstag, 2. Mai um 19 Uhr

Bürgerhaus Eidelstedt, Alte Elbgaustr. 12

 * 

Quelle:

Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Kieler Straße 689, 22527 Hamburg

Telefon: 040/30 22 71 77, Fax: 040/30 22 71 78

E-Mail: buero@linksfraktion-eimsbuettel.de

Internet: http://www.die-linke-eimsbuettel.de
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ARBEIT/2935: Der Arbeitsmarkt im April 2019 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 30. April 2019

Der Arbeitsmarkt im April 2019 - Anhaltender Beschäftigungsaufbau 



"Mit der anhaltenden Frühjahrsbelebung sind Arbeitslosigkeit und
Unterbeschäftigung im April erneut gesunken, die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nimmt weiter zu, und die
Nachfrage der Betriebe nach neuen Mitarbeitern bewegt sich auf einem sehr
hohen Niveau.", sagte der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit
(BA), Detlef Scheele, heute anlässlich der monatlichen Pressekonferenz in
Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im April: -72.000 auf 2.229.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -155.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: -0,2 Prozentpunkte auf 4,9 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit 

Im Zuge der Frühjahrsbelebung ist die Arbeitslosigkeit von März auf April
um 72.000 auf 2.229.000 gesunken. Bereinigt um die saisonalen Einflüsse
wird für den April ein Rückgang um 12.000 im Vergleich zum Vormonat
errechnet. Gegenüber dem Vorjahr waren 155.000 weniger Menschen arbeitslos
gemeldet. Die Arbeitslosenquote sank um 0,2 Prozentpunkte auf 4,9 Prozent.
Im Vergleich zum April des vorigen Jahres hat sie sich um 0,4 Prozentpunkte
verringert. Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt
ermittelte Erwerbslosenquote belief sich im März auf 3,5 Prozent.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit
berücksichtigt, ist saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 5.000
gestiegen. Insgesamt lag die Unterbeschäftigung im April 2019 bei 3.198.000
Personen. Das waren 154.000 weniger als vor einem Jahr.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die
Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im März saisonbereinigt
gegenüber dem Vormonat um 33.000 erhöht. Mit 44,94 Millionen Personen fiel
sie im Vergleich zum Vorjahr um 491.000 höher aus. Das Plus beruht weit
überwiegend auf dem Zuwachs bei der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung. Diese ist im Vergleich zum Vorjahr um 671.000 gestiegen.
Insgesamt waren im Februar nach hochgerechneten Angaben der BA 33,22
Millionen Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt.
Saisonbereinigt ergibt sich von Januar auf Februar ein Anstieg um 48.000.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach neuen Mitarbeitern bleibt auf einem hohen Niveau. Im
April waren 796.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet, 11.000 mehr als vor
einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich der Bestand der bei der BA gemeldeten
Arbeitsstellen leicht um 4.000 Stellen verringert. Der Stellenindex der BA
(BA-X) - ein Indikator für die Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland
- sank im April 2019 um 1 Punkt auf 252 Punkte. Er liegt damit 1 Punkt über
dem Vorjahreswert.

Geldleistungen

733.000 Personen erhielten im April 2019 Arbeitslosengeld, 26.000 mehr als
vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag im April bei 4.001.000.
Gegenüber April 2018 war dies ein Rückgang von 230.000 Personen. 7,3
Prozent der in Deutschland lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter waren
damit hilfebedürftig.

Ausbildungsmarkt 

Von Oktober 2018 bis April 2019 meldeten sich bei den Agenturen für Arbeit
und den Jobcentern 418.000 Bewerber für eine Ausbildungsstelle, 10.000
weniger als im Vorjahreszeitraum. Von diesen waren 251.000 im April noch
auf der Suche. Gleichzeitig waren 480.000 Ausbildungsstellen gemeldet,
5.000 mehr als vor einem Jahr. Davon waren im April noch 268.000
Ausbildungsstellen unbesetzt. Am häufigsten wurden Ausbildungsstellen
gemeldet für angehende Kaufleute im Einzelhandel (30.000), für Kaufleute
für Büromanagement (19.000) sowie für Verkäuferinnen und Verkäufer
(18.000). Der Ausbildungsmarkt ist im April aber noch sehr stark in
Bewegung. Deshalb ist es für eine fundierte Bewertung zu früh.



Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 16 vom 30.04.2019

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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ARBEIT/2934: Zum Tag der Arbeit - Paritätischer fordert arbeitsmarktpolitische Offensive (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 29. April
2019

Zum Tag der Arbeit: 

Paritätischer fordert arbeitsmarktpolitische Offensive



Anlässlich des Tags der Arbeit am 1. Mai weist der Paritätische
Wohlfahrtsverband auf die horrende Armut auch unter Erwerbstätigen hin.
Nach Berechnungen des Paritätischen ist jede*r dritte erwachsene Arme in
Deutschland erwerbstätig. Der Verband fordert in einem Vier-Punkte-Plan die
Ausgestaltung eines fairen Arbeitsmarktes.

Der Paritätische kritisiert massive Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt. "Die
Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt sind politisch hausgemacht. Teile unseres
Wohlstands wurden durch eine Entfesselung des Marktes zu Lasten der
Menschen erzielt. Es ist an der Zeit, dass Politik die Fehler der
Vergangenheit korrigiert und endlich wieder für faire Bedingungen auf dem
Arbeitsmarkt sorgt", so Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands. Sachgrundlose Befristungen, niedrige Löhne,
Zeit- und Leiharbeit dienten zwar den Interessen der Wirtschaft, nicht
jedoch denen der Beschäftigten. "Wir brauchen einen Arbeitsmarkt, der nicht
mit Priorität den Verwertungsinteressen von Unternehmen, sondern mindestens
in gleicher Weise den Menschen verpflichtet ist", fordert Schneider.

Ein Kernproblem laut Paritätischem Wohlfahrtsverband ist, dass der
wachsende Wohlstand durch einen massiven Abbau von Schutzrechten und einer
überzogenen Liberalisierung auf dem Arbeitsmarkt erkauft worden sei und das
Phänomen der "Armut trotz Arbeit" bisher politisch verharmlost werde. Laut
Paritätischem Armutsbericht sind ein Drittel der erwachsenen Armen
erwerbstätig, vier von zehn der erwerbstätigen Armen arbeiten dabei sogar
in Vollzeit. "Armut trotz Arbeit ist entgegen der weit verbreiteten Annahme
eben keinesfalls hauptsächlich ein Problem von Minijobs", so Schneider.

In einem Vier-Punkte-Plan fordert der Paritätische armutsfeste
Mindestlöhne, die auch zuverlässig vor Armut im Alter schützen (derzeit
notwendig: 12,80 Euro), die Abschaffung sachgrundloser Befristungen, die
Bekämpfung von Missbrauch bei Leiharbeit und eine bessere soziale
Absicherung von Minijobbern. "Es braucht eine anspruchsvolle Arbeitsmarkt-
und Mindestlohnpolitik, die endlich wieder eine faire Balance zwischen den
Interessen von Unternehmen auf der einen Seite und den Menschen auf der
anderen Seite herstellt", so Schneider.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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TOURISTIK/445: Online-Bewertungen kaufentscheidend bei Reisebuchungen (idw)


IUBH Internationale Hochschule GmbH - 29.04.2019

Online-Bewertungen kaufentscheidend bei Reisebuchungen



Daumen hoch oder runter: Kundenbewertungen im Internet spielen bei
Kaufentscheidungen inzwischen eine große Rolle - das gilt insbesondere für
Reise- und Hotelbuchungen. Wie hoch hierbei der Einfluss bei der wichtigen
Gruppe der "Digital Natives" ist und wie Bewertungen auf Websites
eingebunden sein sollten, hat nun eine Studie* der IUBH Internationalen
Hochschule untersucht. Das Ergebnis zeigt: Die große Mehrheit vertraut
Kundenbewertungen. Reiseunternehmen sollten daher Bewertungen als
wichtigen Entscheidungsfaktor verstehen, der ihren Kunden
vertrauenswürdige, authentische und aufschlussreiche Informationen
liefert.

Online-Bewertungen spielen eine entscheidende Rolle bei der Buchung
"Bewertungsplattformen im Internet geben Kunden die Möglichkeit, ihre
Meinung zu einer Reise einfach und anonym einer großen Leserschaft
zugänglich zu machen", so Prof. Dr. Ina zur Oven-Krockhaus,
Studiengangsleiterin Tourismuswirtschaft der IUBH Duales Studium, die
zusammen mit ihren Kollegen Prof. Dr. Pascal Mandelartz und Jan Steffen
die Studie erstellte. "Der Konsument erhebt sich damit als Mini-Influencer
selbst zum Reiseexperten." Umgekehrt werden Kundenrezensionen insbesondere
bei der Generation der 18- bis 28-jährigen als vertrauenswürdig und
authentisch wahrgenommen. Sie haben damit große Bedeutung bei der
Kaufentscheidung. Die wichtigsten Ergebnisse der Studie lassen sich
folgendermaßen zusammenfassen:

Bedeutung: Für 83% der digitalen Zielgruppe spielen
Online-Bewertungen eine wichtige oder sehr wichtige Rolle für die eigene
Buchungsentscheidung. Ihre eigene Reise bewerten 40% bei Zufriedenheit,
42% bei Unzufriedenheit. 34% bewerten immer eigene Reisen.

Charakteristika: Als besonders vertrauensvoll empfinden junge
Reisende einen authentischen Schreibstil (73%), detaillierte Angaben (69%)
sowie Bewertungen (66%), die nicht älter als 3 Monate sind.

Bewertungsquellen: Bei Hotelbuchungen vertrauen die Kunden besonders
den Bewertungen auf Boo-king.com (68%), gefolgt von Google (61%),
TripAdvisor und Expedia (jeweils 30%).

Darstellung: 68% der Befragten bevorzugen aufgrund ihrer
Übersichtlichkeit numerische Skalen zur Darstellung von Bewertungen. 51%
favorisieren eine Kombination aus visueller (z. B. anhand von Sternen) und
Text-Darstellung. 29% bevorzugen Widgets - also grafische Fenster, die sich
mit einem Klick auf ein in der Webseite eingebundenes Symbol als
Extrafenster im Browser öffnen.

Fazit: Kunden wünschen sich Übersichtlichkeit und Authentizität bei
Informationsbeschaffung

"Wer sich im Internet bewegt, ist dauerhaft von einer Mischung aus
klassischer Werbung, Social Media-Beiträgen, Anzeigen, Product Placements,
aber auch Missinformationen umgeben", beschreibt Mandelartz das Umfeld.
"In Zeiten der Informationsüberflutung wünschen sich Kunden unserer Studie
zufolge daher weniger Komplexität, einfache und übersichtliche Gestaltung
sowie verifizierte Authentizität." Entscheidend im Wettbewerb sei es für
Reiseunternehmen daher, Kunden mit Informationen zu versorgen, die einfach
zu konsumieren und zu vergleichen sind. "Zusammenfassungen und
Hervorhebungen der relevantesten Merkmale einer Unterkunft anhand von
Reviews, Scores und Widgets kombiniert mit visuellem professionellem
Content der Reiseunternehmen und User Generated Content sprechen junge
Reisende an und helfen ihnen die bestmögliche Buchungsentscheidung zu
treffen", fasst zur Oven-Krockhaus die Ergebnisse zusammen.

(*) Die Studie untersucht das Verhalten von Konsumenten im Alter von 18 bis
28 Jahren, die über eine Nachbildung der TUI-Buchungsseite Fake-Buchungen
durchgeführt haben. Dabei handelt es sich nicht um Echtbuchungen. Die
Daten von gesamt 322 Personen wurden von Juni bis August 2018 erhoben.


Weitere Informationen unter:

https://www.iubh-university.de/forschung/publikationen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2019

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IUBH Internationale Hochschule GmbH, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06913: Im Rausche eines blinden Angriffs (SB)


Ach, wie plötzlich kann sich das Geschick eines Spielers ins
unumkehrbare Verderben wenden, eines Spielers, der eben noch alle
Zügel des Angriffs mit grimmiger Entschlossenheit in Händen hielt.
Doch dann, als der Gegenspieler zuletzt mit 1...Dc7-c5! den denkbar
besten Abwehrzug ausführt, steigt ihm der nahe Sieg zu Kopfe, und ehe
er sich selbst zur Mäßigung und Bedachtsamkeit aufrufen kann, betritt
er schon den Weg ohne Wiederkehr in den Verlust. Weiß spielte nun eben
wie ein junges ungezügeltes Blut, berauscht von einem Angriff, der
sich nur in seinem Geiste erfolgversprechend ausnahm, 2.g6xh7+? und
mußte im heutigen Rätsel der Sphinx nach 2...Kg8-h8 3.Df2xc5 Tc8xc5
4.Ld2-f4 g7xf6 5.Sc1-e2 Sc4-e5 6.Lf4-e3 Tc5-c8 7.Th1-g1 Kh8xh7 8.h5-h6
b4-b3! 9.c2xb3 a4xb3 10.a2-a3 Se5xd3 11.Td1xd3 Ld7-b5 12.Td3-d2 Tc8-c2
bald schon kapitulieren. Wie bedauerlich, wenn man bedenkt, wie schön
er hätte siegen können, Wanderer, mit reiferer Überlegung.






[image: SCHACH-SPHINX/06913: Im Rausche eines blinden Angriffs (SB)]



Neschmetdinow - Taimanow

Baku 1951


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß ließ sich von 1...Dd8-c7 nicht ins Bockshorn jagen und erwiderte
kampfeslustig 2.Lh4xf6!, denn nach 2...Dc7-c2+ 3.Kb1-a1 La6xe2 -
3...Dc2xe2 4.De1-g3 - 4.Td1-d2 wurde 4...g7xf6 zur bitteren
Notwendigkeit: 5.Td2xc2 Tc8xc2 6.Sh3-f4 Le2-c4 7.Sf4-h5 Tc2xg2 -
7...Tf8-d8 8.De1-g3+ Kg8-f8 9.d5-d6 - 8.Th1-g1 Tg2-g6 9.Sh5xf6+ Kg8-g7
10.Sf6-h5+ Kg7-g8 11.Tg1xg6+ f7xg6 12.De1-g3 und Schwarz gab auf. Auf
12...Lc4-d3 wäre einfach 13.e3-e4 gefolgt.



Erstveröffentlichung am 1. Mai 2006
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SCHULE/565: Die Ganztagsschule kann noch mehr (idw)


DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation -
29.04.2019

Die Ganztagsschule kann noch mehr



Eine repräsentative Befragung von Schulleitungen macht deutlich: Die
Ganztagsschule bildet eine zentrale Grundlage für die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie. Sie stellt vor allem für jüngere Kinder ein
verlässliches und vielfältiges Betreuungsangebot bereit. Die
Ganztagsschule hat auch das Potenzial, Inklusion und Integration gezielt
zu unterstützen und Kindern aus allen Bevölkerungsschichten die Teilhabe
an ihren Angeboten zu ermöglichen. Gerade hier besteht aber
Verbesserungsbedarf - genau wie bei der Schulqualität. Besondere Probleme
bereitet es, Personal zu gewinnen, was auch Implikationen für den
Rechtsanspruch auf ganztägige Betreuung im Grundschulalter mit sich
bringen könnte.

An der bundesweit repräsentativen Online-Befragung - der dritten ihrer Art
nach 2012 und 2015 - haben insgesamt 1.355 Schulleitungen von
Ganztagsschulen aus drei Gruppen teilgenommen: Grundschulen, Schulen der
Sekundarstufe I (ohne Gymnasien) und Gymnasien. Die Befragung wurde im
Rahmen der langfristig angelegten Studie zur Entwicklung von
Ganztagsschulen (StEG) von März bis Mai 2018 durchgeführt. Die Ergebnisse
liegen jetzt in einem Bericht vor. Hier eine Auswahl zentraler Befunde:

Betreuungssituation an Ganztagsschulen - vor allem im Grundschulbereich:

Rund zwei Drittel aller Schulen in Deutschland sind nach aktuellen Zahlen
der KMK ganztägig organisiert - 2005 lag ihr Anteil noch bei einem
Viertel. Vor diesem Hintergrund veranschaulicht der Bericht die Bedeutung
der Ganztagsschule für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie: Neun von
zehn der befragten Grundschulen bieten an mindestens vier Tagen pro Woche
einen Ganztagsbetrieb an, was auch auf die Mehrheit der Schulen in der
Sekundarstufe zutrifft. Die Öffnungszeiten umfassen im Schnitt rund acht
Stunden. Ganztagsgrundschulen, die mit einem Hort kooperieren, haben sogar
mehr als neuneinhalb Stunden geöffnet. Die Forscher des StEG-Konsortiums
ordnen ein: "Der vorliegende Bericht bestätigt, dass Ganztagsschulen eine
verlässliche Betreuung von Kindern anbieten und damit ihre grundlegende
sozial- und familienpolitische Funktion erfüllen." Nichtsdestotrotz zeigen
sich auch Engpässe: Zwar gibt es an der Mehrheit der Grundschulen eine
Ferienbetreuung, aber die Ferienzeiten werden nicht komplett abgedeckt -
ein Problem für erwerbstätige Eltern. Und vor allem an Grundschulen fehlen
noch Ganztagsplätze: An 17 Prozent dieser Schulen übersteigt die Zahl der
Anmeldungen das Platzangebot, auch wenn dieser Anteil gegenüber den
vorherigen Befragungen gesunken ist.

Der im Koalitionsvertrag der Bundesregierung vereinbarte Rechtsanspruch
auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder ab 2025 wurde zwar in der
Befragung nicht thematisiert, dennoch zieht Professor Dr. Eckhard Klieme
vom DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation,
der Sprecher des StEG-Konsortiums, auf Basis dieser Befunde folgenden
Schluss: "Der Rechtsanspruch ist ein konsequenter und wichtiger Schritt
für die weitere Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Er
ist auch ein ambitionierter Schritt - gerade wenn man das Potenzial der
Ganztagsschule für bessere Bildung in unserem Land voll erschließen will."

Angebot und Teilhabe:

Fast alle Ganztagsschulen machen sportliche (mehr als 95 Prozent) und
musisch-kulturelle (mehr als 90 Prozent) Angebote. Lernunterstützung steht
ebenfalls im Fokus. Mehr als zwei Drittel der Schulen bieten zum Beispiel
Hausaufgabenbetreuung oder spezifische Fördermaßnahmen an. Einige Angebote
werden jedoch im Vergleich zu den früheren Erhebungen an weniger Schulen
durchgeführt. Auffallend ist etwa der Rückgang bei den Angeboten zu neuen
Medien - um mehr als zehn Prozentpunkte gegenüber 2012. Dennoch gibt es an
Ganztagsschulen nach wie vor vielfältige außerunterrichtliche
Bildungsmöglichkeiten, die auch Kindern aus sozial benachteiligten
Familien offenstehen. Die Wissenschaftler betonen aber: "Wer für breite
Teilhabe und Chancengleichheit sorgen möchte, sollte auch die finanzielle
Belastung von Eltern überdenken." Das Mittagessen ist zum Beispiel nach
wie vor fast durchgehend kostenpflichtig und teurer als etwa an den Mensen
von Hochschulen. Zumindest ist der Anteil der Grundschulen, die generelle
Beiträge verlangen, auf knapp die Hälfte zurückgegangen und
schulübergreifend fallen seltener Beiträge für einzelne Angebote an.

Inklusion und Integration:

Die große Mehrheit der Schulen bietet gemeinsame Ganztagsangebote für alle
Lernenden an. Das betrifft zum einen Schülerinnen und Schüler mit
sonderpädagogischem Förderbedarf, zum anderen Kinder mit nicht-deutscher
Herkunftssprache oder Fluchterfahrung. Allerdings sehen weniger als die
Hälfte der Grundschulen und nur ein Drittel der Schulen der Sekundarstufe
I (ohne Gymnasien) in ihrem Konzept vor, Inklusion und Integration gezielt
durch den Ganztag zu unterstützen. An Gymnasien sind es sogar nur elf
Prozent. Zudem sind die Räume an allen Schulen häufig nicht barrierefrei,
und weniger als die Hälfte der Schulleitungen gibt an, eine für
Integration und Inklusion geeignete Ausstattung zu haben. Vor allem die
Personalnot sticht heraus. "Will man Inklusion und Integration durch den
Ganztag unterstützen, braucht es gute Konzepte und zusätzliche Mittel", so
die StEG-Verantwortlichen.

Strukturelle Rahmenbedingungen und Entwicklung der Schulqualität:

An der überwiegenden Mehrzahl der Schulen ist eine Teilnahme am Ganztag
freiwillig, ähnlich wie 2012 und 2015. Das Modell scheint sich etabliert
zu haben. Zugleich zeigt der Bericht, dass an diesen weniger
verpflichtenden Ganztagsschulen seltener Maßnahmen zur Weiterentwicklung
des Ganztags stattfinden - zum Beispiel Fortbildungen. Auch werden die
pädagogischen Möglichkeiten nach wie vor nicht ausgeschöpft:
Beispielsweise gehört die Erweiterung der Lernkultur an etwa einem Drittel
der Grundschulen und der Schulen der Sekundarstufe I (ohne Gymnasien)
sowie an fast der Hälfte der Gymnasien nicht zum Ganztagskonzept. Als mit
Abstand größtes Problem für die Weiterentwicklung der Schulen nennen die
Leitungen die Rekrutierung von geeignetem zusätzlichem Personal.
Verbesserungsbedarf besteht zudem bei der Kooperation zwischen dem
Lehrerkollegium und den zusätzlichen Fachkräften. Ein Viertel aller
Leitungen der Grundschulen gibt sogar an, dass die Lehrkräfte die
Weiterentwicklung des Ganztags nicht unterstützen. An den Schulen der
Sekundarstufe I inklusive der Gymnasien fällt dieser Anteil mit einem
Drittel noch höher aus. "Wenn das Ziel einer qualitativ hochwertigen
Bildung und Förderung an den Ganztagsschulen weiterhin verfolgt werden
soll, muss das Augenmerk verstärkt auf die pädagogische Schulentwicklung
und die multiprofessionelle Zusammenarbeit gelegt werden", resümiert das
Konsortium. Eckhard Klieme ergänzt: "Ein Rechtsanspruch auf ganztägige
Betreuung sollte mit einer hohen Bildungsqualität verknüpft sein - im
Unterricht genau wie in den außerunterrichtlichen Angeboten."


Der gesamte Bericht zu den Ergebnissen der Schulleitungsbefragung steht
online zur Verfügung:

www.projekt-steg.de/news/bundesbericht201718

Die Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen (StEG) wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert und seit 2005
durchgeführt. Zentrale Verantwortung für die Studie hat ein Konsortium,
das sich aus leitenden Wissenschaftlern von vier Forschungseinrichtungen
zusammensetzt: dem DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und
Bildungsinformation (Koordination der Studie), dem Deutschen
Jugendinstitut (DJI), dem Institut für Schulentwicklungsforschung der
Technischen Universität Dortmund (IFS) und der Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU).

Weitere Informationen unter:

http://www.projekt-steg.de/news/bundesbericht201718 

- der gesamte Bericht zu den Ergebnissen der Schulleitungsbefragung

http://www.projekt-steg.de

- mehr zur Studie zur Entwicklung für Ganztagsforschung (StEG)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution270

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/535: Wie Babys die Welt begreifen - Verstehen lernt man nicht vor dem Bildschirm (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 29.04.2019

Wie Babys die Welt begreifen: Verstehen lernt man nicht vor dem
Bildschirm

Abteilung Entwicklungspsychologie der Justus-Liebig-Universität Gießen
präsentiert Ergebnisse aktueller Studien und stellt Trainingsprogramm für
Eltern vor



Wie Säuglinge eine Gedankenwelt aufbauen und allmählich denken lernen,
untersucht die Abteilung Entwicklungspsychologie der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU). In aktuellen Studien konnte die
Forschergruppe unter der Leitung von Prof. Dr. Gudrun Schwarzer zeigen,
dass sich Babys neue Gegenstände besonders gut merken und vorstellen
können, wenn sie diese genau betrachten und dabei gleichzeitig mit den
Fingern abtasten. Gerade das Abfahren der Kanten und Oberflächen mit den
Fingern ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass die Babys eine genaue
Vorstellung von einem Gegenstand entwickeln können, auch wenn sie diesen
nicht mehr sehen. Damit widerlegt das Gießener Team frühere
wissenschaftliche Thesen. Lange Zeit ging man auch in der
Entwicklungsforschung davon aus, dass nur ältere Kinder und Erwachsene zu
solch höheren Denkleistungen fähig seien. In aufwändigen Studien konnten
die Gießener Entwicklungspsychologinnen jedoch nachweisen, dass schon
Babys zu derartigen Leistungen in der Lage sind.

"Babys, die Objekte sorgfältig mit Blicken und Fingern erkunden, können
sich solche Objekte nicht nur im Geiste gut vorstellen, sie können diese
in ihrer Vorstellung beispielsweise auch drehen", erläutert Prof.
Schwarzer. Das auf diese Weise verinnerlichte Wissen über bestimmte
Gegenstände helfe den Babys auch, diese im richtigen Moment anzuschauen
und rechtzeitig zu ergreifen, selbst wenn sich die Gegenstände bewegen.
Diese Fähigkeit bzw. Fertigkeit sei entscheidend, um im Alltag sicher mit
Objekten umzugehen und damit erfolgreich Handlungen auszuführen.

Die Forscherinnen und Forscher am Fachbereich 06 der JLU haben inzwischen
ein Trainingsprogramm erstellt, mit dem Eltern ihren Kindern das
Erkundungsverhalten von Gegenständen beibringen können. Das Forschungsteam
macht in diesem Zusammenhang zugleich deutlich, dass gerade bei jungen
Kindern erfolgreiches Lernen und Verstehen nicht vor dem Fernseher oder
Tablet stattfindet. "Kinder brauchen vielmehr eigene Aktivität und reale
Erfahrungen mit Gegenständen, um über sie Wissen zu verinnerlichen",
appelliert Prof. Schwarzer an alle Eltern, Erzieherinnen und Erzieher
sowie an Betreuerinnen und Betreuer beispielsweise in Krabbelgruppen.

Dankbar ist das Gießener Team aus der Abteilung für
Entwicklungspsychologie den zahlreichen Familien aus Gießen und Umgebung,
die durch ihre Bereitschaft zur Studienteilnahme die aktuellen
Forschungsergebnisse erst möglich gemacht hatten. Viele Mütter oder Väter
hatten mit ihren Babys und Kleinkindern das Forschungsteam im
Philosophikum I der JLU besucht. "Sie alle haben mitgeholfen
herauszufinden, auf welche Weise Babys denken lernen und wie die Weichen
dafür gerade im ersten Lebensjahr geschaffen werden", betont Prof.
Schwarzer. Das Gießener Team will nun weitere Faktoren untersuchen, die
für das frühkindliche Lernen und Verstehen entscheidend sind. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler freuen sich daher sehr über alle
Eltern, die an den Folgestudien teilnehmen.


Interessierte Eltern sind herzlich eingeladen, sich telefonisch
(0641 99-26003) oder über die Homepage
(www.uni-giessen.de/fbz/fb06/psychologie/abt/ep/info)
mit der Abteilung für Entwicklungspsychologie in Verbindung zu setzen.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-giessen.de/fbz/fb06/psychologie/abt/ep/info

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1272: Theater Erlangen - "Oleanna" von David Mamet, 10. und 11.5.2019


THEATER ERLANGEN

Oleanna

Ein Machtspiel von David Mamet

VORSTELLUNGEN

10.05.19 | 20.00 Uhr | Garage

11.05.19 | 15.00 Uhr | Garage



Nachdem Universitätsprofessor John ein Referat der Studentin Carol als
nicht bestanden benotet hat, bietet er ihr Nachhilfe an, mit der
Aussicht, sie den Kurs doch noch bestehen zu lassen. Mehr nicht? Oder
doch? Carol bezichtigt ihren Professor der sexuellen Belästigung. Ob
zu Recht oder aus Rache liegt allein im Auge des Betrachters.

Regie: Jakob Arnold

Mit: Hermann Große-Berg, Janina Zschernig

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/877: Lübeck - Monatsübersicht für den Mai 2019


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Monatsübersicht für den Mai 2019



02. Mai 2018 - Donnerstag

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Leonard Cohen I'm a hotel - songs of love and

hate

von Pit Holzwarth

Uraufführung

03. Mai 2018 - Freitag

11.00 Uhr | Landschaftszimmer | freier Verkauf

Wiederaufnahme Fighter

Klassenzimmerstück über Homosexualität und

Rollenbilder von Philipp Romann/Knut Winkmann ·

Für Jugendliche ab der 9. Klasse

Schulvorstellung

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Dreigroschenoper

von Bertolt Brecht · Musik von Kurt Weill

Einführung um 19.00 Uhr im Mittelrangfoyer

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Caligula von Albert Camus

04. Mai 2018 - Samstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Werther

Oper von Jules Massenet · Libretto von Edouard

Blau, Paul Milliet und Georges Hartmann nach

»Die Leiden des jungen Werthers« von Johann

Wolfgang von Goethe

In französischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

Theater Lübeck Besucherring Abo (Samstags)

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

05. Mai 2018 - Sonntag

14.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Familienvorstellung

Der fliegende Holländer für Kinder

Oper nach Richard Wagner für Kinder ab 6 Jahren

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

15.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Gastspiel Niederdeutsche Bühne Lübeck

Een Hart ut Schokolaad oder Heinrich sien

»sötes Leven«

Komödie von Valerie Setaire · Deutsch von

Angela Burmeister · Niederdeutsch von Ulrike

Stern und Rolf Petersen

16.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Familienvorstellung

Der fliegende Holländer für Kinder

Oper nach Richard Wagner für Kinder ab 6 Jahren

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

A Quiet Place

Oper von Leonard Bernstein · Kammerfassung von

Garth Edwin Sunderland, Libretto von Stephen

Wadsworth

In englischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Lübecker Erstaufführung

Abo der Volksbühne

06. Mai 2018 - Montag

09.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Schulvorstellung

Der fliegende Holländer für Kinder

Oper nach Richard Wagner für Kinder ab 6 Jahren

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

11.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Schulvorstellung

Der fliegende Holländer für Kinder

Oper nach Richard Wagner für Kinder ab 6 Jahren

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

07. Mai 2018 - Dienstag

09.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Schulvorstellung

Der fliegende Holländer für Kinder

Oper nach Richard Wagner für Kinder ab 6 Jahren

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

11.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Schulvorstellung

Der fliegende Holländer für Kinder

Oper nach Richard Wagner für Kinder ab 6 Jahren

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

08. Mai 2018 - Mittwoch

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub 1: Eine Produktion mit Jugendlichen

Der Besuch der alten Dame

von Friedrich Dürrenmatt · Für Jugendliche ab

14 Jahren

09. Mai 2018 - Donnerstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Eintritt 32,- / 26,- / 20,- / 14,- Euro (erm.

20,- / 18,- / 11,- Euro) | Gastspiel

Comedy, Kabarett und anrührende Momente

Alfons - Jetzt noch deutscherer

Alfons erzählt die Geschichte seiner

Deutschwerdung

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub 1: Eine Produktion mit Jugendlichen

Der Besuch der alten Dame

von Friedrich Dürrenmatt · Für Jugendliche ab

14 Jahren

20.30 Uhr | Kommunales Kino »KOKI« | freier

Verkauf | Eintritt 6,- Euro (erm. 4,50 Euro),

Karten nur im KOKI. Bei Besuch der Inszenierung

»Istanbul« im Theater Lübeck gibt es 10% Rabatt

auf das Kinoticket im KOKI und andersherum |

Sonderveranstaltung

Film & Theater

Eine Kooperation zwischen dem Theater Lübeck

und dem Kommunalen Kino »KOKI«

Film: »Crossing the Bridge - The Sound of

Istanbul«

10. Mai 2018 - Freitag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Premiere

Don Giovanni

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart · Libretto von

Lorenzo Da Ponte

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Patti Smith: Wahrheit ist in allen Dingen

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth

Uraufführung

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

zum letzten Mal: Rückkehr nach Reims

nach Didier Eribon · Deutsch von Tobias

Haberkorn · für die Bühne bearbeitet von

Friederike Harmstorf

11. Mai 2018 - Samstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Dreigroschenoper

von Bertolt Brecht · Musik von Kurt Weill

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Caligula von Albert Camus

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

12. Mai 2018 - Sonntag

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

West Side Story

nach einer Idee von Jerome Robbins · Buch von

Arthur Laurents · Musik von Leonard Bernstein ·

Gesangstexte von Stephen Sondheim · Deutsche

Fassung von Frank Thannhäuser und Nico Rabenald

· Die Uraufführung wurde inszeniert und

choreographiert von Jerome Robbins · Original-

Broadwayproduktion von Robert E. Griffith und

Harold S. Prince in Übereinkunft mit Roger L.

Stevens

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

18.30 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Eintritt 10,- Euro (erm. 7,- Euro) |

Sonderveranstaltung

Actor's Studio: Mehr Meer ...

Ein Liederabend mit Texten aus »Undine geht«

von Ingeborg Bachmann

13. Mai 2018 - Montag

18.30 Uhr | Kammerspiele | Eintritt frei |

Kostprobe Drei Schwestern

von Anton Tschechow · Deutsch von Elina Finkel

15. Mai 2018 - Mittwoch

11.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Schulvorstellung

4. Kinderkonzert: Flederelfens Fantasy Flausen

Ein phantastisches Tanztheater-Abenteuer für

Kinder und Jugendliche von Shiao Ing Oei

Eine Kooperation mit der Musik- und Kunstschule

Lübeck und der Grund- und Gemeinschaftsschule

St. Jürgen und der Schule an der Wakenitz

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Sunset Boulevard

Musik von Andrew Lloyd Webber · Buch und

Gesangstexte von Don Black und Christopher

Hampton · Basierend auf dem Film von Billy

Wilder · Deutsch von Michael Kunze · Mit Gitte

Haenning als Norma Desmond

Lübecker Erstaufführung

16. Mai 2018 - Donnerstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal: Boris Godunow

Oper von Modest Mussorgsky (Urfassung von 1869)

Libretto vom Komponisten nach dem

gleichnamigen Drama von Alexander Puschkin ·

Deutsch von Bettina Bartz und Werner Hintze

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit dem

Staatstheater Nürnberg und der GöteborgsOperan

17. Mai 2018 - Freitag

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Premiere: Drei Schwestern

von Anton Tschechow · Deutsch von Elina Finkel

18. Mai 2018 - Samstag

16.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub 4: Ein Projekt mit Kindern und

Jugendlichen

Wunderbrut von Theo Fransz

Für Kinder ab 8 Jahren

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

19. Mai 2018 - Sonntag

16.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Don Giovanni

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart · Libretto von

Lorenzo Da Ponte

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

16.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Familienvorstellung: Wer bin ich?

Mobile Oper von Margrit Dürr (Libretto) und

Julian Metzger (Komposition) für Kinder ab 3

Jahren

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Drei Schwestern

von Anton Tschechow · Deutsch von Elina Finkel

20. Mai 2018 - Montag

09.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Schulvorstellung: Wer bin ich?

Mobile Oper von Margrit Dürr (Libretto) und

Julian Metzger (Komposition) für Kinder ab 3

Jahren

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

19.30 Uhr | Gemeinnützige Lübeck | freier

Verkauf

8. Kammerkonzert: Slawische Meisterquintette

21. Mai 2018 - Dienstag

19.30 Uhr | Theater-Restaurant Dülfer | freier

Verkauf

Liebe geht durch den Magen

Ein Abend mit Musik aus Oper, Operette, Film

und Chanson von Imke Looft und Effi Méndez

22. Mai 2018 - Mittwoch

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Patti Smith: Wahrheit ist in allen Dingen

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth

Uraufführung

23. Mai 2018 - Donnerstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

West Side Story

nach einer Idee von Jerome Robbins · Buch von

Arthur Laurents · Musik von Leonard Bernstein ·

Gesangstexte von Stephen Sondheim · Deutsche

Fassung von Frank Thannhäuser und Nico Rabenald

· Die Uraufführung wurde inszeniert und

choreographiert von Jerome Robbins · Original-

Broadwayproduktion von Robert E. Griffith und

Harold S. Prince in Übereinkunft mit Roger L.

Stevens

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Dogville von Lars von Trier 

dramatisiert von Christian Lollike

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer, Im

Anschluss an die Vorstellung lädt das Ensemble

zu »Donnerstag im Dülfer« ein.

24. Mai 2018 - Freitag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

A Quiet Place

Oper von Leonard Bernstein · Kammerfassung von

Garth Edwin Sunderland, Libretto von Stephen

Wadsworth

In englischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Lübecker Erstaufführung

Gemeinnützige Theaterabo

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Theatertag (11,- Euro)

Drei Schwestern

von Anton Tschechow · Deutsch von Elina Finkel

25. Mai 2018 - Samstag

15.00 Uhr | Treffpunkt vor dem Theater |

Eintritt 5,-/2,- Euro (begrenztes

Kartenkontingent) | Sonderveranstaltung

Familien-Theaterführung

für Eltern mit Kindern ab 8 Jahren

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Sunset Boulevard

Musik von Andrew Lloyd Webber · Buch und

Gesangstexte von Don Black und Christopher

Hampton · Basierend auf dem Film von Billy

Wilder · Deutsch von Michael Kunze · Mit Gitte

Hænning als Norma Desmond

Lübecker Erstaufführung

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Monty Python's Spamalot

Ein neues Musical, liebevoll zusammengeklaut

aus dem Kult-Film »Die Ritter der Kokosnuss«,

von Eric Idle und John Du Prez · Deutsch von

Daniel Große Boymann

26. Mai 2018 - Sonntag

11.00 Uhr | Musik- und Kongresshalle | freier

Verkauf

8. Sinfoniekonzert: Zweifel überwunden!

Einführung um 10.00 Uhr in der MuK

Abo K1

16.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Dreigroschenoper

von Bertolt Brecht · Musik von Kurt Weill

Theater Lübeck Besucherring Abo (Nachmittag)

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Caligula von Albert Camus

27. Mai 2018 - Montag

19.30 Uhr | Musik- und Kongresshalle | freier

Verkauf

8. Sinfoniekonzert: Zweifel überwunden!

Einführung um 18.30 Uhr in der MuK

Abo K2

29. Mai 2018 - Mittwoch

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Gastspiel Niederdeutsche Bühne Lübeck

Een Hart ut Schokolaad oder Heinrich sien

»sötes Leven«

Komödie von Valerie Setaire · Deutsch von

Angela Burmeister · Niederdeutsch von Ulrike

Stern und Rolf Petersen

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Premiere 

Quartett von Heiner Müller

30. Mai 2018 - Donnerstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

West Side Story

nach einer Idee von Jerome Robbins · Buch von

Arthur Laurents · Musik von Leonard Bernstein ·

Gesangstexte von Stephen Sondheim · Deutsche

Fassung von Frank Thannhäuser und Nico Rabenald

Die Uraufführung wurde inszeniert und

choreographiert von Jerome Robbins · Original-

Broadwayproduktion von Robert E. Griffith und

Harold S. Prince in Übereinkunft mit Roger L.

Stevens

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Tanz und Schauspiel

Die tonight, live forever oder Das Prinzip

Nosferatu

Die tonight, live forever oder Das Prinzip

Nosferatu von Sivan Ben Yishai

übersetzt von Maren Kames

Uraufführung

Kooperation des Theater Lübeck mit

backsteinhaus produktion und dem Theater Rampe

Gefördert im Fonds Doppelpass der

Kulturstiftung des Bundes

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Szenen einer Ehe

nach dem Film von Ingmar Bergman · Deutsch von

Renate Bleibtreu

31. Mai 2018 - Freitag

16.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

zum letzten Mal

Spielclub 4: Ein Projekt mit Kindern und

Jugendlichen

Wunderbrut von Theo Fransz

Für Kinder ab 8 Jahren

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Don Giovanni

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart · Libretto von

Lorenzo Da Ponte

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

Abo der Volksbühne

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Monty Python's Spamalot

Ein neues Musical, liebevoll zusammengeklaut

aus dem Kult-Film »Die Ritter der Kokosnuss«,

von Eric Idle und John Du Prez · Deutsch von

Daniel Große Boymann

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Mai 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16

D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Fax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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FORSCHUNG/082: Szenarien einer zukunftsfähigen Klärschlammentsorgung (idw)


HBC Hochschule Biberach - 24.04.2019

Forschungsprojekt untersucht Szenarien einer zukunftsfähigen
Klärschlammentsorgung



Wohin mit dem Klärschlamm? Über dieses brisante Thema diskutierten
jüngst Fachleute von 14 Kläranlagen und Behörden aus den Regionen
Donau-Iller, Allgäu, Hochrhein-Bodensee und Bodensee mit Experten der
Hochschule Biberach. Eine zukunftsfähige Klärschlammentsorgung ist
Teil des Forschungsprojektes "P-RückSÜD" der Hochschule Biberach, das
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert wird.

Unter der Leitung von Prof. Dr.-Ing. Ulrike Zettl und Prof. Dr. iur.
Gotthold Balensiefen, beide aus der Fakultät Bauingenieurwesen und
Projektmanagement der HBC, wird dabei untersucht, wie die
Entsorgungssicherheit der Klärschlämme zu vertretbaren Kosten
langfristig sichergestellt und die gesetzlichen Anforderungen zur
Phosphorrückgewinnung eingehalten werden können.

Die Kläranlagenbetreiber in den Regionen haben die Brisanz der
aktuellen Entsorgungslage frühzeitig erkannt und beteiligen sich an
dem Forschungsvorhaben. So steigen aktuell die Entsorgungspreise und
die Betreiber fragen sich, wie sie den Klärschlamm loswerden. Bereits
heute werden rund 40% der baden-württembergischen Klärschlämme
außerhalb des Bundeslandes thermisch verwertet. "Um eine langfristig
tragfähige Klärschlammentsorgung sicherzustellen, wäre es zielführend,
eine regionale Entsorgungsstruktur aufzubauen", so Jürgen Fromm vom
Regierungspräsidium Tübingen. "Strengerer Grenzwerte zwingen auch
immer mehr Betreiber aus anderen Bundesländern, ihre Klärschlämme
nicht mehr landwirtschaftlich auszubringen, sondern thermisch zu
verwerten", berichtete Ulrike Zettl. Damit drängen immense
Klärschlammmengen auf den sogenannten Verbrennungsmarkt und es werde
offensichtlich, dass die vorhandenen Verbrennungskapazitäten bei
weitem nicht ausreichend sind. In einigen Bundesländern führe dies
bereits zu einem eklatanten Entsorgungsnotstand. "Riesige
Zwischenlager werden gebaut und die Entsorgungskosten explodierten",
so die Professorin für Siedlungswasserwirtschaft der Hochschule
Biberach. Zwischenzeitlich wirke sich dies auch in Baden-Württemberg
aus: bestehende Entsorgungsverträge werden nicht verlängert, sondern
gekündigt. "Bei neuen Ausschreibungen zur Klärschlammentsorgung darf
man sich glücklich schätzen, überhaupt ein Angebot zu erhalten - wenn
auch zu deutlich höheren Preisen als bisher", skizziert die
Ingenieurin die aktuelle Situation.

Infolge der fehlenden landwirtschaftlichen Verwertung ist der
Nährstoffkreislauf unterbrochen und es muss Mineraldünger eingesetzt
werden. Die Nährstoffkomponente Phosphor muss hierfür importiert
werden. Um sich von den wenigen Ländern, die über Phosphorlagerstätten
verfügen, unabhängig zu machen und um Stoffkreisläufe zu schließen,
entschied sich die Politik 2017 dafür, eine Pflicht zur
Phosphor-Rückgewinnung aus Klärschlämmen einzuführen, damit dieser
Rohstoff in der Landwirtschaft oder Industrie wiederverwendet werden
kann. "Technisch eine anspruchsvolle Aufgabe, für die es bislang noch
keine gesicherten Verfahren mit mehrjähriger großtechnischer Erfahrung
gibt", erläutert Zettl. "Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass nur
wenige Kläranlagenbetreiber durch eine Phosphor-Abreicherung den ab
2029 geltenden gesetzlichen Anforderungen nachkommen können", so die
Professorin.

Ein Großteil der beteiligten Kläranlagen werde darauf angewiesen sein,
ihren phosphorhaltigen Klärschlamm thermisch behandeln zu lassen und
anschließend den Phosphor aus der Asche zurückzugewinnen, so die
Ingenieurin. Hierfür würden neue thermische Behandlungs- und
Phosphor-Rückgewinnungsanlagen benötigt. Diese könnten innerhalb der
Regionen durch kommunale Betriebe gebaut und betrieben oder aber durch
Ausschreiben der Dienstleistung an Drittfirmen zu den dann üblichen
Marktpreisen vergeben werden.

In den kommenden Wochen werden an der Hochschule Biberach und unter
der Leitung von Ulrike Zettl mehrere Szenarien ausgearbeitet, wie die
zukünftige Klärschlammentsorgung einschließlich der
Phosphorrückgewinnung gestaltet werden kann. Dabei werden nicht nur
technische Lösungen bewertet, sondern unter der Federführung von Prof.
Balensiefen genehmigungsrechtliche Aspekte beleuchtet und Wege zur
interkommunalen Zusammenarbeit aufgezeigt. Bei dem Treffen erinnerte
der Jurist daran, dass die Restmüllentsorgung vor 20 Jahren vor
ähnlichen Herausforderungen stand. "Heute zeigt sich, dass die
regionalen Abfallverbrennungsanlagen in öffentlicher Hand eine gute
Entscheidung waren".

Die möglichen Szenarien werden im regelmäßigen Austausch mit den
beteiligten Kläranlagenbetreibern und den Behörden entwickelt. Weitere
Fördergelder können, so die Professoren, für die Umsetzungsphase
beantragt werden. "Die Entscheidungen aber sind auf politischer Ebene
zu treffen", so Prof. Zettl.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714521

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution514

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HBC Hochschule Biberach - 24.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/286: NABU klagt gegen Planfeststellungsbeschluss zum Fehmarnbelt-Tunnel (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 30. April 2019

NABU
klagt gegen Planfeststellungsbeschluss zum Fehmarnbelt-Tunnel

Miller: Bedarf und Umweltschaden stehen in keinem Verhältnis



Berlin - Der NABU hat nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses
Klage beim Bundesverwaltungsgericht gegen den geplanten 
Fehmarnbelt-Tunnel eingereicht. Nach Einschätzung des NABU kollidiert 
das Vorhaben mit mehreren europäischen und nationalen Umweltrechtsnormen.

Der NABU kritisiert vor allem die Dimensionierung von Europas größtem
Infrastrukturprojekt, denn es gibt weder für die Straße noch für die
Schiene einen Bedarf, der ein so großes Bauwerk rechtfertigen könnte.
Aus diesem Grund hätte nach Auffassung des NABU der Schienenverkehr zu
Lasten des Straßenverkehrs gestärkt werden müssen. "Die Planer haben
statt einer vernünftig ausgelasteten Bahnverbindung einen kombinierten
Eisenbahn- und Straßentunnel geplant. Ein auf 100 Jahre angelegtes
Projekt dieser Größenordnung ist komplett überdimensioniert. Mit Blick
auf den wachsenden Druck durch die Klimakrise ist vor allem eine
weitere Förderung des Straßenverkehrs völlig unverantwortlich", so
Leif Miller, Bundesgeschäftsführer des NABU. "Politik und Wirtschaft
sollten sich nicht nur in Sonntagsreden zu mehr Klima- und Naturschutz
bekennen, sondern endlich auch entsprechend handeln. Dazu gehört auch,
fragwürdige Projekte nach 20 Jahren Planung unter Umständen ganz
fallen zu lassen, zumindest aber veränderten Rahmenbedingungen
anzupassen."

Der zu erwartende Schaden durch den riesigen kombinierten Straßen- und
Bahntunnel im Meeresschutzgebiet Fehmarnbelt ist extrem groß. Der
geringe Bedarf und die ökologischen Schäden für Fischlaichgebiete,
artenreiche Sandbänke und Riffe stehen in keinem Verhältnis. Die
Gewässer der Insel Fehmarn sind zudem von großer Bedeutung für
Deutschlands einzigen heimischen Wal, den streng geschützten
Schweinswal.

"Insgesamt ist der ökologische Zustand der Ostsee heute schon
Besorgnis erregend, denn rechtlich verbindliche europäische
Umweltziele werden reihenweise verfehlt. Die marinen Ökosysteme sind
durch Eintrag von Schad- und Nährstoffen, Überfischung, Rohstoffabbau,
Schifffahrt und Bauvorhaben massiv überlastet", so Malte Siegert,
Fehmarnbeltexperte des NABU. "Um die Belastung der Ostsee zu
verringern, muss der Vorhabenträger einen eingleisigen, bergmännisch
gebohrten Bahntunnel realisieren. Diese Variante wird auch im
Planfeststellungsbeschluss als ökologisch verträglichste
hervorgehoben."

Mehr Infos:

www.NABU.de/Fehmarnbelt

Hintergrund:

Dänemark plant, im Fehmarnbelt zwischen der dänischen Insel Lolland
und der deutschen Insel Fehmarn einen 20 Kilometer langen Absenktunnel
zu bauen. Dazu haben Deutschland und Dänemark 2008 einen
Staatsvertrag, der 2009 in Bundestag und Folketing ratifiziert wurde.
Dänemark verpflichtet sich zum Bau und Betrieb der festen
Fehmarnbeltquerung sowie dänischer Hinterlandanbindung. Deutschland
garantierte im Staatsvertrag den zweigleisigen, elektrifizierten
Ausbau der Bestandsstrecke zwischen Puttgarden und Lübeck sowie den
durchgehend vierstreifigen Ausbau der E 47/B 207 auf dieser Strecke.
Der NABU befürchtet erhebliche Schäden im europäischen
Meeresschutzgebiet "Fehmarnbelt".

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 45/19, 30.04.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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VERBRAUCHER/110: Forschungsprojekt - Haushalte verschwenderischer oder sparsamer bei Ökoenergie?


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
25.04.2019

Forschungsprojekt: Haushalte verschwenderischer oder sparsamer bei
Ökoenergie?

- Projekt erforscht, ob der Umstieg auf erneuerbare Energien die
Bereitschaft zum Energiesparen verändert

- Ziel ist es, Wege zu finden, wie Rebound-Effekte in Haushalten
vermieden oder sogar umgekehrt werden können



Berlin, 25. April 2019 - Zahlreiche Haushalte in Deutschland sind auf
Ökostromanbieter umgestiegen oder erzeugen mit eigenen
Erneuerbare-Energien-Anlagen selbst Strom oder Wärme. Das
Forschungsprojekt "EE-Rebound" untersucht, ob und wie sich der Wechsel
auf erneuerbare Energien auf den Energieverbrauch auswirkt. Sinkt etwa
durch das gute Gewissen - "ich beziehe ja umweltfreundlichen Strom" -
oder durch Einsparungen bei den laufenden Kosten die Bereitschaft zum
Energiesparen? Oder beeinflusst der Umstieg den Energieverbrauch nicht
oder führt sogar zu einer Reduktion? In dem vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung geförderten Projekt arbeiten das Institut für
ökologische Wirtschaftsforschung, die RWTH Aachen und das Fraunhofer
ISI daran, Wege zu finden, wie Rebound-Effekte, die der Umwelt
schaden, vermieden werden können und Haushalte ihren Energieverbrauch
weiter senken können.

Das Projekt stellt sich unter https://www.ee-rebound.de vor.

Psychologische und soziale Gründe für Rebound-Effekte

Rebound-Effekte treten auf, wenn trotz Effizienzverbesserungen der
Verbrauch einer Ressource nicht in dem Maße sinkt, wie es eigentlich
zu erwarten wäre. Häufig werden hierfür finanzielle Gründe angeführt:
Wenn Verbraucherinnen oder Verbraucher Strom sparen, reduzieren sich
ihre Ausgaben, das reale Einkommen steigt. Mit diesem Geld können sie
mehr vom gleichen oder andere Produkte konsumieren. Beim Umstieg auf
erneuerbare Energien ist das anders, erklärt Projektleiterin Dr.
Julika Weiß vom IÖW: "Da grüner Strom meist teurer ist als
herkömmlicher, gehen wir davon aus, dass Kosteneinsparungen beim
Umstieg auf erneuerbare Energien wahrscheinlich nur bedingt eine Rolle
für Änderungen im Verbrauchsverhalten spielen. Wir können deshalb
besonders gut untersuchen, welche Rolle soziale Normen, Einstellungen
und psychologische Effekte spielen."

Um herauszufinden, welche Faktoren zu Rebound-Effekten führen und in
welcher Größenordnung diese auftreten, führt das Projektteam
Interviews und quantitative Erhebungen durch. Mit diesen Daten sollen
ökonomische und ökologische Auswirkungen eines Umstiegs auf Ökoenergie
abgeschätzt werden und Vorschläge entwickelt werden, wie
Rebound-Effekte vermieden werden und energiesparende Tendenzen besser
unterstützt werden können. Im März 2019 startete der empirische Teil
des Projekts mit qualitativen Interviews in knapp 40 Haushalten in den
Regionen Unterfranken und Südbaden. Die befragten Haushalte erzeugen
und nutzen Strom und/oder Wärme aus eigenen Solaranlagen - es handelt
sich um sogenannte Prosumer. Mit den Interviews wollen die
Forscher/innen die unterschiedlichen Arten von Rebound-Effekten in den
Haushalten identifizieren und nachvollziehen, wie sie entstehen.

Praxispartner tragen Forschungsergebnisse in Beratung und
Dienstleistungen

In das Vorhaben sind eine Reihe von Praxispartnern eingebunden:
Verbraucherzentralen, Klimaschutzagenturen sowie Unternehmen, die
Dienstleistungen für die Eigenerzeugung und den Bezug erneuerbarer
Energien anbieten. Dadurch können Forschungsergebnisse direkt in die
Beratung und das Angebot von Dienstleistern und Energieerzeugern
einfließen. Für politische Akteure wird das Projektteam Empfehlungen
zur Gestaltung der Rahmenbedingungen entwickeln.

Über das Projekt

Das Projekt "Rebound-Effekte durch Umstieg auf Erneuerbare Energien?
Untersuchung von Konsumenten und Prosumer-Haushalten (EE-Rebound)"
wird gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung in der
Fördermaßnahme "Rebound-Effekte aus sozial-ökologischer Perspektive"
des Förderschwerpunkts Sozial-ökologische Forschung (SÖF). Die
Fördermaßnahme verfolgt das Ziel, Wissen zum Umgang mit
Rebound-Effekten zu generieren und daraus abzuleiten, welche Maßnahmen
erforderlich sind, um diese Effekte einzudämmen und damit den
Ressourcenverbrauch substanziell und nachhaltig zu reduzieren. Sie ist
Teil der Forschungsagenda "Green Economy" der Bundesregierung.

Weitere Informationen: https://www.ee-rebound.de



Das
Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) 
ist ein führendes wissenschaftliches Institut auf dem Gebiet der
praxisorientierten Nachhaltigkeitsforschung. 60 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter erarbeiten Strategien und Handlungsansätze für ein
zukunftsfähiges Wirtschaften - für eine Ökonomie, die ein gutes Leben
ermöglicht und die natürlichen Grundlagen erhält. Das Institut
arbeitet gemeinnützig und ohne öffentliche Grundförderung. Im Projekt
übernimmt das IÖW neben der Projektleitung die Analyse der
Rahmenbedingungen, die ökologische und ökonomische Bewertung der
Verhaltensänderungen sowie die Entwicklung von Empfehlungen für
politische Instrumente und Dienstleistungsangebote.

www.ioew.de

Das
Institute for Future Energy Consumer Needs and Behavior (FCN) 
ist eine Forschungseinrichtung der RWTH Aachen und Teil des
interdisziplinären E.ON Energy Research Centers. Der
energieökonomische Lehrstuhl (Prof. Madlener) sieht eine wichtige
Aufgabe in der Beratung von Entscheidungsträgern im öffentlichen und
privaten Bereich, indem aktuelle Fragen aus den Bereichen
Energieökonomik, -politik, -management und der Ausgestaltung von
Technologiediffusion und energiepolitischen Maßnahmen aufgegriffen,
sowie eine kritische wissenschaftliche Evaluierung von
energiepolitischen Instrumenten und Programmen durchgeführt werden.
Das FCN führt in dem Projekt empirische Erhebungen durch, um die Höhe
und Heterogenität des Rebound-Effekts und dessen Ursachen zu
ermitteln.

www.fcn.eonerc.rwth-aachen.de

Das
Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI 
analysiert Entstehung und Auswirkungen von Innovationen. Die
Mitarbeiter/innen erforschen die kurz- und langfristigen Entwicklungen
von Innovationsprozessen und die gesellschaftlichen Auswirkungen neuer
Technologien und Dienstleistungen. Auf dieser Grundlage stellt das
Fraunhofer ISI seinen Auftraggebern aus Wirtschaft, Politik und
Wissenschaft Handlungsempfehlungen und Perspektiven für wichtige
Entscheidungen zur Verfügung. Die Expertise des Fraunhofer ISI liegt
in der fundierten wissenschaftlichen Kompetenz sowie einem
interdisziplinären und systemischen Forschungsansatz. Im Projekt ist
das Fraunhofer ISI insbesondere für die Untersuchung der Bedeutung von
Marketing- und Informationsangeboten und die Ermittlung der
Verbrauchsänderungen zuständig.

www.isi.fraunhofer.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714629

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig - 25.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/393: Planung der Windenergie auf See, der Stromnetze in Nord- und Ostsee - Öffentlichkeitsbeteiligung (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 26. April
2019

Planung der Windenergie auf See und der Stromnetze in Nord- und
Ostsee: BSH startet weitere Öffentlichkeitsbeteiligung zum zweiten
Entwurf des Flächenentwicklungsplans



Hamburg, 26. April 2019 Der Flächenentwicklungsplan bildet die
Grundlage für den zukünftigen Ausbau der Windenergie auf See. Die
Veröffentlichung des zweiten Entwurfs ermöglicht Behörden und der
Öffentlichkeit, zu den wesentlichen Änderungen seit Veröffentlichung
des ersten Entwurfs Stellung zu nehmen.

Gegenüber dem ersten Entwurf hat das BSH im Wesentlichen in den
Themenbereichen standardisierte Technik- und Planungsgrundsätze
Anpassungen vorgenommen. Dies erfolgte unter anderem vor dem
Hintergrund der zu erwartenden technischen Fortentwicklung. Der zweite
Entwurf des Flächenentwicklungsplans legt damit die Grundlage für eine
mögliche Verdopplung der Übertragungsleistung zukünftiger
Netzanbindungssysteme für Windparks auf See. Bei der Überarbeitung
flossen die Stellungnahmen und Äußerungen aus den Behörden- und
Öffentlichkeitsbeteiligungen ein.

Die Änderungen bei den Vorgaben für die Netzanbindung von
Offshore-Windparks sollen die Weichen stellen für eine effiziente
Erschließung des Potenzials der Windenergienutzung auf See. Weitere
Anpassungen wurden auf Grundlage der im bisherigen Verfahren
eingegangenen Stellungnahmen vorgenommen.

Der Flächenentwicklungsplan, der nach den gesetzlichen Vorgaben bis
zum 30. Juni 2019 aufzustellen ist, wird für die Jahre ab 2026 Flächen
festlegen, auf denen künftig Offshore-Windparks errichtet werden
sollen. Das BSH legt zugleich fest, wie und wann diese Flächen an das
landseitige Stromnetz angebunden werden. Die Flächen befinden sich in
der ausschließlichen Wirtschaftszone der Nord- und Ostsee.

Der Flächenentwicklungsplan ist das zentrale Planungsinstrument für
die Nutzung der Windenergie auf See. Im Rahmen der zur Planaufstellung
durchzuführenden Strategischen Umweltprüfung wird ermittelt,
beschrieben und bewertet, welche möglichen Auswirkungen die
Durchführung des Plans auf die Meeresumwelt hat.

Die zweiten Entwürfe des Flächenentwicklungsplans und der
Umweltberichte sind auf der Internetseite des BSH (www.bsh.de)
abrufbar.

Die Öffentlichkeit kann bis zum 13.05.2019 zu den Entwurfsdokumenten
Stellung nehmen.

Weitere Informationen dazu finden Sie unter www.bsh.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.04.2019

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Presse / Öffentlichkeitsarbeit

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg

Internet: www.bsh.de
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WALD/225: Waldzerstörung in der Europäischen Union (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Waldzerstörung in der Europäischen Union

von Lázló Maráz



Die Urwaldabholzung in Rumänien muss gestoppt werden In Europa
werden nach wie vor große Urwaldgebiete zerstört. Vor allem die
Buchenurwälder und Bergwälder Osteuropas und hier insbesondere in den
Karpaten nutzen Holzkonzerne und korrupte PolitikerInnen die Schwäche
der Institutionen aus, um hohe Profite zu erwirtschaften. Die
Europäische Union (EU) richtet ihr Augenmerk aber allenfalls auf die
Wälder in den sogenannten Entwicklungs- und Schwellenländern.
Aufmerksamkeit erregen vor allem die Importe von Palmöl und Soja, der
illegale Holzhandel und Raubbau. EU-Mitgliedstaaten finanzieren auch
millionenschwere Programme zum Walderhalt, zur Zertifizierung von
Holzprodukten, zum Wiederaufbau von Wäldern, für neue Schutzgebiete
oder für den Klimaschutz - und sehen tatenlos zu, wie vor der eigenen
Haustüre kostbare Naturwälder zerstört werden.


Die Vernichtung der Urwälder ist besonders in Rumänien ein
großes Problem. Ursache hierfür ist die Gier der Holzkonzerne, der
rumänischen Forstbehörde und auch korrupter PolitikerInnen. In keinem
anderen EU-Land ist noch so viel Urwald erhalten, wie in Rumänien:
Geschätzte 2 Drittel unserer letzten wilden Wälder finden sich in dem
Karpatenland. Die meisten Primärwälder Mitteleuropas sind Buchen- und
Buchenmischwälder. In Rumänien waren davon laut einer Waldinventur im
Jahr 2005 mindestens noch 218.000 Hektar übrig. Seitdem wurden dort
aber riesige Waldflächen vernichtet - auch in den seinerzeit erfassten
Urwäldern. Für den Schutz der Buchenurwälder ist Europa als Heimat
dieser Waldökosysteme verantwortlich!

Umweltschutz vs. Profitgier

Naturschutzorganisationen und WissenschaftlerInnen beklagen seit
vielen Jahren Kahlschläge und Plünderungen durch Holzfirmen. In
sämtlichen National- und Naturparks Rumäniens wurde und wird teilweise
äußerst brutal abgeholzt. Entweder geschieht dies illegal oder es
werden Gesetze so geändert, dass der Raubbau legal fortgesetzt werden
kann. Neuestes Beispiel: Der über 35.000 Hektar große
Semenic-Nationalpark am südwestlichen Ende des Karpatenbogens, in dem
sich einer der größten ursprünglichen Buchenurwälder befindet. Der
(Wald-)Nationalpark ist Schauplatz eines eskalierenden Konflikts
zwischen der rumänischen Forstbehörde Romsilva und
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) zusammen mit der Wissenschaft.(1)

Romsilva, die auch für die Nationalparkverwaltung zuständig ist, will
die Kernzone des streng geschützten Waldes von knapp 50 auf 32 Prozent
verkleinern, um mehr Einnahmen aus dem Holzverkauf erzielen zu können.
Teile des Nationalparks sind sogar als UNESCO-Weltnaturerbe
ausgewiesen. Der größte Buchenurwald Europas befindet sich auf dem
Gebiet.

Die Biologin des Nationalparks, Sinculet Teodora Alina, hat im März
dieses Jahres aufgrund von Drohungen und wegen des Ausmaßes der
illegalen Machenschaften gekündigt. Ihre vielen Anzeigen in den
letzten 15 Jahren führten nämlich nicht zu einem Einschreiten der
Behörden. Stattdessen wurde sie von Abholzungsgebieten ferngehalten
und unter Druck gesetzt. Der Fall ist ein eindrückliches Beispiel
dafür, dass es in der Regel wenig Sinn macht, Forstbehörden mit
Aufgaben des Naturschutzes zu beauftragen. Vor allem dann nicht, wenn
solche Behörden hauptsächlich dafür zuständig sind, Holz zu verkaufen.
Im Zweifel gehen auch in solchen Fällen die Interessen an der
Holzgewinnung und Erzielung von Profiten vor. Mit beteiligt sind vor
allem Holzfirmen aus Österreich, die schon vor vielen Jahren damit
begonnen hatten, die reichen Rohstoffquellen der osteuropäischen
Wälder zu erschließen und zu sichern. Einige von ihnen, wie die Firma
Schweighofer, haben dort große Holzverarbeitungsbetriebe errichtet.
Diese benötigen jährlich hunderttausende Tonnen Holz, das auch schon
mal aus der benachbarten Ukraine importiert wird.

Es ist aber auch ein Armutszeugnis für die europäische Waldpolitik,
dass in manchen Mitgliedstaaten der Missachtung von Gesetzen und
Schutzvorschriften kaum etwas entgegengesetzt wird. Schon im Falle des
polnischen Bialowieza-Urwaldes an der Grenze zu Weißrussland hatte die
EU lange gebraucht, um den Holzeinschlag durch polnische Forstbehörden
zu bremsen. Hinzu kommt das Problem der weit verbreiteten Korruption.
Geldgierige PolitikerInnen und Holzkonzerne sind in den wirtschaftlich
armen Regionen eine starke Triebfeder des illegalen Holzeinschlags.

Schutzgebiete ohne wirksamen Schutz

Die rumänischen Natura-2000-Schutzgebiete sind Brennpunkte der
profitorientierten Forstwirtschaft. Nach den Kriterien der
Weltnaturschutzorganisation IUCN sollten in Nationalparks auf 75
Prozent der Fläche streng geschützte Naturzonen ohne jede Nutzung
eingerichtet werden. In Rumänien erreicht nur ein Nationalpark diesen
Wert. In allen anderen Nationalparks wird auf bis zu 2 Drittel der
Fläche kommerziell abgeholzt. Die weltweit geltenden Standards der
IUCN werden ignoriert. Verantwortlich für die Zerstörung der Wälder in
den rumänischen Parks ist vor allem die staatliche Forstverwaltung
Romsilva. Sie ist für das Management von fast allen National- und
Naturparks verantwortlich und finanziert diese. Da es keine
staatlichen Zuwendungen für die Parks gibt, steht Romsilva offenbar
auf dem Standpunkt, dass es auch Einnahmen durch Abholzungen in
Schutzgebieten braucht. In einem Großteil der Nationalparks wird daher
kommerzielle Forstwirtschaft betrieben. Riesige Flächen wertvollster
Wälder gingen auf diese Weise in den letzten Jahrzehnten verloren. In
den Naturparks (und Natura-2000-Gebieten) Apuseni und Maramures oder
im Fagaras-Gebirge sind die Spuren der Waldverwüstung besonders
schockierend. Hier wurden ganze Bergrücken und Täler regelrecht
entwaldet. Die Lebensräume für seltene und streng geschützte Tierarten
wie das Auerhuhn wurden auf diese Weise großflächig vernichtet.

Wo die Wälder fehlen, gefährden aber Fluten, Muren und Lawinen die
Täler, ihre Siedlungen und Verkehrswege. Das Tal der geplanten
UNESCO-Weltnaturerbestätte bei Sinca im rumänischen Fagaras-Gebirge
beispielsweise war noch vor wenigen Jahren zum größten Teil von
traumhaften Urwäldern bedeckt. Einige der größten Tannen Rumäniens
wachsen hier. Leider wurde 2017 nur ein kleiner Teil des mehr als
1.000 Hektar großen Urwaldgebietes als UNESCO-Weltnaturerbe
eingeschrieben. Heute ist die Pufferzone des UNESCO-Gebietes von
neuen, brutal durch die Hänge gegrabenen Forststraßen durchzogen und
der Urwald wurde teilweise abgeholzt. Obwohl Holzeinschlag in
registrierten und intakten Urwäldern seit einer Ministerverordnung im
Jahr 2012 nicht mehr zulässig ist, wurde der prächtige Urwald im
hinteren Teil des Sinca-Tales seit 2013 nach und nach kahlgeschlagen.
Da halfen auch keine Anzeigen durch die UmweltschützerInnen der
rumänischen NGO 'Agent Green'. Die Behörden stoppten die Abholzungen
nicht. Das traurige Beispiel von Sinca ist kein Einzelfall. Es wird
weiter abgeholzt. Schwere Forstmaschinen reißen die Waldböden auf und
fügen dem sensiblen, seit Tausenden von Jahren ungestörten Ökosystem
schwere Wunden zu.

Jede Minute verliert Rumänien weitere unwiederbringliche
Urwaldgebiete. Das Holz wird übrigens für vielerlei Zwecke verkauft.
Papier, Bauholz, Möbel und sogar Brennholz finden reißenden Absatz,
denn die Plünderungen machen den Rohstoff billig. Und besonders in den
alten Wäldern können die Holzfirmen viele große und wertvolle Bäume
fällen und verkaufen. Das ist nicht anders als im Kongobecken oder
Amazonien.

UrwaldschützerInnen, die kriminelle Machenschaften aufdecken, wurden
bedroht und einige von ihnen krankenhausreif geschlagen. Und solche
Missstände passieren in einem EU-Mitgliedstaat, während das gestohlene
Brenn- und Bauholz auch in Österreich und Deutschland landet. Die EU,
die sich dem Kampf gegen illegalen Holzhandel vor allem in tropischen
Ländern verschrieben hat, sieht im eigenen Haus tatenlos zu, wie
Urwälder zerstört werden.

Widerstand

Ein Lichtblick ist die Entwicklung immer neuer Waldschutzinitiativen
in Osteuropa. Das wurde nicht zuletzt beim Jahrestreffen des Forest
Movement Europe deutlich, das diesen März in der Ostslowakei
stattfand. Zahlreiche Organisationen, darunter aus der Slowakei,
Rumänien, Tschechien, Ungarn und Polen, kämpfen in ihren Ländern um
den Schutz ihrer Wälder. Sie gilt es zu unterstützen, denn vielfach
ist die Unterstützung der Zivilgesellschaft noch bei weitem nicht
stark genug - zumal in mehreren dieser Länder auch die politischen
Umstände die Arbeit von NGOs massiv erschweren.

Da Rumänien im ersten Halbjahr 2019 die EU-Ratspräsidentschaft
innehat, ist hier besonderes Augenmerk wichtig. Am 5. März 2019 haben
AktivistInnen von Robin Wood vor der Rumänischen Botschaft in Berlin
gegen die Abholzung rumänischer Urwälder protestiert.

Eine weitere Form der Unterstützung besteht darin, den Druck auf die
Wälder insgesamt zu verringern. Solange der Verbrauch an Papier,
Brennholz und anderen Holzprodukten steigt, wird es immer profitabel
sein, auch illegalen Holzhandel und Raubbau zu finanzieren.

Autor Lázló Maráz koordiniert die Dialogplattform Wald
und die AG Wälder beim Forum Umwelt und Entwicklung.


Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.



(1) https://www.saveparadiseforests.eu/en/romania-biologist-of-semenic-nationalpark-quits-job-protesting-against-logging/

 * 

Quelle:

Rundbrief 1/2019, Seite 26 - 27

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 910

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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LAIRE/296: Biodiversität - Handel, Wandel, Eigentum ... (SB)




Die Hauptverschmutzer der Atmosphäre mit Treibhausgasen wie
Kohlenstoffdioxid werden nicht ins Gefängnis geworfen, obwohl sie die
Lebensgrundlage von Millionen Menschen rauben. Statt dessen wird es
ihnen gestattet, eine Art Kaution zu hinterlegen. Sie kaufen sich
durch den Erwerb von CO₂-Emissionszertifikaten frei, und
obendrein dürfen sie ihr verwerfliches Tun unbeeinträchtigt weiter
fortsetzen.

Sehr ähnlich hierzu wird im Rahmen des gegenwärtigen Treffens des
Weltbiodiversitätsrats (IPBES) in Paris über Konzepte gesprochen, die
den Zerstörer von biodiversen Natursystemen straflos davonkommen
lassen. Demnach würde beispielsweise ein Unternehmen artenreichen
tropischen Regenwald roden dürfen, wenn es zur Kompensation
Biodiversitätszertifikate erwirbt. Auf diese Weise wird eine
eigentlich strafbare Handlung zu legitimieren versucht. Außerdem
bedeutete es, daß für denjenigen, der über die entsprechenden
Finanzmittel verfügt, nicht das gleiche Recht gilt wie für andere.
Eine Welt des CO₂-Emissions- und
Biodiversität-Zertifikatehandels wäre somit eine nicht nur
ökonomisch, sondern auch rechtlich extrem disparate Welt.

Für solcher Art Handel gibt es auf nationaler Ebene genügend
Vorbilder, die zeigen, daß das Konzept eher schadet, als daß es dem
mutmaßlichen Anliegen des Erhaltes der Artenvielfalt und
Naturschutzes dienlich ist. Beispielsweise Rio Tinto und Madagaskar.
Der Bergbaukonzern ist zu 80 Prozent an dem Unternehmen QMM (Qit
Madagascar Minerals S.A.) beteiligt. Die restlichen 20 Prozent sind
im Besitz des Staates Madagaskar. Da das Unternehmen für seine
Ilmenit-Mine (Ilmenit ist ein Mineral, das auch Titaneisenerz genannt
wird) einzigartige Küstenwaldgebiete bei Fort Dauphin an der
Südostspitze der Insel gerodet hat, schuf es dafür eine
Ausgleichsfläche in der Anosy-Region, ebenfalls im Südwesten
Madagaskars gelegen.

In den nächsten rund vier Jahrzehnten soll entlang der Küste Bergbau
auf einer Fläche von 6.000 Hektar betrieben werden.
Naturschutzorganisationen wie IUCN, BirdLife International, World
Business Council on Sustainable Development und Business and
Biodiversity Offsets Programme (BBOP) attestieren dem Projekt
Vorbildcharakter. Es würde nicht nur für Biodiversitätsverluste
aufkommen, sondern hätte auch einen "Netto Posivitiv-Effekt". Weil,
so die neokolonialistisch anmutende Begründung, der Wald auf der
Bergbaufläche sowieso von der örtlichen Bevölkerung gerodet worden
wäre. Mit diesem Narrativ wird unterstellt, daß die Madagassen
unfähig sind, ihre Naturschätze zu bewahren. Außerdem ist das
Argument für sich genommen nicht plausibel, denn wäre es so, wie
behauptet, dann würde die örtliche Bevölkerung ihre
Rodungsaktivitäten lediglich auf andere Flächen verlagern.

Derlei Mißdeutungen nicht genug, wurden auch jene Menschen, die
gewohnheitsmäßig die zu "Offset-Ausgleichsflächen" erklärten Gebiete
genutzt hatten, nicht über die rechtlichen Veränderungen und darüber,
was Biodiversitätszertifikate überhaupt bedeuten, informiert. Doch
plötzlich wurde ihnen der Zugang zu diesen Waldgebieten, die einem
vermeintlich höheren Zweck dienten, erschwert. Nicht einmal Maniok
durften sie am Rande des zertifizierten Waldes anbauen. [1]

Unter Naturschutzorganisationen und im Wissenschaftsbetrieb gibt es
viele, die sich dafür aussprechen, Ökosystemdienstleistungen einen
monetären Wert beizumessen. Darüber sollte, so die Vorstellung, das
auf Geld und Tausch basierte Wirtschaftssystem gegen sich selbst
instrumentalisiert werden.

Faktisch wird hierbei jedoch ein Denkfehler begangen. Die Idee an
sich ist nicht verkehrt zu sagen, daß beispielsweise mit dem Verlust
eines Waldes mehr verlorengeht, als den Bäumen an Holzwert zugemessen
wird. Ein Wald setzt Sauerstoff frei, sorgt für Wolkenbildung,
gleicht als Wasserspeicher übermäßige Niederschläge aus, bietet
Tieren und Pflanzen Lebensraum und kann der lokalen Bevölkerung auf
vielfältige Weise nutzen. Gegen den ersten Schritt, zu sagen, daß
Wald mehr ist als seine vermarktungsfähigen Teile, spricht nichts.
Doch daraus den zweiten Schritt herzuleiten und zu sagen, wir wollen
den Wald jetzt noch umfänglicher vermarkten, um ihn zu schützen, ist
unlogisch. Die Vernichtung dieses einen Waldes kompensieren zu
wollen, indem man einen anderen Wald vor der Rodung bewahrt, ist nun
wirklich kein schlüssiges Konzept. Der erste Wald ist weg, und damit
auch all das, wofür er gestanden hat.

Der logische Bruch, der hier begangen wurde, wird durch Begriffe wie
"Ökosystemdienstleistung" verschleiert. Abgesehen davon, daß sich in
ihm die typische anthropozentrische Sichtweise wiederfindet - nach
dem Motto: Macht euch die Erde untertan, denn sie ist nur dazu da,
euch Dienste zu leisten -, wird mittels der monetären Bewertung der
Ökosystemdienstleistung eine übergreifende, das heißt eigentlich
übergriffige Verrechnungsordnung installiert, als wären die Wälder
miteinander vergleichbar. Es bedarf keiner großen Phantasie, um
festzustellen, daß ein Wald niemals genauso ist wie ein anderer Wald.
Noch deutlicher wird dies, wenn man einen Wald mit einem See
vergleicht. So ein Abgleich setzt eine übergeordnete Instanz voraus,
von der aus beurteilt wird, daß Wald und See miteinander verglichen
und verrechnet werden können.

Doch über den Begriff "Ökosystemdienstleistung" und daran gekoppelt
die Umrechnung in Biodiversitätszertifikate werden so
grundverschiedene Dinge wie Wald und See miteinander verrechenbar.
Die Absicht hinter solchen Willkürkonstrukten besteht in der
Verfügbarmachung von Wald und See. Aber waren sie vorher nicht
verfügbar? Haben die Menschen vor Ort nicht Wasser aus dem See
geschöpft und Beeren im Wald gesammelt? Selbstverständlich müssen
Wald und See nicht für die lokale Bevölkerung, sondern ausschließlich
für die Interessen Außenstehender verfügbar gemacht werden. Das
bedeutet umgekehrt, ihre Nutzung wird der ursprünglichen Verfügung
entzogen. So etwas nennt man Raub.

Die Vergleichbarkeit wird bereits durch das Wortglied "System" in
Ökosystemdienstleistung unterstellt. Damit wird ein übergeordneter
Anspruch erhoben, von dem herab etwas als zusammenwirkend beurteilt
wird. Ein wesentliches Bestimmungsmerkmal eines Systems ist nicht
nur, was es einschließt, sondern auch was es ausgrenzt. Im obigen
Beispiel sind es die Menschen, die ausgegrenzt werden, indem sie
nicht mehr ihr Maniok am Rand eines "biodiversitätszertifizierten"
Waldes anbauen dürfen. Dieser wurde zum Bestandteil einer Klammer aus
Zerstörung und Bewahrung für in beiden Fällen fremdnützige
Interessen.

Wenn nun beim gegenwärtigen Treffen des Weltbiodiversitätsrats in
Paris auch darüber gesprochen wird, wie man die gewaltigen Verluste
an Biodiversität weltweit stoppen kann, sollten alle Versuche, dafür
den Begriff der Ökosystemdienstleistung anzuwenden und im nächsten
Schritt womöglich ein globales System des Biodiversitätshandels
einzuführen, entschieden zurückgewiesen werden. Der einzig akzeptable
Schutz der Biodiversität besteht darin, sie genau da zu schützen, wo
sie gefährdet ist. Wohingegen der sich allmählich etablierenden
Denkweise, die Biodiversität könne auch woanders geschützt werden,
eine entschiedene Absage erteilt werden sollte.


Fußnote:

[1] https://www.wrm.org.uy/wp-content/uploads/2016/04/RioTintoBiodivOffsetMadagascar_report_EN_web.pdf
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STANDPUNKT/1090: NatureSays#Metoo!!! Macht den Planeten bunt und nicht nur grün (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

NatureSays#Metoo!!! Macht den Planeten bunt und nicht nur grün

Von Sabine Schmitz, Wien, 26. April 2019



Wir haben den dänischen Humanisten Claus Kiaer über sein Umweltprojekt
NatureSays#Metoo interviewt. Bei diesem Projekt geht es darum, die
gesunde und reine Natur wiederzuerlangen, mit den Schwerpunkten
Ökologie, Nachhaltigkeit, Sortierung, Recycling, Up-cycling,
Information und Müll sammeln (NatureSays#Metoo).

1. Erzähle uns von deiner Motivation, dich in diesem Thema zu
engagieren.

Ich wurde auf einer kleinen Insel in Dänemark geboren und bin auf dem
Land aufgewachsen, umgeben von Natur, Wald, Seen, offenen Feldern,
wild wachsenden Obstplantagen, Meer und vielen Tieren. Es war in den
60er Jahren und meine Nachbarn und Freunde waren Bauern und fleißige
Menschen. In dem Dorf, in dem wir lebten, gab es keinen Kindergarten,
aber die Türen unserer Nachbarn waren immer offen. Es war
selbstverständlich zu ihnen zu gehen und ihnen zu helfen, egal welche
Art von Arbeit geleistet werden musste. Es war eine Zeit in meinem
Leben, in der die Natur zu einem Teil meines Lebens wurde. Ich war ein
Kind, und die Bedeutung von Kompost, Gärung oder wie man den Boden,
die Pflanzen und die Vegetation mit Respekt behandelt, verstand ich
noch nicht. Da diese Bauern Menschen mit Wissen und Tatkraft waren,
lernte ich "etwas", das bis heute tief in meinem Gedächtnis verankert
ist. In meinem Erwachsenenleben zog ich nach Kopenhagen, der größten
Stadt Dänemarks, und die Natur wurde zu etwas "das ich besuche" oder
das ich im Supermarkt kaufte. Seit vielen Jahren bin ich auch in
mehreren asiatischen Ländern unterwegs und besuche immer die
abgelegenen Gebiete, weil ich hier weiß, dass ich dort das finden
werde, was ich in meiner Kindheit erlebt habe. Und ich bin zutiefst
fasziniert, diese fleißigen Menschen zu treffen, die mit bloßen Händen
gemeinsam mit der Natur einen Prozess machen, um alles anzubauen, was
sie für sich selbst und die Nachbarn in Bezug auf Obst, Gemüse,
Kaffee, Tee usw. brauchen.

Vor etwa vier Jahren zog ich in einen Vorort von Kopenhagen, weil ich
eine billigere Wohnung finden musste. Schritt für Schritt begann ich
die Gegend zu erkunden, und plötzlich fand ich mich wieder in der
Landschaft, die mich an meine Kindheit erinnerte. Aber ich wurde auch
auf einige negative Veränderungen aufmerksam, nämlich auf den ganzen
Müll, der an Orten weggeworfen wurde, an denen er nicht hingehört. Mit
der Kombination meines eigenen Lebensstils, um so gesund wie möglich
zu leben und all den negativen Informationen aus den Medien über
unsere Natur und den überkonsumierenden, ungesunden Lebensstil einer
Mehrheit von Menschen, begann ich darüber nachzudenken, "was möchte
ich für die Zukunft als soziales Wesen" und "welchen Einfluss kann ich
als eine Art Weckruf haben". Viele Monate, Tage und Stunden vergingen,
bis ich meine endgültige Entscheidung für meinen Schicksalsweg traf.
Ich bin fast 60 Jahre alt und die Zeit, die mir auf diesem Planeten
bleibt, ist nicht mehr lang, aber anstatt mit der Angst, was nicht
möglich ist, zu leben, entschied ich mich, die Zukunft zu öffnen und
ein sozial lebender Mensch, anstatt ein individualistischer Mensch,
der nur an die eigenen Bedürfnisse im täglichen Leben denkt, zu
werden.

Die Natur oder unser Planet selbst ist ein lebender Organismus, der
gut behandelt werden muss. Unser Körper, der unser Leben als Mensch
umfasst, ist auch ein lebender Organismus, der auch eine fürsorgliche
Behandlung benötigt, mit Erzeugnissen, die unseren Körper gesund
machen. Vor der Industrialisierung der Natur war die Erde mit sauberem
Wasser bedeckt, die Luft konnte ohne Maske eingeatmet werden und der
Boden war gesund, so dass alle Arten von Naturprodukten auf natürliche
Weise wachsen konnten. Im letzten Jahrhundert hat die Wissenschaft
viele Probleme für die Menschheit gelöst, damit wir nicht in jungen
Jahren an den verschiedensten Krankheiten sterben müssen, was eine
gute Sache ist. Die Fortschritte haben auch dazu geführt, dass die
Zahl der Bevölkerung weltweit zugenommen hat. Aber ein großes Problem
ist die weltweite sozial-weltwirtschaftliche Agenda, wie man den
täglichen Lebensbedarf an Lebensmitteln lösen kann, weil sie leider
unter der Kontrolle einer Industrie steht, die jeden Tag zu schnell
nach mehr Gewinn sucht. Wir brauchen mehr Tiere für die Ernährung, die
Bauern brauchen mehr Nahrung für die Tiere, der Mensch braucht mehr
Nahrung usw. Einige der Konsequenzen sind die Abholzung, die
Manipulation von Lebensmitteln, die rund um die Uhr schneller wachsen
sollten, unabhängig von der natürlichen Umwelt, und viele
Abfallprodukte aus dieser Art von Erzeugung wurden der Natur wieder
zugeleitet. Und viele der Abfallprodukte sind Chemikalien, die die
Natur nicht verdauen kann.

Die industrielle Ernährung der Menschen wurde mit Erzeugnissen
gemacht, die keinen Nutzen für einen guten und gesunden Lebensstil
haben und was wir nicht essen können, werfen wir inklusive der
Verpackung weg. Wir befinden uns im Moment in einer Situation, in der
die Zahl der Krankheiten wieder zunimmt, immer mehr Menschen, die
Krebs, Diabetes, Arthritis, Osteoporose und Fruchtbarkeitsprobleme
bekommen.

Wenn unser Organismus schwer krank wird, gehen wir zum Arzt und fragen
nach einer Diagnose und erwarten eine Behandlung, die uns heilen wird.
In vielen Fällen ist die Krankheit auf Produkte zurückzuführen, die
wir übermäßig konsumiert haben (Alkohol, weißer Industriezucker und
Chemikalien, die in unseren Lebensmitteln verwendet werden). Am Ende
konnte der Körper es nicht integrieren (über unsere eigene natürliche
Verdauung und Gärung). Dieser individuelle und soziale Prozess, der
für den Respekt unseres Lebens außer Kontrolle geraten ist, wurde auch
auf den Organismus "den Planeten Erde" übertragen. Für mich ist die
Diagnose sehr klar: Die Erde ist total verseucht; aber diejenigen, die
das verändern könnten haben entweder Angst oder sind in einer Position
wo sie nicht helfen können, z.B. Babys und Kinder. Eine Gruppe von
Menschen, die Ignoranten, die Zyniker und Gewalttätigen, werden nicht
helfen, weil sie die Wahl gegen das Leben und die Zukunft getroffen
haben. Also, wer bleibt übrig, um das Problem zu lösen? Hoffentlich
"Du und ich zusammen", aber multipliziert mit Tausenden? Vielleicht
die Welt, sie ist global, wir haben soziale Medien, Geld und
Macht ... Aber mit dem realen Leben und dem internen Wissen über
unsere vielfältigen Lebenssituationen sind wir immer noch nicht
wirklich globalisiert. Wir sind mehr als sieben Milliarden Menschen
auf der Erde, und die Ungleichheit auf allen Ebenen im
innerstaatlichen, regionalen und weltweiten Bereich sagt mir, dass wir
uns gerade erst in den Kinderschuhen befinden, um eine globale
menschliche Nation für alle aufzubauen.

Eine Schlussfolgerung könnte lauten, dass die Art und Weise, wie wir
mit uns selbst und der Natur umgehen, die gleiche menschliche Handlung
ist. Der Einfluss dessen, wie wir arbeiten müssen, wie wir konsumieren
müssen und wie wir unsere Freizeit verbringen müssen, hat einen großen
Einfluss auf unser tägliches Verhalten, das uns selbst oft in eine
Situation bringt, in der wir das Gefühl haben, dass wir nicht genügend
Zeit haben, uns um uns selbst und um andere zu kümmern. Und zu oft
erwischen wir uns dabei wieder, die einfachen Lösungen zu wählen, Take
away oder billige Produkte zu kaufen usw. usw. etc. etc. etc. Und als
Krönung haben wir nicht einmal Zeit, unsere persönlichen Sachen in die
Mülltonne zu tun. Allgemein gesagt ist es, als hätten wir die
Kontrolle über unser eigenes Leben verloren. Gleichzeitig wächst nach
und nach die Hoffnung.

2. Wie hat das Projekt begonnen und wie ist der aktuelle Stand?
Welche Aktivitäten hast du für die Zukunft geplant? Welchen Zweck,
welches Ziel verfolgt das Projekt?

Das Projekt begann sehr einfach. Ich kaufte einige 100-Liter-Säcke,
die für den Müll nützlich sind, den ich abholen wollte. Dann entschied
ich mich für ein Gebiet in der Nähe meines Hauses, wo ich anfangen
würde, den Müll abzulesen und die erste Dokumentation über "welche Art
von Müll", "wie viele Kilo" und andere Details darüber zu machen, wo
der Müll gefunden wurde "Straße", "Büsche", "Wald" usw. Alles mit
Fotos und einigen Videoaufnahmen. Diesen ersten Schritt beschloss ich
alleine zu starten, mit einem Zeitlimit von ca. einem bis anderthalb
Monaten und einer Häufigkeit von mindestens zwei mal pro Woche für ein
paar Stunden. Innerhalb weniger Wochen war klar, dass "das Problem
riesig und außer Kontrolle ist". Ich habe mich mit dem örtlichen
Rathaus in Verbindung gesetzt, um sie über das Projekt zu informieren
und um mich zu erkundigen, "was sie selbst tun, um das Problem zu
lösen". Dann bin ich zur örtlichen Zeitung gegangen, um sie ebenfalls
über das Projekt zu informieren. Alles lief gut. Das Rathaus
unterstützte mit Ausrüstung und die Zeitung veröffentlichte einen
Artikel über das Projekt. Der nächste Schritt war, Leute zum Projekt
einzuladen, denn ich wusste von Anfang an, dass ich alleine nichts
ändern würde. Ich habe eine Facebook-Gruppe gebildet und mich mit
einer lokalen Facebook-Gruppe für die Region mit etwa 5.000 Followern
verbunden. Jede Woche veröffentliche ich das Ergebnis der Säuberung
durch Information und Fotos. Und seit dem Beginn des Projekts haben
sich etwa 40 Aktivisten dem Projekt angeschlossen, außerdem haben wir
etwa 200 Follower auf Facebook.

Ein weiteres Thema für das Projekt war, "die Aktion selbst sollte
Einfluss, Veränderung und neue Initiativen schaffen". Ich wollte nicht
viel Arbeit in Bezug auf Website, Social Media, Zeitungen, andere
Gruppen und Fernsehen haben. Und bisher scheint es eine gute
Entscheidung zu sein, denn jetzt kommen wir in Kontakt mit den Medien,
die Menschen verbinden sich und wollen ihre eigenen Gruppen bilden,
wollen helfen, das Projekt sichtbarer zu machen, lokale Politiker
bitten um Hilfe und Ideen und wir sind eingeladen, an einer
langfristigen Kampagne teilzunehmen, die zunächst in 23 Bezirken in
Dänemark stattfinden wird.

Aber ich muss auch sagen, dass unser Projekt in dieser Phase sehr
pragmatisch ist, da die Umweltsituation außer Kontrolle geraten ist.
Die Säuberung, die wir durchführen, muss getan werden, weil kein
privates Unternehmen oder die Regierung in der Lage ist, sie zu lösen,
egal was sie uns erzählen. Und ich weiß das, denn in den letzten zehn
Monaten, seit das Projekt angefangen hat, haben wir auf einer kleinen
Fläche etwa 12.000 Kilo Müll entsorgt, der eigentlich von anderen
hätte entsorgt werden sollen. 12.000 Kilo in 300 Tagen, das einer
Sammlung von 28 Gramm pro Minute entspricht, oder das Äquivalent von
106 getrockneten Zigarettenkippen oder sechs "Verpackungen". Jede
Minute, 24 Stunden täglich in 300 Tagen.

Die Säuberungsaktionen, die wir jede Woche durchführen, zielen darauf
ab, mehr und mehr Bewusstsein für die Probleme zu schaffen, so dass
Unternehmen, Politiker, Geschäfte, Medien und Einzelpersonen ein
anderes Verhalten entwickeln, das hoffentlich die Produktion und den
Kauf von Plastik und anderen chemischen Produkte reduziert, die weder
recycelt noch wiederverwertet werden können.

In Zukunft hoffen wir, dass die produzierenden Unternehmen
Informationen schaffen werden, die den Verbrauchern auf sehr ehrliche
Weise sagen, wofür ihre Produkt nützlich sind, was auch die
Information über das Verpackungsprodukt beinhalten sollte. Aber vor
allem sollte eine neue "Produktions-Mentalität" entstehen, die
Naturprodukte beinhaltet und Plastik nachhaltiger nutzt, damit die
Verbraucher es nicht einfach wegwerfen, ohne von der Qualität zu
wissen.

Aber das wichtigste Thema ist, die Politiker und die Unternehmen davon
abzuhalten, politische und finanzielle Interessen gegenüber der Natur
zu verfolgen. Sie besitzen einen Scheiß. Unser Planet ist schon viel
zu lange der Spekulation und Machtinteressen seiner Ressourcen
ausgeliefert. Aber bevor sie es verstehen, werden wir weiter säubern,
neue Gruppen bilden, öffentliche Werbung machen und wenn uns jemand zu
einem Interview in kommerziellen Medien einlädt, dann kommen wir und
sprechen darüber.

3. In vielen Städten der Welt finden derzeit Klimaschutzkampagnen
statt. Vor allem die jüngere Generation engagiert sich für den
Klimaschutz. Sie sagen: "Wir werden die Opfer des Klimawandels sein
und für die Fehler früherer Generationen bezahlen". Wie siehst du
diese Entwicklung? Was hältst du von der Anschuldigung an "unsere"
Generation?

Ich glaube, dass wir alle Opfer sind, aber natürlich die Jungen mehr,
weil sie eine längere Zukunft haben als ältere Menschen wie ich. Das
Hauptproblem ist, dass einige wenige Menschen "die Realität"
ignorieren, weil sie ein politisches und wirtschaftliches Ziel
gegenüber der Natur verfolgen. Die Natur selbst versteht das nicht.
Die Natur weiß nichts über Demokratie, Herrschaft und kümmert sich
nicht um BNP, Trump und Profit.

Vor mehr als 30 Jahren fiel die Mauer in Berlin. Die Mauer, die jetzt
fallen muss, ist global und unsichtbarer, weil sie eine Mauer aus
Angst und Misstrauen ist, die auseinanderbrechen muss. Meine
Generation muss verstehen, zugestehen und durch soziales Handeln der
jüngeren Generation zeigen, dass wir uns auch um unsere gemeinsame
Zukunft sorgen. Ich mache mir große Sorgen um die globale Situation,
aber es macht mich auch glücklich zu sehen, dass Jugendliche auf der
ganzen Welt beginnen, sozialen Protest gegen den etablierten
Machtbereich zu erheben. Das ist ein sehr gutes Signal für alle. Aber
ich sehe auch, dass meine Generation beginnt sich selbst zu
mobilisieren; in unserer Gruppe gibt es viele "Alte".

Um die Veränderungen sowohl lokal als auch global zu unterstützen,
brauchen wir natürlich die Wissenschaft und die Medien, um sehr klar
über die Probleme zu kommunizieren, aber von der Agenda der Natur und
nicht von politischem und wirtschaftlichem Interesse. Die 24
COP-Sitzungen zeigen wirklich, dass die Politiker keine Ideen und
keine Absicht haben, die Probleme zu lösen. Meiner Meinung nach können
sie nur durch ein weltweites soziales menschliches Handeln gelöst
werden, unabhängig vom Alter, vom Sozialeinkommen und von den
täglichen Lebensbedingungen, die wir uns ausgesucht haben.

4. Viele Menschen haben Ängste und wenig Hoffnung, dass sich die
Natur erholen wird. In den Medien gibt es meist negative Berichte
darüber. Wie gehst du damit um? Was tust du, um die Energie und
Hoffnung zu haben, dieses Projekt zu realisieren?

Ich könnte eine lange Geschichte über deine Fragen schreiben. Aber es
könnte sehr langweilig enden. Als ich anfing, entschied ich mich für
ein paar Dinge; ein Thema war, mich nicht mit dem Gefühl der "Schuld"
zu bewegen, ich fühlte eine starke Kohärenz, verantwortlich zu sein
und viele Wege für andere Menschen zu öffnen. Das ermutigte mich. Dass
das Projekt eine menschliche und friedliche Note hat, was bedeutet,
dass es mit einer offenen Kommunikation, gemeinsam etwas bewegen,
verändert den Blick von anderen Menschen ... und was auch wichtig ist,
keine persönliche und soziale Medienkonfrontation, egal was passiert.
Wenn jemand nicht mag, was wir tun, dann mag er wahrscheinlich etwas
anderes. Persönlich, wenn ich eine Säuberungsaktion durchführe, danke
ich unserer Natur und unserem Planeten und ich entschuldige mich für
das Leben, das ich zerstören muss, wenn ich mich auf meinen Knien
zwischen den Büschen und auf dem Boden bewege, um Plastik zu
entfernen.

In diesem Jahr werden wir wahrscheinlich damit beginnen, uns im Freien
zu entspannen, verschiedene Meditationen, Pilgerwanderungen
durchzuführen und uns zum Grillen zu treffen, denn bald ist es Sommer.

5. Was willst du den Menschen sagen, was wünschst du ihnen? Und was
können die Menschen tun?

In unserem täglichen Leben können wir viele Dinge tun. Oftmals nennen
wir es "die kleinen Dinge". Aber die Wahrheit ist, dass "die kleinen
Dinge" immer etwas Großes schaffen können. Ein Samen ist sehr klein;
und schau, wie wunderschön sich Blumen aus diesen kleinen Teilchen
entwickeln können. Und wir sind sogar fasziniert und kaufen viele
Blumen für unsere Lieben.

Einige "kleine" Ideen im Alltag könnten sein: "Plastik nur dann zu
kaufen, wenn du weißt, dass du es nachhaltig nutzen wirst", "kaufe
kein Wasser aus Plastikflaschen", "bring dein eigenes To-Go-Zubehör
mit, wenn du Kaffee kaufen oder Essen mitnehmen willst", "bring deinen
eigenen Aschenbecher mit, falls du weißt, dass du keinen öffentlichen
findest".

Triff deine persönliche Entscheidung für den Rest deines Lebens und
wirf niemals Müll dorthin, wo er nicht hingehört.

Und natürlich sollten Menschen mit unterschiedlichen Kenntnissen durch
Ausbildung oder dem autodidaktisch Erlernten, die wissen, wie man die
Produktion verändert, wie man das Verhalten ändert, wie man
wiederverwertet etc. aufstehen, um den Weg in eine neue und offene
Zukunft einzuschlagen.

Ein anderer Wunsch könnte sein: "Nimm die Ohrstöpsel heraus und
vergiss Apps, Spiele und verbringe ein paar Stunden in der Woche mit
Freunden und Familie und wo du dich als Teil von Mutter Erde und der
Menschheit fühlst. Es könnte eine Reinigung und eine Meditation
beinhalten, um die Hoffnung auf die Zukunft für sich selbst und für
andere zu empfinden.

Und schließlich lehne ich mich an eine Aussage von einem großen
humanistischen Aktivisten, Silo. Er schrieb einmal: "Hier ist die
Freude, hier ist die Liebe zum Körper, zur Natur, zur Menschheit und
zum Geist."

@NatureSays#Metoo

@naturesays#metoo3


Über die Autorin
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STANDPUNKT/1089: Under Pressure - Wie internationale Konzerne unsere Umweltregulierung fest im Griff haben (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Under Pressure

Wie internationale Konzerne unsere Umweltregulierung fest im Griff
haben

von Nelly Grotefendt und Alessa Hartmann



Eine neue Studie(1) zivilgesellschaftlicher Organisationen nimmt
die Auswirkungen von Konzernklagen auf Umweltgesetzgebung unter die
Lupe. Dieser Mechanismus sichert Konzernen durch Handels- und
Investitionsabkommen weitreichende Sonderrechte. Sie ermöglicht es
ihnen, Regierungen auf hohen Schadensersatz zu verklagen, wenn diese
Regulierungen erlassen, die den Profit des Konzerns bedrohen. Seit der
Debatte um das transatlantische Abkommen EU-USA (TTIP) rückte der
Mechanismus mit seinen Sonderrechten ins Licht der Öffentlichkeit.
Widerstand formierte sich nicht nur aus den Reihen der
Zivilgesellschaft.


Anfang September 2018 wurde bekannt, dass das französische
Gesetz 'Hulot', benannt nach dem ehemaligen französischen
Umweltminister, empfindlich abgeschwächt worden war. Frankreich hatte
versucht, den Abbau von klimaschädlichem Kohlenwasserstoffvorkommen
(beispielsweise Erdgas oder Erdöl) zu verbieten. Durch erfolgreichen
Druck der Industrielobby wurde das Gesetz allerdings im letzten Moment
gezähmt und erlaubt nun eine Schonfrist bis 2040. Bemerkenswert ist
daran, dass die Androhung einer Investor-Staat-Klage, auch ISDS
genannt, des kanadischen Unternehmens Vermilion, den Ausschlag für die
Abschwächung des geplanten Gesetzes gegeben haben könnte. Dies zeigt
den enormen Druck auf Regierungen und ihre Regulierungsapparate durch
transnationale Unternehmen. Umweltschutz ist und bleibt für
Unternehmen freiwillig.

Schmelzende Gletscher vs. Konzernprofite

Der Handlungsdruck ist omnipräsent und wird sowohl von Regierungen,
internationalen Institutionen, Medien als auch von der
Zivilgesellschaft und Wissenschaft begleitet und diskutiert: Die
schmelzende Arktis, zurückgehende Gletscher, zunehmende
Meeresverschmutzung und ein massiver Rückgang der biologischen
Vielfalt erfordern sofortiges Handeln. Doch nach Einschätzung der
Zivilgesellschaft ist die aktuelle Handels- und Umweltpolitik
überhaupt nicht dazu gemacht, sich im Sinne von mehr Nachhaltigkeit zu
verstärken.

Ungehinderte Geschäfte

Weltweit profitieren Konzerne meist von schwacher Umweltgesetzgebung -
insbesondere, wenn es um naturschädigende Geschäftsmodelle geht, wie
u. a. den Rohstoffabbau. Konzernklagerechte (ISDS) haben sich dabei
als nützliches Instrument etabliert. Sie erlauben es, international
tätigen Konzernen, gesetzlich bindende und somit auch rechtlich
einforderungsfähige Regulierungen anzugreifen, zu schwächen und teils
auch zu unterwandern. Besonders in den Sektoren Bergbau und
Elektrizität/Gas steigen die Klagen seit den 2000er Jahren massiv an.
Von den bekannten 904 ISDS-Fällen kommen 383 Fälle aus den Bereichen
Landwirtschaft, Bergbau, Elektrizität/Gas oder Wassermanagement.

Dabei führen erfolgreiche Klagen oder auch nur die Androhung einer
Klage dazu, dass bestehende Regulierungen abgeschwächt werden oder
ganz verschwinden, und Konzerne somit weiter ungehindert ihrem
Geschäftsmodell nachgehen können. Und: was für den Umweltschutz gilt,
gilt auch für die Bereiche Menschenrechte, Gesundheitsschutz,
ArbeitnehmerInnenrechte oder VerbraucherInnenschutz. Die Liste der
schwachen, aber wünschenswerten Regulierungen ist lang - der Gegner
noch mächtig.

Wie steht's um ISDS?

Das System der Konzernklagerechte ist spätestens seit TTIP massiv in
der Kritik und die Kommission der Europäischen Union (EU) versucht
seither verschiedenste Strategien, um das System zu re-legitimieren.
Diese reichen von einer Umbenennung des Fachterminus über prozedurale
Verbesserungen, wie etwa einer festen Liste von SchiedsrichterInnen,
damit diese nicht mehr vom Konzern selbst ausgewählt werden können,
bis hin zu massiver Expansion. So ist das neueste Traumprojekt ein
globaler Gerichtshof für Konzerne. Doch auch der Widerstand ist
ungebrochen. Seit Mitte Januar dieses Jahres sammeln KritikerInnen
europaweit Unterschriften gegen diesen Mechanismus, und zwar sehr
erfolgreich: 500.000 sind es bereits, Tendenz steigend. Auch
Oppositions- und in Teilen selbst Regierungsparteien, aber ebenso
Verbände wie der Deutsche Richterbund positionieren sich gegen
Konzernklagerechte und schließen sich so dem gesellschaftlichen
Widerstand an. Somit setzen sie alle ein klares Zeichen, dass es an
der Zeit ist, das Ende der Konzernklagen einzuläuten und stattdessen
auf verbindliche, einforderbare Menschenrechte zu setzen.

Nelly Grotefendt ist Referentin für Politik beim Forum
Umwelt und Entwicklung.

Alessa Hartmann ist Referentin für Handels- und
Investitionspolitik bei PowerShift.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.


(1) Under Pressure: Mit Konzernklagen gegen Umweltschutz.

https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2019/01/Under-Pressure-Mit-Konzernklagen-gegen-Umweltschutz-web.pdf
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AKTIONSTAGE/996: Von A wie Amsel, bis Z wie Zilpzalp - 15. Stunde der Gartenvögel, 10.-12.5. (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 29. April 2019

Von A wie Amsel, bis Z wie Zilpzalp - NABU ruft zur großen
Vogelzählung auf

NABU ruft zur 15. Stunde der Gartenvögel vom 10. bis 12. Mai auf



Neumünster - Weniger Insekten gleich weniger Vögel? Das will der NABU
genauer wissen! Bei der 15. "Stunde der Gartenvögel" werden
deutschlandweit Vögel in Gärten, Grünanlagen und Parks erfasst. Die
diesjährige Zählung findet am zweiten Maiwochenende vom 10. bis zum
12. Mai statt. "Viele Menschen haben den Eindruck, dass sie nicht mehr
so viele Vögel im Garten haben wie früher", sagt NABU-Geschäftsführer
Ingo Ludwichowski. "Gerade dann lohnt es sich, eine Stunde genauer hin
zu schauen, wer im eigenen Garten eigentlich so unterwegs ist."

Die NABU "Stunde der Gartenvögel" geht inzwischen in ihr 15. Jahr und
erfreut sich großer Beliebtheit in der Bevölkerung. Ziel der Aktion
ist es, ein deutschlandweites und möglichst genaues Bild von der
Vogelwelt in unseren Städten und Dörfern zu erhalten. Dabei geht es
nicht um eine vollständige Erfassung aller Vögel, sondern darum,
Veränderungen der Vogelbestände festzustellen. Die Daten aus dem
letzten Jahr sorgten unter den Vogelexperten allerdings für Besorgnis.
"Viele Gartenvogelarten wiesen 2018 niedrigere Werte als im
langjährigen Schnitt auf", so Ludwichowski. "Dabei traf es nicht bloß
seltene Arten, sondern vor allem die eigentlich häufigen wie
Kohlmeise, Blaumeise, Grünfink, Buchfink und Hausrotschwanz." In
Schleswig-Holstein wurden mit 38,5 Vögeln je Garten immer noch
deutlich mehr Vögel gezählt als bundesweit mit 33,8 Vögeln. Sieben der
15 häufigsten Gartenvogelarten wiesen bundesweit den niedrigsten
jemals pro Garten gemessenen Wert auf. Nur vier Arten wurden in den
üblichen Mengen gesichtet. Ob sich dies als Trend verfestigt, oder es
nur einen Ausreißer darstellt, ist eine der spannenden Fragen.

Jedes Jahr hat seine ganz eigene Kombination von Faktoren, die sich
auf die Vogelwelt auswirken. Wetterereignisse, Krankheiten, Änderungen
in der Bewirtschaftung von Flächen und die Verfügbarkeit von Futter
wechseln von Jahr zu Jahr und können großen Einfluss auf den
Bruterfolg und die Überlebenschancen der einzelnen Vogelarten haben.
Daher kann eine seriöse Bewertung der Bestandsentwicklungen erst über
den langjährigen Vergleich der seit 2005 gesammelten Daten erfolgen.
"Die Angaben, die wir hierfür von all den Freiwilligen über die
"Stunde der Gartenvögel" bekommen, sind für den Naturschutz
unbezahlbar.", erklärt Ludwichowski. "Je genauer wir über die
Entwicklung bei den verschiedenen Vogelarten Bescheid wissen, desto
besser kann sich der NABU für sie stark machen."

Im vergangenen Jahr hatten bundesweit fast 57.000 Vogelfreunde bei der
Stunde der Gartenvögel mitgemacht und aus über 37.000 Gärten insgesamt
über 1.2 Millionen Vögel gemeldet. In Schleswig-Holstein wurden in
1.807 Gärten 69.432 Vögel gezählt. 2.785 Vogelfreunde haben dort Vögel
erfasst. Gemeinsam mit der Schwesteraktion, der "Stunde der
Wintervögel", handelt es sich damit um Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmachaktion.

Und so funktioniert die Teilnahme: Von einem ruhigen Plätzchen im
Garten oder vom Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die höchste
Zahl notiert, die im Laufe einer Stunde gleichzeitig entdeckt werden
kann. Die Beobachtungen können per Post, Telefon - kostenlose
Rufnummer am 11. Mai, von 10 bis 18 Uhr: 0800-1157115 - oder einfach
im Internet unter www.stundedergartenvoegel.de gemeldet werden.
Meldeschluss ist der 20. Mai. Aktuelle Zwischenstände und erste
Ergebnisse sind ab dem ersten Zähltag auf www.stundedergartenvoegel.de
abrufbar und können mit vergangenen Jahren verglichen werden.
Interaktive Karten stellen dar, wie sich eine Vogelart bundesweit, in
Schleswig-Holstein oder in einem Kreis entwickelt hat.

Für kleine Vogelexperten hat die Naturschutzjugend NAJU die
"Schulstunde der Gartenvögel" (6. bis 10. Mai) ins Leben gerufen. Ein
großes NAJU-Aktionspaket versorgt teilnehmende Gruppen und Klassen mit
Zählkarten, einem "Vogelbuch für die Hosentasche" für jedes Kind,
einem NAJU-Poster, auf dem Kinder die häufigsten Vogelarten in
Deutschlands Gärten und ihre Besonderheiten kennenlernen, sowie einem
Begleitheft. Hierin finden Gruppenleiter, Lehrer und Erzieher die
Anleitung für eine Gartenvogel-Rallye mit spannenden Wissens- und
Spielstationen, die mit wenig Aufwand überall im Freien durchgeführt
werden können. Das Aktionspaket kann im NABU-Shop bestellt werden:
www.NABU-Shop.de. Weitere Informationen gibt es unter www.NAJU.de/sdg

weitere Informationen

http://www.gartenvoegel-sh.de
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KURSUS/1255: Unna - Kreative Malwerkstatt, 7 Termine ab 8. Mai 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Malkurs in der Josef-Reding-Schule



Kreisstadt Unna. Am Mittwoch, 8. Mai 2019, startet wieder die
"kreative Malwerkstatt in Holzwickede" mit der Kursleiterin Ilka
Breker. Der Kurs findet immer mittwochs abends in der 
Josef-Reding-Schule statt.

In ungezwungener aber professioneller Umgebung können sich die
Teilnehmenden in die grundlegenden Techniken der Malerei einarbeiten.
Mit unterschiedlichen Malmitteln kann gezeichnet, gemalt und
reliefartig gearbeitet werden - die Freude an kreativen
Malkompositionen steht im Vordergrund. Wer bereits über Fertigkeiten
und Kenntnisse verfügt, erhält in der kreativen Malwerkstatt neue
Impulse.

Die Gebühr für sieben Kurstermine beträgt 57 Euro (ermäßigt 38 Euro).
Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713 und 
-714 oder online unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:
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SPIELE/427: Lippstadt - Elfer raus, Rummikub, Schach & Co. für Senioren am 6. Mai 2019


Stadt Lippstadt

Elfer raus, Rummikub, Schach und Co. in der Stadtbücherei

Spielenachmittag für Senioren am kommenden Montag



Lippstadt. "Es darf gespielt werden" heißt es auch im Mai wieder in
der Thomas-Valentin-Stadtbücherei. Am Montag, 06. Mai 2019, von 15 Uhr
bis 16.30 Uhr besteht dort beim Spielenachmittag für Senioren wieder
die Möglichkeit, in gemütlicher Atmosphäre gemeinsam zu würfeln,
Karten oder Schach zu spielen und sich zu unterhalten.

Neben altbewährten Klassikern wie "Rummikub" und "Elfer raus" werden
weitere seniorengerechte Spiele angeboten. Gerne dürfen auch eigene
Spiele mitgebracht werden.

Die Teilnahme ist kostenlos, aus organisatorischen Gründen ist eine
Anmeldung unter 02941/980-240 jedoch erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019
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